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Vorwort. 

Jiinige Worte über Entstehung und Zweck des Werkes, 
dessen ersten Theil ich hiemit der Oeffentlichkeit übergebe, 
werden zur Rechtfertigung und zum Yerständniss desselben 
beitragen. 

Den ursprünglichen Antrieb, mich eingehender mit der 
Lehre yom Bundesstaate zu beschäftigen , gab die sich mir 
aufdrängende Wahrnehmung, dass die herrschende, namentlich 
von Tocqueville begründete, von Waitz ausgebildete 
Theorie des Bundesstaates mit dem Wesen des Staates sowohl 
als des Bundes unvereinbar sei. Bei genauerer Prüfung 
stellte sich immer fester die Ueberzeugung : indem die bisher 
massgebende Ansicht den Grundgedanken des Bundesstaates 
findet in einer Theilung der staatlichen Aufgaben und Rechte 
zwischen Gesammtstaat und Partikularstaaten, wird eben 
damit die begrififsmässige Universalität des Staatszwecks und 
die nothwendige Einheit und Untheilbarkeit der Staatsgewalt 
preisgegeben ; indem sie behauptet, dass der Gesammtstaat, 
von den Einzelstaaten durchaus unabhängig, nur auf dem 
Gesammtvolke ruhe, wird die Bundeseigenschaft des Ge- 
sammtstaats geleugnet; die allseitige consequente Durchfüh- 
rung dieser Theorie von dem Nebeneinanderbestehen zweier 
sachlich und persönlich getrennter Souveränitäten bei dem- 
selben Volke müsste zu einer völligen Zerreissung des Staats- 
lebens führen. Das Studium der wirklichen Bundesverfas- 
sungen zeigte, dass iu der That keine derselben eine solche 
Trennung und Nebenordnung anerkennt, sondern dass über- 
all, auch in den republikanischen Bundesstaaten, zwischen 
der Gesammtheit und ihren Organen einerseits, den Einzel- 
staaten und deren Organen andererseits zahlreiche Berüh- 
y rungen und gegenseitige Einwirkungen stattfinden, welche 
^ von dem Standpunkte der bisherigen Theorie nicht oder nur 
r> ungenügend erklärt werden können. Bedeutsame geschicht- 
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IV Vorwort. 

liehe Vorgänge im Norddeutsehen Bunde, in der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft, in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika belehrten mich zugleich, dass eine mit den 
Principien der heiTSchenden Lehre unverträgliche Befugniss 
der Centralgewalt, selbst ihre verfassungsmässig begränzte 
Competenz dem Bedürfniss gemäss zu erweitem, unentbehr- 
lich sei für jeden Bundesstaat. 

Schon hatten sich aus diesen Erwägungen die Grund- 
züge meiner eigenen Auffassung gebildet, als meine Studien 
über den Bundesstaat einen frischen Impuls erhielten durch 
die Vollendung unseres Deutschen Gemeinwesens. Für die 
Deutsche Staats- und Rechtswissenschaft war mir, nach der 
Neugründung des Deutschen Eeiches, kein wichtigerer Gegen- 
stand denkbar als das Reichsstaatsrecht, in welchem unsere 
gesammte Rechtsordnung gipfelt und durch dessen Einwir- 
kung unser ganzes Volksleben einer tiefgreifenden, heilsamen 
Erneuerung entgegengeht. Fast einmüthig und mit vollem 
Rechte haben die Deutschen Publicisten als den juristischen 
Grundcharakter der neuen Deutschen Gesammtverfassung, 
welcher für jede wissenschaftliche Erkenntniss und Darstel- 
lung derselben massgebend sein müsse, die bundesstaatliche 
Einigung bezeichnet. So hat der Begriff des Bundesstaats 
für uns die unmittelbarste und umfassendste Bedeutung er- 
langt. Immer stärker und deutlicher aber hat sich anderer- 
seits die Unfähigkeit der herrschenden Theorie bekundet, von 
ihren Lehrsätzen aus die Bestimmungen der neuen bundes- 
staatlichen Ordnung zu erklären; ihre Vertreter sahen sich 
genöthigt zu den mannichfachsten Modifikationen und Ab- 
schwächungen, durch welche sie ihren inneren Halt und 
Zusammenhang verlor ; vollends erschüttert wurde sie durch 
einzelne principielle, auf die Natur des Staates gegründete 
Angriffe; kein irgend annehmbarer Ersatz jedoch trat an 
ihre Stelle. Um so dringender und lohnender erscheint 
gegenwärtig die Aufgabe, eine dem Wesen des Staates wie 
den wirklichen Gestaltungen entsprechende Construktion des 
Bundesstaates in sorgfältiger Arbeit zu entwerfen. Eine 
solche Untersuchung über eine der complicirtesten Formen 
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menschlichen Zasammenlebens wird, bei richtiger Methode, 
auch fttr die Erfassung der Staatsidee Überhaupt wichtige 
Gesichtspunkte ergeben; sie wird besonders fruchtbar sein 
für die seit Puffendorf nicht wieder ausführlich im Zu- 
sammenhang behandelte Lehre von den Staatenyerbindungen 
und Staatenvereinen. 

Zur rechten Erkenntniss der Natur und Bedeutung des 
Bundesstaates durchzudringen war aber nur möglich auf 
Grund einer sicheren Orientirung über Ursprung und Fort- 
bildung des wissenschaftlichen Begriffes ; werthvoUe Anregung 
und Httlfe insbesondere zur näheren Feststellung ubd Beleuch- 
tung der einzelnen Erfordernisse, Merkmale, Consequenzen 
durfte ich hoffen selbst von den mehr gelegentlich geäusserten 
und bisher weniger beachteten Gedanken über jene eigen- 
thttmliche Art politischer Organisation. Diese dogmenge- 
schichtlichen Forschungen haben einen über meine Erwar- 
tungen hinausgehenden Umfang gewonnen, aber auch zu kaum 
erwarteten bedeutenden Resultaten geführt. Vor Allem hat 
sich gezeigt, ^ass der in Deutschland während der beiden 
letzten Jahrzehnte ausgebildeten und zur Herrschaft gelangten 
Theorie eine andere, durch eine Reihe hervorragender Deut- 
scher Publicisten vertretene, vorangegangen war, welche, 
wenngleich nicht in erschöpfender Weise begründet und nicht 
allseitig entwickelt, doch ihrem inneren Kerne nach der Wahr- 
heit näher gekommen ist und viele einzelne scharfsinnige und 
gehaltvolle Sätze aufgestellt hat. Im engsten Zusammenhang 
mit diesem Nachweis steht die Constatirung der Thatsache, 
dass die Deutsche Wissenschaft den Begriff des Bundesstaates 
nicht ursprünglich der Nordamerikanischen Union und deren 
Gegensatze zu der früheren Conföderation der Nordameri- 
kanischen Colonieen entnommen, sondern dass sie denselben 
geschöpft hat aus der durch den Westphälischen Frieden 
bestimmten Gestaltung des alten Deutschen Reiches, und dass 
auch auf die späteren Entwickelungsstadien der Deutschen 
Lehre bis zur Gegenwart die Umwandelungen der Deutschen 
Gesammtverfassung fortdauernd den erheblichsten, ja bis zum 
Jahre 1848 beinahe ausschliesslichen Einfluss geübt haben. 



VI Vorwort 

In der. Geschichte der Lehre Yom Bundesstaate spiegelt sich 
die Deutsche Verfassungsgeschichte der Neuzeit. Die Ein- 
sicht, dass das ehemalige Deutsche Reich die ursprüngliche 
Basis gebildet hat für den Bundesstaatsbegriff, muss zudem 
gerade für die wissenschaftliche Beurtheilung der Institutionen 
des neuen Deutschen Reiches und namentlich ihrer Abwei- 
chungen Yon den modernen republikanischen Bundesstaaten 
in hohem Masse förderlich sein; sie wird insbesondere wesent- 
lich dazu beitragen, die Unhaltbarkeit des yon der neueren 
Theorie behaupteten principiellen Unterschiedes zwischen Bun- 
desstaat und Staatenreich darzuthun. Ich darf deshalb wohl 
die Hoffnung aussprechen, dass die hier zum ersten Mal ge- 
botene detaillirte Darstellung der Geschichte der Lehre vom 
Bundesstaate als ein nothwendiger und nützlicher Bestandtheil 
einer Monographie über den Bundesstaat werde anerkannt 
werden. Jede Ergänzung und Berichtigung dieses Versuches 
werde ich dankbar entgegennehmen. 

Der zweite Theil meiner Arbeit, welcher die Begründung 
meiner eigenen Theorie aus dem Wesen des Staates und die 
Ausführung und Erprobung derselben an der Hand der wirk- 
lichen Bundesstaatsverfas^ungen enthalten wird, ist im Manu- 
skript weit fortgeschritten und wird yoraussichtlich während 
des nächsten Sommers erscheinen. 

Lebhaft bedauere ich, dass ich die interessante Studie 
yon Albert Hänel über die yertragsmässigen Elemente der 
Deutschen Reichsverfassung in der jetzt veröffentlichten Ab- 
theilung nicht mehr habe berücksichtigen können. HäneTs 
Polemik gegen die herrschende Lehre vom Bundesstaate wie 
gegen den Umsturzversuch Seydel's hat mich aber nur 
bestärkt in der Ueberzeugung von der Zeitgemässheit einer 
neuen umfassenden Untersuchung über den Bundesstaat, wäh- 
rend die von ihm selbst gegebenen, nach meinem Ermessen 
wenigstens in einem Hauptpunkte fehlgehenden, Andeutungen 
einer Construktion des Bundesstaates dieses Bedürfhiss zu 
befriedigen nicht vermögen. 
Heidelberg, im Januar 1874. 

Der Verfasser. 
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§ 1. 

Einleitender üeberblick. 

nie vielfach auch die neuere staatswissenschaftliche 
Literatur den Begriff und das Wesen des Bundesstaates erör- 
tert hat, so ist doch von Niemandem in umfassender Weise 
ein ^Versuch gemacht worden, die verschiedenen, weit aus- 
einandergehenden Auffassungen dieser hochwichtigen und 
schwer zu analysirenden Staatsform übersichtlich zusammen- 
zustellen * ; noch weniger hat bisher die Entstehung und Fort- 
bildung der Lehre eine erschöpfende Darlegung gefunden. 
Bis zu der jüngsten Zeit hinab begnügte man sich allgemein 
mit der Annahme, dass die Unterscheidung der beiden Be- 
griffe „Staatenbund" und „Bundesstaat" der Deutschen Wis- 
senschaft angehöre, aber veranlasst sei durch die in Nord- 
amerika seit dem Abfall der Colonieen von England einge- 
tretenen realen Gestaltungen , und dass auch für die weitere 
Ausbildung der Theorie vom Bundesstaate das Amerikanische 
Vorbild, zumeist durch Vermittelung Tocqueville's, wesent- 
lich bestimmend gewesen sei 2. Erst vor Kurzem ist der 



< Nur eine kritische Beleuchtung einiger Ansichten geben : Welcker 
im Staats -Lexikon (1. Auflage. Band. 3 S. 106—112); Waitz in sei- 
ner Abhandlung über das Wesen des Bundesstaates an verschiedeneft 
Stellen (vgl. insbesondere seine „GrundzQge der Politik nebst einzelnen 
Ausführungen" S. 151 — 155) ; G. Meyer, Grundzüge des Norddeutschen 
Bundesrechtes , §§ 2 u. 3. — Verhältnissmässig reiche Literaturangaben 
finden sich bei H. A. Zachariae, Deutsches Staats- und Bundesrecht, 
3. Aufl. Bd. 1 S. 96—97. 

2 Vergl. namentlich die Aeusserungen von Stahl, Die Deutsche 

1* 



4 § 1. Einleitender Ueberblick. 

bedeutende Einfluss hervorgehoben worden, welchen die 
Opposition gegen die im Jahre 1815 geschaffenen staaten- 
btindischen Verfassungen Deutschlands und der Schweiz auf 
die Untersuchungen über das Wesen des Bundesstaates aus- 
geübt habe ^ ; eine wenig bekannt gewordene Schrift hat auch 
darauf hingewiesen, dass unmittelbar nach dem Ende des 
alten Deutschen Reiches und nach der Gründung des Rhein- 
bundes und in engem Zusammenhange mit diesen Vorgängen 
die Ausdrücke „Staatenbund" und „Bundesstaat" • aufgetaucht 
seien, ja dass bereits im siebzehnten Jahrhundert bei P u f f en - 
d r f eine Andeutung der Idee des Bundesstaates sich finde ^. 
Unsere Untersuchung wird zeigen, dass den vorliegen- 
den dogmengeschichtlichen Behauptungen insgesammt wenig- 
stens eine relative Richtigkeit zukommt; aber dieselben 
bedürfen, damit ein correctes und vollständiges Bild der 
historischen Entwickelung der Lehre sich darstelle, nicht 
allein der näheren Ausführung und Begründung, sondern 
auch vielfacher Ergänzung und theilweiser Berichtigung. Wir 
werden sehen , dass in der That um die Mitte des siebzehn- 
ten Jahrhunderts, und zwar im Hinblick auf die im West- 
phälischen Frieden festgestellte Ordnung des Deutschen Rei- 
ches, der Gedanke eines in eine Mehrzahl von Staaten sich 
gliedernden Staates eine wissenschaftliche Begiündung erhal- 



Keichsverfassnng u. 8. w. (Berlin 1849) , S. 77 ; R. v. Mohl, Geschichte 
und Literatur der Staatswissenschaften Bd. 1 S. 560; H. Schulze, 
System des deutschen Staatsrechts. Erste Abtheilung , S. 191 Anm. 1 ; 
H. V. Treitschke, Historische und politische Aufsätze, 1. Auflage. 
S. 474—475. (4. Aufl. Bd. 2 S. 112 — 113). — Auch der unlängst ver- 
öffentlichten Kritik des Bundesstaatsbegriffs von M. Seydel (Zeitschr. 
für die gesammte Staatswissenschaft, Jahrgang 1872, S. 185 £(.) liegt 
keine irgend tiefer eindringende historische Forschung zu Grunde; der 
Verfasser scheint sogar von den zahlreichen vor dem Jahre 1848 in der 
Deutschen Literatur hervorgetretenen Erörterungen über Begriff und 
Wesen des Bundesstaates kaum die gewöhnliche Kenntniss zu besitzen. 

3 G. Meyer l. c. S. 8 — 9, und G. Cohn, Quid intersit inter 
confoederadonem civitatum et civitatem confoederatnm ct. (Pars prima, 
Gryphiae 1868), S. 4. 

* G. Cohn 1. c. S. 1 — 3. 
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ten hat, dass aber nichf Samuel von Puffendorf, son- 
dern Ludolph Hugo als Urheber der neuen Lehre 
zu betrachten ist, und dass Puffe ndorf vielmehr gerade 
ihre Verbreitung durch seinen Widerspruch gehemmt hat. 
Von Neuem aufgenommen und zu allgemeinerer Geltung bei 
den Deutschen Staatsrechtslehren! erhoben wurde dieselbe 
ein Jahrhundert später durch Johann Stephan Pütter, 
welcher auch einen bedeutenden Fortschritt anbahnte, indem 
er aufmerksam machte auf die zwiefache mögliche Ent- 
stehungsart eines zusammengesetzten Staates. Die Auflösung 
des* Kelches und die Errichtung des Eheinbundes waren es 
dann vorzüglich , welche das Bewusstsein von dem principiel- 
len Unterschiede des zusammengesetzten Staates und des 
Staatenbundes stärkten und eine schärfere Terminologie her- 
vorriefen ; der Vergleich der bisherigen und der an ihre Stelle 
getretenen Form Deutschen Gemeinwesens liess zugleich als 
die charakteristischen Merkmale des Völkerstaates oder Bun- 
desstaates im Gegensatz zum Staatenbund einen umfassen- 
deren, weil allgemeinen Zweck und eine wirkliche Gewalt 
über die Bundesglieder, respektive ein gemeinschaftliches 
physisches Oberhaupt, annehmen. Der grossen Mehrzahl 
der Gebildeten jedoch und auch der Politiker blieb wenig- 
stens die eigentliche Bedeutung der neuaufgekommenen Aus- 
drücke fremd, und sie verwendeten daher die letzteren in 
den Erörterungen über die nach der Befreiung Deutschlands 
auf dem Wiener Congress vereinbarte Gtesammtverfassung in 
willkürlichster Weise ; die Unklarheit der politischen Wünsche 
und die UnvoUkommenheit der zunächst getroffenen Fest- 
setzungen vermehrten und verlängerten noch diese theore- 
tische Unsicherheit. Erst als das Wesen des Deutschen 
Bandes sich schärfer ausprägte, und als derselbe in immer 
stärkeren Widerspruch zu den nationalen Bedürfnissen und 
Forderungen trat , suchten einige der hervorragendsten poli- 
tischen Denker den Begriff des von ihnen zum politischen 
Programm erhobenen Bundesstaates im Gegensatz zum Staa- 
tenbunde näher zu bestimmen und fanden dessen Merkmale 
vorzugsweise in den Gegensätzen zu den bestehenden Bun- 



6 § 1. Einleitender Ueberblick. 

deseinrichtungen ; ähnliche Zustände führten gleichzeitig in 
der Schweiz zu ähnlichen, wenn auch unvollkommeneren, 
Ergebnisßen. In dem grösseren Umfang der Bundescom- 
petenz, namentlich in der principiellen Ausdehnung dersel- 
ben auch auf die inneren Verhältnisse der Einzelstaaten, 
und in dem unmittelbaren Nexus der Staatenbtirger mit der 
Gentralgewalt sah man demgemäss die wesentlichen Momente 
des Bundesstaates; aus der früheren Theorie bewahrte man 
zugleich die Ansicht von der Unterthanenqualität der Einzel- 
staaten ; die Organisation des Bundesstaates aber suchte man 
möglichst der als Musterverfassung geltenden constitutionel- 
len Monarchie anzupassen. Ihren wissgnschaftlichen Höhe- 
punkt erreichte diese Entwickelungsperiode der Lehre in den 
scharfen, präcisen Sätzen Friedrich' s von Gag er n und 
in den ausführlichen und eingehenden Erörterungen Carl 
Welcker's; den Versuch ihrer praktischen Durchführung 
machten vornehmlich der Siebzehnerentwurf und die von der 
Deutschen Nationalversammlung beschlossene Reichsverfas- 
sung. Aber die politischen Erfahrungen, welche aus den 
Deutschen Bundesreformversuchen der Jahre 1848 — 1850 ent- 
sprangen, im Verein mit der Umgestaltung der Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft , Hessen nicht allein die Fragen der 
Organisation bei weitem mehr hervortreten, sondern lenkten 
auch die Theorie in wesentlich neue Bahnen: einerseits 
erschien nunmehr die Unabhängigkeit der Centralgewalt von 
den Einzelstaaten in ihrer Organisation wie in der Art ihrer 
Wirksamkeit als Erfordemiss des Bundesstaates, anderer- 
seits glaubte man auch den Einzelstaaten eine Sphäre abso- 
luter Selbständigkeit zuerkennen zu müssen. Die so vorbe- 
reitete Annahme der Nothwendigkeit einer strengen Schei- 
dung zwischen der bundesstaatlichen Gesammtgewalt und 
den Einzelstaatsgewalten wurde zu einer Lehre von einer 
durchgreifenden Theilung der Gewalten im Bundesstaate 
gesteigert namentlich durch den Einfluss, welchen die von 
Tocqueville aus der Nordamerikanischen Unions Verfassung 
abgeleitete Doktrin erlangte. In einer epochemachenden Ab- 
handlung unternahm W a i t z darzuthun , das Wesen des Bun- 
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desstaates erfordere , dass der ^Gesammtstaat^ und die Ein- 
zelstaaten je einen Theil der staatlichen Anfgaben und Funktio- 
nen mit völliger Trennung der beiderseitigen Sphären und 
völliger gegenseitiger Unabhängigkeit erftiUten , indem beide 
gleichmässig unmittelbar auf dem Volke ruhten ; - eine Unter- 
werfung der Einzelstaaten unter eine höhere Staatsgewalt 
bestehe nur in dem vom Bundesstaate generisch verschiede- 
nen Staatenreiche. Die von Waitz entwickelte Theorie ge- 
langte allmählich während der beiden letzten Jahrzehnte in 
Deutschland zu weitester Verbreitung und massgebendem 
Ansehen , wenn auch die meisten Deutschen Staatsrechtsleh- 
ren den alten Satz von der Unterordnung der Einzelstaaten 
unter die bundesstaatliche Centralgewalt festhielten; gleich- 
zeitig traten ausserhalb Deutschlands mehrere Schriftsteller, 
tiberwiegend durch To.cqueville's Einwirkung bestimmt, 
mit ähnlichen Ansichten hervor. Bedeutsame Modifikationen 
der vorherrschenden Auffassung sind erst in jüngster Zeit 
veranlasst worden durch den Hinblick auf die Verfassung 
des Norddeutschen Bundes und des neuen Deutschen Reiches : 
die föderative Seite des Bundesstaates wurde nunmehr wie- 
der stärker geltend gemacht , auch das Bedtirfniss , respektive 
die Möglichkeit absoluter Trennung der Zuständigkeitssphä- 
ren der Centralgewalt und der Einzelstaatsgewalten bestrit- 
ten , und namentlich der ersteren die Befugniss , ihre Com- 
petenz je nach dem praktischen Bedürfoiss selbst zu erwei- 
tem, als nothwendig vindicirt. Die durch solche einzelne 
Veränderungen stark erschütterte Lehre von der Theilung der 
Souveränität im Bundesstaate ist endlich, mit besonderem 
Hinweis auf das neue Deutsche Reich, Gegenstand prin- 
cipieller Bekämpfungen geworden , welche aber zugleich ge- 
gen den Bundesstaatsbegriff überhaupt sich richten. 

Schon aus der vorausgesandten kurzen Skizze dürfte 
deutlich erhellen, dass die Theorie des Bundesstaates sich 
nicht in constantem Fortschritt entfaltet hat, sondern sehr 
mannichfachen Wandelungen und Schwankungen unterlegen 
ist. Diese Unstetigkeit wurde, wie sich gleichfalls ergiebt, 
nur in geringerem Masse durch die in der Wissenschaft 
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sich befehdenden grundsätzlichen Eichtungen oder durch die 
geistige Eigenart der Schriftsteller herbeigeführt; vielmehr 
war in erster Linie bestimmend der Einfluss, welchen die 
wechselnden Phasen der politischen Gestaltungen und Be- 
strebungen vor Allem der Deutschen Nation auf unsere Lehre 
übten und, bei deren tiefgreifender Bedeutung flir das ge- 
sammte Leben insbesondere der Deutschen Nation, fast un-r 
ausbleiblich üben mussten^. Die Abhängigkeit auch der 
theoretischen Staatswissenschaft von dem praktischen Staats- 
leben wird kaum durch die Geschichte irgend einer andern 
Lehre so deutlich und stark dargethan. Für uns aber folgt 
aus der bezeichneten Thatsache die Nothwendigkeit , unsere 
dogmengeschichtliche Erörterung zunächst nach den Abschnit- 
ten zu gliedern, welche in der Geschichte der Deutschen 
Gesammtverfassung seit dem Westphälischen Frieden hervor- 
treten; innerhalb dieser Abschnitte werden dann auch die 
übrigen Momente, welche für die verschiedenen Ansichten 
von Einfluss gewesen sind, ihre geeignete Stelle finden. 

Es wird jedoch räthlich sein, vorerst festzustellen, ob 
und inwieweit etwa schon in früherer Zeit Spuren der Idee 
des Bundesstaates sich nachweisen lassen. 



§ 2. 

A. Anklänge an die Idee des Bundesstaates im Alterthum, 
im Mittelalter und im Beginn der Neuzeit. 

Den Gedanken des Bundesstaates oder überhaupt eines 
aus Staaten zusammengesetzten Staates hat weder die antike 
noch die mittelalterliche Staatslehre gefasst ; auch der moder- 



s Dass die älteren, ausschliesslich durch die Deutsche Verfassungs- 
geschichte bestimmten Entwickelungsstufen der Lehre dem allgemeinen 
wissenschaftlichen Bewusstsein in Deutschland fast gänzlich entschwun- 
den sind, erklärt sich wohl vornehmlich aus der seit dem Jahre 1848 
aufgekommenen Unterscheidung zwischen Staatenreich und Bundesstaat, 
welche aUe an das alte Deutsche Reich sich anschliessenden Theorieen 
als gar nicht den Bundesstaat betreffend erscheinen Hess. 
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Den Staatswissenschaft ist er längere Zeit fremd geblieben; 
nnr ganz vereinzelte Anklänge an denselben sind vor der 
Mitte des siebzehnten Jahrhunderts zu finden. 

I. Bandesformen und selbst mehr oder weniger bundes- 
staatliche Bildungen fehlten freilich dem classischen Alter- 
thame keineswegs ^ ; abec diese thatsächlichen Erscheinungen 
waren doch nicht geeignet , auf die Staatslehre der Hellenen 
und Römer bestimmend einzuwirken. Während der Blüthe- 
zeit des Griechischen Staatslebens bildete in den civilisir- 
ten Theilen von Hellas regelmässig jede Stadt mit einem 
kleinen Landgebiete einen Staat für sich; im Vordergrunde 
standen durchaus einzelne besonders mächtige städtische 
Gemeinwesen, welche, wenn sie mit anderen Städten 
dauernde politische Vereinigungen schlössen , dadurch fast 
immer nur ihre Herrschaft leichter zu begründen oder in 
eine mildere Form zu kleiden suchten 2. Von diesen Stadt- 
staaten aber und ganz vornehmlich von den beiden städti- 
schen Hauptstaaten abstrahirten die politischen Denker bis 
anf Aristoteles beinahe ausschliesslich ihre allgemeinen 
staatlichen Begriffe , und selbst jener grosse Kenner der ver- 
schiedensten Verfassungen hat sich in seinen staatlichen 
Grundideen nur selten zu einer vielseitigeren Auffassung 
erhoben : so geht auch ihm das Staatsleben auf in der ein- 



* Ueber die Griechischen Conföderationen , besonders die spä- 
teren, giebt reichhaltige und zuverlässige Auskunft: Freeman, Ui- 
story of Federal Government, Vol. I, 1S63. Die» altitalischen 
Bünde (Lange, Römische Alterthümer , Bd. 1, 2. Aufl., S. 55 u. 67 ff.) 
haben noch keine zusammenf assende • Darstellung gefunden. Ueber die 
höchst interessante Bundesverfassung der Lykier s. Freeman 1. c. 
S. 208 ff. 

2 Das Wesen dieser Scheinbünde zeichnet scharf Polybius, Hi- 
»tor. (ed. Bekker) II , 37 : „IloXXäiv dTitßaXofjtIvojv dv xoU itapeXYjXuftöoi 
^pövoic iitl Taito OüfACpdpov d'^i'^elH IleXoTrovvTjoiou; , O'iSevö« hk xaOix^odai 
&uvT]d^yro( hiä t6 fl.1^^ ttj; r.oivf]? dXeu&epta^ Svexev dXXd t-^^ 
o^exlpa? SuvaaTeia? y.aptv exdoxöu; itoteiaftai tV)v öi:o'jB'/)v . . . ." 
— Eine kurze Ueb ersieht über die Geschichte der Spartanischen 
und Athenischen Symmachieen giebt Schoemann, Griechische 
Alterthümer (1. Aufl.), Bd. 2, S. 92 — 107. 
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zelnen Stadt, welche sich selbst genttgend, mit anderen 
Städten höchstens für einzelne bestimmte Zwecke obligato- 
rische Vertragsverhältnisse eingeht , nicht aber gemeinsamen 
politischen Organisationen sich einordnet. ^ Als dann in der 
Zeit der Makedonischen und Römischen Obmacht ausgedehnte 
und wohlotganisirte Föderationen . die Leitung der Griechi- 
schen Geschicke übernahmen *, hatte die Staatslehre der 
Griechen bereits ihren Höhepunkt tiberschritten. Die herr- 
schenden Philosophenschulen verhielten sich überhaupt dem 
wirklichen Staate gegentiber negativ und scheinen daher die 
neu hervorgetretenen staatlichen Gestaltungen keiner Auf- 
merksamkeit gewürdigt zu haben; aber auch dem scharf- 
blickenden Historiker und Politiker, welcher den Achäischen 
Bund so schön verherrlicht hat, ist, da er an den herge- 
brachten Begriffen festhielt , die Idee des Staatenvereines oder 
gar des Bundesstaates nicht aufgegangen. Polybius sah 
allerdings, dass hier eine über Freundschaft und Bündniss 
hinausreichende politische Gemeinschaft vorliege und erkannte 
ihre Staatsähnlichkeit s; aber der Mangel des Zusammen- 
wohnens innerhalb derselben Stadtmauern schien ihm doch 
die Anwendbarkeit des Begriffes „tuoXic" auszuschliessen, 
und das Verhältniss der Gliederstaaten zur Gesammtheit Hess 
er völlig unbestimmt. ^ 



3 Besonders wichtig sind in dieser Hinsicht die Erörterungen über 
di^ Unterschiede zwischen i:6Xi; und ou[i,(i.a/ta : Polit. III, 9. 

* Mit Recht bezeichnet Freeman (S. 219) die letzten* 150 Jahre 
der Griechischen Unabhängigkeit als die „Federal period of Grecian 
history". 

5 Neben der berühmten Aeusserung Hist. 11, 37 (s. die folgende 
Note) zeugt von dieser Auffassung namentlich der häufige GebrAuch 
der Ausdrücke ,,aufA7roXiTe(a" und ,,(3üfjntoXiT66ea&ai'* in Bezug auf die 
Achäische Gesammtverfassung. (Hist. IV, 25 heisst auch der Aetolische 
Bund jjöüfiiroXiTeta".) Die Worte ,,IOvo«** und ,,o6oT7)[i.a", welche Poly- 
bius gleichfalls zur Bezeichnung der Gesammtheit der Achäer anwen- 
det, haben einen minder bestimmten Sinn. 

ß Hist. II, 37: .... ,,Tota6T7)v xal TTjXixaurrjv Iv toT« xa^' ifjfAa« 
xaipoT« loye TtpoxoTT^jv %al auvTiXeiav toOto t6 [A^po; (Peloponnes) Acre 
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Die Römische Staatswissenschaft war zu unselbständig, 
als dass sie leicht einen den Griechischen Lehrmeistern un- 
bekannten complicirten Begriff gefunden hätte. Sie ent- 
behrte ausserdem jeder unmittelbaren praktischen Veranlas- 
sung zur Aufstellung einer Theorie ttber Sta aten vereine ' ; 
denn die Stadt Rom erweiterte zwar fortwährend den Bereich 
ihres Einflusses und ihrer Herrschaft auf dem Wege der 
Bundesverträge®, aber sie vereinigte niemals ihre zahlrei- 
chen mehr oder weniger abhängigen Bundesgenossen zu einem 
Bundesorganismus®; und das spätere Römische Reich um- 
fasste wohl städtische Gemeinwesen mit ziemlich ausgedehn- 
ter Autonomie*®, aber Hess keine besonderen Staatspersön- 
lichkeiten innerhalb seiner Gränzen bestehen ^^ 



xaX fx^Tpoi; xai vojxiojxacw , rpo; oe toutoi; apyouci ßouXeuxai« SiTtaoraic 
Toic auToTc, xaOöXo'j ^e toOtw [xövo) oiaXXdxxei'^ xoD [xt] fJiias 
TTÖXeoj; Stafteoiv tyeis o^eSöv t-^^v c''j|jL7raaav IleXoTrÖNVTQOov, 
Ttij [Li] TÖv a'jxdv zeptßoXov u^rapyeiv toT? xaxoixoOaiv a'jT-^^v, 
ToXXa V eivai xal xotvig xai xaxa it^Xei; exaaTOt; Taötd xai 7tapa7:Xi?)Oia". — 
Wie wenig der grosse Geschichtschreiber sich das eigentliche Wesen 
des Achäischen Bundes klar zu machen versucht hat, geht namentlich 
daraus hervor, dass er nicht einmal die Gesammtinstitutionen von den 
gleichen oder ähnlichen Institutionen der Einzelstaaten sondert , ebenso 
hinsichtlich der letzteren nicht bemerkt, ob die Uebereinstimmung auf 
Bundesgebot beruhe oder eine freiwillige sei. 

'^ Mit fremden Staatenvereinen kamen freilich die Kömer auch in 
späteren Zekeii wiederholt in Berührung, ja Hessen dieselben unter 
ihrer Botmässigkeit fortbestehen; aber diese Gestaltungen fanden bei 
ihnen natürb'ch nur ein sehr geringes Interesse. 

8 lieber die Kömischen foedera aequa und non aequa : Artikel »Foe- 
dus" (von Kein) in Pauly's Kealencyklopädie Bd. 3 S. 495 ff. , und 
Walter, Geschichte des Kömischen Rechts (3. Aufl.) §94, §§224—232. 

^ Die Körner begründeten nur eine sehr mannichfaltige „association 
des vaincus" (Laurent, Histoire du droit des gens, Bd. 3, S. 62). 

*ö Die Ansicht Kuhn's (Die städtische und bürgerliche Verfassung 
des Komischen Reichs Bd. 1 , S. IX) , dass das Kömische Reich eine 
Föderativrepublik souverainer Staaten gewesen sei, hat schon Cohn, 
1. c. S. 12 mit Recht zurückgewiesen. 

1^ Die popuH liberi et foederati, welche bis zu Ende des dritten 
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n. Die beiden Hauptautoritäten , von denen die mittel- 
alterliche Staatslehre in allen nicht unmittelbar mit der kirch- 
lichen Auffassung zusammenhängenden Fragen sicli leiten 
liess, Aristoteles und das Corpus iuris civilis, gaben 
somit keinen Anhalt für ^Erörterungen über Staaten vereine 
und speciell über Bundesstaaten. Die realen Gestaltungen, 
welche auch in diesem vorzugsweise der abstrakten Speku- 
lation zugewandten Zeitalter auf dem Gebiete der politischen 
Theorieen einen im Ganzen nicht unerheblichen Einfluss 
geäussert haben ^^ , konnten doch die Idee des Bundesstaates 
kaum in das wissenschaftliche Bewusstsein rufen , theils weil 
dieselbe zu unvollkommen oder vollkommener nur in engem 
Kreise verwirklicht wurde, theils aber auch, weil andere 
herrschende Vorstellungen entgegentr5,ten. Das wiederher- 
gestellte Römische Kaiserthum hatte als eine für das Wohl 
der gesammten Christenheit bestimmte Obergewalt über die 
verschiedenen christlichen Völker allerdings eine gewisse 
Aehnlichkeit mit der Centralgewalt eines organisirten Staa- 
tenvereins ; aber während thatsächlich seine Macht eine höchst 
geringe war, betrachtete doch die Theorie, durch die Aus- 
sprüche des Römischen Rechts bestimmt ^^^ ^as „Imperium 
Romanum" als einen einfachen Staat, in welchem die ein- 
zelnen „regna" keinen rechten Platz fanden i^; nur wenige 
herv^orragende Denker, wie Engelbert von Volkersdorf ^^ 



Jahrhunderts n. Chr. vorkommen, galten als externi (1. 7 pr. D. De 
captivis 49, 15). 

12 Vgl. den, im Ufebrigen nicht sehr bedeutenden, Aufsatz F. 
Foerster's über die Staatslehre des Mittelalters (in der Allgemeinen 
Monatsschrift für Wissenschaft und Literatur , Jahrgang 1853), Art. 11. 

13 Das Ueberwiegen des Römischen (heidnischen) Elements in der 
mittelalterlichen Auffassung des Kaiserthums hat richtig hervorgehoben 
Laurent, Histoire du droit des gens Bd. 6 S. 29 u. S. 130 — 134. 

1* S. z. B. die in der Zeitschrift für geschichtliche Rechtswissen- 
schaft Bd. 2 S; 246 ff. abgedruckte Disputation des Ubertus von 
Lampugnano, ,,Utrum omnes Christian! subsunt Romano Imperio^? 

15 Engelberti abbatis Admontensis Liber de Ortu, Progressu et 
Eine imperii Romani (in der Maxima bibliotheca veterum patrum, tomus 
XXV, Lugduni 1577), bes. cap. 15 argum. tertium und cap. 17 in f. 
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und Dante ^^ wiesen dem Kaiser die Realisirung der allge- 
meinen Glückseligkeit oder die Wahrnehmung der allgemei- 
nen und höheren Interessen zu, den Einzelstaaten die Ver- 
wirklichung der Glückseligkeit der einzelnen Völker oder die 
Sorge für deren besondere Interessen , und näherten sich so 
in einer Hauptrichtung dem Gedanken des Bundesstaates. ^^ 
In noch höherem Masse glich die Feudalordnung, welche 
seit dem zehnten und elften Jahrhundert das ganze christ- 
liche Abendland durchdrang, namentlich je mehr sie den 
allgemeinen Staats verband absorbirte und je grösseren Ein- 
fluss die Lehenscurien erlangten, einem organisirten Staa- 
tenvereine und insbesondere einem Bundesstaate; aber das 
Lehenwesen war principiell unstaatlich, und in der Theorie 
hatte das Lehenrecht fortdauernd eine selbständige Stellung 
neben dem auch das Staatsrecht umfassenden Landrechte; 
so lange das Feudalwesen unerschüttert bestand, konnte 
daher nicht leicht aus demselben der Gedanke des Bundes- 
staates erwachsen, i» Die freien Einungen endlich , welche 
seit dem dreizehnten Jahrhundert das Deutsche Reich und 
die angränzenden Länder erfüllten i», waren zum grossen 
Theile Staatenvereinen nahe verwandt, und selbst einzelne 
bundesstaatsähnliche Bildungen traten unter ihnen hervor 20 ; 



*ß Dante, De Monarchia (ed Alessandro Torri , in Livorno 1844), 
Lib. I cap. 16. 

*■' Es ist daher unrichtig, wenn Laurent (1. c. Bd. 6 S. 134 ff.) 
den grossen Florentiner als Vorfechter einer durchaus einheitlichen Uni- 
versalmonarchie darstellt. 

^8 In der mittelalterlichen Staatslehre zeigt sich überhaupt gar keine 
Berücksichtigung des praktisch so überaus wichtigen Lehensverbandes 
(Foerster 1. c. S. 922). 

lö O. Gierke, Das Deutsche Genossenschaftsrecht I, S. 296 ff.; 
n, 8. 835 ff. 

20 Als solche, wenn auch nicht als wahre und ausgebildete Bun- 
desstaaten, betrachte ich namentlich den grossen Rheinischen Städte- 
bund (Gierke I, S. 476 — 481) und die Hansa. Wenn Gierke (I, § 50, 
S. 530 ff.) auch den Bund der Friesischen Seelande und die Schweize- 
rische Eidgenossenschaft als „bundesstaatliche Bildungen^ hinstellt, so 
hat er, wie die begrifflichen Erörterungen in Bd^II 1. c. zeigen, die- 
sen Ausdruck in einer sehr vagen Bedeutung gebraucht. 
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aber ihre Ordnnng war doch eine zu wenig fest ausge- 
prägte und beständige, um einer neuen Theorie als- Aus- 
gangspunkt und Basis zu dienen, auch die Bedeutung der 
einzelnen Verbände zeitlich und räumlich (oder wenigstens 
in einer dieser beiden Beziehungen) eine zu beschränkte, 
um überhaupt die Aufmerksamkeit der in den hohen Re- 
gionen des Imperium Romanum einherschreitendeu Publici- 
sten anzuziehen. 2^ 

in. Als im Beginne der Neuzeit die Staatswissensehaft 
zu frischem Leben erwachte , gründete sie sich zunächst auf 
ein tiefer eindringendes Studium des Alterthums. Sowohl 
diese antike Betrachtungsweise als das seit dem 15. Jahr- 
hundert immer stärker hervortretende Bestreben der einzel- 
nen Europäischen Nationen , sich zu einheitlichen und unab- 
hängigen Staatskörpern abzuschliessen , erhoben den Begriff 
der Souveränität in schärfster Ausprägung zum leitenden 
Princip der gesammten Staatslehre^. Die beiden Föderatio- 
nen, welche eine wichtige Stellung in der europäischen 
Politik gewannen 23, konnten freilich auch von der staats- 



^1 Dass durch das politische Einungswesen die Möglichkeit bun- 
desstaatlicher Gemeinwesen sichtbar wurde, hat Gierke {11, S. 835) 
mit Recht behauptet; dass aber diese Möglichkeit »^erkannf' wurde (II, 
S. 853) , können wir ihm nicht zugeben , und haben seine Auseinan- 
dersetzungen in keiner Weise dargethan, da die theilweise Verwirk- 
lichung eines Begriffs mit dessen Erkenntniss durchaus nicht iden- 
tisch ist. 

22 lieber die Begründung der modernen Souver&nitatslehre durch 
Bodin vergl. insbesondere Bluntschli, Geschichte des allgemeinen 
Staatsrechts, S. 22 ff. Bluntschli legt jedoch, der Aufgabe seines 
Buches gemäss, das Hauptgewicht auf die Bedeutung des Begriffes für 
das innere Staatsleben, während für unsere Erörterung vorzugsweise 
die Anwendung desselben auf die äusseren Staatsyerhältnisse von 
Wichtigkeit ist. 

^ Die Schweizerische Eidgenossenschaft hatte namentlich in der 
zweiten Hälfte des 15. und in den ersten Jahrzehnten des 16. Jahrhun- 
derts die Stellung einer Grossmacht, blieb aber auch später ein sehr 
bedeutendes Glied de^ Europäischen Staatensystems; die junge Union 
der Niederlande war in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts die lei- 
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wissenschaftlichen Theorie nicht völlig ignorirt werden 2*; 
aber die Schweizerische Eidgenossenschaft ebenso wie die 
Vereinigten Niederlande waren aus Bündnissen, resp. Ge- 
sellschaftsverträgen hervorgewachsene lose Staatenbünde : 
man konnte deshalb, ohne sich mit der rechtlichen und 
thatsächlichen Gestaltung in allzu starken Widerspruch zu 
setzen , dieselben als blosse Freundschafts - und Bttndniss- 
Verhältnisse völlig souveräner Einzelstaateij auffassen 2^. Wo 
hingegen in der frühem oder gleichzeitigen Geschichte eine 
einheitlicher organisirte und mit weitreichenden Befugnissen 
ausgestattete Centralgewalt erschien, da glaubte man nur 
die politische Gesammtheit als einen Staat ansehen zu dür- 
fen, nicht auch die einzelnen relativ selbständigen und den 



tende protestantische Macht und das Centrum der gesammten Europäi- 
schen Politik. 

^ Auffallend ist es jedoch, dass Hugo Grotius in seinem be- 
rühmten völkerrechtlichen "Werke, obwohl er die Lehre von den foe- 
dera aequalia und inaequalia mit vielen antiken Beispielen erörtert (De 
Jure Belli ac Facis I, 3, 21 u. 11, 15, 6 u. 7), die Staatenvereine kaum 
mit einigen allgemeinen Worten (I, 3, 7, 2) erwähnt. 

^ Ausführlich entwickelt diese Auffassung der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft („tot esse apud Helvetios Kespublicas, quot civitates''; 
„quam plurimos in eo errore versari, ut Helvetiorum unam putent et 
eandem esse civitatem, cum tamen tredecim Hespublicae finibus et im- 
perio divisae sint''; „viginti Respublicas finibus et imperio divisas, aequo 
foedere in societatem et amicitiam convenisse, legibus tamen et condi- 
tionibus diversis'') Bodinus, De Kepublica Lib. I cap. 7. — In Be- 
zug auf die Vereinigten Niederlande stellt Hugo Orotius in seinem 
Apologeticus (Parisiis 1622), Cap. I den Satz auf: „apud nos vere dici- 
tur sununum Imperium non penes illos esse legatos nationum qui Fede- 
rati proceres dicuntur, sed penes cuiusque nationis primores , quae qui- 
dem nationes ad opem mutuam foedere connectuntur^ ; eine zwiefache 
Souveränität sei undenkbar „quia ea summi natura est ut nihil illud 
non modo superet, sed et exaequet/' Damit stimmt die allgemeine 
Charakteristik der „Staatensysteme'' (De J. B. et F. I, 3, 7, 2} : . . . . 
„etiam accidere potest ut plures civitates arctissimo inter se foedere col- 
ligentur , et faciant ouonr^fjia quoddam, ut Strabo non uno loco loquitur, 
neque tamen singulae desinant statum perfectae civitatis retinere: quod 
tum ab aliis, tum ab Aristotele etiam, notatum est non uno loco". 
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(IcHammtwillen bildenden Theile. ^e Auch das Deutsche Beieh 
wurde daher von denjenigen Schriftstellern, welche indem* 
Hclbon eine über das ^ius foederis ac societatis" hinaus- 
Kolicndo Einheit anerkannten und doch sich auf die Seite 
der Fürsten gegenüber den kaiserlichen Ansprüchen neigten, 
für einen aristokratischen (Einheits-) Staat erklärt ^7. 

n. Die Zeit deN Deutschen Reiches nach dem Westpha- 

llschen Frieden. 

§ 3. 
1. Ente Begründung der Lehre. 

Der Wcstphttlische Friede brachte die Deutsche Reichs- 
vorfuMHung zum Abschluss auf lange Zeit, indem er nament- 
lich der Landeshoheit in weltlichen und geistlichen Dingen 
cMtie rcicbsgrundgcsetzliche Sanktion verlieh und andererseits 
den KalKcr in allen irgend erheblichen Reichsangelegenhei- 
tni HtiHdrücklioh an die Zustimmung des Reichstages band, 
ohne jedoch den einzelnen Reichsständen Souveränität bei- 
zulegen oder den Kaiser auf bestimmte Reservatrechte zu 
h(^H<'hrllnken. ' Damit« war, wenn auch eine durchgreifende 
U^nio Abgrttnzung zwischen der Zuständigkeit der Reichs- 

'^ Vgl, nAmentlich die Ausführungen Bodin's (De Kepublica Lib. I 
cAp. 7 und Lib. II cap. 6) über die Geroeinwesen der Achäer, Aetolier 
un<l Lykier, lo wie über das Deutsche Reich. Der älteste Bearbeiter 
doM Hchweiicrischen Bundesrechts (Respublica Helyetiorum auctore Josia 
Himloru) neigt sich sogar dahin, die Eidgenossenschaft wegen ihres 
engen inneren Zusammenhangs als „una Kespublica'^ zu betrachten und 
KU b(*xeichnen. fAusg. v. 1608, Bl. Ib— 2a; s. auch die in der vorigen 
Note oitirto cweite Stelle aus Bodin). 

'^"^ Nach dem Vorgange Bodin's (a. d. a. O.) hat bekanntlich wäh- 
rend des dreissigj ährigen Krieges Bogislaus Philipp y. Chemnitz 
(flippolithus a Lapide, Dissertatio ^ de ratione Status in Imperio nostro 
Romano • Germanico) darzuthun gesucht, dass das Reich eine Fürsten- 
Aristokratie sei. 

> Vergl. Eichhorn, Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte 
(5. Aufl.)i §§ 525 u. 526 (insbes. § 525 Anm. über die Frage der Auf- 
zählung der kaiserlichen Reservatrechte , § 525 N. s über die Bezeich- 
nung „ius territoriale", § 526 N. b über den von Französischer Seite 
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gewalt und derjenigen der Territorialgewalten fehlte, ein im 
Ganzen sicheres Fundament fttr eine rechtswissenschaftliche 
Construction des Reiches und seiner Glieder gegeben. 

I. Der Erste , welcher den Beweis zu führen unternahm, 
dass die Deutschen Territorien einer höheren Staatsgewalt 
untergeordnete Staaten geworden seien, und durch diese 
Darlegung den Begriff des aus Staaten zusammen- 
gesetzten Staates in die Wissenschaft einführte, 
war Ludolph Hugo in einer 1661 veröffentlichten Helm- 
städter Doktordissertation 2. 

An die Spitze seiner ebenso geistreichen wie gründlichen 
Arbeit stellt Hugo den Satz: „Es liegt vor Augen, dass 
unser Reich durch eine zwiefache Regierung gelenkt wird; 
denn das Reich als Gesammtheit bildet ein gemeinsames 
Staatswesen, und die einzelnen Gebiete, aus denen es zu- 
sammengesetzt ist , haben besondere Fürsten oder Magistrate, 
Gerichte und Rathsversammlungen und überhaupt ein beson- 
deres, jenem höheren untergeordnetes Staatswesen." Als 
seine Aufgabe bezeichnet er, die Ursache und das Wesen 
dieser Unterscheidung nachzuweisen , und sodann in Kürze 
auszuführen , was von der höchsten Gewalt der Reichsregie- 
rung, beziehungsweise den Einzelregierungen zukomme 3. 



in Anwendung auf die Heichsstände vorgeschlagenen Ausdruck : „droits 

de souverainet^") • 

2 Ludolphi Hugonis Dissertatio de statu regionum Germa- 
niae et regimine principum summae imperii reipublicae aemulo, nee 
non de usu et auctoritate iuris civilis privati , quam in hac parte iuris 
publici obtinet (sub praesid. Henr. Binnii) , Heknst. 1661. Ich benutze 
die Ausgabe von Hert, Giessen 1689. — Der Autor (geb. 1630, + 1704), 
ein Schüler Conring's, hat sich bald dem praktischen Staatsdienste 
zugewendet und viele Jahre hindurch als Hannoverscher Geheimer Rath 
und Vicekanzler eine sehr einflussreiche und hochgeachtete Wirksam- 
keit entfaltet , namentlich auch mehrere Staatsschriften von hervorragen- 
dem Werthe verfasst. (Näheres über ihn und seine Leistungen bei 
Spittler, Geschichte des Fürstenthums Hannover, Bd. 2 S. 243 — 245 
in der Note, und bei Rotermund, Das gelehrte Hannover, Bd. 2, 
Bremen 1823, S. 432 --433). 

3 Propositi Explicatio § I. 

B r i « , Der Bundesstaat. I. 2 
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Seine dogmatische Darlegung geht, entsprechend dem 
historischen Verlaufe der Deutschen Staatsentwickelung seit 
der Gründung des grossen Fränkischen Reiches^, aus ron 
der Schwierigkeit , grosse Beiche einheitlich und gut zu regie- 
ren. Zur üeberwindung dieser Schwierigkeit sei es noth- 
wendig, ftlr die Bedürfnisse des Staatslebens insgemein^ 
den Grossstaat in verschiedene Gebiete zu zerlegen und den- 
selben Vorsteher mit einer „universellen" Gewalt zu geben 0. 
Wenn die über die einzelnen Theile gesetzten Obrigkeiten 
nur Beamte des Reichsoberhaupts und von dessen Willen 
in jeder Beziehung durchaus abhängig seien, so bestehe 
freilich nur eine Gliederung in Provinzen, nicht in Staa- 
ten; die Deutschen Territorialgewalten hingegen seien selb- 
ständig, wenn auch dem G^sammtstaate untergeordnet, 
und daher für Staatsgewalten zu erachten 7. Von den 
Gliedern einer über ein gewöhnliches Bündniss hinausge- 
henden Staatenvereinigung nach Art des Achäischen, des 
Niederländischen und des Schweizerischen Bundes unter- 
schieden sich andererseits die Deutschen Einzelstaaten da- 
durch, dass sie einer höhern Staatsgewalt unter- 
worfen seien, während durch solche Föderationen dne 
wirkliche Unterordnung , eine „subiectio civilis" der Mitglie- 
der nicht begründet werde*. — Hugo verbirgt sich aller- 
dings nicht , dass die Unterordnung unter eine höhere Gewalt 



^ Einen Abriss der geschichdichen Entstehung und Ausbildung der 
Landeshoheit sendet Hugo im ersten Capitel voraus. 

^ ^on huius aut iUius rei causa, sed ad pleraque omnia, quae 
usus yitae civilis desideratf'. 

6 Cap. n, §§ l-'S. 

"7 ib. §§ 4 u. 7. Sehr treffend hebt H. (§ 4) hervor, dass auch die 
Reicha-Kreise nur eine vom Reiche abgeleitete Gewalt bitten und für 
Reichsswecke best&nden, wogegen „territoria singula per se peculiare 
aliquod corpus civile , Imperio tamen insitum, constituunt". Cap. in § 35 
heisst es von den Territorien noch deutlicher „suo munere tamquam 
proprio funguntur^'. 

9 Cap. II p. 6. Auf die Vortheile, welche die Vereinigung su 
einem Oberstaate gegenüber einer blossen Föderation darbiete, macht 
§11 aufmerksam. 
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■ 

dem Wesen des Staates nach der Aristotelischen Definition 
widerstreite , und dass man aus diesem Grunde die Staaten- 
qualität der Deutschen Territorien bezweifeln könne ; aber er 
macht geltend, dass das Erfordemiss der höchsten (Gewalt 
nicht unbedingt auf das Yerhältniss der Staaten zu einander 
passe , dass Oberherrschaft und Unterordnung sehr verschie- 
dene Grade zuliessen, und dass jedenfalls die Gewalt der 
Beichsstände über ihre Territorien der Souveränität nahe 
verwandt sei; mithin seien die Territorien wenigstens als 
Analoga von Staaten aufzufassen®. 

Zur Unterstützung dieser Ansicht führt er aus , dass eine 
Theilung der Majestätsrechte zwischeü dem Ober- 
Btaat6 und den Unterstaaten stattfinde ^^. Als das massge- 
bende Princip für die Gompetenzabgränzung wird bezeichnet, 
dass dem Kelche die Sorge für die gemeinsame Wohlfahrt, 
den Einzelstaaten die Soi^e für die specielle Wohlfahrt ihrer 
Gebiete zukomme ^^; einigermassen modificirt wird dasselbe 
durch den zweiten Grundsatz, dass jeder Gewalt zugewie- 
sen werden soll, was sie besser als die andere zu besorgen 
vermag 1^ Ueberhaupt betrachtet Hugo die Theilung der 
Staatsgewalt durchaus nicht als eine absolute und 
unabänderliche^^: wenn die auswärtigen Angelegenhei- 



» Cap. II § 5 u. § 9. 

^0 Die Lehre von der Theilung der Staatsherrschaft wird in Cap. 11 
§ 8 zunfichst yerwerthet, um die Verwandtschaft der Territorialgewalt 
mit der „summa potestas^ darzuthun. Die Frage, ob und wie eine 
solche Theilung mit der „universellen^^ Natur der Staatsgewalt yereinbar 
sei, scheint H. nicht genauer erwogen zu haben. 

11 § 8 cit. : „Diyiso quodammodo inter summam et inferiores Res- 
pubUcas ciyili imperio, illa quidem ea, quae ad communem omnium, 
hae autem, quae ad singularum Begionum salutem pertinent, guber- 
nant.** Das einzige, oder wenigstens das ausgeprägteste Beispiel dieser 
Art sei das Deutsche Keich. 

12 Vgl. bes. Cap. II § 13. Die obersten Consequenzen aus den 
beiden Orunds&tzen sind in Cap. 11 §§ 11 — 18 dargelegt; das dritte 
Capitel giebt die detaillirte Anwendung auf die einzelnen Hoheitsrechte. 

1* Darauf weis't schon das „quodammodo^' in der oben — N. 11 — 
angeführten Stelle hin. Vgl. auch Cap. II § 15: „Pro ratione Status 

2* 
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ten nach seiner Meinung eigentlich von der Beichsgewalt 
wahrzunehmen sind, so erkennt er doch an^ dass die Schwäche 
des Reiches eine vielfache selbständige Thätigkeit der Ein- 
zelstaaten im Yerhältniss zum Auslande nothwendig mache ^^ ; 
während die Eirchenfioheit früher dem Reiche zustand und 
nach der Natur der Sache demselben gebührt, hat doch 
wegen des kirchlichen Zwiespalts den einzelnen Reichsstän- 
den das ins reformandi eingeräumt werden müssen ^^ 5 durch 
die allgemeinen Gesetze des Reichs werden die Territorial- 
gewalten nicht verhindert, über dieselben Gegenstände Gesetze 
zu erlassen, sofern sie nur die unbedingt gemeinen Normen 
des Reichsrechts, namentlich die Reichsverfassung, respek- 
tiren^«; wenn auch die Rechtspflege in der Regel Sache der 
Territorialgewalten ist, so bleiben doch die Reichsgerichte 
berufen, die Irrthümer der Territorialgerichte zu verbessern 
und einer Rechtsverweigerung abzuhelfen i^. Die Harmonie 
des Ganzen mit den Theilen und dieser unter sich wird aber 
vorzüglich dadurch aufrecht erhalten, dass die Verfassung 
der einzelnen Fürstenthümer , vermöge des Einflusses der 
gleichen Nationalität, der gleichen Entstehung aus Reichs^ 
ämtem und auch bewusster Nachahmung, ein, freilich nicht 
durchaus genaues , sondern mannichfache Abweichungen dar- 
bietendes, Abbild der Reichsverfassung ist^». 



Imperii, statum etiam Inferiorum Kerumpublicarum aliter atque aliter 
se habere necesse est ... . Quae ab Imperio negliguntur, ab ipsis 
Ordinibus seorsim, quomodocumque possunt, expedienda sunt." 

1* Cap. II § 16; Cap. IH §§ 16—17. 

15 Cap. II § 17; Cap. lll §§ 22—28. 

w Cap. n § 17; Cap. IH §§ 18—21. 

17 Cap. m §§ 35 — 45. Dass die Beichsgewalt überhaupt den Rechts- 
zustand in den Territorien zu schützen, also namentlich dem Miss- 
brauch der Landeshoheit und andererseits dem Ungehorsam der Unter- 
thanen entgegenzutreten habe, hebt der Verfasser an verschiedenen 
Stellen des zweiten Capitels (§§ 11, 14 u. 18) hervor. 

^ Das ganze vierte Capitel handelt ,J)e Regiminis quo Frincipes 
Germaniae ditiones suas administrant , similitudine cum ipsius Imperii 
veteri vel hodiema Repubüca'^ Diese Aehnlichkeit gehört nach § 1 zum 
Wesen eines aus Staaten zusammengesetzten Staates ; über ihre Ursachen 
verbreiten sich namentlich §§ 2 — 3, 41 — 43. 
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n. Hugo's Abhandlnng wurde von der gelehrten Welt 
zunächst mit vielem Beifall aufgenommen ^^^ und seine neue 
Theorie erhielt nicht allein Zustimmung, sondern auch eine 
gewisse Fortbildung. Auf die Organisation des Reiches war 
Hugo, da er nur die rechtliche Stellung und Ordnung der 
Deutschen Einzelgebiete erörtern wollte, nicht näher einge- 
gangen 20 ; die Schriftsteller über die ßeichsverfassung dage- 
gen, welche seine Ansicht, dass das Beich ein aus Staaten 
zusammengesetzter Staat sei, adoptirten, hoben zugleich 
stark hervor, dass die Beherrschungsform des Beiches eine 
aus Monarchie und Aristokratie gemischte sei, und dass die 
aristokratische Versammlung, welche mit dem Kaiser ge- 
meinschaftlich die Majestät des Beiches repräsentire , gebil- 
det werde von den Häuptern der einzelnen Theile des 
Reiches 21. 

Jedoch nur kurze Zeit vermochte die dem damaligen 
Verfassungsrechte Deutschlands so sehr entsprechende Lehre 
sich in Geltung zu behaupten. Einerseits konnte sie gerade 
wegen ihrer Sachgemässheit und Billigkeit keiner der beiden 
grossen Parteien, in welche die Deutschen Publicisten sich 
tbeilten, den Gäsarianem so wenig wie den Fürstenianem, 
gefallen 22 ; andererseits trat ihr eine Autorität ersten Banges 
mit gewichtigen Argumenten entgegen. Samuel Puffen- 



19 Den „nobilis commentarius'^ rühmte insbesondere Boeder, No-* 
titia S. K. Imperii Hb. XXII c. 3; ihm stimmte bei Vitriarius, Inst. 
lur. Fablici, III, 15, 1. Vgl. auch die Vorrede von Hert zu seiner 
Ausgabe der Hugo' sehen Schrift, und Fütter, Literatur des Töut- 
sehen Staatsrechts Bd. 3 S. 195. 

33 Nur gelegentlich (Cap. II § 8) deutete er an, dass er den Kai- 
ser und den Reichstag zusammen für den Träger der Reichsgewalt 
halte. 

21 So namentlich Brüggeman, Tractatus lur. Fublici de stata et 
scopo Reipublicae Germanicae (1667) , Fars I Sectio I und Appendix ; 
femer Facific US a Lapide (Ph. Andreas Oldenburger), Dn. 
de Monzambano iUustratus et restrictus (1668) , Disc. XI und XII 
(bes. Xn § 1). 

^ Hert a. a. O. preis't freilich gerade in dieser Beziehung Hugo' s 
aneigne mediae sententiae temperamentum'^ 
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dorf ward keineswegs durch politische Erwägungen aus- 
schliesslich oder auch nur vornehmlich bestimmt, in seiner 
vielberufenen Schrift über die Verfassung des Deutsehen Rei- 
ches dasselbe für ein irreguläres und monströses, zwischen 
einer beschränkten Monarchie und einem System verbünde- 
ter Staaten hin und her schwankendes, doch überwiegend 
zu dem letztern sich neigendes Gebilde zu erklären ^3; die- 
ses Urtheil entsprach vielmehr durchaus den Principien sei- 
ner Staatsauffassung und wurde von ihm in tiefgehenden 
staatswissenschaftlichen Auseinandersetzungen ^^ namentlich 
gegenüber den Kritiken der Anhänger Hugo's^s begründet. 
In engem Anschluss an Bodin und Hobbes war Puf- 
fendorf überzeugt, dass aus dem Wesen des Staates so- 
wohl die absolute Einheit der Staatsgewalt als die völlige 
Unabhängigkeit derselben von jedem hohem Willen mit logi- 
scher Noth wendigkeit folge ^ß. Demgemäss verwarf er nicht 



'^ Seyerinus de Monzambano, De statu Imperii Germanici Cup. 
VI§ 9. 

^ Hieher gehören die beiden eng mit einander zusammenhängenden 
Abhandlungen „De Systematibus Civitatum'^ u. ,^e Republica 
Irregulär!^ (inPs. ^^issertationes academicae seiectiores^, Londini Sca- 
norum 1675, 8. 264 ff. und S. 381 ff.) ; der hauptsächliche Inhalt beider 
ist auch in seinem grossen Werk über das Naturrecht wiederholt (De 
Iure Naturae et Gentium Lib. VII cap. 5 §§ 12 — 21. Ich benutze die 
von Hest, Frankfurt a/M. 1706, besorgte Ausgabe). 

^ Eine direkte Abwehr der Angriffe Oldenburger's und Brüg- 
gern an 's (oben N. 21) enthalten die §§ 9 — 17 der Dissert. De Bepu- 
blica Irregulari. Ein heftiger Ausfall gegen Brüggeman findet sich 
auch in der Dissert. De System. CIy. § 8. Dagegen wird die Ab- 
handlung Hugo's, aus welcher j ene verhält nissmftssig unbedeuten- 
den Schriftsteller ihre Hauptwaffen entnahmen , vonPuffendorfgar 
nicht erwähnt. 

2« Vgl. bes. De Iure Nat. et Gent. Lib. VII c. 4 („De partibus 
summi imperii , earumque natural! connexione'O und cap. 6 (,^e affectio- 
nibus summi imperii''). — Seinen Anschluss an die Souveränitätsauf- 
fassung von Bodin und Hobbes, mit deren absolutistischer Tendenz 
er freilich nicht ganz übereinstimmte, hatte Puffe ndorf schon in einer 
seiner Erstlingsschriften (DeBebus gestis Philippi Amyntae filii, §§ 3 sqq.) 
kundgegeben. 
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allein die Theorie von den gemischten Staatsformen ^^ , son- 
dern erklärte es für undenkbar, dass ein Staat 
mehrere Staaten in sieh enthalte^^. Er begriff wohl, 
dass eine Mehrzahl von Staaten, namentlich wenn sie der- 
selben Nationalität angehören, häufig das Bedttrfniss einer 
engeren Verbindung haben werden, ohne dech ihre staat- 
liche Individualität aufgeben zu wollen 2^: aber als normale 
Wege zur Befiriedigung dieses Bedürfiiisses galten ihm nur 
die Gemeinschaft in der Person des Herrschers oder die ver- 
tragsmässig festgestellte dauernde Gemeinschaft der Aus- 
übung gewisser Hoheitsrechte unter Bewahrung der vollen 
Souveränität der. Einzelstaaten ^<); schon die Entschei- 
dung durch Stimmenmehrheit der verbündeten Staaten in den 
gemeinschaftliehen Angelegenheiten schien ihm, wenn nicht 
den Uebergang in einen einfachen Staat, doch jedenfalls 
eine Abweichung von dem eigentlichen Wesen eines Staaten- 
systems zu bilden 31; ebenso betrachtete eres als eine Irre- 
gularität, dass einem Mitgliede eines Staatensystems neben 
einem Vorrange irgend eine Gewalt über die anderen Mit- 
glieder zustehe 3^. In Anwendung dieser Sätze auf das 
Deutsche Reich hob er hervor , dass der Mangel eines Bun- 



27 De itepubl. Irreg. § 5; De I. N. et G. VH, 5, §§ 12 u. 13. 

28 De System. Civ. § 8. 

29 De System. Civ. §§11, 13, 19. 

90 Diese beiden Arten der eigentlichen Staatensysteme sind ausfahre 
lieh erörtert in der Dissext. De Syst. Ciy. §§ 9—15 und 16 — 21. Den 
Vorbehalt der SouYeränität der einzelnen Mitglieder hat P. auch in 
seine allgemeine Definition der Staatenverbindungen (der systemata im 
weitem Sinne des Wortes) aufgenommen (De Syst. Civ. § 2 ; De I. N. 
et G. 1. c. § 16). 

31 De Syst. Civ. § 18; De I. N. et G. 1. c. § 20 („Scilicet Ubertas 
civitatis , quae nihil aliud est quam facultas ex proprio judicio de nego- 
tiis ad sui conservationem spectantibus ultimato statuendi, nequit in- 
telligi, ubi ipsa pro imperio ad aliquid suscipiendum — im Gegensatz 
zu blossen Unterlassungen — invita ab alio possit adigi^O* In diesem 
Punkte hatte sogar Bodin weniger streng den Souverllnit&tsbegriff 
fentgehalten. (De Bepubl. Lib. I c. 7). 

32 De Rep. Irr. § 9 in f., cll. § 17. 
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desvertrages auf der einen Seite , , das Vorhandensein eines 
Bundeshauptes andererseits nicht erlaubten, dasselbe schlecht- 
weg als ein System verbündeter Staaten zu charakterisiren ^3, 
während doch die fast souveräne Stellung der Fürsten in 
ihren Gebieten und ihre gemeinschaftliche Beschlussnahme 
über die gemdnsamen Angelegenheiten dem Wesen eines 
solchen ganz nahe kämen ^^^ ja die praktische Bedeutung 
des Gesammtverbandes hinter derjenigen eines regulären Staa- 
tensystemes zurückbleibe ^s. Insofern Puffendorf hiemit 
den thatsächlichen politischen Zustand des Beiches und 
die vorherrschende Tendenz der Weiterentwickelung richtig 
zeichnete und indem er zuerst die Lehre von den Staaten- 
vereinen im Zusammenhang erörterte ^^, konnte er kaum 
verfehlen, die von ihm bekämpfte und unleugbar einzelne 
schwache Seiten darbietende Theorie des aus Staaten zusam- 
mengesetzten Staates für lange Zeit in den Hintergrund zu 
drängen 37. 



33 S. die in der vorigen Note citirten Stellen und über den Man- 
gel des ,^oedu8 e]q>Te88um" insbes. De Rep. Irr. § 10. — Die, freilieb 
sebr unvollständige, Geltung des Majoritätsprincips innerbälb der ein- 
zelnen Collegien des Reicbstags wird von Puffendorf ignorirt. 

^ De Bep. Irr. § 9: ^^tqui boc sane est systema aliquod delineare, 
singulis in sibi subiectos summam fere potestatem transscribere ; sed 
quae universa tangunt, communi consensu e]q>edienda relinquere.'* 

» De R. I. § 27. 

^ Hierin liegt das Hauptverdienst der Abhandlung ^e Systema- 
tibus Civitatum^; gerade aus der zusammenhängenden Betrachtung er- 
gaben sich dann aber auch manche neue Gesichtspunkte, insbesondere 
schärfere Unterscheidungen. 

^ Unter den hervorragenden Deutschen Fublicisten, welche zu 
Ausgang des siebzehnten und in der ersten Hälfte des achtzehnten 
Jahrhunderts wirkten^ war Joh. Nie. Hert wohl der Einzige, der mit 
Eifer Hugo's Grundgedanken festhielt und für dieselben Propaganda 
zu machen suchte (Zeugniss dafür giebt neben seiner mehrfach ange- 
fahrten Vorrede zu der 16^9 erschienenen Ausgabe der Hugo 'sehen 
Schrift vornehmlich seine Abhandlung „De specialibus Rom. Germanici 
Imperii Rebuspublicis'S zuerst 1698). 
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§ 4. 
2. Wiederanfiiahme durch Pütter und seine Schale. 

I. Der erste Versuch, das Deutsche Reich als einen 
aus Staaten zusammengesetzten Staat wissenschaftlich zu 
construiren, war im Laufe des achtzehnten Jahrhunderts so 
sehr in Vergessenheit gekommen, dass einer der grössten 
Kenner der Literatur des Deutschen Staatsrechts, indem er 
diesen Versuch erneute, sich für den ersten Urheber halten 
konntet Johann Stephan Pütter vermochte bei seiner 
rationell-systematischen Methode nicht, wie der alte M o s e r 2, 
die viel erörterte Frage nach der Staatsform des Deutschen 
Reiches für eine müssige zu erklären ; es leuchtete ihm aber 
auch ein, dass dieselbe mit dem gewöhnlichen Massstabe 
der Aristotelischen Eintheilung sich nicht genügend beant- 
worten lasse, sondern vielmehr eine höhere Eintheilung der 
Staatskörper zu Hülfe genommen werden müsset. Nachdem 
er schon in seinen älteren Lehrbüchern^ die Behauptung 
aufgestellt hatte, dass die einzelnen landesherrlichen Terri- 
torien und Reichsstädte besondere Staaten seien, abej auch 
ganz Deutschland einen gemeinsamen Staat bilde, unternahm 
er es in dem ersten Bande seiner „Beyträge zum Teutschen 
Staats- und Fürstenrechte^ (1777) , diese Auffassung näher 
zu begründen und zu erläutern^. Die Resultate, zu denen 



1 J. St. Pütt er, Von der Regierungsform des Teutschen Reichs 
u. 8. w. (8. unten N. 5) , § 3. 

2 J. J. Moser, Von Teutschland und dessen Staatsverfassung 
überhaupt (1766) , S. 544 ff. 

M. c. §i 1—4. 

^ Vgl. bes. die Elementa iuris publici Germanici (1754), §§ 121 u. 
122 , und die Vorrede zur ersten Ausgabe der Institutiones iuris publici 
Germanici (1770). 

5 Vor Allem kommt hier in Betracht der zweite Beitrag (S. 17 — 
57) : „Von der Regierungsform des Teutschen Reichs und einigen da- 
Ton abhängenden Grundsätzen des Teutschen Staatsrechts^' ; damit sind 
sa yerbinden die in den Beitragen UI, XI, XVU, XVin u. XIX ent- 
haltenen specielleren Erörterungen. — Der Werth der »Beiträge^ wird 
entschieden zu gering geschätzt von R. y. Mohl (Geschichte und Lite- 
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er gelangte, stimmen im Ganzen mit den von Hugo ent- 
wickelten Ansichten überein; in einzelnen Beziehungen hat 
er aber ohne Zweifel richtiger oder weiter gesehen als sein 
Vorgänger. 

Vor Allem war es der verschiedene Ausgangspunkt der 
Betrachtung, wodurch diese Fortsehritte bedingt wurden. 
Ptttter fasste zunächst nicht die Gliederung eines grossen 
Staates, sondern die Vereinigung mehrerer Staaten 
zu einem grössern Ganzen in das Auge. Wie meh> 
rere ursprünglich verschiedene Staaten zu einem einfachen 
Staate sich verschmelzen, oder andererseits, unbeschadet 
ihrer Gleichheit und Unabhängigkeit, zum Schutze gegen 
auswärtige Mächte oder für andere bestimmte Fälle eine ge- 
meinsame Verbindung schliessen : ebenso , glaubte er , mttsste 
es möglich sein, dass mehrere bisher unabhängige Staaten 
„dergestalt in Verbindung träten , dass ein jeder zwar in 
seiner innerlichen Verfassung seine eigne Regierung mit 
allen Hoheitsrechten völlig behielte ; aber dass sie alle doch 
noch eine höhere gemeinsame Gewalt« über sich hätten^ ^. 
Und. yp^e auf diese Weise ein aus mehreren besonderen, 
nur nicht ganz freien , Staaten zusammengesetzter Staat ent- 
stehen könne ^, so könne auch der umgekehrte Procesa 
stattfinden und habe wirklich in dem Deutschen Reiche statt- 
gefunden; das Deutsche Reich, welches früher in jeden;! 
Betracht nur einen Staat ausgemacht habe, sei nach und 



ratur der Staatswissenschaften 11, S. 431 — 432), dessen Urtheil über 
Pütt er 's Persönlichkeit und Leistungen mir überhaupt mannichfacher 
Berichtigung zu bedürfen scheint. 

^ Von der Begierungsform u. s. w. §§ 9 — 14 u. § 18. 

''Als denkbare Beispiele einer solchen Entatehungsart führt P. 
in § 18 an, ^wenn die sieben vereinigten Niederländischen ProvioMB, 
oder die dreyzehn Schweizer Cantons ihre bisherige Unabhängigkeit 
einer gemeinsam zu errichtenden höhern Gewalt aufzuopfern für gut 
fluiden'^ als annäherndes historisches Beispiel das Fränkische Keieh 
unter den Merovingem» »da Baiem, Schwaben und andere Teutsch« 
Völker mit Beybehaltung ihrer eignen Regierung und Verfassung mit 
den Franken unter einen Scepter kamen''. 
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nach in mehrere besondere Staaten zerfallen, welche aber 
noch fortdauernd * zn einem einigen Staate unter einem ge- 
meinsamen höchsten Oberhaupte verbunden seien ^. — Sowohl 
die Annahme der Möglichkeit, dass ein solcher zusammen- 
gesetzter Staat aus mehreren bisher ganz unabhängigen 
Staaten sich bilde, als ein Blick auf die realen Zustände 
seiner Zeit führten dann Ptttter dahin, den Einzelstaaten 
eine „der Regel nach und im Ganzen mit allen Hoheits- 
rechten begabte Begierung^^ zuzuschreiben^, während er doch 
andererseits die ganz allgemeine Befugniss der Beichsgesetz- 
gebung, Beschränkungen der Landeshoheit festzusetzen und 
überhaupt in die inneren Verhältnisse der Territorien einzu- 
greifen, keineswegs verkannte i®. Eine derartige Unterord- 
nung unter eine höhere Gewalt schien ihm aber mit dem 
Wesen des Staates wohl verträglich, da er in der geschicht- 
lichen Erfahrung zahlreiche Beispiele in grösserem oder ge- 
ringerem Masse abhängiger Staaten fand^^. — Als den Trä- 
ger der höchsten Gewalt im Reiche betrachtete er den Kai- 
ser ^2, wenngleich er nicht abgeneigt war, die Theilnahme 
der Reiohsstände an der kaiserlichen Regierung als ein Mit- 
regierungsrecht zu bezeichnen ^^ ; als einen überaus wichtigen 
Unterschied zwischen der Reichsverfassung und den Verfas- 
sungen aller anderen eingeschränkten Monarchieen hob er 
aber hervor, dass in Deutschland die Reichs stände nicht 
Privatbesitzer gewisser Güter oder gewählte Repräsentanten 



« 1. c. §§ 19 — 21 , §§ 35—40. 

9 L c. §§ 14 u. 25; Tgl. Beitrag XI ,;Gränzscheidung kaiserlicher 
Keservatrechte und landesherrlicher Regalien'', insb. §§ 10 — 12. 

10 Belege hiefür geben die Beiträge XVII („Bestimmungen der Lan- 
deshoheit aus dem gemeinsamen Reichsbande'O und XVIII („Bestim- 
mungen der Landeshoheit aus der Subordination unter Kaiser und Reich''). 

1^ Von der Regierungsform u. s, w. , §§ 15 — 17. 

^ Von der Regierungsform u. s. w. , §§ 64 ff. : „Wie die Regie- 
rungsform des Reichs im Ganzen doch nicht republikanisch» sondern 
«ngeschiaiikt monarchisch sey"? 

^ Beitrag m : „Ob und wie weit den Teutschen ReichsstHnden ein 
Mitregierungs- Recht an der kayserUchen Regierung beigelegt werden 
kdnne'^?, insbes. §§6 u. 7. 
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gewisser Gemeinheiten, sondern wahre Regenten gan- 
zer Länder und Vertreter ihrer besonderen Staa- 
ten seien 1^; aus diesem Yerhältniss folgerte er namentlich, 
dass bei der Beschlussfassung über einen in die Begierung 
der einzelnen Staaten einschlagenden Gegenstand das poli- 
tische Gewicht mehr auf Seiten der Beichsstände als auf 
Seiten des Kaisers sein müsse ^^, und hierin sah er eine 
nicht zu leugnende Aehnliohkeit der Deutschen Beichsrer- 
fassung „mit einem sogenannten systemate foederatarum civi- 

tatum"^^. Die Verwandtschaft zwischen dem aus 

« 

Staaten zusammengesetzten Staate und dem Sy- 
stem verbündeter Staaten war somit nach zwei Rich- 
tungen y in Bezug auf die (mögliche) Entstehungsart und die 
(wirkliche] Organisation deutlich erkannt und ausgesprochen, 
n. Die hauptsächlichen Besultate dieser Erörterungen, 
soweit sie für die Erkenntniss des Deutschen Staatsrechts 
von unmittelbarer Bedeutung waren ^ wiederholte Pütter in 
den späteren Ausgaben seiner „Institutiones iuris publici 
Germanici" ^^. Auch die hervorragendsten Mitglieder der an 
den grossen Lehrer sich anschliessenden publicis tischen Schule, 
wie Häberlin und Leist, legten dieselben unverändert 
ihren Lehr- und Handbüchern des Deutschen Staatsrechts zu 
Grunde^®; und der Kern der Putte raschen Ansicht, die 



w Beitrag m, §§ 16—18. 

^ 1. c. §§ 19 — 30. Aehnlich verhält es sich nach P's. Ansicht bei 
den nur die Regierung des Reichs im Ganzen betreffenden Angelegen- 
heiten, sofern die Reichsstände die Last daron haben (§§ 31 — 36). 

w 1. c. § 27. 

1'^ In der editio sexta (1S02), § 32 sind dieselben zusammengefasst 
zu folgender Definition der Staatsform des Deutschen Reichs : Impe- 
rium Germanicum est regnum divisum in plures respublicas plane diyer- 
sas, quae tamen adhuc unitae sunt in modum reipublicae compo- 
sitae sub communi supremo imperio monarchico restricto electicio.'' 
Die DoppelsteUung der Reichsstände als Herrscher der Deutschen Ein- 
zelstaaten und als Mitglieder des Reichstags ist in § 71 besonders her- 
Torgehoben. 

18 C. F. Häberlin, Handbuch des Teutschen Staatsrechts. (2. Aufl. 
1797), insbes. Bd. 1, S. 150—153 u. 259—260; J. Ch. Leist, Lehr- 
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Anfifassung des Deutschen Reiches als eines aus Staaten zu- 
sammengesetzten Staates, wurde während der letzten Jahr* 
zehente des Reiches fast von allen namhaften Bearbeitern 
dieses Rechtstheils, wie z. B. von Roth^^, Schnaubert^^ 
Majer^i, Gönner 22, adoptirt. Jedoch ttber den bezeich- 
neten Kreis hinaus erstreckte sich der Einflüss der neuen 
oder vielmehr erneuten Lehre nicht. Die allgemeine Theorie 
von den Staatenverbindungen und Staatenvereinen verharrte 
während des ganzen achtzehnten Jahrhunderts im Wesent- 
lichen auf dem Standpunkte, welchen Puffe ndorf in sei- 
nen Auseinandersetzungen eingenommen hatte 2^. Hinsicht- 



buch des Teutochen Staatsrechts-'ilSOd) , insbes. §§ 15—17, 20 und 57. 
Vgl. auch Th. Schmalz, Handbuch des Teutschen Staatsrechts (1805)^ 
§§ 30—32. 

w J. P. Roth, Staatsrecht Deutscher Reichslande, Thl. 1, 1788, 
§§ IV und XXni— XXV. 

^ Schnaubert, Anfangsgründe des Staatsrechts der gesammten 
Reichslande (1787), zweites Buch, erstes u. zweites Hauptstück (§§56 
—65, 66 — 74). 

21 J. Ch. Majer, Deutsche Staatekonstitution (1800), Bd. 1, 
§ 12ff. (Derselbe gebraucht jedoch die Ausdrücke „civitas composita*^ 
und „Staatensystem" als gleichbedeutend). 

22 N.Th. Gönner, Deutsches Staatsrecht (1805), § 2 vgl. mit 
§§ 87 ff. (§ 2 : ,J)as einzige Beispiel in seiner Art liefert es — Deutsch- 
land — dadurch, dass es als ein Staatskörper aus mehreren Staaten 
besteht, welche nicht durch einen Staatenbund, sondern durch einen 
Verein unter einer gemeinsamen obersten Staatsgewalt, folglich als ein 
Staat, zusammenhängen. Jeder dieser Theile wird zwar durch eine 
eigene Staategewalt, Landeshoheit, regiert, diese aber ist der hohem 
Staategewalt des Ganzen, der Reichshoheit, subordinirt, weshalb 
unter den Bestandth eilen des Deutechen Staate die Farticularstaaten, 
Territorien, ausgezeichnet werden müssen, durch welche seine Ver- 
fassung in Aufstellung einer subordinirten Staategewalt vom Ideale des 
allgemeinen Staaterechts sich in hohem Grade entfernt.^^ Der letzte Satz 
weicht einigermassen ab von Fütter' s Ansicht). 

^ Selbst Schlözer in seiner geistvoUen Skizze der Staatswissen- 
schaften (Staatsgelahrtheit nach ihren Haupttheilen u. s. w. , 1793) 
schiiesst seine Betrachtungen über Staatensysteme (S. 116^119) auf das 
Engste an Puffend orf 's Lehre an* Er besass freilich genug poli- 
tische Einsicht, um eine solche „bürgerliche Gesellschaft^ souver&ner 
Staaten, welche keinen allgemeinen Herrscher haben und unter denen 
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lieh der Systeme yerbttndeter Staaten hoben zwar einige 
Schriftsteller, welche eingehend mit denselben sich beschäf- 
tigten 24, stärker die Thatsache hervor, dass dieselben in 
den auswärtigen Beziehungen als Gesammtpersönlichkeiten 
auftreten 25; von einer Seite wurde sogar die Behauptung 
aufgestellt , dass die einzelnen Staaten auf dem Gebiet der 
gemeinsamen Angelegenheiten in einem Verhältniss der Un- 
terordnung zur Gesammtheit ständen 2®; aber zwischen 
dem Staatensysteme (oder, nach dem gegenwärtig herrschen- 
den Sprachgebrauch , Staatenbunde) und dem einfachen Staate 
wurde , ausserhalb der Literatur des Deutschen Staatsrechts, 
keine mittlere Gestaltung angenommen 27. Die bei Politi- 
kern, Philosophen und Völkerrechtslehrem seit der Mitte 
des achtzehnten Jahrhunderts vorkommenden Ausdrücke „Fö- 
derativrepublik**, „Civitas maxima^S „Völkerstaat" stehen 
nur scheinbar mit dieser Wahrnehmung in Widerspruch , da 
sie durchgängig in einem sehr unbestimmten oder wenig- 
stens uneigentlichen Sinne gebraucht wurden. So bezeichnete 



nicht einmal Stimmenmehrheit entscheidet, für unhaltbar su erklären; 
es blieb ihm auch, bei einer seHr mangelhaften Kenntniss der jungen 
Nordamerikanischen Union, nicht yerborgen, dass dort Entscheidung 
durch Majorität stattfinde ; aber zur Anerkennung einer andern norma- 
len Gestaltung der Staatensysteme oder gar zum Gedanken des Bun« 
desstaats erhob er sich keineswegs. 

^ £. C. Wieland, Dissertatio politica de Systemate Civitatum, 
Lipsiae 1777 , und J. de Meerman, Comparaison de la Ligue des 
Achtens, de celle des Suisses et de la ligue des ProTinces-Unies, k la 
Haye 1784. 

.25 Wieland 1. c. § 6; Meermann 1. c. S. 44 u. 46. 

^ Wieland 1. c. § 10. Herrschaft der Stimmenmehrheit in der 
Bundesversammlung ist nach der Ansicht dieses Schriftstellers mit dem 
Wesen des Staatensystems durchaus vereinbar (§ 13, insbes. Note r 
Polemik gegen Puffendorf). 

^ Die strengere Einheit des Achäischen Bundes wusste Meer- 
mann (1. c. S. 40 u. 46), ähnlich wie früher Bodin, nur durch die 
Annahme zu erklären, derselbe sei in Wahrheit kein Bund, «ondem 
ein , durch Hinzutritt neuer Mitglieder stetig erweiterter, einfacher Staat 
gewesen. — Ueber die selbständigen Anfänge einer neuen Theorie in 
Nordamerika, von denen ich hier absehe, vgl. unten § 9 I. 
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Montesquieu in seinen geistreichen, aber vielfach unkla- 
ren Bemerkungen über Föderatiwerfassungen^s als „r6pu- 
blique föderative" jede, die vorübergehende und lose, wie 
die beständige, festorganisirte und tiefeingreifende Verbin- 
dung mehrerer Staaten zu gegenseitigem Schutze ^^ ; Vattel 
dagegen 3^ gab derselben Bezeichnung eine ausschliessliche 
Anwendung auf beständige, aber — wie er annahm — die 
Souveränität der Mitglieder nicht beeinträchtigende Gon- 
foderationen nach Art der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
und der Niederländischen Union. So nannte der Freiherr 
von Wolff^^ ^Civitas maxima^ das zwischen allen Staaten 
der Menschheit bestehende ideale Band , aus welchem er die 
verpflichtende Kraft der Völkerverträge ableitete, während 
Kant dem von ihm geforderten „Föderalism freyer Staa- 
ten" oder „Völkerbunde" den „Völkerstaat" als einen die 
ganze Menschheit umfassenden Einheitsstaat gegenüber- 
stellte ^2, Auch dem grossen Königsberger Philosophen ist 
eben der Gedanke an die Möglichkeit eines aus Staaten zu- 
sammengesetzten Staates nicht aufgegangen^^. 



» Esprit des Lois (1748), Livre IX, Chap. 1—3. 

^Montesquieu gebraucht auch mehrfach das Wort ,^tat^ für 
die Gesammtheit der Verbündeten („Cette forme de gourernement est 
une conyention par laquelle plusieurs corps politiques consentent \ de- 
yenir citoyens d'un J^tat plus grand qu'ils yeulent former^; „Cet Etat 
peut p^rir d'un cdt^ sans p6rir de lautre^ ; daneben aber bedient er 
sich der Autdrücke ^oci£t6^, ,,as8ociation'S „conf^d^ration" ohne erkenn- 
baren Unterschied des Sinnes. 

3ö Yattel, Le droit des gens (nouyelle Edition 1777), Liyre I 
eh. 1 § 10. 

3^ Chr. L. B. de Wolff , Institutiones iuris naturae et gentium, 
f 1090 (in der Ausg. yon 1763). 

^ I. Kant, Zum ewigen FriedcD. (Neue Auflage, 1796) , zweiter 
Definitiyartikel, insbes. S. 30—31, 37—38 (ygl. die S. 63 gegen die 
Uniyersalmonarchie gerichteten Ausführungen). 

^ In dem Begriffe des ^^Völker Staates" findet Kant yielmehr 
selbst einen innem Widerspruch; „denn yiele Völker würden in einem 
Staate nur ein Volk ausmachen, solche Zusammenschmekung aber 
widerspricht der Voraussetzung^ (S. 30— -31). Wenn er gleichwohl (S. 19) 
Menschen und Staaten als Bürger eines „allgemeinen Menschen- 
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§ 5. 

C. Die Zeit des Rheinbundes. 

I. Obgleich die Lehre von dem aus Staaten zusam- 
mengesetzten Staate, so lange das Deutsche Reich bestand, 
nur von den Bearbeitern des positiven Deutschen Staats- 
rechts und auf der Grundlage der Deutschen Reichsverfas- 
sung entwickelt worden war, so ging sie doch nicht unter 
mit dem Untergange des Reiches, sondern nahm alsbald 
nach dieser Katastrophe und grossentheils in Folge dersel- 
ben einen frischen Aufschwung. Die in der Schule des 
Deutschen Reichsstaatsrechts gebildeten Publicisten, indem 
sie mit regem Eifer den neuen Zustand wissenschaftlich zu 
begreifen unternahmen, konnten nicht umhin, den neuen 
Verein, der schon nach kurzer Frist die weit überwie- 
gende Mehrzahl der am Leben erhaltenen Deutschen Einzel- 
staaten und etwa die Hälfte der Deutschen Nation umfasste ^ 
vornehmlich mit dem aufgelös^ten Reichsverbande nach sei- 
nem Wesen und seinen Wirkungen zu vergleichen. Da aber 
jede schärfere Betrachtung unwiderleglich ergab, dass der 
Rheinbund nicht als ein Staat, sondern nur als ein Sy- 
stem verbündeter Staaten s. ein Staatenbund aufgefasst wer- 



staates^' auffasst, so verbindet er doch mit dieser Bezeichnung nicht 
die Bedeutung eines wirklichen Staates, ebenso wie das daraus abge- 
leitete Weltbürgerrecht kein wirkliches Bürgerrecht, sondern nur ein 
Recht der allgemeinen Hospitalität s. ein allgemeines Besuchsrecht ist 
(S. 19 vgl. mit S. 40). Der „Völkerbund'^ endlich, zu welchem nach 
seiner kategorischen Forderung alle Staaten zusammentreten sollen, hat 
nur den Zweck der Rechtssicherheit ^ der Abwehr des Krieges, und 
daher kommt demselben nur eine „der bürgerlichen ähnliche Verfassung^ 
zu (S. 30—31). 

^ Vgl. die Aufzählung der Mitglieder des Rheinbundes sowie die 
statistischen Angaben in Klüber's Staatsrecht des Rheinbundes (ISOS), 
§§ 77 — 78 u. § 53. Mit einer für seinen damaligen politischen Stand- 
punkt charakteristischen Uebertreibung rühmte Behr (Systematische 
Darstellung des Rheinischen Bundes , 1808, S. 68) , der Rheinbund um- 
fasse, „bei weitem das meiste, was sich zum Deutschen Namen be- 
kennt". 
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den dürfe ^, so musste diese Yergleichnng dahin führen , die 
Analogieen und Unterschiede zwischen den beiden Hauptarten 
der organisirten Staatenvereine genauer festzustellen und so 
den Begriff des zusammengesetzten Staates bestimmter aus- 
zuprägen. Im Zusammenhang mit dieser Fortbildung der 
Lehre bildete sich auch eine festere und zweckmässig 
gere Terminologie: das Bedttrfhiss kurzer und charak- 
teristisdier Eunstausdrttcke fUr die vielfach erörterten und 
angewandten Begriffe ging Hand in Hand mit dem Bestre- 
ben, die Verwandtschaft und Verschiedenheit derselben schon 
in den Bezeichnungen hervortreten zu lassen. So kamen für 
das System verbündeter Staaten die AusdiUcke „Völker- 
bund" und „Staatenbund" in allgemeineren Gebrauch 3, 
während dagegen der aus Staaten zusammengesetzte Staat als 
„Völkerstaat" oder „Bundesstaat" bezeichnet wurde*. 



2 Im Anfange freilich hatten manche Schriftsteller ohne genauere 
Prüfung den Rheinbund für einen Staat erklärt, oder wenigstens ge- 
glaubt , derselbe werde sich bald zu einem Staate entwickeln ; aber schon 
der bekannte Brief Napoleon's an den Fürst Primas über die Souve- 
ranitatsrechte der Bundesfürsten rief ziemlich allgemein die Ueberzeu- 
gung von der Unhaltbarkeit dieser Ansichten hervor. (Vgl. die Aus- 
einandersetzung Winkopp's in seiner Zeitschrift „Der Rheinische 
Bund«, Bd. 9 S. 74— T.*».) 

^ Die Bezeichnung „Volk erb und'' findet sich meines Wissens 
zuerst bei Kant (s. Note 33 zu dem vor. §) ; den Ausdruck „Staa- 
tenbund'* scheint K. S. Zachariä (in Woltmann's Zeitschrift 
für Geschichte und Politik , 1804) zuerst gebraucht zu haben (bald dar- 
auf findet er sich bei Gönner, s. die in Note 22 zu § 4 citirte Stelle).. 

^ Das Wort „Völkerstaaf kommt in diesem Sinne wohl zuerst 
bei Zachariä a. a. O. yor. Der Ausdruck „Bundesstaat'' 
scheint erst in der Rheinbundszeit gebildet worden zu 
sein, und zwar zunächst zur Bezeichnung des fälschlich für einen (aus 
Staaten zusammengesetzten) Staat gehaltenen neuen Bundes ; wenigstens 
ist mir derselbe in den Schriften aus der Reichszeit nirgends begegnet, 
dagegen steht er schon in den beiden ersten , vom Septbr. und Novbr. 
1806 datirten Heften der Wink opp 'sehen Zeitschrift mehrfach (Ein- 
leitung S. 4 ; Ueberschrift der Abhandlung 3 „Ansicht des rheinischen 
Bundesstaates", der Abhandlung 18 „Verschiedene merkwürdige Nach- 
richten zur Geschichte des Rheinischen Bundesstaates", und der Abhand- 
lung 23 „Ueber die Verhältnisse des Protektors des rheinischen Bundes- 
Brie, Der Bnndesstaat. I. 3 
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immer aber noch blieb die Idee der letztem Kategorie ron 
Staatenvereinen ausschliessliches Eigentimm der Schriflstel- 
1er über Deutsches Staatsrecht^. 

n. Als diejenigen Deutschen Publicisten, welche zur 
Zeit des Rheinbundes die Theorie des Bundesstaates wesent- 
lich gefördert haben oder mindestens deren neues Entwicke- 
lungsstadium zur Anschauung bringen, sind E. S. Zacha- 
riä, G. H. von Berg, und vor allen W. J. Behr zu 
nennen^. 

1. Unter diesen nimmt freilich E. S. Zachariä eine 
sehr eigenartige Stellung ein, in welcher bereits seine selt- 
sam componirte geistige Individualität sich abspiegelte. — 
Angeregt durch die im Gefolge des Lüneviller Friedens ein- 
getretenen politischen Veränderungen hatte er im Jahre 1804 
darzuthun gesucht, dass durch dieselben die wahre Beschaf- 
fenheit der Deutschen Reichsverbindung nur in ein helleres 



Staates zum Staate selbst") in der eben angegebenen Bedeutung. Gleich- 
zeitig b^^nn man aber auch, die einzehien Gliederstaaten des Bundes 
„Bundesstaaten^' zu nennen (so schon in der citirten Einleitung S. 7). 

5 Wenn Zinserling („Profe»seur dliistoire aupr&s des pages de 
Sa Majest^ le Boi de Westphalie") in seiner Scfariffc ^e Systeme fed^ 
ratif des anciens mis en parallele ayec celui des modernes^ (Heid^berg 
1809) die „ confed6ration politique" und das „gouTemement föderatxf^ 
einander gegenüberstellt , so liegt dieser Unterscheidung durchaus nicht 
der Gegensatz von ;,Staatenbund^ und ^^Bundesstaat" zu Grunde; unter 
„gouvemement fSd^ratif versteht er yielmehr den auf Gleichheit der 
Mitglieder beruhenden und gegenseitigen Schutz bezweckenden, wirk- 
lichen StaateuTerein , unter ;,confi6d6ration politique" hingegen das un- 
gleiche, auf Abhängigkeit eines Theüs beruhende, aus einer Politik 
der Vergrösserung hervorgehende Bündniss. Sein begeistertes Lob der 
letzteren, von Napoleon's Genie zum „System^ erhobenen Gestaltung 
lies't sich vielfach wie eine Satire. 

^ Klüber in seinem Staatsrecht des Rheinbundes^ bezeichnet zwar 
das Deutsche Reich als einen aus untergeordneten Staaten zusammen- 
gesetzten Staat, den Rheinbund als ein Staatensystem s. einen Staaten-» 
bund (§19; §§ 3 u. 72) ; aber principieUe Erörterungen über diese 
beiden Formen giebt er nicht, und insbes. über die rechtliche Gon- 
struction des Reiches wiederholt er nur die in der Pütt er 'sehen Schule 
hergebrachten Sätze. 
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Licht gesetzt und consequent weiterentwickelt werde ^. In 
schroffem Widerspruch gegen die damals herrschende Theo- 
rie behauptete er, „das sogenannte Deutsche Reich" sei kein 
Völkerstaat, sondern ein blosser Völkerbund s. Staatenbund; 
diese Ansicht begründete er aber weniger durch theoretische 
Argumente als durch Hinweis auf die politische Erfahrung, 
und selbst die staatsrechtlichen Unterschiede der beiden Gat- 
tungen von Staatenvereinen formulirte er vorwiegend im 
Hinblick auf die Erscheinungen und Bedürfiiisse des prakti- 
schen Staatslebens. Zum Wesen eines Staates und also 
auch eines Völkerstaates — dessen Möglichkeit er nicht 
leugnete — schien ihm ein unbedingt gebietender Wille und 
eine jedem innem Widerstand ttberlegene physische Macht zu 
gehören, während in einem Bunde souveräner Staaten jedem 
der Gesellschaftsgenossen sein eigenes Urtheil ttber Recht 
und Unrecht verbleibe. Da nun auf dem Deutschen Reichs- 
tage Stimmenmehrheit nicht unbedingt entscheide^ insbeson- 
dere ihre Geltung durch Berufung auf iura singulorum ent- 
kräftet werden könne, und da die Exekutivgewalt in den 
Händen der angeblichen Unterthanen, der Keichsstände, sei, 
diese mithin nicht gezwungen werden könnten: so, schloss 
Zachariä, könne der Reichsverband „schon nach Rechts- 
grtinden" auf keinen Fall als ein Völkerstaat betrachtet 
werden^. — Die zwei Jahre später erfolgte gänzliche Auf- 
lösung des Reiches und die Gründung des Rheinbundes er- 
schienen von diesem Standpunkte nicht als eine tiefgreifende 
Umwälzung, sondern als ein naturgemässer Abschluss. Zu 
einer wesentlichen Berichtigung seiner Ansicht über Bundes- 
staat und Staatenbund konnte Zachariä durch diese Vor- 
gänge um so weniger veranlasst werden, je weniger im 



^ K. S. Zachariä, Geist der neuesten Deutschen Reichsverfas- 
sung. (In Woltmann's Zeitschrift für Geschichte uod Politik, Jahr- 
gang 1804 Bd. 1 S. 34—60.] Dieser Aufsatz muss nach seiner ganzen 
Tendenz wie im Hinblick auf mehrere Aeusserungen über die nächste 
politische Zukunft Deutschlands als ein literarischer Vorläufer des Rhein- 
bundes angesehen werden. 

8 1. c. S. 43-46. 

3* 
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Rbeinbande eine Centralgewalt ausgebildet war, je mehr 
derselbe mithin als „Gesellschaft'' souveräner Staaten sich 
darstellte. Doch enthält der kurze Entwurf des öffentlichen 
Rechts der Rheinbundstaaten, welchen er im Jahre 1807 
publieirte ') , mehrere bemerkenswerthe neue Sätze über 
jene beiden Formen der Staatenvereine. Als für den Staa- 
tenbund bezeichnendes Moment setzte er, offenbar unter dem 
Eindruck der jüngsten Ereignisse , an erste Stelle die Auf- 
lösung durch Dissens der einzelnen Mitglieder, welche in 
einem Staatswesen ausgeschlossen sei^<^. Die, selbst im 
Vergleich zu dem Wirkungskreis der erloschenen Reichsge- 
walt, höchst gering bemessene Competenz des Rheinbundes, 
bestimmte ihn hervorzuheben, dass die Staatsgewalt einen 
weitem Umfang habe als das Gesellschaftsrecht eines Staa- 
tenbundes^^. Endlich nannte er als wirkliche Beispiele 
eines aus Staaten zusammengesetzten Staates, freilich ohne 
irgend näher auf dieselben einzugehen, die Nordamerika- 
nische Union und die Schweiz 12. 

2. Die Gesammtauffassung des Bundesstaates, zu wel- 
cher Zachariä auf verschlungenen Wegen gelangte, ent- 



Iu8 publicTOn civitatum quae foederi Rhenano ascriptae sunt, § 60. 

10 § 60 cit. . „Interest . . . , si ius spectes , inter civitatem , qua 
plures dvitates continentur, et inter societatem cmtatum foederatarum 
(Bundes - Staat — Staatenbund) hoc , quod societas dissensu singulorum 
dissol^itur, Htesque inter socios ortae non nisi transactione componi 
possunt; quae in dvitate secus se habent." — An dieser Stelle sind 
zum ersten Mal, so viel ich weiss, die beiden Bezeichnun- 
gen ^Bundesstaat'' und ^Staatenbund" einander direkt ent- 
gegengesetzt worden. Es ist dies um so bemerkenswerther, als 
Zachariä sich früher und später des Ausdrucks „Völkerstaat'' für den 
Bundesstaat zu bedienen pflegte. 

11 A. a. O. heisst es weiter : „Praeterea et potestas civilis latius 
patet, quam ius societatis." Dazu Note 2: ^n quam rem comparatio 
inter Imp. Germ, et F. Rh. institui potesf 

^ § 60 N. t: Jßx quo genere est respublica Americae septentrio- 
nalis , et Helyelia.'' In der Schweiz galt damals bekanntlich die, wenig- 
stens einzelne bundesstaatliche Bestimmungen enthaltende, Mediations- 
yerfassung. 
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fernt sich jedoch nicht gar weit von der Theorie jener 
gleichzeitigen Schriftsteller , welche, ausgehend von der An- 
nahme, dass das Deutsche Reich ein Bundesstaat gewesen 
sei, sich in der Bestimmung dieses Begriffes ausschliesslich 
oder ganz ttberwiegend durch einen Rückblick auf die unter- 
gegangene Reichsverfassung und durch eine Parallele zwi- 
schen derselben und der Gestaltung des Rheinbundes leiten 
liessen. Die Erfordernisse des Staats zwecks und der Staats- 
gewalt fttr das Vorhandensein eines Bundesstaates wurden 
von ihnen nur präciser formulirt und namentlich von Behr 
näher entwickelt; ausserdem fasste dieser Autor die Orga- 
nisation der höchsten Gewalt des Bundesstaates und die 
Art ihrer Wirksamkeit näher in das Auge. 

a. In seinen ausgezeichneten „Abhandlungen zur Er- 
läuterung der Rheinischen Bundesacte" ^^ widerlegte v. Berg 
zunächst die mehrfach geäusserte oberflächliche Ansicht, dass 
der Rheinbund ein Staat sei, durch den Hinweis auf den 
beschränkten Zweck desselben und auf die anerkannte Sou- 
veränität der einzelnen Bundesgenossen. Den Zweck der 
Sicherung gegen äussere und innere Feinde habe freilich der 
Rheinbund und überhaupt jeder Staatenbund mit der Staats- 
verbindung gemeinsam ; jedoch der Zweck der letzteren gehe 
weiter, und so habe insbesondere auch das Deutsche Reich 
neben der Sicherung der Gesammtheit und der Einzelstaaten 
zugleich „Erhaltung der Rechte der Regenten und der Un- 
terthanen im gesammten Reiche und in den einzelnen Staa- 
ten" bezweckt. Der allgemeine Staatszweck aber — als 
welchen v. Berg der damals herrschenden Ansicht gemäss 
nur allseitige Rechtssicherheit anerkannte — könne nicht 
ohne eine allgemeine höchste Staatsgewalt erreicht werden, 
welche auch im Deutschen Reichsstaat bestanden habe, so dass 
die Landeshoheit eine abhängige und eingeschränkte Staatsge- 
walt gewesen sei ; dagegen solle die Bundesversammlung im 
Staatenbunde nur „eine politische Behörde zur Erhaltung des 
Friedens unter den verschiedenen Souveräns, aus welchen 



13 Erster Theil, Hannover 1808. (Mehr ist nicht erschienen.) 
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der Bund besteht", sein, und es kämen derselben keine Ho- 
heitsrechte über die letzteren zu ^4. In seinen Schlussbe- 
trachtungen hob V. Berg nochmals nachdrücklich hervor, 
dass der Bheinbund zur Zeit kein „B^i^des Staat" sei, son- 
dern blos ein „Staatenbund", „eine Gesellschaft unabhängi- 
ger Staaten zur Erhaltung ihrer äussern und Innern Ruhe"; 
die irrige Annahme einer Souveränität des Bundes selbst sei 
„eine aus der aufgehobenen Reichsverfassung herstammende 
Idee" 1». 

, b. Der Form nach principieller, schliesst sich anderer- 
seits materiell die Erörterung über das Wesen des „Völker- 
staates", welche Behr in seiner „Systematischen Darstellung 
des Rheinischen Bundes" gab ^^) , noch enger an die con- 
crete Verfassung des untergegangenen Reiches an ^7. Wäh- 
rend er „das wahre Wesen eines Staatenbundes" in 
einer „Vereinigung mehrerer unabhängiger Staaten als sol- 
cher, zur gemeinsamen Verfolgung des Zwecks rechtlicher 
Sicherheit unter sich und gegen aussen" fand, fasste erden 
„Völker Staat" auf als einen Verein von Staaten, welche 
einer, allen gemeinschaftlichen höchsten Gewalt und einem 
Oberhaupte unterworfen seien. Das Oberhaupt des Völker- 
staates bezeichnete er näher als ein „in einer Menschenper- 
son gewähltes, sichtbares und physisches" ; die höchste Ge- 
walt im Völkerstaate charakterisirte er als eine wirkliche 
Staatsgewalt, welche daher aus gesetzgebender, richterlicher 
und exekutiver Gewalt bestehen müsse; die Unterordnung 
der „staatsrechtlich verbundenen Völker" unter „die gemein- 



1* Erste Abhandlung (S. 1—10): „Was ist der rheinische Bund"? 
Damit sind zu verbinden die S. 189—204 gegebenen Ausführungen über 
das Reich und die Landeshoheit. 

15 1. c. S. 283. 

^^ Systematische Darstellung des Kheinischen Bundes aus dem 
Standpunkte des öffentlichen Rechts (1808), III. Abschnitt (§§ 12—15, 
S. 56—64). 

1'' S. 59: „Ein solcher Völkerstaat war bekanntlich das Deutsche 
Reich"; dagegen S. 61 : „Die Eigenschaften eines solchen Staatenbun- 
des liegen an der rheinischen Konföderation klar vor Augen." 
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same oberste Staatsgewalt" erstrecke sich nothwendigerweise 
auf alle Theile der höchsten Gewalt, auf alle „Zweige der 
Staatsverwaltung", wogegen im Staatenbunde die Einzel- 
staaten nur in ihrem Wirken nach aussen „eine^ sich selbst 
gesetzte, Schranke" hätten. 

Dieselben Sätze entwickelte Behr weitläufiger in der 
Parallele zwischen dem Deutschen Kelch und dem Bheinischen 
Bund, welche er bald nach dem Erscheinen seines syste- 
matischen Werkes in der Winkopp'schen Zeitschrift ver- 
öffentlichte^^; zugleich aber entnahm er der hier angestell- 
ten eingehenderen historisch - politischen Betrachtung der 
Deutschen ßeichsverfassung einige neue für die Theorie des 
Völkerstaates bedeutsame Züge. Hinsichtlich der Wirk- 
samkeit des Völkerstaates hob er hervor, dass derselbe, 
im Gegensatz zum Völkerbunde, auch in das innere Leben 
seiner Glieder eingreife und auch die Coexistenz der einzel- 
nen, „seine Völker konstituirenden" , Menschen sichere i^; 
als Beleg dieser Behauptung diente ihm namentlich der Hin- 
weis, dass die Reichsgesetze „nicht nur das Rechtsverhält- 
niss der Territorien unter sich, sondern auch die Rechtsver- 
hältnisse der Territorialherm mit ihren Gliedern, und selbst 
jene dieser Glieder unter sich bestimmten, und alle, als un- 
mittelbare oder mittelbare Unterthanen des Reichs gleich 
verpflichteten" 20. Aus der Unterordnung der Oberhäup- 
ter der Einzelstaaten unter eine höhere Staatsgewalt fol- 



18 „Das teutsche Reich und der rheinische Bund. Eine publizistisch- 
politische Parallele, zur Ausmittlung der Vorzüge, welche der rheini- 
sche Bund vor dem teutschen Reiche der teutschen Nation darbiethet 
und darbiethen wird. Von Dr. Wilh. Joseph Behr, der Staatslehre 
und des Staatsrechts ordentl. öffentlicher Professor in Würzburg'^ In 
Winkopp's Zeitschrift Band 6 S. 418—447; Bd. 7, S. 99—138 und 
S. 361—408; Bd. 8 S. 3 — 63. 

19 Bd. 7 S. 111 — 112. 

20 L c. S. 113. Im rheinischen Bunde dagegen könnten ..^höchstens 
solche Gesetze aufgestellt werden, welche die rechtliche Coexistenzord- 
nung der konföderirten Staaten, als Staaten, also blos ihre äusseren 
Verhältnisse unter sich (unmittelbar oder mittelbar) betreffen, und nur 
die rechtliche Natur und Kraft von Conventional- Statuten haben^^ 
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gerte er, -— freilich sehr irriger Weise, indem er sich aber 
zugleich auf die Deutsche Reichsgeschichte berief — , dass 
dieselben blosse Organe oder Beamte de r Volke rstaat s- 
gewalt sein mttssten, ^welche nichts nach eigener alleini- 
ger Bestimmung, sondern alles nur mit Bttcksicht auf die 
Bestimmungen der Völkerstaatsgewalt bestimmen und über- 
nehmen dürfen'^ ^^ ; die Unhaltbarkeit eines solchen Verhält- 
nisses verwendete er dann als Hauptargument gegen den 
Völkerstaat zu Gunsten des Staatenbundes^^. In 
Betreff der Organisation des Völkerstaates^s end- 
lich urgirte er jetzt weniger die Nothwendigkeit eines phy- 
sischen Oberhaupts, sondern begnügte sich, das Deutsche 
Wahlkaiserthum als ^vollkommen zweckmässig^ zu bezeich- 
nen^^; dagegen betonte er stark, dass in jedem Staatenver- 
eine die Gliederstaaten grundgesetzlich zu einer thätigen Mit- 
wirkung fttr den Vereinigungszweck berufen werden müssten, 
und dass namentlich die Gesetzgebung über die gemein- 
schaftlichen Angelegenheiten im Völkerstaate gleich wie im 
Staatenbunde einer aus den Häuptern der Einzelstaaten (be- 
ziehungsweise Gesandten derselben) gebildeten Versammlung 
ausschliesslich zustehen müsse ^. Wie für die letztere 
Forderung — neben .der streng durchgeführten Theorie der 



21 Bd. 6 S. 442 — 443. 

22 1. c. S. 444 — 447. „States Kämpfen zwischen Haupt und Glie- 
dern und gänzliches Vernachlässigen des eigentlichen Zwecks des Ver- 
eins" scheint ihm ein in der Natur des Völkerstaates begründetes Uebel ; 
wogegen im Staatenbunde der Hang zur Herrschaft und zur Unabhän- 
gigkeit völlig befriedigt sei, die höchste Gewalt in den einzelnen Staa- 
ten sich also ganz auf den Staatszweck concentriren werde, während die 
selbstgew^ten Beschränkungen in den äusseren Verhältnissen nicht 
drückten und allen Gliedern des Bundes zum Vortheil gereichten, wes- 
halb ein solcher Verein die Garantie der Dauer und der Kraft in sich 
trage. 

23 Ueber den Begriff und die Aufgabe der Organisirung eines Staa- 
tenvereines überhaupt hat Behr Bd. 6 S. 434 — 436 werthvolle Erörte- 
rungen gegeben. 

2* Bd. 7 S. 117. 

25 Bd. 7 S. 361 ff., vgl. S. 118 — 119. 
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Ge waltentrennnng — die im Keiche hinsichtlich des kaiserlichen 
Yeto's gemachten ttblen Erfahrungen massgebend waren, so 
veranlassten auch ähnliche und noch bedenklichere Erfah- 
rungen, unterstützt durch allgemeine theoretische Erwä- 
gungen, den Verfasser, gleiches Stimmrecht aller Mitglieder 
und unbedingte Geltung der Stimmenmehrheit als unentbehr- 
lich für die Bundesversammlung jedes Staatenvereins aufzu- 
stellen ^6. * — Ohne Zweifel ist das von Behr entworfene 
Bild des Yölkerstaates , obgleich von Einseitigkeiten und 
argen Missgriffen nicht frei und obgleich in einen ab- 
schreckenden Wortschwall gehüllt, doch höchst bemerkens- 
werth als das ausgeführteste und auch in mancher Bezie- 
hung treffendste aus der Zeit vor Gründung des Deutschen 
Bundes. 

D. Die Zeit des Deutschen Bandes bis 1S48. 

§ 6. 

1. Die Ansichten zur Zeit der OründuBg und der Anfange des 

Deutsehen Bundes. 

I. Leicht wird die Vermuthung sich aufdrängen, dass, 
nach der Entwickelung , welche die Lehre vom Bundesstaat 
zu Ende des Reiches und während der Rheinbundszeit er- 
balten hatte, in den Jahren 1814 und 1S15, als es galt, 
dem von der Französischen Herrschaft befreiten Deutschland 
eine neue politische Gesammtordnung zu gründen, gerade 
diese Form der Vereinigung den Gegenstand vielfacher theo- 
retischer Erörterung und zahlreicher praktischer Verwirk- 
lichungsvorschläge gebildet haben werde. Jedoch eine solche 
Annahme wäre durchaus irrig. Die Literatur jener 
bewegten Jahre enthält keine einzige staatswis- 
senschaftliche Betrachtung über den Bundes- 
staat; in den vielen amtlichen und privaten 



26 Bd. 7 S. 363—370, S. 374—378. Die Forderung, daes die 
Bundestagsgesandten von speciellen Instruktionen unabhängig sein müss- 
ten (S. 378 — 381) , ist nicht so sehr als eine principielle behandelt. 



42 § 6. D. Die Zeit des Deutschen Bundes bis 1848. 

Entwürfen für und Denkschriften über die neuzner- 
ri cht ende Deutsche Verfassung findet sich höchst 
selten das Wort^, nirgends ein durchdachter 
Versuch, die Idee des Bundesstaates auch nur 
gemäss der bisherigen Auffassung in das Leben 
zu fuhren. Bei näherer Prüfung lassen sich aber auch die 
allgemeinen Ursachen dieser auf den ersten Blick befrem- 
denden Thatsache unschwer erkennen. Den Staatsmännern 
und Politikern, ja selbst der grossen Mehrzahl Derer, welche 
über staatliche Fragen wissenschafklich nachzudenken pfleg- 
ten, waren Name und Begriff des Bundesstaates noch unbe- 
kannt oder sie verbanden wenigstens mit dieser Bezeichnung 
einen ganz unbestimmten Sinn ^; die in den weiteren Krei- 
sen herrschenden Vorstellungen über Staatenvereine, deren 
Erfordernisse und Arten waren überhaupt noch gänzlich un- 



^ Der Freiherr y. S t e i n in dem Schreiben an den Kaiser Alexander 
y. 4. Noy. 1814 und in der durch Nesselrode übergebenea yertraulichen 
Note yom 11. desselben Monats (Leben Stein' s yon O. H. Pertz, Bd. 4, 
S. 147 — 152) gebrauchte den Ausdruck »Bundesstaat'', aber, wie schon 
aus der hinzugefügten Berufung auf die Verträge yon Chaumont und 
Paris heryorgeht, in einem sehr allgemeinen Sinne. In den meisten, 
auf die Deutsche Oesammtyerfassung bezüglichen Aktenstücken aus die- 
ser Zeit finden sich nur die allgemeinen Bezeichnungen „Bund" oder 
„politischer föderatiyer Körper^ (»corps politique f^d^ral''). Die Schwei- 
zer bedienten sich in den gleichzeitigen Verhandlungen über die Neu- 
gestaltung ihrer Eidgenossenschaft mit Vorliebe des ebenso unbestimm- 
ten Ausdrucks „Bundesyerein'^. 

2 Bemerkenswerth ist, dass Schleiermacher in seiner am 24. 
März 1814 der königl. Preussischen Akademie der Wissenschaften yor- 
gelesenen Abhandlung „Ueber die Begriffe der yerschiedenen Staatsfor- 
men"" (Sämmtliche Werke, dritte Abtheilung, Bd. 2, S. 246 ff.) yon 
dem Staatenbunde als einer „unbestimmten Vereinigung mehrerex 
Staaten auf so lange als ihre Ansichten nicht zu weit auseinandergehen^ 
den Bundesstaat unterschied, welcher „Ein Staat aus ungleich ge- 
bildeten und in gewissen Grenzen noch selbstständigen Theilen" sei. 
(1. c. S. 276.) Aber beide Gestaltungen des „föderatiyen Staates^ oder 
„der Bepublik höherer Ordnung^ erschienen ihm nur als schwankende 
Uebergangsformen yermöge seiner Grundansicht über die Eyolution der 
yerschiedenen Staatsformen und weU er als „die höchste Ordnung" durch- 
aus nur den monarchischen Einheitsstaat anerkannte. 
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klar und oberflächlich. Ebenso unklar und unbestimmt waren 
die Ansichten über die Gesammtverfassung, welche für Deutsch- 
land praktisch nothwendig und möglich sei 3. Der wirkli- 
chen Errichtung eines Deutschen Bundesstaates standen fer- 
ner nicht allein die thatsächlichen Verhältnisse, vor Allem 
der Dualismus von Oesterreich und Pi-eussen, entgegen, son- 
dern auch die schon zu Reichenbach und Teplitz getroffenen, 
durch die Verträge von Chaumont und Paris bekräftigten 
Verabredungen der Grossmächte ttber die Unabhängigkeit der 
einzelnen Deutschen Staaten*; alle während des Wiener 
Congresses entworfenen Pläne, welche sich innerhalb der 
durch die faktischen Verhältnisse und die diplomatischen 
Uebereinktinfte gegebenen Schranken hielten, konnten daher 
keinen irgend ausgeprägten bundesstaatlichen Charakter tra- 
gen 5. Diejenigen Stimmen, welche dennoch eine Wieder- 



3 Häusser, Deutsche Geschichte (3. Aufl. 1863), Bd. 4 S. 574ff., 
S. 693 ff. ; G ervin US, Geschichte des neunzehnten Jahrhunderts, Bd. 1, 
S. 305 ff. ; Kaltenborn, Geschichte der Deutschen Bundesverhältnisse, 
Bd. 1, S. 167 ff. 

4 Häusser 1. c. S. 375 ff. , S. 707 ff.; Kaltenborn 1. c. S. 88 — 
90, S. 99—105; Diplomatische Geschichte der Jahre 1813—1815 (Leip- 
zig 1863) , Bd. 2, S. 142— 148. — Den Verträgen von Ried und Fulda 
kann ich nur eine untergeordnete Bedeutung zuerkennen, da sie nur 
ein unter den Grossmächten schon vorher vereinbartes Princip zur An- 
wendung brachten. 

^ Verhältnissmässig zahlreiche bundesstaatliche Elemente 
sind allerdings in den Freussischen Entwürfen v. 13. Septbr. 1814 
und V. 10. Febr. 1815 enthalten, insbesondere gaben dieselben der ge- 
setzgebenden Gewalt des Bundes eine ganz umfassende Ausdehnung 
und sicherten den Unterthanen gegenüber den einzelnen Deutschen 
Staaten weitgehende Rechte; auch sprach die begleitende Note zu den 
beiden Entwürfen v. 10. Febr. bestimmt den bundesstaatlichen Grund- 
gedanken aus, dass die neue Verfassung Deutschlands nicht blos die 
politische Selbständigkeit , sondern auch die innere Sicherung der Rechte 
und die allgemeine Wohlfahrt der Nation zum Zwecke haben solle 
(Klub er > Acten des Wiener Congresses Bd. 2, H. 5, S. 6). Anderer- 
seits jedoch war die in den Entwürfen vom Februar vorangestellte Zweck- 
bestinmiung des Bundes so enge gefasst, dass die den Bundesorganen 
zugewiesene Wirkungssphäre und die den Bundesgliedem auferlegten 
Beschränkungen im Einzelnen weit darüber hinausgingen ; in der Orga- 
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herstellung der Deutschen Kateerwtirde begehrten, wie ins- 
besondere die Wortführer der kleineren Staaten, wurden bei 
diesem Verlangen nicht sowohl von theoretischen Erwägun- 
gen über die speciellen Erfordernisse eines Bundesstaates 
geleitet, als vielmehr theils durch die Erinnerung an das 
alteKeich, das sie mit zeitgemässen Verbesserungen erneuern 
zu können hofften, theils durch Betrachtungen über die Noth- 
wendigkeit eines Vorstandes oder „Oberhauptes" für jeden 
bedeutenden Staaten verein®. 

II. Nach dem Abschluss der Bundesakte machte sich 
freilich bald das Bedttrfniss geltend, das rechtliche 
Wesen des neugegrtindeten Vereins schärfer zu 
bestimmen, namentlich weil nur auf diesem Wege für die 
allseitig als dringend erforderlich erkannte Weiterentwicke- 
lung des Bundes' ein fester Ausgangspunkt gewonnen wer- 
den konnte. Eine correcte und übereinstimmende Lösung 
dieser Aufgabe, welche auch für die Lehre vom Bundes- 



nisation des Bundes war das Prineip der Einheit durch ein Directorium 
und einen Rath der Kreisobersten (später einen „ersten Rath'^ ohne 
Directorium) nur sehr ungenügend vertreten , und der Nation gar keine 
Theilnahme an der Leitung der gemeinschaftlichen Angelegenheiten ein- 
geräumt (selbst eine Hinzuziehung von Vertretern der Einzellandtage 
zum Bundestage wurde nur von Stein ernstlich angeregt). Man kann 
zweifeln, ob die Preussischen Vorlagen mit den damaligen thatsäch* 
liehen Voraussetzungen und mit den zwischen den Cabinetten getroffe- 
nen Festsetzungen sich vereinigen Hessen ; durch ihre unveränderte An- 
nahme aber hätte Deutschland jedenfalls nur eine zwischen Bundesstaat 
und Staatenbund schwankende Verfassung erhalten (die Februarent- 
würfe selbst gebrauchten die Bezeichnung „Staatenbund"). 

^ Dies geht namentlich hervor aus der zwischen den Vertretern der 
Kleinstaaten und dem Grafen Münster zu Ende des Jahres 1814 ge- 
pflogenen Correspondenz über die Kaiserfrage (Klub er, Acten, Bd. 1, 
H. 1, S. 77 — 93). Mitwirkend, aber gewiss nicht allein massgebend 
(wie der Verfasser der „Diplomatischen Geschichte der Jahre 1813 — 1815 
Bd. 2 , S. 194 ff. annimmt) für die Aufstellung des Kaiserprojekts von 
Seiten der kleineren Staaten war die Opposition gegen das Fünfer- 
comit6. 

■^ Man übersah freilich „die grösste und unheilbarste Unvollkom- 
menheit des Bundes, dass es unermessliche Schwierigkeiten hatte, ihn 
auszubilden und zu verbessern''. (Häusser Bd. 4, S. 710). 
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Staate ftrnchtbar hätte werden müssen, erfolgte jedoch zu- 
nächst nicht; im Gegentheil waren die Ansichten, ob, in- 
wiefern und weshalb die neue Schöpfung als Staatenbund 
aufeufassen sei, sehr vager Natur und gingen bunt durch 
einander. Neben der fortdauernden Unklarheit der politi- 
schen Wünsche und der Ideen über Staatenvereine über- 
haupt war es vorzüglich die Beschaffenheit der Bundesakte 
selbst — die ungemeine Dürftigkeit der darin festgestellten 
Grundlagen und die Zusammensetzung aus zwei wesentlich 
verschiedenen Theilen® — wodurch eine präcise und rich- 
tige Beantwortung jener Fragen h(k^lichst erschwert wurde. 
Als Belege ftlr die in den ersten Jahren nach Gründung des 
Deutschen Bundes verbreiteten Anschauungen über das Wesen 
des Bundesstaates und sein Verhältniss zum Staatenbunde 
sind jedoch die verschiedenen aus dieser Zeit herrührenden 
Begriffsbestimmungen oder auch nur theoretischen 
Bezeichnungen des Deutschen Bundes von nicht zu 
unterschätzendem Werthe. 

Auf dem Wiener Gongress hatte das Oesterreichische 
Cabinet in der Deutschen Verfassungsfrage bestimmte, aller- 
dings in erster Linie negative, Zielpunkte mit grosser Festig- 
keit verfolgt und dieselben auch vollkommen erreicht; nament- 
lich war es sich von vom herein darüber klar gewesen, 
dass die Deutschen Staaten nicht wieder durch ein staats- 
rechtliches Band mit einander verknüpft werden sollten^. 
Gleich bei Eröffnung des Bundestags wurde daher von Oester- 
reichischer Seite deutlich und offen ausgesprochen, dass 
Deutschland, wenn es auch wieder als politische Einheit 
erscheine, doch nur ein Staatenbund, kein Bundesstaat sei ^^ ; 



6 Den allgemeinen, „auf die Feststellung des Bundes gerichteten'^ 
und den besonderen Bestimmungen. 

Oervinus, Geschichte des neunzehnten Jahrhunderts, Bd. 1, 
S. 299 ff ; Kaltenborn 1. c. Bd. 1, S. 112-115, S. 176—178. 

10 Eröffnungsrede des Präsidialgesandten Grafen v. Buol-Schauen- 
stein in der ersten Sitzung der Deutschen Bundesversammlung vom 5. 
XoY. 1816. (Protokolle der Deutschen Bundesversammlung, Band 1, 
Heft 1, S. 16.) 
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4^ \\i>^T% bHi>j»vn . 4^imit«rk(iiim«ii . da$» I>eiii»di}aM[ mir ein 
^^5iÄa«^>»im4 ^ ; dw l4i^c 4io:r T^e^ttsu^iieii ^laaion «nd ihier 
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%* i VNV<* ;.fkS^«sfi<->» jtp^ \ f.vhÄ'»H\*.JBir« de^ '^^iener Com- 

N i' ^ >;....»>,,.»...;,.».:.» ., ,j., v. ^,^ X^.-a^Mv,-. ^^r. vor &öff- 



1. Die Ansichten zur Zeit der Gründung und der Anfänge etc. 47 

der grosse Geschichtschreiber Heeren^^ die Frage, ob Staa- 
tenbund, ob Bundesstaat; ihm genügte es, dass der Deutsche 
Bund als eine politische Einheit, als eine Gesammtmacht in 
seinen Beziehungen zum Ausland constituirt sei und somit 
ttber eine blosse Allianz hinausgehe ^^ ; zur Bezeichnung des- 
selben gebrauchte er abwechselnd unterschiedslos die Aus- 
drücke „Staatenbund^ und „Bundesstaat^ ^^ ; wenige Jahre 
später erklärte er fireilich selbst ^^, dass die unerfüllten Er- 
wartungen Vieler vom Deutschen Bunde auf der falschen 
Vorstellung beruhten, derselbe sei ein Staat gleich Nord- 
amerika, während er in Wahrheit nur als ein Staatenverein 
gleich der Schweiz angesehen werden dürfe. — Einen freiem 
Standpunkt wählte der Philosoph Fries in seiner Schrift 
„Von Deutschem Bund und Deutscher Staatsverfassung" ^^ ; 
er fragte nicht sowohl, was der Deutsche Bund sei, als was 
derselbe werden solle 2^; wenn er auch „die republikanische 
Bildung des Bundestags^' mit Anerkennung acceptirte, so 
wollte er hingegen den Geschäftskreis des Bundes nach dem 
Muster des alten Beichsrechts bestimmen und verlangte da- 
her „eine wahre höchste Regierung des Bundes", vorzüglich 



Tcrandert fest (l. c. S. 16 — 21; Leben des Generals Friedrich von 
Gagern Bd. 1, S. 387). 

15 A. L. Heeren, Der Deutsche Bund in seinen Verhältnissen 
zu dem Europäischen Staatensystem; bei Eröffnung des Bundestags 
dargestellt. (Historische Werke, Bd. 2, Abhandl. V.) 

*® 1. c. S. 437—438. Den Gedanken einer strengen politischen Ein- 
heit Deutschlands verwarf er dagegen entschieden als — unverträglich 
mit dem Europäischen Gleichgewicht (S. 429 — 432.) 

'17 Beide Benennungen finden sich z. B. nebeneinander auf S. 432. 
„Bundesstaat" heisst auch die Schweiz S. 433. 

^ Nachschrift aus dem Jahre 1821 (l. c. S. 452 ff.). 

^ Vom Deutschen Bund und Deutscher Staatsverfassung. Allge- 
meine staatsreehtliche Ansichten dargestellt von Jacob Friedrich 
Fries, Heidelberg 1816 (besonders kommt hier in Betracht der Ab- 
schnitt: „Von der Deutschen Kegierungsform" S. 162 ff.). 

^ l. c. S. 165: „Für diese kräftige Einigkeit Deutschlands wün- 
schen wir also nicht nur einen schlaffen Staatenbund, sondern einen 
fest vereinigten Bundesstaat, jedoch so, dass unsere Verfassung mit 
getrennten Provinzialstaaten beybehalten werde." 
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eise Bundesgesetzgebung auch ttber die inneren Angelegen- 
heiten der Einzelstaaten 2^; hierin schien ihm. ähnlich wie 
dem Freiherm von Gagern, das wesentlichste Moment 
eines Bandesstaates zu liegen, während er den Staatenbund, 
welchen er als für Deutschland ungenügend zurückwies, mit 
einer immerwährenden Offensiv- und Defensivallianz identifi- 
cirte22. — Tiefer noch hätte Tittmann^^ in das Wesen des 
Unterschiedes zwischen Bundesstaat und Staatenbund ein- 
dringen können, insofern er seinen politischen Wünschen 
keinen Einfluss auf die Darstellung der Verfassung des Deut- 
schen Bundes geben wollte 2^, andererseits aber in einer aus- 
führlichen Einleitung 25 die allgemeine Theorie der Staatenver- 
eine behandelte ; indem jedoch seine allgemeinen Betrachtungen, 
auf die realen Grestaltungen überhaupt keine Bücksicfat nah- 
men, war das Besultat, trotz einzelner treffende Gesichts- 
punkte, im Ganzen ein willkürliches und dürftiges. Titt- 
mann begriff, dass im Staatenbunde gleich wie im Bundesstaate 
eine Bundesgewalt „stattfinde" ^O; polemisch gegen Behr 
und Klub er führte er aus^?, dass das Subjekt der Bun- 
desgewalt im Bundesstaate nicht ein Individuum zu sein 
brauche, sondern dass in beiden Arten von Staatenvereinen 
der höhere Gesammtwille ebensowohl durch Mehrheitsbe- 
schluss sämmtlicher Glieder gebildet werden könne. Dem 
Wirkungskreis der Bundesgewalt zog er aber überaus enge 
Gränzen, indem er „das innere Verhältniss der einzelnen 
Staaten" als „^anz ausserhalb des Begriffes alles Staaten- 



21 1. c. S. 167—168. 

^ Gagern dagegen meinte : ^^ede Allianz ist Staatenbund.'' (Mein 
Antheil an der Politik III S. 19; vgl. Leben des Generals Friedrich 
V. Gagern a. a. O.) 

^F. W. Tittmann, Darstellung der Verfassung des Deutschen 
Bundes. Leipzig 1818. 

2* Vorrede S. VI: JNur das, was da ist, wollte ich darstellen. 
Mein eigenes Verlangen hat dabei keinen Einfluss gehabt.^' 

25 s. 1—20. 

26 S. 3, S. 5 — 6. 

27 S. 10 — 11. 
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Vereines" liegend betrachtete ^S; ihre Wirksaml^eit machte er 
zudem fast illusorisch, indem er ihr für den Staatenbund 
jeden zwingenden Charakter absprach, für den Bundesstaat 
einen solchen nur in beschränktem Masse zuerkanntet^. Die 
Idee der zwingenden Gewalt und die Ausdehnung der Bun- 
descompetenz auch auf die gegenseitigen Verhältnisse der 
Gliederstaaten ^® waren hienach die einzigen wesentlichen 
Merkmale, welche Tittmann dem Bundesstaat im Gregen- 
satze zum Staatenbunde vindiciren konnte. Ob mit Rück- 
sicht auf diese fast verschwindenden Unterschiede der Deutsche 
Bund als Staatenbund oder als Bundesstaat anzusehen sei, 
erschien ihm als zur Zeit noch völlig unbestimmt ^i. Im 
Grande waren es doch die Unbestimmtheit und Armseligkeit 
der Sätze der Bundesakte , welche in den theoretischen Er- 
örterungen des sonst an Kenntnissen und Gedanken nicht 
armen Schriftstellers sich abspiegelten. 

• 

2. Fortbildung der Lehre in Opposition zum Bandesrechte 

Deutschlands und der Schweiz. 

I. Zu grösserer Klarheit und Bestimmtheit wurde 
die Lehre vom Bundesstaate in Deutschland zurückgeführt, 
seit der Deutsche Bund sein völkerrechtliches Wesen schär- 



28 S. 15. Auch der Bundesstaat ist daher nach T.'s Ansicht nur 
ein völkerrechtliches ( staatenrechtliches ) , kein staatsrechtliches 
Verhaltniss; ^^hieran ändert die etwaige Unterordnung einzelner innerer 
Verhältnisse nichts". 

29 Es wird freilich „nur der Staatenverein den Namen eines Bun- 
desstaates erhalten, wo eine zwingende Bundesgewalt ist". Aber „der 
Charakter eines Bundesstaates mit zwingender Gewalt kann gar nicht 
in der Wirklichkeit rein ausgeprägt werden. Kein Staatenverein kann 
sich des Rechtsverhältnisses seiner Glieder mit gleicher Strenge bemäch- 
tigen, wie der Staat das Rechtsverhältniss seiner Bürger beherrscht; 
zwischen Staat und Bundesstaat findet bloss Analogie in der Richtung, 
nicht aber Gleichmässigkeit der Ausführung statt'' (S. 6). 

30 Wesentlicher Zweck des Staatenbundes ist nur „Sicherung des 
Rechtsverhältnisses gegen Mächte ausserhalb des Bundes^' (S. 13). 

3* S. 21—40: „Charakter des deutschen Bundes", bes. S. 30—31. 
Brie, Der Bandesstaat. I. 4 
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fer ausprägte* und andererseits dennoch in die inneren Ver- 
hältnisse der Einzelstaaten mit grosser Willkür hemmend 
eingrifft. Indem die Ueberzeugung sich verbreitete und be- 
festigte, dass der Bund nach seiner principiellen Anlage 
ein die Souveränität der Einzelstaaten voraus- 
setzender und schützender Staatenbund sei^ glaub- 
ten die liberalen Theoretiker, ihm eben deshalb die Befiig- 
niss zu einer massgebenden Einwirkung auf das Innere der 
Gliederstaaten absprechen zu dürfen*, oder wollten dieselbe 
höchstens als eine auf positiven Festsetzungen beruhende 
Ausnahme anerkennen s. Für die Begründung dieser Ansicht 
genügte freilich die Auffassung des Unterschiedes von Staa- 
tenbund und Bundesstaat, wie sie sich bei den Reichspubli- 
eisten ausgebildet hatte und namentlich zur Rheinbundszeit 
entwickelt worden war. Die ältere Lehre über den Bundes- 
staat blieb daher in wesentlich unveränderter Geltung, so 
lange es sich nur um Abwehr der staatsrechtlichen 
Uebergriffe des Bundestags handelte: Unterordnung 
der Einzelstaaten unter eine höhere Staatsgewalt und Com- 



1 Dies geschah bekanntlich insbesondere im zweiten Grundgesetz 
des Bundes, der Wiener Schlussakte v. 15. Mai 1820, Art. 1 u. 2. 

2 Den traurigen Anfang dieses reaktionären Bevormundungssystems 
von Bundeswegen bildeten bekanntlich die auf Grund der Karlsbader 
Verabredungen in höchst formloser Weise gefassten Bundesbeschlüsse 
V. 20. Sept. 1819. 

3 S. insbes. W. J. Behr's interessante Schrift: Von den recht- 
lichen Grenzen der Einwirkung des Deutschen Bundes auf die Verfas- 
sung, Gesetzgebung und Rechtspflege seiner Gliederstaaten (Würzburg 
1820) , S. 9, 33ff. , 46; ferner L. v. Dresch, Oeffentliches Recht des 
Deutschen Bundes (Tübingen 1820) , §§ 10 u. 25, und Erste Fortsetzung 
(Tübingen 1821), §§ 2 — 5. 

* So höchst entschieden Behr in der angeführten Abhandlung (na- 
mentlich S. 33, 47 ff., 65 ff.). 

5 Dresch, Oeffentliches Becht § 25 N. g hatte allerdings gegen 
Behr ausgeführt , dass auch die Bestimmungen der Deutschen Bundes- 
akte über die inneren Verhältnisse der einzelnen Staaten zum Wesen 
des Deutschen Bundes , wenngleich nicht zum abstrakten Begriff des 
Staatenbundes , gehörten ; in der Ersten Fortsetzung § 2 betonte er 
aber viel stärker den Ausnahmecharakter dieser Bestimmungen. 
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petenz der letzteren auch in Bezug auf die inneren staat- 
lichen Angelegenheiten galten als die charakteristischen 
Momente des Bundesstaates gegenüber dem Staatenbund^. 

Eine erhebliche Fortbildung und Bereicherung 
der Theorie des Bundesstaates trat erst ein, als im Gefolge 
der durch die Französische Julirevolution auch in Deutsch- 
land entstandenen Bewegung der Geister einzelne hervor- 
ragende politische Denker es unternahmen, dem bestehenden 
Bundesrechte und seiner Handhabung ein positives poli- 
tisches Programm, die Grundzüge einer neuen, den 
nationalen Bedürfnissen und Wünschen entsprechenden Ge- 
sammtordnung , gegenüberzustellen. Die Einheit der Deut- 
schen Nation schien ihnen eine staatsrechtliche Einheit zu 
erfordern, während sie doch die Fortexistenz der Einzelstaa- 
ten als nothwendig und nützlich anerkannten : so wurden sie 
von selbst dahin geführt, im Gegensatz zum bestehenden 
Staatenbunde die Errichtung eines Deutschen Bun- 
desstaats als das zu erstrebende Ziel hinzustellen '^. Durch 
diese Tendenz aber wurde eine allseitige Beleuchtung der 
Eigenschaften und Merkmale des Bundesstaates nothwendig ; 
und da der bestehende Staatenbund als eine gänzlich ver- 
fehlte und unheilvolle Gestaltung erschien, so suchte man 
naturgemäss alle einzelnen theoretischen Erfordernisse des 
Bundesstaates in möglichst scharfem Gegensatz zu den gel- 



6 Neben den Auseinandersetzungen von Behr a. a. O. S. 23 — 33, 
39—44 (welche nur eine "Wiederholung der Hauptpunkte seiner frühe- 
ren Theorie enthalten) und von Dresch, Oeff. R. § 10, ist in dieser 
Hinsicht besonders bemerkenswerth die Erörterung von S. Jordan in 
seinen Versuchen über aUgemeines Staatsrecht (Marburg 1828) , S. 193 
— 209, bes. S. 501—202; vgl. auch Desselben Lehrbuch des allgemei- 
nen und deutschen Staatsrechts, erste Abtheiluug (Cassel 1831), §43. 

^ Behr dagegen, nach wie vor von der Trefflichkeit des Staaten- 
bundes und der Unhaltbarkeit des Völkerstaates überzeugt (vgl. oben 
§ 5 Note 22) , hatte nach KLräften dazu beitragen wollen , den frieden- 
störenden Geist des letzteren von Deutschland fernzuhalten (1. c. S. 3 — 5 
u. 22 — 23), während Jordan (Versuche S. 2ü5) in sehr kühler und 
zurückhaltender Weise dem Staatenstaate (Bundesstaate) theoretisch den 

Vorzug einräumte. 

4* 
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tenden Bundes-Einrichtungen und -Maximen zu bestimmen ®. 
Gegenüber der im Deutschen Bunde rechtlich und thatsäch- 
lich fast unbegränzten Souveränität der Einzelstaaten bezeich- 
nete man, im Anschluss an die bisherige Lehre, strenge 
staatsrechtliche Unterordnung derselben unter die 
Centralgewalt als ein für den Bundesstaat wesentliches Mo- 
ment; die Nullität des Deutschen Bundes in den auswärti- 
gen Verhältnissen gab Anlass zu der Forderung, dass die 
Glieder des Bundesstaates sämmtlichen auswärtigen 
Hoheitsrechten entsagen müssten; angesicht der schon 
nach den" Bundesgrundgesetzen sehr beschränkten, in der 
Praxis beinahe ganz verschwindenden Wirksamkeit des Bun- 
des auf dem Gebiet der gemeinnützigen Angelegenheiten 
wurde für die Bundesstaatsgewalt Competenz zurErftil- 
lung aller nationalen Gesammtzwecke in Anspruch 
genommen; wenn der Deutsche Bund immer ausschliess- 
licher ein Bund der Regierungen geworden war , so wurde 
dagegen dem Bundesstaate ein unmittelbarer Nexus 
auch mit den einzelnen Staatenbürgern zugeschrie- 
ben und aus diesem Grundsatz vorzüglich die Nothwendig- 
keit des Hinzutretens einer Nationalrepräsentation der 
Bürger zu dem Organ der Eegierungen gefolgert, 
während die dem Bundesstaat zu Grunde liegende Idee der 
Einheit in erster Linie durch ein einheitliches Bundes- 
haupt repräsentirt werden sollte. 

Neben der principiellen Opposition gegen den bestehen- 
den „Fürstenbund" und der Erkenntniss Dessen, was der 
Nation noth that, waren jedoch auch andere Eindrücke und 
Tendenzen nicht ohne Bedeutung für diese Ausgestaltung 



s Die Bearbeiter des positiven Deutschen Bundes- und Staatsrechts, 
von dieser Tendenz wenig oder gar i^cht berührt , verharrten indessen, 
so viel sich aus ihren spärlichen Andeutungen erkennen lässt, auf dem 
Standpunkte der bisherigen Theorie (s. z. B. H. Zöpfl, Grundsätze des 
allgemeinen und des constitutionell-monarchischen Staatsrechts, Heidel- 
berg 1841, Anhang I § 6; H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und 
Bundesrecht, Bd. 1, Göttingen 1841, § 21; K. E. Weiss, System 
des Deutschen Staatsrechts, Regensburg 1843, § 26 Anm. b). 
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der Lehre, namentlich flir die Gedanken über die natürliche 
Organisation des Bundesstaats: so insbesondere die herr- 
sehende Vorliebe für die constitutionelle Erbmonarchie mit 
dem Zweikammersystem; die Erinnerung an Kaiser und 
Reich ; das Vorbild der mächtig emporblühenden Nordameri- 
kanischen Union. Dagegen die während der Dreissigerjahre 
unternommenen, vielfach unklaren und gänzlich fruchtlosen 
Versuche einer Reform der dem Deutschen Bunde wesent- 
lich gleichartigen Schweizerischen Eidgenossenschaft von 1815 
gaben den Deutschen Untersuchungen über Staatenbund und 
Bundesstaat mehr eine allgemeine Anregung als eine be- 
stimmte Richtung; wohl aber führten in der Schweiz selbst 
die Unzufriedenheit mit den damaligen Bundeszuständen und 
das Verlangen nach durchgreifenderen Reformen zu theore- 
tischen Betrachtungen über den Bundesstaat, deren Ergeb- 
nisse mit der neuen Deutschen Lehre mannichfache Ver- 
wandtschaft zeigten. 

n. Die neuen bundesstaatlichen Ideen wurden fast 
gleichzeitig in selbständiger Weise ^, aber mit seltener Ueber- 
einstimmung aufgestellt und begründet von drei Deutschen 
Männern, welche unter den „vormärzlichen" Liberalen sich 
auszeichneten durch ihren starken und gesunden nationalen 
Sinn: Friedrich von Gagern, Paul Pfizer, Carl 
Welcker^o. 



8 Der Aufsatz, in welchem Friedrich von Gagern seine Ge- 
danken über den Bundesstaat niedergelegt hat, wurde erst zwei Jahr- 
zehnte später von seinem Bruder Heinrich veröffentlicht (s. N. 13); 
bis dahin war derselbe nur im engen Familienkreise bekannt. Die von 
Pfizer aufgestellte Theorie des Bundesstaats kannte und berücksich- 
tigte freilich Welcker bei Abfassung seiner Hauptarbeit über den 
Bundesstaat (s. N. 53) ; aber zum Theil durch Missverständnisse irre 
geleitet und von einer abweichenden Auffassung des Staatenbundes 
ausgehend, verhielt er sich zu derselben vorwiegend polemisch. 

10 Dagegen Karl von Rotteck, sonst Welcker's eifrigster 
Bundesgenosse auf literarischem und politischem Gebiete, verlor sich in 
sehr unbestimmte und crgebnisslose, wenn auch theil weise an Welcker's 
Ideen anklingende, Betrachtungen über die Staatenvereine (Lehrbuch 
des Yernunftrechts und der Staatswissenschaften, Bd. 3, Stuttg. 1834, 



54 § 7- 1^- I^ie Zeit des Deutschen Bundes bis 1848. 

1. In seinen jüngeren Jahren war Friedrich von 
Gagern allerdings, angewidert durch die kleinliche Politik 
der Deutschen Höfe und durch die Nichtigkeit und Verächt- 
lichkeit des Bundestags, voll Unmuth zumal über die Ohn- 
macht Deutschlands in allen groi^sen Europäischen Fragen, 
unbedingter Unitarier gewesen ^K Aber allmählich tiberzeugte 
er sich doch^^^ ^ass die in der Gegenwart nothwendige 
Theilnahme aller Staatsbürger am staatlichen Leben und die 
wünschenswerthe Berücksichtigung der vorhandenen Eigen- 
thtimlichkeiten in kleineren Staaten leichter und erfolgrei- 
cher stattfinde, während nichtsdestoweniger das Bedürfniss 
grosser kostbarer Anstalten und gemeinsamer Vertheidigung 
so wie „der natürliche Wunsch, als grosse Nation eine 
Macht zu bilden" durch eine zweckmässige und kräftige 
Form „der Einigung und Föderation" Befriedigung finden 
könnten ^^. So entstand zu Ende des Jahres 1 833 ^^ in der 



S. 146 — 165), weil ihm die Sicherung von Freiheit und Recht innerhalb 
der Einzelstaaten gegenüber der Centralgewalt , also der i)artikulari- 
stisch-liberale Gesichtspunkt, durchaus im Vordergrunde stand (sehr 
charakteristisch in dieser Hinsicht ist seine bei Klüpfel, Geschichte 
der »Deutschen Einheitsbestrebungen in ihrem geschichtlichen Zusam- 
menhang, S. 428-429 abgedruckte Rede aus dem Jahre 1832). Die 
politisch sehr wichtige Schrift von W. Schulz (Deutschlands Einheit 
durch National-Repräsentation, Stuttg. 1832) entwickelt nur ein .^noth- 
wendiges Element" des erstrebten „Föderativstaates". 

11 Dieser Standpunkt und seine Motive 'sind klar und scharf aus- 
gesprochen in zwei Denkschriften aus dem Jahre 1823, „Der gegenwär- 
tige Zustand" und „Von der Nothwendigkeit und den Mitteln, die 
politische Einheit Deutschlands herzustellen" (Leben des Generals Fried- 
rich von Gagern, von Heinrich von Gagern, Bd. 1, Leipzig 
und Heidelberg 1856, S. 269—77, 278—91). 

12 Schon der im Jahre 1825 oder 1826 geschriebene Dialog „Uni- 
tarier und Föderalisten" (gedruckt a. a. O. S. 361—71) zeigt, wenn 
auch kein Abgehen von der Forderung des Einheitsstaates, doch eine 
sorgfältige Erwägung der föderalistischen Gesichtspunkte. An die im 
Bundesstaat gegebene Vermittelung zwischen staatlicher Einheit und 
Vielheit scheint der Verfasser damals noch nicht gedacht zu haben. 

13 1. c. S- 386-87 (vgl. auch S. 376). 

14 Die Zeit der Abfassung wird fixirt durch die Angaben über die 
Secessionsversuche Südcarolina' s und des Fürstenthums Neuenburg (l. c. 
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Masse des Kiederländischen Heerlagers die markige Denk- 
schrift über den Bundesstaat^^. . Ganz verleugnet die- 
selbe allerdings nicht den früheren unitarischen Stand- 
punkt des Verfassers. Besonders stark lässt die vorausgesandte 
Definition ^^ „der Bundesstaat ist die Vereinigung mehrerer 
Staaten, welche sich zur vollkommenen Erreichung des Staa- 
tenzwecks einer gemeinschaftlichen Staatsgewalt unterwerfen, 
ohne dass die Begenten der einzelnen Staaten allen inneren 
Hoheitsrechten entsagen" diese Tendenz hervortreten. Die 
nähere Auseinandersetzung ergiebt nun zwar, dass den Ein- 
zelstaaten von den inneren Hoheitsrechten blos diejenigen 
entzogen werden sollten, welche überhaupt nur oder bes- 
ser durch das Zusammenwirken und die Gesammtkraft des 
Bundesstaats realisirt werden könnten, und dass die Begen- 
ten der Partikularstaaten in der Eegierung ihrer Territorien 
nur da und insoweit beschränkt sein sollten, als es die Bun- 
desverfassung ausdrücklich bestimme^' ; immerhin sollte jedoch 
die Gesetzgebung den Einzelstaaten nur ausnahmsweise^ 
sofern besondere Bestimmungen über den betreffenden Gegen- 
stand in den einzelnen Territorien ohne Nachtheil für das 
Ganze zulässig seien, zustehen, und die Staatsbeamten 
sollten sämmtlich, wer sie auch angestellt haben möge, im 
Dienste der obersten Staatsgewalt sein, derselben in letzter 
Instanz zu gehorchen haben, das Heer sogar der Bundes- 



S. 374), ferner durch die Notiz am Schluss des Gedenkbuchs von 1833 
in Verbindung mit dem Brief von 14. April 1834 (Lebensbeschreibung 
Bd. 2,1857, S. 180 und 204). Ungenau ist mithin die Annahme Hein- 
rich's von Gagern (Bd. 1 S. 387, vgl. auch S. 355—56), die Denk- 
schrift sei zwanzig Jahre vor dem J. 1848 geschrieben. 

«5 Gedruckt 1. c. Bd. 1 S. 372—387. Dieselbe gliedert sich in 
drei Abschnitte: I Begriff; II Bedingungen der Entstehung des Bun- 
desstaats; III Verfassung für den Bundesstaat. — Von der staatswis- 
senschaftlichen Literatur ist diese eminente Arbeit während der 17 Jahre 
seit ihrer Veröflfentlichung ungebührlich vernachlässigt worden ; nur bei 
Kaltenborn, Geschichte der Deutschen Bundes Verhältnisse Bd. 1, 
Anm. zu S. 501, finde ich eine oberflächliche Erwähnung derselben. 

« S. 372. 

" I, 2 in f. und I, 5. 
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Staatsgewalt allein verpflichtet sein ". Dfe go beschränkte 
landeshoheitliche Regierung des Einzelstaates erschien dem 
Autor als „eine Zwischenstufe zwischen der Gemeinde und 
der obersten Staatsgewalt , welche auf die zweckmässigste 
Art und mit mehr Freiheit und Selbstständigkeit die Stelle 
der obersten Administrativbehörden vertritt, die grosse Sta 
ten für ihre Provinzen bestellen« »». — Nicht gewohnt, irgend 
einer Schwierigkeit aus dem Wege zu gehen, legte sich 
Gag er n selbst den theoretischen Einwand vor, wie denn 
die nothwendige Einheit der Staatshoheit bestehen 
könne, wenn eine Reichshoheit und eine Landeshoheit zu- 
gleich existire? Er antwortete „Aber die Einheit in der 
Idee ist nicht aufgehoben, obgleich die Ausübung der äusse- 
ren und inneren Hoheitsrechte sehr wohl trennbar ist- und 
innere Hoheitsrechte in Beziehung auf die Territorien kön- 
nen sehr wohl bestehen, wenn schon die Landeshoheit der 
Reichshoheit untergeordnet ist - sonst wären halbsouveräne 
Staaten gar nicht denkbar« 2«. Mit der idealen Einheit der 
Staatsgewalt und der logischen Möglichkeit der Unterord- 
nung einer Staatsgewalt unter eine höhere Gewalt gab sich 
jedoch sein praktischer Sinn nicht zufrieden; vielmehr be- 
griff er, dass die Oberstaatsgewalt durch ihre Organisa- 
tion in Harmonie und engem Zusammenhange mit den Ein- 
zelstaatsgewalten stehen müsse". Erbmonarchie mit 
repräsentativer Verfassung galt ihm überhaupt als 
diejenige Staatsform, welche der jetzigen Culturstufe Euro- 
pa's am meisten entspreche , weil sie von der Monarchie 
Ordnung und Festigkeit, von der Republik Freiheit und 
Regsamkeit entlehne ; auch dem Bundesstaat lasse sich die- 
selbe ohne Zwang anpassen 22. Als unentbehrlich bezeich- 
nete er die erbmonarchische Spitze für einen aus Erbmo- 



'« I, 4 vgl. mit in, 8 ; m, 12 ; I, 3. 

»9 S. 377. 

» S. 383. 

« S. 379 und S. 382-83. 

« S. 381. 
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narchien zusammengesetzten Bundesstaat ^3; doch dttrfe das 
Reichsoberhaupt nicht zugleich Regent eines besonderen Ter- 
ritoriums sein, weil es kein Sonderinteresse haben, auch 
mit den Regenten der Territorien in keiner Beziehung gleich- 
stehen dürfe 24; dagegen sei die eine Kammer des Reichs- 
tags aus den halbsouveränen Fürsten der Territorien zu 
bilden, die andere aus Abgeordneten des Volkes, welche 
aber nur zum kleineren Theile direct, zum grösseren Theile 
von den Landständen der einzelnen Staaten gewählt werden 
sollten^». Unter den „Bedingungen für die Entste- 
hung eines Bundesstaates" stellte er, im Hinblick 
auf diese „beste Verfassung" des Bundesstaates , das Vor- 
handensein einer gemeinsamen Nationalität, 
namentlich einer gemeinsamen Muttersprache, in erste Linie ; 
denn ein aus heterogenen Bestandtheilen zusammengesetzter 
Staat könne nur bei streng autokratischer Beherrschungs- 
form zusammengehalten werden 20. Unverkennbar hatte er 
auch bei seinen anscheinend allgemeinen Betrachtungen und 
obwohl er dem Bundesstaat mit repräsentativer Verfassung 
ftr beide Hemisphären eine weite Verbreitung verhiess^^, 
doch immer ganz vorzugsweise sein Deutsches Vaterland im 
Auge. 

2. Einen etwas anderen Entwickelungsgang nahmen 
P f i z e r ' s Wünsche und Erwartungen für Deutschlands poli- 



23 S. 379 (mit besonderem Hinweis auf die Geschichte des Deut- 
schen Wahlreichs). 

"^ m, 1 (S, 382). — Unklar bleibt, wie Gagern sich dasVerhält- 
niss des Königs von Preussen zum künftigen Kaiserthum dachte; fast 
scheint es^ dass er überhaupt zweifelte, ob ein so grosser Einzelstaat in 
einen wahren Bundesstaat sich einordnen lasse (vgl. die Auseinander- 
setzungen sub II, 2 und 3) ; andererseits lässt sich nicht annehmen, 
dass er seiner schon im J. 1823 ausgesprochenen Ueberzeugung von 
dem Beruf Preussens, Deutschland zu einigen (Bd. 1 S. 284 ff.), jemals 
untreu geworden sei (vgl. auch die Bd. 1 S. 316 citirte Aeusserung 
aus späterer Zeit). 

» I, 4; n, 2 und 4. 

26 II, 1. 

« S. 386. 
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theoretischen Formulirung sich weiter ausbildete und theil- 
weise modificirte^'^. 

Einheit und Freiheit in innigster Verbindung erschie- 
nen ihm als das durch die Lehren der gesammten Deutschen 
Geschichte vorgezeichnete Losungswort für die Zukunft der 
Deutschen Nation^®; zur Erreichung dieses Zieles hielt er 
den Staatenbund fUr völlig ungeeignet, weil derselbe nur 
die Staaten und deren Regierungen als Vereinsgenossen kenne 
und die inneren Verhältnisse der Gliederstaaten unberührt 
lasse 37; dagegen der Bundesstaat, indem sein Zweck 
sich auf Alles ausdehne, w'as für die Gesammt- 
heit wtinschenswerth und mit getheilten Kräften 
nicht zu verwirklichen sei, und indem er auch die 
Bürger der Gliederstaaten mit der Bundesgewalt 
und unter sich in rechtliche Beziehungen setze, 
vermöge das Bedürfniss und Verlangen nationaler Einigung 
und Freiheit durchaus zu befriedigen^^. Die Ausdehnung des 
Zwecks auf alles zur nationalen Wohlfahrt Gehörige und die 
unmittelbare Verbindung mit den einzelnen Bürgern hob da- 
her Pfizer als die für den Begriff des Bundesstaats 



die verschiedenen Arten der Staatenverbindungen (S. 41-- 46) und die 
Kritik der Bundesakte von 1S15 (S. 66—105). 

^ Die Hauptsätze desselben entwickelte er später nochmals aus- 
führlich in den »,Gedanken über Recht, Staat und Kirche" (Stuttgart 
1842), Bd. ?, S. 145-356 (in dem „Das Vaterland" überschriebenen Ab- 
schnitte) ; doch ist diese Darlegung weniger wissenschaftlich gehalten, 
daher für uns von geringerem Werthe. 

36 S. 40: „Ihre (der Deutschen Nation) bisherige Schicksale hatten 
gelehrt, wohin die Einheit ohne Freiheit und die Freiheit ohne Einheit 
führe. Einheit und Freiheit ward daher der schaffende Gedanke einer 
neuen Zeit, in dem Vernunft und Nationalinstinkt, Aussage der Ge- 
schichte und Naturgesetz des Lebens, Bewusstes und Bewusstloses zu- 
sammentraf (vgl. S. 361 — 62) ; die einzige Schwierigkeit nach Abschüt- 
telung des fremden Jochs' habe darin bestanden, der noch immer, „und 
wohl nicht umsonst", vorhandenen Vielheit neben und zwischen der 
Einheit und der Freiheit ihre richtige Stellung anzuweisen. 

37 s. 40—42 und S. 48. 

38 S. 45—47. 
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charakteristischen Momente besonders hervor^^; das 
Moment der Gehorsamspflicht der Einzelstaaten liess er mehr 
zurücktreten *<^, weil er mit Recht auch dem Staatenbunde eine 
wahre höhere Gewalt zuschrieb ^*. Dass der Bundesstaat gleich 
dem Staatenbunde republikanisch, nach dem Grundsatz 
der Rechtsgleichheit der Einzelstaaten, organisirt sein 
könne, ja dass eine solche Organisation dem Wesen eines 
Staatenvereines überhaupt am meisten entspreche, gab er 
theoretisch zu ^^ ; aber bei einer so grossen Ungleichheit der 
Kräfte, wie sie in Deutschland bestehe, schien ihm eine 
Oberhoheit des mächtigsten Fürsten über die minder- 
mächtigen unentbehrlich*^. Das Bedürfniss der Einheit, fand 
er jedoch nunmehr, erheische nur, dass die handelnde, voll- 
ziehende Gewalt Preussen als der reindeutschen Grossmacht 
anvertraut werde^*, wogegen die gesetzgebende Gewalt 
von dem Bundestage in Gemeinschafik mit einer Natio- 
nalvertretung zu üben sei*^; die letztere, mit umfassen- 
den constitutionellen Befugnissen ausgestattet, sollte zugleich 
die Einheit der Deutschen Nation neben der Einheit 



39 s. 42—43, 45—46, 66. 

40 s. jedoch S. 46. 

« S. 96—97, 166—167. — Der Grundsatz der Unabhängigkeit der 
Bundesglieder im Staatenbund schien ihm aber zu erfordern , dass der 
Austritt aus dem Bunde jedem Mitgliede freistehe, „weil ohne diese 
Befugniss seine Unterwerfung unter die Beschlüsse und Entscheidungen 
des Bundes aufhören würde , eine freiwillige zu sein" (S. 44 — 45) ; die 
Unauflöslichkeit ist daher nach seiner Auffassung eine specifische Eigen- 
schaft des Bundesstaats (S. 46, 66, 162). 

42 S. 99—100, S. 360. 

43 S. 100, 360, 366—67, 376. 

44 S. 98—100 (vgl. auch die „Gedanken über Recht, Staat und 
Kirche", Bd. 2, S. 333—34). 

45 Der Bundestag im Zukunftsbundesstaat wird von Pfizer nur 
sehr obenhin behandelt; dass derselbe aber nach seiner Ansicht einen 
Faktor der Nationalgesetzgebung bilden und auch in den wichtigsten 
Regierungsangelegenheiten beschliessende Stimme haben sollte, geht 
deutlich aus den S. 96 — 99 gegebenen Erörterungen hervor. Auch 
wird der Nationalversammlung (S. 102) nur eine „Mitvertretung*' des 
gesammten Deutschen Volks „am Bundestage" vindicirt. 
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der Fürsten repräsentiren und als Organ der Frei- 
heit die Gewalt der Fürsten durch eine hinreichende Gegen- 
kraft massigen, somit in dem Deutschen Bundesstaate als 
dem Gebäude Deutscher Einheit und Freiheit den Schluss- 
stein bilden^ß. 

3. Die erste Anregung zu einer eingehenderen Unter- 
suchung über das Wesen und das Recht der Staatenvereine 
und specieU des Bundesstaats erhielt Welcher durch die 
Schweizerischen Bundesreformbestrebungen und die 
daran sich schliessende Literatur; sachlich zeigte schon die 
so entstandene Arbeit ^^ eine bedeutende Rücksicht auf die 
Zustände und Bedürfnisse Deutschlands^^, und noch mehr 
trat dieser Gesichtspunkt in Welcker's späteren Veröflfent- 
lichungen über den nämlichen Gegenstand 4« hervor. Ande- 
rerseits war er jedoch von Anfang an eifrig bemüht , seiner 
Theorie, insbesondere zur Widerlegung einer an Sophismen 
und Paradoxieen tiberreichen Schrift K. S. Zachariä's^®, 



« S. 102—105 (vgl. S. 163 und S. 351 ff.) 

47 Ueber Bundesverfassung und Bundesreform, über Bildung und 
Gränzen der Bundesgewalt. Zunächst in Beziehung auf den Schweizer- 
bund und die Schriften von Troxler und Zachariä über denselben. 
Von C. T. Welcker, Leipzig und Stuttg. 1834. 

« So insbesondere Abschnitt VI (S. 42—55). 

*9 Artikel „Bund" im Staats-Lexikon von R o 1 1 e c k und Welcker, 
Bd. 3 (1836), S. 76—116. — ■ Einleitung zu Klüber's Wichtigen Ur- 
kunden für den Kechtszustand der Deutschen Nation (Mannheim 1844), 
S. 34 — 49 (,, Verschiedenheiten zwischen dem staatsrechtlichen Bundes- 
staat, und dem völkerrechtlichen Staatenbund^^). 

50 Ueber den gegenwärtigen politischen Zustand der Schweiz, Hei- 
delberg 1833. — Als das wesentlichste Unterscheidungsmerkmal zwischen 
dem „Völkerstaat" und dem „Völkerbund" bezeichnete Zachariä auch 
jetzt noch (vgl. oben § 5 II, 1), dass in dem ersteren eine Gewalt, 
^. B. der mit einer genügenden Macht bekleidete Wille der Mehrheit" 
gebieten müsse; andererseits aber bezeichnete er eben solche Gewalt 
als „eine Bedingung der Ausführbarkeit" des Völkerbundes. Die über 
den Völkerstaat gebietende Gewalt sollte sich ferner ihrem Wesen nach 
auch auf die inneren Angelegenheiten erstrecken, ohne dass aber eine 
solche Ausdehnung nothwendigerweise erfolgen solle oder müsse; wo- 
gegen für den Völkerbund, der die Selbstständigkeit der Einzelstaaten 



62 § 7. D. Die Zeit des Deutschen Bundes bis 1S48. 

eine principielle wisBenschaftliche Begründung und allseitige 
consequente Ausführung zu geben ^^ ; auch benutzte er nament- 
lich für den betreffenden Aufsatz im Staats -Lexikon, aller- 
dings ohne genügende Kritik ^2^ ein ausgedehntes historisches 
Material. Der Artikel des Staats -Lexikons enthält über- 
haupt die vollständigste Entwickelung seiner Lehre ^^ ; über- 
sichtlicher geordnet und theilweise präciser gefasst ist aber 
die Rekapitulation der Hauptsätze in der Einleitung zur Aus- 
gabe der von Klub er gesammelten „Wichtigen Urkunden 
für den Rechtszustand der Deutschen Nation". 

Indem Welcker ausging von einer Eintheilung aller 
Vereine in staatsrechtliche (moralische Personen) und privat- 
rechtliche resp. völkerrechtliche (ohne höheren Gesammtwil- 
len) und von einer Eintheilung aller Rechtsverhältnisse in 



in ihren inneren Angelegenheiten gänzlich unangetastet lassen sollte, 
nichtsdestoweniger Uebereinstimmung der Landesverfassungen „unnach- 
lasslich" gefordert wurde. Auf Grund dieser in sich widerspruchsvollen 
Kriterien erklärte dann Zachariädie Schweizerische Eidgenossenschaft 
von 1815 für einen „Völkerbund", den Deutschen Bund aber ebenso 
wie das alte Deutsche Eeich für einen „Völkerstaat**, und verwarf er 
den Völkerstaat principiell, ähnlich wie Behr, als ein „insociabile 
regnum." (Dagegen in seinen „Vierzig Büchern vom Staate" — 1. Aufl. 
Bd. 4 S. 172 ff. , 2. Aufl. Bd. 5 S. 152 ff. — erklärte er die Darstel- 
lung der Idee des Völkerataates für die endliche Aufgabe der auswär- 
tigen Staatskunst, für eine Pflicht der Völker gegen einander 1). 

ß^ In der Einleitung der 1834 veröffentlichten Abhandlung bemerkte 
er sehr richtig: „Es ist dieses noch einer von den Gegenständen, bei 
welchen zwar wohl praktischen Schriftstellern die Erfahrung und die 
Natur des Gegenstandes manche materiellen Uebereinstimmungen — oft 
auf Kosten der Folgerechtigkeit in ihren eigenen Grundsätzen — auf- 
dringen, in Bezug auf welche wir aber bis zur Stunde noch keine eini- 
germassen gründliche und vollständige Theorie und wissenschaftliche 
Uebereinstimmung besitzen". 

52 Namentlich seine Behauptungen in Betreff der altgriechischen 
und der altgermanischen Bünde leiden an erheblichen Unrichtigkeiten. 

53 Die vollständige Ueberschrift des Artikels lautet: „Bund, Bun- 
desverfassung, Staaten- oder Völkervereine, oder Föderativsysteme, ins- 
besondere: Staatenbündniss, Staatenbund, Bundes- (oder Staaten-) Staat. 
Grenzen der Gewalt, Politik und Verfassung der Bundesvereine im All- 
gemeinen." 
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Persönlichkeitsrechte, reale Herrschaftsrechte und Obligatio- 
nenrechte, erklärte er den Bundesstaat für den staats- 
und personenrechtlichen Staatenverein, wogegen 
der Staatenbund völkerrechtlichen und realen, das Staaten- 
btindniss völkerrechtlichen und obligationenrechtlichen Cha- 
rakter habe ^*. Aus diesem Grundcharakter des Bundesstaats 
suchte er dann die zahlreichen einzelnen Merkmale und Er- 
fordemisse desselben ^^ abzuleiten, denen er ebenso viele 
entgengesetzte Eigenschaften des Staatenbundes gegenüber- 
stellte. Vor Allem urgirte er, dass der Zweck, für welchen 
sich mehrere besondere Staaten einem höheren Gesammt- 
staate unterordneten, vernünftigerweise mit dem Staats- 
zweck oder Nationalzweck identisch sein, d. h. 
„die Sicherung des inneren und äusseren staatsrechtlichen 
und privatrechtlichen ßechtszustandes und des Gesamrat- 
wohls" umfassen müsse; jedoch nur in so weit, fügte er 
erläuternd und beschränkend hinzu, dürfe dieser Zweck 
Bundeszweck sein, als er nicht von den besonde- 
ren Landesregierungen erreicht werden könne; 
wenn also auch die Eechte und Pflichten der Bundesgewalt 
einen „unerschöpflichen Inbegriff" bildeten, so werde doch, 



54 Staats -Lexikon Bd. 3 S. 78 — 81. — Ausführlicher wird der 
Grundcharakter des Bundesstaats S. 84 dahin bestimmt, „dass in ihm 
mehrere unvoUkommene souveräne Staaten und Kegierungen zu einer 
wahren moralischen Persönlichkeit oder Uni versitas und zwar zu 
einer staatsrechtlichen oder zu einer gemeinschaftlichen höhern 
Staatsverfassung vereinigt und ihr untergeordnet sind". Hin- 
gegen der rechtliche Grundcharakter des Staatenbundes soll darin be- 
stehen (S. 46), „dass in ihm mehrere persönlich vollkommene 
Regierungen einen Inbegriff ihrer äusseren Souveränetäts- oder Re- 
gierungsgewaltrechte dauernd gemeinschaftlich (zu einem juristi- 
schen Condominium) gemacht und sich also in Beziehung auf sie real 
beschränkt haben**. Den Staatenbund fasste er also als Staatengesell- 
schaft auf (über die einigermassen abweichende Ansicht Pfizer's s. 
oben N. 41). 

55 In der Abhandlung über Bundesverfassung und Bundesreform 
(S. 11 — 20) führt er deren sechs auf, im Staats-Lex. (S. 84 — 96) zehn, 
in der Einleitung zu den Wicht. Urk. (S. 37—42) acht. 
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wie in Nordamerika, die rechtliche Vennuthung fftr die Frei- 
heit und Selhständigkeit der Gliederstaaten streiten ^^. Ans 
der umfassenden Natnr des Bundeszwecks und der Bundes- 
wirksamkeit insbesondere folgerte er weiter, dass der Bun- 
desstaat eine Nation in sich vereinigen^'' und zu 
allen Bürgern in unmittelbarer Beziehung stehen 
müsse •^*; sofern die Bürger überhaupt rechtliche Freiheit 
hätten, sei auch ihre „unmittelbare Mitsprache und Mitwir- 
kung^ erforderlich für alle Bundesbestimmungen, welche 
ihren Bechtszustand veränderten ^''^. Die Aufgabe und die 
Zusammensetzung des Bundesstaates aber schienen ihm durch- 
aus drei Hauptorgane desselben zu erheischen, welche 
zugleich den drei Hauptorganen für eine jede gute Staats- 
verfassung entsprächen^®: „ein Organ zur Erhaltung der 
Einheit und Ordnung des Bundes, also vorzüglich zur Voll- 
ziehung und zur Repräsentation der Einheit insbesondere nach 
Aussen^ — eine mehr oder minder monarchische Behörde, 
ein Bundeshaupt <^^; sodann ein Organ zur Wahrung der 
allgemeinen Nationalfreiheit und zur Erhaltung und Ent- 



56 St.-Lex. S. 84—85, 86—88 (Folgesatz 1 und 3) ; W. Urk. S. 37 
und 38 (Folgesatz 2 und 4). — Für die Durchführung dieser höchst 
wichtigen und im Wesentlichen richtigen Sätze in Bezug auf die ein- 
zelnen Gegenstände der Staatsgewalt hat W. nur sehr dürftige Andeu- 
tungen gegeben. 

57 Wenn der Bundesstaat nicht hervorgehe aus einer nationalen 
Einheit, so strebe er doch nothwendig nach einer Vereinigung alier 
Theile der Nation, resp.^ach einer gemeinschaftlichen nationellen £nt- 
Wickelung der in ihm enthaltenen verschiedenen nationellen Bestand- 
theile (St.-Lex. S. 88—89). 

58 St.-Lex. S. 88-89 (Folges. 5); W. Urk. S. 37 (Folges. 1). 

50 St.-Lex. S. 89—90 (Folges. 5 a. E. und 6 a. Anf.) ; W. Urk. 
S. 39—40 (Folges. 7). 

öo Bundesverfassung und Bundesreform S. 33 — 35; W. Urk. S. 40, 
vgl. St.-Lex. S. 91. In diesen Erörterungen tritt dfer Einfluss der 
Nordamerikanischen Unionsverfassung besonders stark hervor. 

61 St.-Lex. S. 92; W. Urk. S. 40—41. Der Strategos der Grie- 
chischen Bundesstaaten, der Germanische Oberkönig, der Kaiser des 
Deutschen Reichs , der Statthalter der Niederländischen Union , der 
Nordamerikauische Präsident werden als geschichtliche Beispiele citirt. 
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wickelnng der allgemeinen nationalen Lebenskraft — ein 
demokratiBches Organ, eine allgemeine Volksversamm- 
lung oder nach der Volkszahl ans der ganzen Nation 
gewählte Repräsentantenyersammlnng<^^; endlich 
„ein Organ zur Erhaltung und Vertretung der Besonderheit 
und Selbstständigkeit der einzelnen Vereinsstaaten und ihrer 
-Regierungen", zugleich zur beständigen Vermittelung der- 
selben mit der Nationaleinheit und Nationalfreiheit und die- 
ser unter sich — ein mehr aristokratisches Organ, ein aus 
gleich vielen Repräsentanten jeder besonderen 
Regierung gebildetes Oberhaus (Senat) ^^ Nach 
Welcker's Ansicht war der Bundesstaat überhaupt bei 
folgerichtiger Durchführung am besten geeignet, die erste 
und letzte Aufgabe aller Staatsvereinigung einer Nation ^- 
dauernde Verbindung möglichster Freiheit und Mannichfal- 
tigkeit mit der Einheit — zu lösen ^^; aber die glückliche 
Gründung eines vollkommen ausgebildeten Bundesstaats hielt 
er ftir die schwierigste aller politischen Schöpfungen ^^ ; trotz- 
dem verwarf er auf das Entschiedenste jede Mischung zwi- 
schen Staatenbund und Bundesstaat als unnatürlich und un- 
heilvoll«®. 

ni. Gerade die unklare Mischung von bundes- 
staatlichen und staatenbündischen Gesichts- 
punkten bildete den Hauptmangel der nach der Julirevolution 
unternommenen Schweizerischen Bundesreformver- 



«2 St.-Lex. S. 92; W. Urk. S. 41. 

« St.-Lex. S. 92-93; W. Urk. S. 41-42. 

e* St.-Lex. S. 113; W. Urk. S. 46. 

» St.-Lex. S. 113—14; W. Urk. S. 45—47. Nur dann, meinte er, 
werde jene Schöpfung gelingen, „wenn durch irgend glückliche Um- 
stünde zugleich die Bürger und die Regierungen mehr, als man im 
Durchschnitt zu erwarten berechtigt ist, vom Gefühle nationaler Ein- 
heit und von der heiligsten Pflicht gegen das gemeinschaftliche Vater- 
land ergriffen und höherer Weisheit zugänglich sind^'. 

« St.-Lex. S. 114—15; W. Urk. S. 47—49. Namentlich eiferte 
er, im Hinblick auf das Gebahren des Deutschen Bundestags, gegen 
jede staatsrechtliche Wirksamkeit eines Staatenbundes. 

Brie, Der Bundesstaat. I. 5 
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auche^'' und weoigBteiis eine wesentliche Ursache ihrer Er- 
folglosigkeit. Die theoretischen Erörterungen über 
den Buij^desstaat, welche in engem Zusanunenhang mit 
den praktischen Bestrebungen für Revision der Bundesver- 
fassung in der Schweiz hervortraten, vermochten diesen 
Mangel nicht zu beseitigen, weil sie regelmässig nur eine 
oder die andere Seite des Bundesstaates, je nach dem augen- 
blicklich vorwiegenden Eindruck der Beformentwürfe und 
ihrer Schicksale, beleuchteten. Eine zusammenhängende Ent- 
wickelung der Theorie des Bundesstaates, wie Welcker 
sie gab, oder auch nur den festen Grundriss einer solchen, 
wie Friedrich von Gagern mit sicherer Hand ihn zeich- 
nete, hat die Schweiz vor 1848 nicht hervorgebracht, son- 
dern nur verschiedene Beiträge zur Feststellung 
wesentlicher Merkmale dieser Staatsform. 

Die bedeutendsten Vorwürfe, welche von den einsich- 
tigen und freisinnigen Staatsmännern der Schweiz gegea den 
Bundesvertrag von 1815 und dessen Wirksamkeit erhoben 
wurden, waren Schwäche der Eidgenossenschaft in den aus- 
wärtigen Angelegenheiten, ungenügende Gentralisation für 
Wohlfahrtszwecke im Innern, einseitiger Schutz der Regie- 
rungen gegen das Yolk^^. Aus dem letzteren Grunde hat- 
ten, ähnlich wie in Deutschland, bis 1830 die. Liberalen 
ihrerseits die Selbstherrlichkeit der Elantone gegenüber dem 
Bundestage (der Tagsatzung] lebhaft verfochten ^^. Als aber, 
unter der Einwirkung der neuen Französischen Umwälzung, 



^^ Die ausführlichste Geschichtserzählung derselben auf Grund per- 
sönlicher hervorragender Theilnahme hat Bau mg artner in den beiden 
ersten Bänden seines bekannten Werkes „Die Schweiz in ihren Käm- 
pfen und Umgestaltungen von 1830 bis 1850'' (Zürich 1853 ff.) gegeben. 
Ihm folgen vorzugsweise die kürzeren Darstellungen von Feddersen 
(Geschichte der Schweizerischen Regeneration von 1830 bis 1848, Zü- 
rich 1867, S. 120 ff., 137 ff., 150 ff., 203 ff.) und von Blumer (Hand- 
buch des Schweizerischen Bundesstaatsrechtes, Bd. 1, Schaffhausen 1863, 
S. 70—86). 

« Baumgartner, Bd. 1, Vorwort S. VII, und S. 159 ff. 

^ Baumgartner 1. c. S. 161. 
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die VeTfassimgen vieler und namentlich der grösseren Kan- 
tone im Sinne der repräsentativen Demokratie umgestaltet 
waren ^<^, machte sich vielmehr die Tendenz geltend, das- 
selbe System in dem mit erweiterter Competenz auszustat- 
tenden Bunde zur Herrschaft zu bringen. In einem Zuruf 7^, 
der ein weites Echo insbesondere bei den jüngeren Poli- 
tikern fand, suchte Kasimir Pfyffer aus Luzem die Noth- 
wendigkeit darzulegen, eine wahrhafte Bundesverfassung 
nach der Idee des Bundesstaates an Stelle des bisherigen 
Staatenbundes zu gründen: hiefÜr verlangte er namentlich 
Uebertragung aller wichtigen materiellen Interessen an den 
Bund; Garantie der Yolksrechte gegenüber den Begierungen : 
Bildung des Centralorgans aus freistimmenden, mit Bück- 
sicht auf die Yolkszahl gewählten Abgeordneten der Kan- 
tone. Wenn aber schon dieser Organisationsplan nur eine 
sehr ungenügende Vertretung der von dem Verfasser theo- 
retisch als Grundlage des Bundesstaats stark betonten natio- 
nalen Einheit enthielt, so wagte der „von einer Gesellschaft 
Eidgenossen^ unter Pfyffer 's Mitwirkung ausgearbeitete 
Entwurf 72 nicht einmal einen so weitgehenden Unterschied 
in der Abgeordnetenzahl der Kantone zu proponiren ''^y wo- 
gegen er freilich eine einheitlichere Gestaltung der Exeku- 
tive vorschlug; die von der Tagsatzung eingesetzte Revi- 
sionscommission stellte sogar die numerisch gleiche Vertretung 
der Kantone , als allein dem Föderativprincip entsprechend, 
wieder her 7^, und in einer zweiten Bevisionsberathung wurde 
auch die Abstimmung nach Instruktionen, beziehungsweise 



TO Die Grundzüge dieser kantonalen ,3egeneration'' zeichnet tref- 
fend Feddersen 1. c. S. 83--86. 

"^i „Zuruf an den eidgenössischen Vorort Luzem bei Uebernahme 
der Leitung der Bundesangelegenheiten'', Luzem 1831. -r- Vgl. über 
diese Schrift Baumgartner 1. c. S. 164 ff. 

■^ Die Hauptsätze desselben s. bei Blum er S. 71—73. 

■^ Die wenigst bevölkerten Kantone sollten je zwei, die mittleren 
drei, die grösseren vier Abgeordnete senden. 

'^^ Die eingehenden Verhandlungen über diese Frage resumirt 
Baumgartner 1. c. S. 354—57. 

5* 
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die nachträgliche Genehmigung der Tagsatzungsbeschlüsse 
durch die Kantone, zur Regel erhoben '^5. 

Gegen dieses, bei gleichzeitiger bedeutender Ausdeh- 
nung der Bundescompetenz gänzlich haltlose, System erklärte 
sich nun die radikale Partei auf das Entschiedenste ^^ ; der 
bekannte Philosoph T roxi er vor Allen bekämpfte dasselbe 
nicht allein mit politischen Erwägungen, sondern auch mit 
wissenschaftlichen, aus dem Wesen des Bundesstaats abge- 
leiteten, Argumenten 77. In dem Bundesstaat fand er das 
„nationale^ und das „kantonale'^ Element; sich 
wechselweise bedingend und einander beschrän- 
kend, unauflöslich mit einander vereinigt;- dem- 
gemäss verlangte er neben der bisherigen Repräsentation 
der Kantonsregierungen eine nach der Bevöl- 
kerungszahl gewählte Yolksrepräsentation, und 
erklärte es zugleich der inneren Harmonie wegen für noth- 
wendig, dass beide Versammlungen gleichmässig ohne Ab- 
hängigkeit von speciellen Instruktionen beriethen und be- 
schlössen 78. Die Erkenntniss der Unmöglichkeit, eine solche 
Jleform in der Tagsatzung durchzusetzen, und seine Grund- 
überzeugung von der demokratischen Volkssouveränität führ- 
ten ihn dann aber zu der, gegenüber seiner eigenen Theorie 



75 Baumgartner l. c. S. 392 ff.; Blumer S. 79—80. — Dieser 
zweite Entwurf fiel bekanntlich zu Boden in Folge seiner Verwerfung 
durch die Volksabstimmung in dem Kanton Luzern, dessen Hauptstadt 
zur Bundesstadt bestimmt war. 

'70 Ueber diese Opposition s. namentlich Baumgartner 1: c. 
S. 368 ff. 

T^ In dieser Hinsicht ist besonders wichtig seine Schrift: Lösung 
der nationalen Lebensfrage „worauf muss die Bundesverfassung be- 
gründet werden?'' Rapperswyl 1833. Gerechtes Lob zollte derselben 
AVelcker in seiner Abhandlung über Bundesverfassung und Bundes- 
reform S. 4. 

78 So insbes. a. a. O. S. 19 und S. 31. lieber die Nothwendig- 
keit einer Nationalrepräsentation sprach sich Tr. auch in seiner Bro- 
chüre „Die sieben Todsünden der Bundesurkunde^' (von 1833) sehr 
warm aus (vgl. die bei Welcker S. 63 — 64 abgedruckte SteUe). 
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vom Bundesstaat einseitigen '9, Forderung, dass das Werk 
der Bundesreform ausschliesslich einem vom Schweizervolk 
nach Verhältniss der Kopfzahl zu wählenden Yerfassungs- 
rathe, einer constituirenden Nationalversammlung, anvertraut 
werde. — Indessen während das den hergebrachten Einrich- 
tungen und Anschauungen der Schweizer widersprechende 
Zweikammersystem ^ö sich keinen Beifall zu erringen ver- 
mochte, wurde das Begehren eines Schweizerischen Verfas- 
sungsrathes, je mehr die Revisionsarbeit der Tagsatzung sich 
als ergebnisslos erwiefe, desto häufiger und nachdrücklicher 
gestellt, ja zum eigentlichen Losungsworte der entschiedenen 
Reformfreunde erhoben ^^ Hieraus vornehmlich erklärt sich, 
dass Ludwig Snell, einer der bedeutendsten Führer der 
Bewegungspartei, in der Einleitung zu seinem Handbuch des 
Schweizerischen Staatsrechts ^2 ^Is das wesentlichste Unter- 



■^ Schon Welcker empfand diesen Widerspruch und bemerkte 
daher (1. c. S. 42) : „Wenn übrigens die Zusammenwirkung einer Re- 
gierungs- und einer Volksrepräsentation überhaupt das vortrefflichste 
Mittel ist, allseitig alle Interessen zu erwägen, und Beschlüsse zu fas- 
sen, so möchte doch vielleicht auch in Beziehung auf die Verfassungs- 
reform irgend eine Mitberathung durch die Regierungsrepräsentation 
zulässig, vielleicht auch schon zur vollkommenen Friedlichkeit ihrer 
Bewirkung vortheilhaft seyn." 

^ Selbst Zschokke, der im Allgemeinen die Nordamerikanische 
Bundesverfassung als Muster für die Reform der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft hinstellte, erklärte doch die doppelte Repräsentation für 
unnöthig, weil sie blos eine zufällige Nachahmung der Englischen Ver- 
fassung sei (Welcker S. 41). 

81 Baumgartner I, S. 368—69; II, S. 62 ff. ; Feddersen 

S. 156 und 204. — Sehr bezeichnend ist auch die Aeusserung eines 

entschiedenen Gegners der Radikalen (A. E. Cherbuliez, De la 

d^mocratie en Suisse , Paris et Geneve 1843 , Bd. 2 S. 194] : „L'id6e 

d'un peuple helvetique souverain devait faire naitre celle de confier la 

revision du pacte ä une Constituante f6d6rale, c*est-ä-dire ä une assem- 

bl6e dont la volonte füt Texpression iidäle des voeux de ce peuple. 

Teile a 6t^ en effet la chim^re favorite des organes de Topinion d6mo- 

cratique, chimöre soutenue avec p^rs^v^rance , malgr6 son Evidente ab- ^ 

surdit6, par la presse radicale et jusque dans les assembl^es d61ib6- 

rantes ^ 

82* Bd. 1, Zürich 1839. 
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Bcheidungsmerkmal zwischen Staatenbund und Bundesstaat 
die Entstehung beider bezeichnete: jener beruhe auf einem 
Vertrag der einzelnen Gliederstaaten, dieser dagegen auf 
einem Beschluss der Majorität aller einzelnen Bür- 
ger, mithin auf einer Verfassung, welche die Glieder 
Staaten zu einer Nation konstituire^^. Daneben nahm Snell 
allerdings einen sekundären Unterschied hinsichtlich des U m - 
fangs der Centralgewalt an, indem der Bundesstaat 
nicht nur, wie der Staatenbund, Sicherung nach aussen be- 
zwecke, sondern auch Begründung des Bechts und Förde- 
rung der Cultur im Innern »*; zu diesem Gesichtspunkte 
führte ihn sowohl der Hinblick auf die wirklichen Bedürf- 
nisse der Schweiz ^^ als die Bekanntschaft mit der neuem 
Deutschen Literatur, namentlich der We Ick er 'sehen Ab- 
handlung über Bundesverfassung und Bundesreform ^6. Ueber 
die Organisation des Bundesstaates sprach er sich nicht 
näher aus, deutete aber an, dass durch ungleiches Stimm- 
recht der Kantone der Bund wohl einem Bundesstaate sich 
nähere, jedoch weit entfernt sei, dadurch allein in einen 
solchen überzugehen ^7. 

Der stark conservative Genfer Che^rbuliez, in seinem 
interessanten Buche über die Demokratie in der Schweiz®^, 
meinte hingegen, dass schon die Entscheidung nach Majori- 
tät der Deputirten, nicht der Kantone, und die Unabhängig- 
keit der Abgesandten von Instruktionen, also eine föderative 
Versammlung nach Art des Nordamerikanischen Senats, wie 
sie ähnlich in den officiellen Schweizerischen Bevisionsent- 



83 Einl. S. XXI- XXII. 

84 L. c. S. XXI. 

85 S. XXV-XXVI (Anm. 1 und 2). — Der Uebergang vom Staa- 
tenbund zum Bundesstaat schien ihm überhaupt für kleinere Staaten 
bei fortschreitender Cultur geboten, weil deren Kräfte vereinzelt zur 
Verwirklichung der Zwecke eines gebildeten inneren Staatslebens nicht 
hinreichten. 

88 S. XX Anm. 1. 

87 S. XXIII. 

88 Vgl. oben N. 81. 



§ 8. E. Entstehung u. AuBbildung d. herrschenden Lehre s. 1848. 71 

wttrfen von 1832 und 1833 vorgeschlagen war, einen Bun- 
desstaat charakterisire ^ö. — Der Bemer Staatsrechtslehrer 
Stettier, obgleich er in den Vierzigerjahren gleichfalls den 
conservativen Anschauungen sich zuneigte ^^j liess sich imtoer- 
hin durch den früher eingenommenen politischen Standpunkt 
so weit bestimmen, dass er der von S n e 1 1 dargelegten Auf- 
fassung des Bundesstaats sich anschloss^^; nur betonte er, 
hierin wahrscheinlich durch die in Deutschland herkömm- 
liehe Lehre beeinflusst, viel stärker die in dem Bundesstaat 
stattfindende Unterwerfung der Einzelstaaten unter eine eigent- 
iche Staatsgewalt ^^ ; eben mit BUcksicht auf dieses Moment 
chien ihm die Verwandelung der Schweiz in einen wahren 
'undesstaat besonders schwierig und bedenklich 9^. 

§ 8. 

'- Entstehung nnd Ausbildung der herrschenden Lehre 

seit 1848. 

1 Einfluss der Deutschen Bundesreformversuche von 1848 
b 50 und der Umgestaltung der Schweizerischen Bundes- 
verfassung. 

I. Die bundesstaatlichen Pläne, welche bisher iuDeutsch- 
la l nur von wenigen Politikern klar und bestimmt formu- 
lij waren * , in der Schweiz überhaupt noch keine ausgebil- 



» L. c. Bd. 2, S. 203, Note 5. 

* Ueber seine Haltung zur Zeit des Sonderbundskriegs giebt 
Bt mgartner Bd. 4 S. 116—17 interessante Notizen. 

8* F. Stettier, Das Bundesstaatsrecht der Schweizerischen Eid- 
ge ossenschaft gemäss den Entwicklungen seit dem Jahr 1798 bis zur 
G* «nwart (St. Gallen und Bern 1847), S. 67 Note ♦*). 

^ Vgl. die ganze, allerdings nicht sehr klare Auseinandersetzung 1. c. 
S. »6-— 72 („Von der Natur und dem Zweck des eidgenössischen Bun« 
de '^ und „Von der öffentlichen Gewalt des Bundes"). 

w S. das Vorwort zu der erwähnten Schrift. 

1) Der Ausspruch Haeusser's {im Staatswörterbuch von Blunt- 
;hli und Brater Bd. 7 S. 162), bis zum Jahre 1848 habe es in 
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dete Gestalt erlangt hatten, gewannen in beiden Ländern 
während der grossen Revolutionsepoche von 1848 
rasch allgemeinen Anhang und praktische Durchführung. 
Die Umgestaltung Deutschlands zu einem Bundesstaate war 
freilich nur eine vorübergehende und unvollkommene, wo- 
gegen die ziemlich ausgeprägte bundesstaatliche Form, welche 
die Schweizerische Ei^enossenschaft annahm, als eine dau- 
ernde sich erwies. Aber fttr die Geschichte der Lehre vom 
Bundesstaate sind die damals gescheiterten Versuche der 
Herstellung eines Deutschen Bundesstaates doch 
von ungleich eingreifenderer Bedeutung geworden als die 
alsbald gelungene Umwandelung des Schweizer- 
bundes; und so weit die letztere einen erheblichen Ein- 
fluss auf die Umbildung der Theorie äusserte, gaben doch 
die Deutschen Parteikämpfe den nächsten Anlass zu ihrer 
wissenschaftlichen Verwerthung. Die Erklärung dieser That- 
Sachen ist nicht schwer, wenn man ausser den grösseren 
Dimensionen der Deutschen Verhältoisse die verschie- 
dene Art und den verschiedenen Verlauf der Deut- 
schen und der Schweizerischen Beformbestre- 
bungen in das Auge fasst. Die Schweizer wurden bei 
ihrer Bundesrevision noch ausschliesslicher als früher durch 
praktische Bedürfhisse und Erwägungen geleitet^; sie fühlten 
sich daher auch zunächst kaum bewogen, die neuen Verfas- 
sungsbestimmungen mit den theoretischen Annahmen über 
den Bundesstaat zu vergleichen; die revidirte Bundesver- 



Deutschland so iirenig Programme einer Bundesreform gegeben als 
Parteien, die sich darum gruppirt hätten, geht in der ersten Behaup- 
tung entschieden zu weit. 

^ Ruettimann, Das nordamerikanische Bundesstaatsrecht ver- 
glichen mit den politischen Einrichtungen der Schweiz, Bd. 1, Zürich 
1867, S. 25 und S. 50. Eine aufmerksame Lektüre der zusammenfas- 
senden Berichte über die Revisionsverhandlungen, welche bei Baum- 
gartner (Die Schweiz von 1830 bis 1850, Bd. 4 8. 209—232, S. 243 
bis 257, S. 292^305), bei F edder sen (Geschichte der Schweiz. Re- 
generation, S. 567 — 580) und bei Blum er (Handbuch des Schweize- 
rischen Bundesstaatsrechtes, Bd. 1, S. 127 — 137) sich finden, bestätigt 
durchaus die Richtigkeit dieser Behauptung. 
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fassnng trat so leicht und ruhig in das Leben, dass die 
Veränderung inmitten der gewaltigen Europäischen Kata- 
strophen die Aufmerksamkeit des Auslandes nur in geringem 
Masse zu erregen vermochte. Dagegen in derDeutschen 
Bewegung waren neben der Erkenntniss und dem lebhaf- 
ten Gefühl der Mängel des bestehenden Gesammtzustandes 
und nteben der mächtig wieder emporsteigenden Erinnerung 
an das alte Reich Wort und Begriff des Bundes- 
staats von vorn herein wesentliche Faktoren; ins- 
besondere die Schriften Pfizer's und CarlWelcker's 
hatten weite Kreise der Gebildeten überzeugt, dass die Er- 
setzung des Deutschen Staatenbundes durch einen Bundes- 
staat das nothwendige Ziel alles gesunden nationalen Stre- 
bens sein müsset, und die Gelehrten, denen vorzüglich die 
Aufstellung der Entwürfe für die neue Gesammtverfassung 
anheimfiel, entnahmen mehr oder weniger bewusst die Haupt- 
sätze derselben den in jenen Schriften gegebenen prakti- 
schen Ausführungen^. Die praktischen Streitfragen, welche 
allmählich im weiteren Verlauf der Bewegung in den Vor- 
dergrund traten, und der endliche klägliche Ausgang der 
langen Mühen und Kämpfe übten dann aber naturgemäss 
eine starke Rückwirkung auf die Theorie des Bundesstaats : 
indem die bisherige Lehre gegenüber den prak- 
tischen Forderungen und Erfahrungen sich we- 
nigstens in manchen Punkten als ungenügend 
oder unrichtig zu erweisen schien, wurden wich- 



^ Nach Kaltenborn, Geschichte der Deutschen Bundesverhältnisse, 
Bd. 2 S. 7 war die öffentliche Meinung in Deutschland während der 
vierziger Jahre bestimmt durch „verkehrte und verdrehte Ideal- 
forderungen von der politischen Einheit Deutschlands, 
von einem Deutschen Bundesstaate, wie ihn einige Lite- 
raturhelden sich ausgedacht hatten^. 

^ Man darf jedoch andererseits nicht übersehen, dass jeneTheo- 
rieen wiederum wesentlich aus praktischen Erwägungen und 
Bedürfnissen hervorgegangen waren; dadurch allein erklärt sich 
auch die ausserordentliche Verbreitung und Geltung, welche sie er- 
langten. 
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tige Ergänzungen und Modifikationen derselben 
hervorgerufen oder wenigstens vorbereitet. 

n. Schon um die Mitte des Jahres 1847 hatte das 
Programm der Deutschen Zeitung die Erwartung ausgespro- 
chen, dass die Oeschichte dahin führen werde, „bei einer 
ersten ernsten Gelegenheit und grösseren Zeitforderung die 
schlaffen staatenbündlichen Bestimmungen in bundesstaat- 
liche anzuziehen"*; kura vor der Februarrevolution forderte 
der vielfach freudig begrttsste Bassermann'sche Antrag® 
eine Vertretung der Deutschen Ständekammem am Bundes- 
tage zur Erzielung gemeinsamer Gesetzgebung und einheit- 
licher National -Einrichtungen mit dem ausdrücklichen Hin- 
weis, dass dadurch der Deutsche Staatenbund in einen 
Bundesstaat verwandelt werden solle ^. Nach dem Sturz 
der Französischen Julimonarchie traten die Führer der Re- 
formbewegung im südwestlichen Deutschland sogleich mit 
bundesstaatlichen Plänen hervor », auf deren Formulirung 
insbesondere Welcker einen massgebenden Einfluss übte®. 
Nach dem Falle des Mettern ich' sehen Systems in Oester- 
reich, am Tage des Berliner Aufstandes, verkündete der 
König von Preussen, der bisher mit dem Oesterreichischen 
Cabinet über eine beschränktere Bundesreform unterhandelt 



5 Klüpfel, Die Deutschen Einheitsbestrebungen in ihrem ge- 
schichtlichen Zusammenhang, S. 459—60. 

^ Abgedruckt bei Roth und Merck, Quellensammiung zum deut- 
schen öffentlichen Recht seit 1848, Erl. 1850—52, Bd, 1 S. 30—58. 

7 L. ,c. S. 34—35, S. 53—55. 

8 An der Spitze dieser Manifestationen steht der von Heinrich 
V. Gagern schon am 28. Febr. in der zweiten Kammer des Grossher- 
zogthums Hessen eingebrachte Antrag auf unverzügliche Einsetzung 
eines Bundeshauptes und Berufung einer aus einem Rathe der Fürsten 
und einem Rathe des Volkes zusammengesetzten Nationalrepräsentation 
(Roth und Merck, Bd. 1 S. 73—75). 

9 Er erstattete nicht nur den Commissionsbericht über den Bas- 
sermann' sehen Antrag in der zweiten Badischen Kammer (Roth 
und Merck Bd. 1 S. 58 — 73), sondern redigirte auch das Programm 
des am 5. März von der Heidelberger Versammlung gewählten Siebener- 
Ausschusses (Roth und Merck I, S. 183—184). 
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hatte ^^y als die Basis der seinen Deutschen Bundesgenossen 
zu machenden Vorschläge sein Verlangen, „d^ss Deutsch- 
land aus einem Staatenbunde in einen Bundesstaat verwan- 
delt werde" ^^ ; alle übrigen Deutschen Regierungen (mit 
Ausnahme der Oesterreichischen , die eine reservirte Haltung 
einnahm) ^^ gaben ähnliche Versprechungen ^^. Wie allge- 
mein binnen kurzer Frist die öffentliche Meinung in Deutsch- 
land durchdrungen war von dem Gedanken, dass die Form 
des Bundesstaates die einzige den Bedürfnissen der Deut- 
schen Nation entsprechende sei, zeigten namentlich die 
Berathungen und Beschlüsse der dem Bundestage 
zur Revision der Bundesverfassung „auf wahrhaft zeitge- 
mässer und nationaler Grundlage" *^ beigegebenen sieben- 
zehn Männer des allgemeinen Vertrauens: ein- 
müthig erkannten sie den Fortbestand der Einzelstaaten und 
ihrer Dynastieen als nothwendig an, aber ebenso „eine auf 
Nationaleinheit gebaute Verfassung"; ausdrücklich fügte ihr 
„Entwurf des Deutschen Reichsgrundgesetzes" ^^ 
dem Ausdruck „Reich" die Bezeichnung „Bundesstaat" als 
Erläuterung hinzu; wenn der Inhalt der Sätze über die 



w Klüpfel S. 461—63, 470—71; Kaltenborn I, S. 518—528. 

*i Patent des Königs von Preussen vom 18. März 1848 (Roth und 
Merck I, S. 145—148). Die ausserordentliche Bedeutung dieser Er- 
klärung hebt auch H. A. Zachariä (Deutsches Sta,ats- und Bundes- 
recht, 3. Aufl., Bd. 1 S. 202) hervor. 

" 1^ Vgl. die „Amtliche Erklärung des k. k. Oesterreichischen Staats- 
ministeriums, die SteUung Oesterreichs zur deutschen Verfassungsfrage 
betr.", vom 21. April 1848 (bei Roth und Merck I S. 316—17). 

*3 V, Radowitz, Reden und Betrachtungen, Berlin 1852, S. 39. 

^ Worte des Beschlusses der Bundesversapimlung vom 8. März, 
wiederholt in dem Beschluss vom 25. März (Roth und Merck I, 
S. 116—17 und S, 167). 

1^ Der am 27. April 1848 dem Bundestag übergebene Entwurf 
nebst dem trefflichen, über die Verhandlungen und Motive der Ver- 
trauensmänner aufklärenden Vorwort von Dahlmann steht bei Roth 
und Merck I, S. 370 — 384. Sehr lehrreich ist auch die Erörterung 
über diesen Entwurf, welche Gervinus in der Deutschen Zeitung 
Nr. 121-130 (1.— 10. Mai 1848) gab. 
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Bedeutung und Verfassung des Reiches ein vorwiegend uni- 
tarisches Gepräge trägt ^ß, so ging derselbe doch in dieser 
Richtung kaum weiter als die früher von Friedrich von 
Gag er n flir den Bundesstaat aufgestellten Grundlinien, an 
welche auch die knappe und präcise Formulirung erinnert *7. 
Dass die zur definitiven Errichtung des Verfassungswerkes 
berufene Deutsche Nationalversammlung wenigstens 
ihrer grossen Mehrheit nach schon im Beginn ihrer Thätig- 
keit die Herstellung eines Bundesstaates als ihre Aufgabe 
betrachtete, erhellte deutlich aus dem Gesetz über die 
Einführung einer provisorischen Centralgewalt 
für alle gemeinsamen Angelegenheiten der Deutschen Nation, 
welches Deutschland bereits als Bundesstaat con- 
stituirte und ausdrücklich als solchen bezeichnete*^. Die 



^6 Namentlich das Erbkaiserthum und die vollständige Centrali- 
sation des Heerwesens bezeichnen eine solche Tendenz. Die Baye- 
rische Regierung gründete deshalb auf diese beiden Bestimmungen vor- 
nehmlich ihre Anklage, dass der Entwurf „eine Despotie erschaffen 
wolle«, „Völker und Fürsten vernichte" (Roth und Merck I S. 398 ff.). 
Dagegen der Prinz von Preussen — jetzt Deutscher Kaiser — 
pries nicht allein den Entwurf wegen seiner Klarheit, Gediegenheit und 
Kürze und wegen der grossartigen Auffassung, sondern erklärte auch 
trotz einzelner Bedenken: „Die Grundsätze, auf welchen das Ganze 
beruht, sind diejenigen, welche zur wahren Einheit Deutschlands führen 
werden ; es sind dieselben , welche jeder einzelne Staat in Deutschland 
zu den seinigen machen muss, wenn diese Einheit erstrebt werden soll" 
(Friedrich Christoph Dahlmann. Von Anton Springer, 
Bd. 2 S. 235 ff.J. In gleichem Sinne lobt H ausser (Staatswörterbuch 
Bd. 7 S. 165) die „präcise Betonung alles Wesentlichen, was zum Bun- 
desstaate gehört". 

^'^ Auf diese Uebereinstimmung nach Inhalt und Form hat schon 
Heinrich v. Gagern (Leben des Generals Friedrich v. Gagern 
Bd. 1, S. 387—88) aufmerksam gemacht. Verfasst ist der Siebzehner- 
entwurf von Dahlmann und Albrecht (Springer, Leben Dahl- 
mann 's U S. 220 und 222) ; es ist jedoch leicht möglich, dass ihnen 
durch den Vorsitzenden der Vertrauensmänner, Max v. [Gagern, die 
Gedanken Friedrich's v. Gagern, wenn nicht gar dessen Ausarbei- 
tung, mitgetheilt worden sind. 

IS Das vom 28. Juni 1848 datirte Gesetz ist abgedruckt u. A. bei 
Roth und Merck I S. 543 — 44. — Art. 2 lautet: „Dieselbe (die pro- 
visorische Centralgewalt) hat 
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„Verfassung des Deutschen Reiches", wie sie aus 
den Berathungen der Nationalversammlung hervorging *^, 
gebrauchte freilich für die neue staatliche Gesammtordnung 
nur den Ausdruck „Beich", nirgends das Wort ^Bundes- 
staat"; aber insbesondere die Debatten und Berichte des 
Verfassungsausschusses 20 beweisen, neben zahlreichen ande- 
ren Aeusserungen^i, dass fortwährend die entschiedene Ab- 



a) die vollziehende Gewalt zu üben in allen Angelegenheiten, 
welche die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt des deutschen 
Bundesstaates betreffen. . /^ 

^ Der Text der Reichsverfassung nach den in der ersten und in 
der zweiten (letzten) Lesung gefassten Beschlüssen steht bei Roth und 
Merck H, S. 198—253, der „endgültige« Wortlaut u. A. bei Weil, 
Quellen und Aktenstücke zur deutschen Verfassungsgeschichte S. 133 
bis 152 (Berlin 1850). 

20 S. ,^ie Verhandlungen des Verfassungs - Ausschusses der deut- 
schen Nationalversammlung, herausgegeben von Joh. Gust. Droysen, 
erster Theil, Leipzig 1849", passim. Von ganz vorzüglicher Wichtig- 
keit in dieser Hinsicht ist der dort als Anlage 15 abgedruckte Bericht 
des Verfassungsausschusses über Abschnitt I und II („Das Reich" und 
„Die Reichsgewalt") der Reichsverfassung; die von Mittermaier ausge- 
arbeitete Einleitung desselben sagt ausdrücklich (1. c. S. 423) : „Eine 
neue Bundesform, die zwischen der Einheitsregierung und der bis- 
herigen Form des Staatenbundes in der Mitte st^ht, die Form des 
Bundesstaats kann nach der allgemeinen Ansicht allein den Forde- 
rungen genügen, nur sie kann zunächst den bestehenden Verhältnissen 
und Interessen Deutschlands entsprechen" ; als Aufgabe des Ausschusses 
wird bezeichnet (S. 425), „in der Durchführung der Form des 
Bundesstaates für die künftige Gestaltung Deutschlands die Vor- 
theile der Macht, die der Bund begründet, mit den Vortheilen zu ver- 
einigen, welche die individuelle Entwickelung der Einzelstaaten ge- 
währen musste," 

2t So stellte namentlich das berühmte Gagern 'sehe Programm 
(Vortrag des Reichsministers v. Gagern über die Oesterreichische 
Frage vom 18. Dezember 1848, bei Roth und Merck Bd. 2 S. 74 
bis 77) die Gründung des „deutschen Bundesstaates" als das 
feste Ziel hin, dessen Erreichung durch die Rücksicht auf die von 
Oesterreich eingenommene Sonderstellung weder vereitelt noch ver- 
zögert werden dürfe. Aber auch die grossdeutschgesinnten Mitglieder 
der Nationalversammlung führten stets das Wort „Bundesstaat'^ im 
Munde, die meisten ohne Zweifel mit aufrichtiger Ueberzeugung und 
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sieht, einen Bundesstaat fest zu gründen, obwaltete und 
dass der geschichtlich hergebrachte Ausdruck „Reieh^^ durch- 
aus nichts Anderes als einen Bundesstaat bezeichnen sollte ^'^. 
Der Inhalt der Beichsverfassung aber entsprach in allen 
Hauptpunkten der in der Opposition zum bis- 
herigen Deutschen Bund ausgebildeten Lehre: 
der Bundesstaat wurde anfgefasst als ein zur Verwirklichung 
der nationalen Gesammtinteressen bestimmter Staat ^^i die 
Einzelstaaten sollten als Glieder dem Ganzen unterworfen 
sein, demselben Gehorsam schulden 2^, aber ihre Selbststän- 
digkeit und alle staatlichen Hoheitsrechte behalten so weit 
nicht die Beichsverfassung Beschränkungen und Ausnahmen 
festsetze 25; die einzelnen Attribute der Reichsgewalt wurden 
aufgezählt 2«, ihr jedoch andererseits die Möglichkeit neuer 
Bethätigungen , welche das Gesammtinteresse Deutschlands 



dem ernsten Willen, eine das ganze bisherige Deutschland umfassende 
bundesstaatliche Ordnung zu Stande zu bringen. 

^ Der oben erwähnte Bericht des Yerfassungsausschusses erklärte 
zu § 1 : ^,£s musste an der Spitze der Verfassung bezeichnet werden, 
welches Gebiet der neue Bundesstaat, das deutsche Reich 
umfasst/' (Droysen S. 428). Ein in dem Verfassungsentwurf ur- 
sprünglich enthaltener Satz, welcher ausdrücklich besagte, dass das 
deutsche "Reich ein Bundesstaat sei, wurde nur deshalb von der 
Vorcommission gestrichen, weil er zu doctrinär schien (Droysen 
S. 347). 

^SoMittermaier in dem oben — N. 20 — citirten Bericht 
(Droysen S. 424—25, S. 431 vorletzter Absatz). 

24 Mittermaier a. a. O. (Droysen S. 423—24). 

^ Beichsverfassung vom 28. März 1849, § 5: „Die einzelnen deut- 
schen Staaten behalten ihre Selbstständigkeit, so weit dieselbe nicht 
durch die Beichsverfassung beschränkt ist; sie haben alle staatlichen 
Hoheiten und Bechte, so weit diese nicht der Beichsgewalt ausdrück- 
lich übertragen sind.^ Bemerkenswerthe Ausführungen über die Con- 
Sequenzen dieser allgemeinen Sätze gab Mittermaier a. a. O. (Droy- 
sen S. 431). 

% In Abschnitt II (§§ 6 — 64). Dass über diesem ganzen Abschnitt 
„der Begriff des Bundesstaates schwebte'' oder vielmehr denselben durch- 
drang, suchte Haym in seiner Geschichte der Nationalversammlung 
(Abth. II, S. 78—88) nachzuweisen. 
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in Zukunft erfordern werde, ausdrücklich gesichert ^7; wäh- 
rend die völkerrechtliche Vertretung Deutschlands und der 
einzelnen Deutschen Staaten, mit geringen Modifikationen, 
der Reiehsgewalt ausschliesslich übertragen wurde ^^, wurden 
derselben auch zur Bealisirung der inneren Wohlfahrt höchst 
ausgedehnte, in die Verhältnisse der Einzelstaaten tief ein- 
greifende Befugnisse beigelegt 2«^ ; die Bürger der Einzel- 
Staaten sollten einerseits durch die Gesetze des Beiches un- 
mittelbar verpflichtet werden ^^ andererseits aber ein Beichs- 
bürgerrecht^i mit grossen Vortheilen, namentlich mit den 
umfassendsten Freiheitsrechten ^2 ^ gewinnen; die Organi- 
sation des Beiches endlich wurde, wenn auch erst nach 
harten Kämpfen und mannichfachen Schwankungen 3^, so 
geordnet, dass die Einheit ihre scharfe Ausprägung in einem 
erblichen Beichsoberhaupte erhielt^*, welchem ein aus zwd 
Häusern, einer Vertretung der Deutschen Staaten und einer 
Vertretung des Deutschen Volkes, zusammengesetzter Beichs- 
tag zur Seite treten sollte ^^. Der Gedanke des Bundes- 



27 R. V. § 63. Droysen im Namen des Verfassungsausschusses 
erklärte es für eine „unabweisliche Forderung, der Reichsgewalt gleich- 
sam Charte blanche für unvorhergesehene Verhältnisse zu geben^; „man 
würde sie in dem Augenblick, wo sie geboren wird, zu tödten scheinen, 
wenn man ihr die Möglichkeit neuer Bethätigungen versagen wollte, 
die sofort, wie sie zu arbeiten beginnt, sich unvermeidlich zeigen 
werden". 

» R. V. §§ 6—10, vgl. mit §§ 75—78. 

29 R. V. §§ 20-47, 53-64. 

30 R. V. § 65. 

31 R. V. § 57. 

32 Abschnitt VI „Die Grundrechte des deutschen Volkes". 

33 Dieselben sind ausführlich von Haym, Die deutsche National- 
versammlung, Abth. II S. 93—105, 8. 216—362 dargestellt. Eine vor- 
treffliche kurze Uebersicht giebt Häusser in seinem Aufsatz über die 
deutsche Nationalversammlung (Staatswörterbuch Bd. 7, S. 197 ff.). 

3* Abschnitt III der R. V. 

3B Abschnitt IV der R. V. — Die Nothwendigkeit des Nebenein- 
anderbestehens von Staatenhaus und Volkshaus begründete kurz* 
und treffend Dahlmann als Berichterstatter des Verfassungsaus- 
schusses (Deutsche Z., Jahrgang 1848, Nr. 315 Beil.). 
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Staates und die in der Reichsverfassung vom 28. lHärz 1849 
ausgeprägte Auffassung dieser Staatsform waren auch nach 
der Ablehnung der Kaiserwtirde von Seilten des Königs von 
Preussen und nach der Auflösung des Frankfurter Parla- 
ments für die nunmehr hauptsächlich von der Preussi- 
sehen Begierung in die Hand genommenen Bestre- 
bungen zur Beform der Deutschen Gesammtver- 
fassungäß massgebend: der engere Verein, welchen 
Preussen mit den ihm freiwillig sich anschliessenden Deut- 
schen Staaten zu bilden unternahm, wurde fortwährend offi- 
ciell als „Bundesstaat" bezeichnet ^7, und der Entwurf 
fllr die Verfassung des neuen Preussisch-Deutschen Bundes- 
staates, wie er von der Preussischen Begierung unter Zu- 
stimmung ihrer Verbündeten aufgestellt^®, vom Erfurter 
Parlament gutgeheissen wurde, wiederholte mit verhältniss- 



3ö Vgl. H. Schulze, System des deutschen Staatsrechts (erste Ab- 
theilung 1865), § 111, (,;Die preussisch- deutschen Unionsbestrebungen") 
und die dort in Note 1 angeführte Literatur. 

37 Schon die Preussische Cirkulardepesche vom 3. April 1849 er- 
klärte: „Se. Majestät sind entschlossen, an die Spitze eines 

deutschen Bundesstaates zu treten, der aus denjenigen Staaten 
sich bildet, welche demselben aus freiem Willen sich anschliessen 
möchten." (Roth und Merck II, S. 459). Die nach Wien gerichtete 
Preussische Denkschrift vom 9. Mai 1849 bezeichnete als die Lösung 
der deutschen Frage: den deutschen Bundesstaat und die völ- 
kerrechtliche Union desselben mit Oesterreich (Roth und Merck II, 
S. 579). In der Denkschrift vom 11. Juni 1849, welche der s. g. Drei- 
königsverfassung vom 26. Mai als authentische Interpretation beige- 
geben wurde, ist nicht nur beständig von dem „neuenBundesstaat^' 
die Rede, sondern es werden auch die wesentlichsten Bestimmungen 
des Verfassungsentwurfs der drei königlichen Regierungen aus dem 
Begriffe des „wahren" Bundesstaates abgeleitet (Weil, Quellen 
und Aktenstücke, S. 221—240, bes. S. 222—24). Die Additional-Akte 
vom 26. Febr. 1850 sagte in Art. 1 : „Die Gesammtheit derjenigen 
Staaten, welche die Reichsverfassung anerkennen, bildet den deut- 
schen Bundesstaat unter dem Namen: ,„,Deutsche Union."" (Weil 
S. 245). 

3* „Der Entwurf der Verfassung des de^t8chen Reiches" vom 26. Mai 
1849 ist u. A. bei Weil S. 175—206 abgedruckt. 
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massig geringen Veränderungen die Beschlüsse der Frank- 
furter Nationalversammlung 3^. Diese Veränderungen sind 
jedoch, insofern sie eine Ermässigung der Centrali- 
sation bezweckten, von hoher Wichtigkeit fllr die Geschichte 
der bundesstaatlichen Theorieen: vorbereitet durch theo- 
retische Erörterungen, haben sie dann auf die weitere Ge- 
staltung der Lehre einen noch erheblicheren Einfluss ge- 
äussert. 

ni. Die zahlreichen, durch die Bewegung des Jahres 
1848 hervorgerufenen Schriften über die Deutsche 
Verfassungsfrage^^ hielten sich zunächst, so weit sie 
sich nicht auf die Geltendmachung praktischer Gesichts- 
punkte beschränkten, an diejenige Auffassung des Wesens 
und der Erfordernisse des Bundesstaates, welche in der Op- 
positionsliteratur der Dreissigerjahre sich ausgeprägt hatte 
und nunmehr zur thatsächlichen Durchführung zu gelangen 
schien. Insbesondere das erste Sendschreiben des Preussi- 
schen Staatsmannes Bunsen an die Deutsche Nationalver- 
sammlung^*, welches in weiten Kreisen grosse Aufmerk- 
samkeit erregte,* machte es sich zur Aufgabe, namentlich 
durch Vergleichung mit den Nordamerikanischen Bundesein- 
richtungen die Grundlagen des Siebzehnerentwurfes als durch- 
aus organisch und naturgemäss nachzuweisen. Erst gegen 



39 Die Preussische Cirkulardepesche vom 28. April 1849 erklärte, 
der neue Entwurf werde „die Arbeit der Nationalversammlung wieder 
aufnehmen und nur die in dieselbe durch eine Verknüpfung unglück- 
licher Umstände eingedrungenen zerstörenden Elemente beseitigen''. 
Die einzelnen Abweichungen sind in der Denkschrift v. 11. Juni 1849 
aufgeführt und näher begründet. 

^ Ein Verzeichniss der bedeutenderen giebt H. A. Zachariä, 
Deutsches Staats- und Bundesrecht Bd. 1 S. 220—21 (§ 47 N. 2). 

♦1 Die Deutsche Bundesverfassung und ihr eigenthümliches Ver- 
hältniss zu den Verfassungen Englands und der Vereinigten Staaten. 
Zur Prüfung des Entwurfs der Siebenzehn. Sendschreiben an die zum 
Deutschen Parlamente berufene Versammlung von Christian Carl 
Josias Bunsen. Frankf. a. M. 1848 (geschrieben London d 7. bis 
11. Mai 1848). 

Brie, Der Bundesstaat. I. 6 
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Ende des Jahres 18 48, als die Tendenzen der Majorität 
der Nationalversammlung deutlicher sich abzeichneten, als 
aber auch andererseits die Regierungen und die conservative 
Partei wieder erstarkten und ihre Kraft zu fühlen begannen, 
traten Versuche hervor, die herrschenden Anschau- 
ungen über den Bundesstaat theoretisch zu be- 
richtigen; mehrere der dadurch angeregten Fragen wurden 
einer erneuten wissenschaftlichen Diskussion unterzogen in 
Folge der Abweichungen des Berliner Entwurfes von der Frank- 
furter Reichs Verfassung. Die Oberhauptsfrage, wie sehr 
sie auch praktisch als die bei weitem schwierigste und wich- 
tigste erschien ^2^ wurde doch in diesen theoretischen Aus- 
einandersetzungen direkt nur wenig berührt, übte auf die- 
selben beinahe nur einen mittelbaren Einfluss ; man erkannte 
oder empfand mit Recht, dass sie wesentlich eine Frage 
der Macht und der politischen Zweckmässig:keit 
sei*3. Dagegen wurde die selbständige Organisation 
an und für sich zum Hauptkriterium des Bundesstaates ge- 
genüber dem Staatenbunde erhoben'; femer die Frage, ob 
die Centralgewalt in den ihr zugewiesenen Angelegen- 
heiten auch die Verwaltung üben solle, und was eng da- 
mit zusammenhängt, ob sie hinsichtlich der finanziel- 
len Mittel von den Einzelstaaten unabhängig sein solle, 
als eine principielle behandelt; endlich aus verschiedenen. 



42 Ihre Schwierigkeit beruhte allerdings zum grössten Theil auf der 
eigenthümlichen Verbindung mit der Oesterreichischen Frage. Vgl. 
Haeusser 1. c. S, 198 iF. 

*3 Die Denkschrift vom 11. Juni 1849 drückt dies in Bezug auf 
die beiden Hauptgegensätze, das erbliche Xaiserthum und die Direk- 
torialregierung, so aus: „Vortheile der einen und der andern Form 
fanden sich einander gegenüber gestellt; für beide wurde das Bedürf- 
niss der Gegenwart und das Recht der Gegenwart gleichmässig ange- 
rufen.*' (Weil S. 227), Im Schoosse des Verfassungsausschusses der 
Nationalversammlung wurde freilich das mit der Krone Preussen zu 
verbindende Erbkaiserthum auch mit Argumenten aus dem Begriff des 
Bundesstaats bekämpft und vertheidigt (interessant sind besonders die 
entgegengesetzten Deduktionen von Waitz und G. Beseler bei 
Haym, Deutsche Nationalversammlung, Abth. II, S. 236 und 240). 
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theils der Entstehung, theils der Organisation, theils der 
Competenz entnommenen, Gesichtspunkten ein generischer 
Unterschied zwischen den Begriffen „Bundes- 
staat" und „Reich" behauptet. Vier Schriftsteller sind 
es insbesondere , bei denen wir diese Ansätzeeinerneuen, 
später vonWaitz einheitlich ausgeprägten Theo- 
rie finden: voran gingen Bluntschli und Dönniges; 
ihnen folgte in derselben Richtung Stahl; wenn von Ra- 
dowitz mindestens in einer hauptsächlichen Frage einen den 
Ansichten der beiden letztgenannten durchaus entgegenge- 
setzten Standpunkt vertheidigte, so erschien dadurch die Be- 
deutung dieser Frage für Begriff und Wesen des Bundes- 
staates nur um so grösser. 

1. Indem Bluntschli zuerst in einer geistvollen Bro- 
chüre über die deutsche Verfassungsangelegenheit 4^, dann 
am Schluss seiner Geschichte des Schweizerischen Bundes- 
rechts ^^ den Gegensatz von Staatenbund und Bundesstaat neu 
zu bestimmen unternahm, wurde er einerseits durch den Hin- 
blick auf die jüngsten Deutschen Verfassungsdiskussionen 
geleitet, andererseits durch die eben vollzogene Umgestaltung 
der Schweizerischen Bundeseinrichtungen. Während in 
Deutschland hinsichtlich der Competenz der zu begründen- 
den Centralgewalt wenigstens im Allgemeinen Uebereinstim- 
mung herrschte ^^, gingen dagegen die Ansichten über die fest- 



** Bemerkungen über die neuesten Vorschläge zur deutschen Ver- 
fassung. Eine Stimme aus Bayern. München 1848, bei Christian 
Kaiser. — Irrthümlicherweise wurde bisher angenommen (vgl. z. B. 
Waitz in der Kieler Monatsschrift, 1853, S. 495 und Politik S. 154; 
H. Schulze, Deutsches Staatsrecht, S. 197 Anm.) , dass W. Dön- 
niges Verfasser dieser anonym erschienenen Schrift sei; aus sicherer 
Quelle kann ich mittheilen, dass dieselbe von Bluntschli herrührt. 
Ueber eine dem Inhalt nach verwandte, aber wissenschaftlich weniger 
bedeutende Brochüre von Dönniges s. unten Anm. 69. 

*5 Bluntschli, Geschichte des schweizerischen Bundesrechtes. 
Erster Band, Geschichtliche Darstellung (Zürich 1849), Kap. 34. 

*6 Schon die 17 Vertrauensmänner waren in BetreiF der Attribute 
der Reichsgewalt rasch zu einmüthigen Beschlüssen gelangt, während 

6* 
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zusetzende Organisation, namentlich über die Betheili- 
gung der einzelnen Staaten a;a der Centralgewalt , weit 
auseinander, und wurde so die Vorstellung nahe gelegt, dass 
die Organisation die principiell wichtigste Seite des Bundes- 
staates sei; zumal aber für Bayern, wo Bluntschli seit 
Kurzem wirkte, galt die Ordnung der Organe des n6uen 
Bundesstaates als die wahre Lebensfrage ^'. In der Schweiz 
waren bei der Revision der Bundesverfassung die Compe- 
tenzfragen gleichfalls in den Hintergrund getreten, ausserdem 
aber der Wirkungskreis der neuen Bundesgewalt nur sehr 
eng bemessen ^s; dagegen hatten auch hier die Bestimmun- 
gen über die Bildung der Bundesorgane Anlass zu eingehen- 
den und heftigen Debatten gegeben ^^, und waren schliess- 
lich mehrere, von den einzelnen Cantonen gänzlich oder 
theilweise unabhängige, Bundesbehörden geschaffen worden, 
während der Schweizerbund von 1815 und die alte Eidge- 
nossenschaft keine anderen Organe als die Gesandten sämmt- 
licher Cantone und die obersten Behörden eines Cantons ge- 
habt hatten ^^. Durch seine genaue Eenntniss des früheren 



in der Oberhauptsfrage und über den Aufbau des Oberhauses Ein- 
stimmigkeit nicht hatte erzielt werdea können (Roth und Merck I, 
S. 371 ff.j Springer, Leben Dahlmann's, Bd. 2, S. 222—24), 
Auch die gegen den Siebzehnerentwurf gerichtete Erklärung der Baye- 
rischen Regierung hob hervor, dass man hinsichtlich der Zwecke und 
Funktionen des neuen Bundesstaates grösstentheils einig sei (Roth 
und Merck I, S. 411). Im Verfassungsausschuss und später im Ple- 
num der Nationalversammlung wurde zwar auch das Maass der festzu- 
stellenden Centralisation Gegenstand verschiedenartiger Parteibestre- 
bungen, aber dieser Kampf wurde ohne Hartnäckigkeit und Erbitterung 
geführt. 

4*7 Bayern war insbesondere die Hauptstätte der Direktorialpläne 
und der Opposition gegen das Erbkaiserthum. 

*8 Bluntschli, Geschichte des schweizerischen Bundesrechtes, I, 
S. 558; Blum er. Schweizerisches Bundesstaatsrecht I, S. 145 — 146. 

^^ Dies gilt namentlich von dem Zweikammersystem (Blum er I, 
S. 130 if.). 

50 Ueber die Tagsatzung und den Vorort s. namentlich Blun- 
tschli, Geschichte des schweizerisch. Bundesrechtes, I S. 394 — 412, 
S. 492—495. 
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Schweizerischen Bundesrechts und durch den frischen Ein- 
druck der unlängst eingetretenen Neugestaltung wurde daher 
Bluntschli naturgemässer Weise nicht allein gleichfalls 
veranlasst, die Art der Organisation als das für den 
Begriff des Bundesstaats gegenüber dem Staaten- 
bund massgebende Moment zu erklären, sondern spe- 
ciell dahin geführt, in der Selbständigkeit der Orga- 
nisation der Gentralgewalt das Charakteristikum 
des Bundesstaates zu finden ^^ Unter dieser Selbstän- 
digkeit verstand er freilich nicht, wie später Waitz, eine 
völlige Ablösung von den Einzelstaaten, sondern nur eine 
Berücksichtigung des nationalen Prineips neben dem föderalen 
bei der Bildung der Gentralgewalt und die freie Bewegung 
der Centralorgane innerhalb der Sphäre der Gesammtinter- 
essen ^2. 

2. Bluntschli begnügte sich jedoch nicht damit, für 
den hergebrachten Gegensatz von Staatenbund und Bundes- 
staat ein neues Fttucip aufzustellen, sondern er wurde auch 
der Urheber einer ganz neuen, folgenreichen Unter- 
scheidung: unter den aus Einzelstaaten zusammengesetzten, 
"ausgebildeten" Gesammtstaaten glaubte er als zwei wesent- 



5* Bemerkungen S. 8 : „Die beiden Staatsformen (Staatenbund und 
Bundesstaat) sind nicht durch ein blosses Mehr oder Weniger, sie sind 
in der Art des Organismus selbst verschieden. In dem Staatenbunde 
sind die verbündeten Einzelstaaten zwar auch zu einem Staatsganzen 
verbunden — im Gegensatze zu blosser völkerrechtlicher Allianz — , 
aber dieses Staatsganze ist, wenn auch in ihm einzelne gemeinsame 
Organe vortreten, doch nicht selber wieder als ein von den Einzel- 
staaten verschiedener, nationaler Staat organisirt. In dem Bundes- 
staat dagegen gibt es nicht bloss organisirte Einzelstaaten, sondern 
auch einen selbständig organisirten Gesammt-(Central-) Staat." — Aehn- 
lich Geschichte des Schweiz. Bundesrechtes I, S. 554. 

^^ Bemerkungen S. 9, und besonders Gesch. des Schweiz. Bundes- 
rechtes, I S. 555 — 56. (S. 555: „Ein gesetzgebender Körper, welcher 
sich innerhalb der Sphäre der Gesammtintereejsen frei bewegt, ist dem 
Bundesstaate gemäss, der Staatenbund dagegen kennt nur eine aus den 
Gesandten der Einzelstaaten zusammengesetzte Bundesversammlung .... 
Pie Institution eines nationalen Bundeshauptes, dem Bundesstaate kaum 
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lieh verschiedene Kategorieen den „Bundesstaat" und das 
„Staat eure ich" (oder „Reich" schlechthin) voneinander 
sondern zu müssen ^3. Bis dahin hatte die Deutsche Wis- 
senschaft die Ausdrücke „Staatenstaat" und „Reich" als sy- 
nonym mit »Bundesstaat« gebraucht, ja Begriff und Theorie 
des Bundesstaates waren ursprünglich gerade aus der Ver- 
fassung des Deutschen Reiches, wie sie seit dem*Westphä- 
lischen Frieden sich gestaltet hatte , abgeleitet worden 5*. 
Dem gründlichen Kenner der Deutschen und Schweizerischen 
Staats- und Rechtsgeschichte drängte sich aber die Wahr- 
nehmung auf, dass geschichtlich das alte Deutsche Reich in 
ganz anderer Weise entstanden sei als der neue Schweize- 
rische Bundesstaat oder etwa die Nordamerikanische Union^^; 
er erkannte zudem, dass in dem Deutschen Reich fortdauernd 
die Einheit des Ganzen (wenigstens theoretisch) die leitende 



entbehrlich . . . ., findet sich im Staatenbunde nur selten. In diesem 
repräsentirt gewöhnlich ein „Standeshaupt'' di^ Bundeseinheit nach 
Aussen und steht an der Spitze der Bundesbehörde." S. 556: „Die 
niedrigste Form des Staatenbundes ist die, in welcher auch die Bundes- 
organe einen bloss ^kantonalen (einzelstaatlichen) Charakter haben, die 
höchste Ausbildung die , in welcher jene Organe ein föderales Gepräge 
haben .... Der Bundesstaat eröiFnet auch dem nationalen Prin- 
zip einen gewissen Spielraum neben dem föderalen. Weil aus einer 
Bundesgenossenschaft entstanden, kann er den Föderalismus nicht ent- 
behren, Weil bis zur Bildung eines Zentralstaates in zentraler Sphäre 
.... fortschreitend, gewährt er auch dem nationalen Sinne nationale 
Organe." 

53 Bemerkungen S. 9—11; Gesch. d. Schweiz. Bundesrechtes, I, 
S. ^57. 

^ Vgl. bes. die in §§ 3 — 5 dieser Abhandlung gegebenen Nach- 
weise. 

^ Bemerkungen, S. 9 : In den Bundesstaaten ging der Impuls zu 
dem staatlichen Organismus des Ganzen von den Theilen aus. „Das 
Staatenreich dagegen setzt die Einheit des Reiches als vorhanden vor- 
aus. Die grösste Erscheinung eines Staatenreiches, das alte deutsche 
Reich seit der Ausbildung der Landeshoheit wurde dadurch hervorge- 
bracht, dass den einzelnen Theilen eine relative Selbständigkeit ver- 
liehen wurde. In ihr ging also die Staatenbildung von oben nach unten 
vor sich." 
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Idee geblieben war, während in den modernen Bundes- 
staaten die Einheit bei weitem weniger ausgeprägt worden, 
und dass die Deutsche Nationalversammlung, theilweise be- 
stimmt durch die ]Srinnerung an das alte Reich, ebenfalls 
eine viel grössere Einheit erstrebte, als die Bundesverfas- 
sung der Schweiz oder Nordamerika's eingeführt hatte ^*. 
Den politischen Tendenzen endlich, welche er in der deut- 
schen Verfassungsfrage verfolgte, widerstrebte eine solche stär- 
kere Einheit nicht, wenn nur dieselbe einen monarchischen 
Charakter trug^' und zugleich, nach dem Vorbild des alten 
Beiches, „Abstufung der Einzelstaaten und Mannigfaltigkeit 
der Beziehungen dieser zum Ganzen^^ oder, mit anderen 
Worten „eine organische Gliederung" stattfand^®. Aus die- 
sen verschiedenen Faktoren erwuchs die neue Begriffs- 
bestimmung des Beiches, „dessen staatlicher Organis- 
mas tiberall nicht von den Einzelstaaten, sondern von der 
Gesammtheit ausgeht und nicht auf einer Verbindung jener 
beruht, sondern die Einheit des Ganzen zu seiner Grundlage 
hat und nur vom Zentrum aus den einzelnen Theilen eine 
besondere Gestaltung zugesteht" ^^. Der Bundesstaat, wel- 
chen Bluntschli damals weder den Traditionen und Zu- 
ständen der Schweiz noch denen Deutschlands angemessen 
fand ^^ erschien ihm als eine blosse Uebergangs- und Misch- 
st Bemerkungen, S. 10 — 11. Eine neue Durchführung der Idee 
des Staatenreiches fand Bl. in der Oesterreichischen Verfassung vom 

4. März 1S49: Geschichte des Schweiz. Bundesrechtes, I, S. 557. 

^"^ Bemerk. S. 10 : Das Staatenreich entspricht seiner Natur nach 
mehr der Monarchie, der Bundesstaat mehr der Kepublik; S. 11: 
Der Bundesstaat wird für Deutschland wahrscheinlich nur als lieber- 
gangsform zu dem monarchischen Staatenreiche dienen. — Doch sollte 
nach Bluntschli's Meinung die monarchische Spitze nur durch 
einen gewählten ,,Princeps inter pares" (Vorstand eines aus den 
6 Königen zusammengesetzten Fürstenraths) gebildet werden: Bemerk. 

5. 39—41. 

SB Bemerk. S. 11, vgl. S. 17 ff. über die nothwendige Abstufung 
bei der Vertretung der deutschen Einzelstaaten im Staatenhause. 

^ Gesch. des Schweiz. Bundesrechtes, I, S. 557. 

^ Die Schweiz sollte berufen sein, den Staatenbund auszubilden, 
Deutschland dagegen das Staatenreich, 
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form zwischen Staatenbund und Staatenreich; jener, wenn 
auch eine untergeordnete Staatsform, bringe wenigstens die 
Bundesidee rein und konsequent zur Entfaltung, während 
der Organismus des Reiches nicht nur „reiner", sondern 
auch, eben durch die organische Gliederung, „höher** als 
derjenige des Bundesstaates sei®^ — Dem von Bluntschli 
gegebenen Anstoss folgte Stahl in seiner vergleichenden 
Beleuchtung „der deutschen Reichsverfassung nach den Be- 
schlüssen der deutschen Nationalversammlung und nach dem 
Entwurf der drei königlichen Regierungen" ^^^ indem er 
ebenfalls den Bundesstaat und das Reich in Gegensatz 
stellte ^3 und dieses als die Form der ursprünglichen und 
vollständigen Einheitlichkeit, jenen dagegen als die Form 
der Einigung aus ursprünglich getrennten Staaten, „welche 
denn auch in der Einigung eine Sphäre der Getrenntheit 
und absoluten Selbstständigkeit behaupten", definirte®*. 
Wenn er das Hauptgewicht feiner Unterscheidung darauf 
legte, dass im Bundesstaate der Central-Gewalt 
und der Einheit von vorn herein eine Grenze ge- 
steckt sei, welche sie niemals überschreiten könne, wo- 
gegen es im frühem Deutschen Reich keinen solchen Vor- 
behalt gegeben habe, wie derselbe auch mit dem Begriflf 
des Reiches unvereinbar sei^^, — so war für die specielle 
Hervorhebung dieses Moments massgebend die seine Schrift 
überhaupt beherrschende Tendenz, die Selbstständigkeit und 



61 Bemerk. S. 11 u. Gesch. d. Schweiz. Bundesrechtes, I, S. 557 
bis 558. 

62 Die deutsche Eeichsverfassung nach den Beschlüssen der deut- 
schen Nationalversammlung und nach dem Entwurf der drei königlichen 
Regierungen, beleuchtet von Dr. Julius Stahl. Geschrieben im Juni 
1849. Berlin 1849. 

63 1. c. S. 79 — 81, vgl. S 51. Die Dreikönigsverfassung hingegen 
hatte . den Ausdruck ,^ich" beibehalten , und auch die hinzugefügte 
Denkschrift die Bezeichnungen „Bundesstaat" und ,,Reich'' als ganz 
gleichbedeutend behandelt. 

w 1. c. S. 81. 
65 1. c. S. 80. 
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den Fortbestand der Einzelstaaten gegenüber den Beschlüssen 
der Frankfurter Nationalyersammlung und in noch weiterem 
Umfange als der Berliner Entwurf zu sichern «ß; die Be- 
hauptung aber, dass es im Bundesstaate eine reservirte, 
unantastbare Sphäre der Ununterworfenheit gebe, wurde nur 
begründet durch einen missverständlichen Hinweis auf Nord- 
amerika <57, wo „die constituirende Gewalt des Congresses" 
ihre bestimmte Gränze habe*^. 

3. In anderer Beziehung konnte Stahl seine Doktrin 
über den Bundesstaat unmittelbar an die Festsetzungen des 
Berliner Entwurfes anlehnen; vorangegangen war ihm aber 
auch auf diesem Wege ein literariflcher Mahnruf aus Bayern. 
In einer an die Nationalversammlung, die Fürsten und die 
Landstände Deutscher Nation gerichteten Brochüre hatte 
Dönniges^^ insbesondere den Satz verfochten, dass die 



^ Dieses Bestreben äussert sich namentlich in der Einleitung und 
in dem ersten Kapitel der Stahl' sehen Schrift. In scheinbarem 
Widerspruch mit demselben und besonders mit dem massgebenden Ein- 
fluss, welchen es nach meiner Ansicht auf die Formulirung des Gegen- 
satzes von Bundesstaat und Reich bei Stahl geübt hat, steht die That- 
sache, dass Stahl in der nämlichen Schrift (S. Sl u. 82) das Reich 
als die angemessenere Form für mehrere Staaten einer Nation und als 
das letzte nationale Ziel des deutschen Volkes erklärt. Aber das 
Räthsel lös't sich, wenn wir bedenken, dass Stahl nicht allein mit 
Rücksicht auf die bisherige Souveränität der Einzelstaaten zunächst 
einen Uebergangszustand für nothwendig hielt (S. 81) , sondern eine 
Erneuerung von Kaiser und Reich überhaupt nur dann billigte, wenn 
der Geist der Zeit sich ändere, wenn das Deutsche Volk wieder eine 
„von Gotteswegen" regierende Obrigkeit über sich anerkenne (S. 7 (F. 
u. S. 84). 

^ S. den dogmatischen Theil unserer Untersuchung, bes. § 27. 

^ 1. c. S. 80, vgl. S. 15—16. Die Dreikönigsverfassung liess Ver- 
fassungsänderungen unbedingt zu, band dieselben nur an strengere 
Formen als der Entwurf der Nationalversammlung; die Streichung des 
§ 63 der Frankf. R» V. hatte folglich keine materielle Bedeutung. 

^ Die Brochüre von Dönniges (Die Deutsche Verfassungsfrage 
und die Deutschen Einzelstaaten. Ein Wort an die Nationalversamm- 
lung, die Fürsten und die Landstände deutscher Nation. Zwei Hefte) 
erschien, ebenso wie die Bluntschli's (N. 44), anonym bei Chri- 
stian Kaiser in München, 1848. 
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Natur des Bundesstaates keine unmittelbare Re- 
gierung der Centralgewalt vom Centrum aus durch 
alle Einzelstaaten hindurch erlaube; die Einzel- 
staaten als die selbstthätigen Glieder müssten die Yer- 
mittelung für die Anordnungen der Centralge- 
walt tibernehmen, diese dürfe nur durch die Regierungen 
der Einzelstaaten wirken 7®. Dass diese theoretische Dar- 
legung der praktischen Ansicht der meisten, wenn nicht 
aller Deutschen Regierungen völlig entsprach, zeigten die 
von denselben abgegebenen Erklärungen über die von der 
Deutschen Nationalversammlung gefassten gegentheiligen Be- 
schlüsse; namentlich die v. 23. Febr. 1849 datirte Denk- 
schrift der Bevollmächtigten flir Preussen und 26 andere 
Deutsche Regierungen hob nachdrücklich hervor ^i, dass die 
Centralgewalt auf den Erlass allgemeiner Ge- 
setze beschränkt, die Ausführung ihr entzogen 
und den Einzelstaaten übertragen werden müsse; 
einzelne Regierungen verlangten zudem, dass die Reichs- 
gewalt hinsichtlich der finanziellen Mittel ganz 
auf die Einzelstaaten anzuweisen sei^^, Demge- 
mäss schloss auch der Berliner Entwurf der Reichsverfassung, 
hierin weit von der Frankfurter Vorlage abweichend ^3, die 
Reichsgewalt grundsätzlich von der Administration aus 7*, 



70 Heft 1, S. 11 — 12. Auf denselben Gedanken zurückkommend 
erklärte Dönniges in Heft 2, S. 14: ,^n eine zwiefache Regierung 
innerhalb aller Territorien Deutschlands, die durch Centralbeamte und 
durch Beamte der Einzelstaaten geübt würde, kann wohl Niemand im 
Ernste denken. Sie würde der Tod der Einheit sein." 

71 Roth und Merck I, S. 302—303. 

72 So die Bayerische Regierung, die Hannoversche, die Würtem- 
bergische (Roth und Merck H, S. 368, 414—15, 424). 

73 Die von der Nationalversammlung beschlossene Verfassung gab 
freilich der Reichsgewalt nicht auf allen der Reichsgesetzgebung zuge- 
wiesenen Gebieten, aber doch auf vielen das Recht näherer Anord- 
nung, resp. eigener Ausführung. 

74 Die Denkschrift vom 11. Juni 1849 spricht dies Princip aus- 
drücklich aus und entwickelt die dadurch hervorgerufenen Abände- 
rungen (Weil S. 224—26). 
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und verwies sie hinsichtlich ihrer regelmässigen finanziellen 
Bedtirftiisse einzig und allein auf Matrikularbeiträge ^s. Zu 
der erstem Beschränkung erklärte Stahl in seiner verglei- 
chenden Kritik der beiden Entwürfe unbedingt seine theore- 
tische Zustimmung vom Standpunkte des Bundesstaates'^; 
er war auch damit einverstanden, dass „alle Reichsrevenue 
aus Bezügen von den einzelnen Staaten als solchen" sich 
bilde, da so auch auf diesem Gebiete „die selbstständige 
unterschiedene Existenz der Staaten gesichert und die stö- 
rende Einwirkung einer zweiten, höhern Finanzgewalt in 
den Innern Staatshaushalt vermieden" werde''. — Dagegen 
von Radowitz, von dem man nach seiner officiellen Stellung 
annehmen musste, dass er die Grundsätze der Dreikönigs Ver- 
fassung durchaus billige 's, erklärte nach dem Scheitern der 
Preussischen Unionsbestrebungen als nothwendiges Er- 
ford^rniss des Bundesstaates, dass die Central- 
gewalt die ihr verfassungsmässig zustehenden 
Rechte stets selbst, nicht durch die Einzel Staaten, 
ausübe'^. Man wird sich kaum davon überzeugen lassen, 
dass, wie R a d o w i t z behauptet^^, die Preussische Regierung in 
ihren bundesstaatlichen Plänen dieses Princip beständig fest- 
gehalten habe; es ist vielmehr höchst wahrscheinlich, dass 
erst die im Verlauf der Unions- Politik gemachten Erfah- 
rungen ihm die Nothwendigkeit nahe gelegt haben, die Cen- 
tralgewalt in der Ausübung ihrer Befugnisse unabhängig von 



75 § 48; vgl. den dazu in der Denkschrift gegebenen Commentar 
(Weil S. 225 u. 226). 

76 1. c. S. 15, 16 u. 18. 

77 1. c. S. 18. Doch erkannte er an (S. 19 — 20), dass die Ver- 
hältnisse in Nordamerika eine stärkere Centralisation in finanzieller 
Hinsicht erforderten. 

78 Vgl. Waitz' Aeusserungen in der Kieler Monatsschrift, 1853, 
S. 495 u. 504. / 

79 J. von Radowitz, Reden und Betrachtungen (Berlin 1852), 
S. 116. 

80 1. c. S. 114 u. 116, 
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den Einzelstaaten zu machen ^^ Eben diese Erfahrungen 
haben ihn wohl dahin geführt, überhaupt hinsichtlich 
der Gegenstände der Wirksamkeit eine durch- 
greifende Scheidung zwischen der Centralge- 
walt und den Einzelstaatsgewalten zu postuliren^^ 



§ 9. 

2. EinflusB der Doktrin Tocqueyille's über die Hordameri- 
kanische Bundeiverfasiung. 

I. An die von Badowitz veröffentlichten Betrachtungen 
über die zunächst erfolglos gebliebenen Versuche, der Deut- 
schen Nation ihre politische Einheit in Gestalt des Bundes- 
staates wiederzugeben, knüpfte Waitz äusserlich seine 
epochemachende Abhandlung über „das Wesen 
des Bundesstaates'^ ^ In den theoretischen Andeutun- 
gen, welche Radowitz gegeben hatte, fand er eine will- 
kommene Bekräftigung der eigenen, aus eingehenden Stu- 
dien und reiflichem Nachdenken erwachsenen Auffassung. 
Gerade nach dem gänzlichen Scheitern der bundesstaatlichen 
Pläne hatte er tief das Bedürfniss empfunden, zu einer kla- 
ren Einsicht über die Natur und die Erfordernisse des Bun- 



®i Die Kede, welche R. am 25. Aug. 1849 als Regierungs - Bevoll- 
mächtigter in der zweiten Freussischen Kammer hielt, zeigt schon eine 
gewisse Annäherung an diesen Standpunkt (Reden und Betrachtungen 
S. 401 — 403). — Waitz dagegen (a. d. a. O.) scheint zu glauben, 
dass Radowitz' bessere Einsicht schon früher vorhanden gewesen sei, 
aber bei der Entwerfung der Dreikötiigsverfassung gegenüber dem 
Widerstände Stüve's nicht habe durchdringen können. 

82 1. c. S. 115 — 16. In gewissen Beziehungen sollte nach seiner 
Auffassung jeder Deutsche unter der Centralgewalt stehen, in anderen 
Beziehungen unter der einzelnen Staatsgewalt, in keiner Beziehung 
aber unter beiden zugleich. 

^ In der Allgemeinen (Kieler) Monatsschrift für Wissenschaft und 
Literatur, Jahrgang 1853, S. 494 — 530 (mit sehr geringen Verände- 
rungen wieder abgedruckt in den Ausführungen zu Waitz' „Orund- 
zügen der Politik", 1862, S. 153—218). 



Nordamerikanische Bundesverfassung. 93 

desßtaates zu gelangen 2. Als Mitglied des Frankfurter Par- 
laments hatte er meist den Standpunkt der Mehrheit dieser 
Versammlung getheilt; aber „die Ereignisse und die in ihnen 
gemachten Erfahrungen", so wie die genauere Prüfung der 
während der Bewegungsjahre in der Literatur hervorgetre- 
tenen Ansichten, namentlich die Bekanntschaft mit den Aus- 
führungen Bluntschli's über die Unterschiede von Staa- 
tenbund, Bundesstaat und Staatenreich 3, ftlhrten ihn viel- 
fach zu neuen Gesichtspunkten; vor Allem jedoch wirkte 
„Tocqueville's scharfsinnige Auseinandersetzung über das 
Wesen der Nordamerikanischen Verfassung" auf seine Lehre 
massgebend ein*. Die von dem Französischen Den- 
ker aus der Verfassung der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika abstrahirte Doktrin ist durch 
Waitz' Vermittelung. die hauptsächliche Grund- 
lage der bis auf die neueste Zeit in Deutsch- 
land vorherrschenden Theorie des Bundesstaa- 
tes geworden. Ihr bestimmender Einfluss auf W a i t z und 
die grosse Autorität, welche sie in der von Waitz ihr gege- 
benen präciseren Ausprägung und allgemeineren Fassung 
fortdauernd übte, erklärt sich vornehmlich aus dem Zu- 
sammentreffen ihres wesentlichen Inhalts mit 
den überwiegenden praktischen Eindrücken der 
Deutschen Bewegung und mit der bereits ange- 
bahnten Umbildung der Lehre vom Bundesstaate. 
Die Fragen, ob und inwieweit die Centralgewalt des Bun- 
desstaates von den Einzelstaaten unabhängig sein müsse und 
ob andererseits den Einzelstaaten im Bundesstaate eine 
Sphäre absoluter Selbständigkeit zukomme, waren in den 
Vordergrund getreten^. Die Erinnerung und Erwägung der 

2 AUgem. Monatsschrift S. 494. 

3 Die Autorschaft der „Bemerkungen" schrieb er jedoch Dönni- 
ges zu (s. oben § 8 N. 44), und auf die betreifenden Erörterungen in 
Bluntschli's Geschichte des Schweizer. Bundesrechts wurde er erst 
später aufmerksam (Politik S. 155). 

* Allgem. Monatsschrift S. 496. 
5 S. den vorhergehenden §, III. 
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jüngsten Vergangenheit mussten gerade die aufrichtigen An- 
hänger eines Deutschen Bundesstaates geneigt machen, beide 
Fragen in weitem Umfange zu bejahen ; denn auf der einen 
Seite hatte sich klar gezeigt, dass die nationalen Interessen 
von einem freiwilligen Znsammenwirken der Einzelstaaten 
keine Befriedigung erwarten dürften, und dass eine für die 
Durchführung ihrer Anordnungen auf den guten Willen der 
Einzelstaaten ausschliesslich angewiesene Centralgewalt zur 
Ohnmacht verurtheilt sei; auf der andern Seite hatte sich 
die ausserordentliche Schwierigkeit erwiesen, die Träger der 
Staatsgewalt in den Einzelstaaten, namentlich in den grös- 
seren, nicht nur zum Verzicht auf gewisse Hoheitsrechte, 
sondern zu einer Unterordnung unter eine Centralgewalt, zu- 
mal unter ein von ihnen unabhängiges Oberhaupt, zu be- 
stimmen. Indem nun Tocqueville's Theorie beide Mo- 
mente, die Selbständigkeit der Centralgewalt und 
die Selbständigkeit der Einzelstaaten, hervorhob 
und aus der schon lange auch in Deutschland als Muster 
einer bundesstaatlichen Ordnung gefeierten Unionsverfassung 
ableitete, schien sie den Kern der Wahrheit enthüllt zu 
haben. 

II. Selbst wenn wir absehen könnten von dem tiefgrei- 
fenden Einfluss, welchen die Erörterungen Tocque- 
ville's über das Wesen der Nordamerikanischen 
Union auf die Entwickelung der bundesstaatlichen Doktrin 
besonders in Deutschland geübt haben, würden dieselben 
doch an und für sich einen hervorragenden Platz in der 
Geschichte der Lehre vom Bundesstaate einnehmen; denn 
sie bildeten den ersten Versuch einer einheitlichen wissen- 
schaftliehen Construktion der Nordamerikanischen Bundes- 
einrichtungen ohne Zuhülfenahme eines anderswoher ent- 
lehnten Grundbegriffes, sie entwarfen andererseits zum ersten 
Male eine Theorie des Bundesstaates auf ausschliesslicher 
Grundlage der Nordamerikanischen Bundesverfassung. Die 
einheimischen Schriftsteller über das Nordamerikanische Bun- 
desrecht hatten^ gemäss der allgemeinen Methode der dortigen 
Jurisprudenz und Staatswissenschaft, nur die einzelnen Ab 
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schnitte und Sätze der Bundesverfassung oder die einzelnen 
hervorstechenden Züge der Union wissenschaftlich beleuchtet, 
nicht aber dieselben auf einen einheitlichen BegriflF zurück- 
geführt, und sie hatten um so eher in dieser Beschränkung 
verharren können , als ihnen die Deutschen Theorieen vom 
Bundesstaate gänzlich fremd waren, dieser Begriff somit auch 
nicht von aussen an sie herantrat^; die Deutsche publici- 
stische Literatur dagegen benutzte vor dem Jahre 1848 die 
Bundeseinrichtungen Nordamerika's nur zur Illustration oder 
höchstens zum Ausbau der zunächst aus den Gestaltungen 
der Deutschen Gesammtverfassung abstrahirten Idee des Bun- 
desstaates^. Auf der andern Seite darf man freilich, für die 
richtige Würdigung der Doktrin T c q u e v i 1 1 e ' s , nicht über- 
sehen, dass ein hauptsächliches Element derselben, so wie 
viele einzelne Ausführungen den vorangegangenen Amerika- 
nischen Bearbeitungen des Bundesrechts, namentlich dem 
Federalist und den Commentarien Kent's und Story's, 
entnommen sind; ferner, dass der Französische Autor, wel- 
cher die Demokratie in Amerika zum Gegenstand seiner 
scharfen Beobachtung und geistvollen Darstellung machte, 
den Bundeseinrichtungen, so weit nicht deren demokratischer 
Charakter in Betracht kam, nur ein sekundäres Interesse 



® Der erste Amerikanische Schriftsteller, welcher der Deutschen 
Literatur die Bezeichnung des Bundesstaates („composite State'') ent- 
lehnte, dürfte Wheaton (Elements of international law, 1836, Vol. I 
S. 68 u. 86) gewesen sein; in der kurzen Begriffsbestimmung, die er 
gab, zeigt sich eine eigenthümliche Verbindung der älteren Deutschen 
Lehre und der in Nordamerika vorherrschenden Auffassung der Union 
(vgl. unten N. 28i u. N. 30). 

7 Vgl. insbes. oben § 5 N. 12, § 7 I u. N. 60. — Selbst R. Mohl 
in seiner Jugendarbeit über das Bundes-Staatsr^ht von Nord-Amerika 
(Stuttg. u. Tübingen 1824) hat den Begriff des Bundesstaats nicht aus 
der Unionsverfassung abgeleitet, sondern vielmehr im Wesentlichen die 
von den Reichspublicisten ausgebildete Theorie wiederholt und auf die 
Unionsverfassung angewendet, nur den unmittelbaren Zusammenhang 
des j^undes^' mit den einzelnen Bürgern stärker hervorgehoben und in 
die einzelnen Consequenzen verfolgt (Vorrede S. JV — VI u. § 12). 
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widmete, auch zur völligen wissenschaftlichen Beherrschung 
derselben kaum genügend ausgerüstet war 8. 

1. Die Verfasser des Federalist® verfolgten in ihrer 
systematis<}hen Erklärung und Kechtfertigung 
des Entwurfs der gegenwärtigen Constitution 
der Vereinigten Staaten^^ vornehmlich zwei praktische 
Gesichtspunkte: einmal wollten sie, neben der Nothwendig- 
keit der Union überhaupt, die wesentlichen Vorzüge der 
neuen Ordnung vor der bisherigen gänzlich verfehlten und 
verfallenden ConfÖderation^^ an das Licht stellen; dann aber 
galt es, die gegen die Beschlüsse der Convention von zahl- 
reichen Seiten erhobenen Einwürfe ^^ xind besonders die An- 
klage, dass dieselben nicht einen Bund, sondern einen Ein- 



8 Auch R. V. Mo hl in seiner höchst anerkennenden Besprechung 
der „D6mocratie en Am6rique" (Geschichte und Literatur der Staats- 
wissenschaften I, S. 564 — 66) giebt zu, dass „die Untersuchung üter 
das Bundeswesen an sich" geringeres Lob verdiene , und weis't auf 
die natürlichen Gründe dieses Mangels hin. 

8 Ich benutze die in Hallowell 1826 erschienene Ausgabe. — 
lieber die Entstehung und Bedeutung dieses Meisterwerkes vgl. bes. 
K. V. Mo hl, Geschichte und Literatur der Staatsw. I, S. 548 — 551 
(unrichtig ist jedoch die Notiz S. 548 N. 1 , dass die späteren Aus- 
gaben manche erst später aufgefundene Aufsätze enthielten) ; ferner 
E. Reimann, Die Vereinigten Staaten von Nordamerika im Ueber- 
gange vom Staatenbund zum Bundesstaat. Weimar 1855, S. 242 — 243 
(daselbst S. 242 das Urtheil Washington' s). Keinen grossen Werth 
hat die kritische Analyse von Kiesselbach (Der amerikanische Fede- 
ralist, Bremen 1864, Bd. 2, S. 271—414). 

*ö Mit diesen Worten charakterisirte Madison selbst das Werk, 
an dem er einen so hervorragenden Antheil gehabt hatte (First letter 
of Helvidius, im Anhange zu der Ausg. des Federalist v. 1826, S. 532). 

*' Die Mängel der Conföderationsartikel von 1781 und die dadurch 
herbeigeführten unglücklichen Zustände schildert treffend Story, Com- 
mentaries on the Constitution of the United States, §§ 243 — 271. 
Ausführlicheres giebt Curtis, History of the origin, formation and 
adoption of the Constitution of the United States, Vol. 1, S. 142 
bis 330. 

12 Eine Uebersicht derselben giebt Story, Commentaries , §§ 281 
bis 305. 
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heitsstaat^^ herstellen würden, zu widerlegen. In ersterer 
Beziehung hoben Hamilton und Madison übereinstimmend 
nachdrücklich hervor, der grosse und radikale Fehler 
der Conföderation von 1781, welchen dieselbe mit fast 
allen früheren Staatenvereinen theile, bestehe in dem Princip 
der Gesetzgebung für Staaten und Regierungen, 
„der Souveränität über Souveränitäten"; die Autorität 
der Union, wenn diese lebensfähig sein solle, müsse 
vielmehr unmittelbar die einzelnen Bürger ergrei- 
fen, die Unionsgesetze müssten für die Individuen gegeben 
und ohne die Vermittelung der Einzelstaaten durchgeführt 
werden **. Gegenüber dem Vorwurf, dass der Plan der Con- 
vention einen Einheitsstaat begründe, machte Hamilton 
insbesondere geltend, dass die Gliederstaaten alle 
nicht der Union aus schliesslich zugewiesenen Ho- 
heitsrechte behielten, und dass sie durch ihre di- 
rekte Vertretung im Senat wesentliche Faktoren 
der Nationalsouveränität würden: damit aber sei der 
Begriff der Föderativregierung gewahrt^^ Ausführ- 
licher ging Madison, zur Entkräftung dieses Vorwurfs, auf 
die verschiedenen Hauptseiten der vorgeschlagenen Verfas- 
sung ein*^; dieselbe sei, behauptet er, genau genommen, 
weder föderal noch national, sondern eine Mi- 
schung von Beidem: föderal, nicht national sei die pro- 
jektirte Entstehung durch Uebereinkunft der Einzelstaaten ^'^ ; 



*8 jjA. consolidation of the stÄtes", „a Consolidated govemment", „a 
national goTemment" waren die betreffenden Ausdrücke der Gegner. 

1* The Federalist, No. 15 — 20. Anwendung auf die Finanzen 
und die Armee: No. 22, 30 u. 31. Vgl. auch No. 45 u. 54. 

» No. 9 in f. und No. 32. 

^^ No. 39. Die ausserordentliche Bedeutung dieses Aufsatzes hebt 
auch Story in seinen Commentaries (Bd. 1, S. 270 N. 1 der 1. Aufl.) 
hervor. Die übereinstimmenden Ausführungen, welche Madison den 
Angriffen der Partikularisten in der Convention seines Heimathstaates 
Virginia entgegensetzte, s. bei Curtis 1. c, Bd. 2 S. 558 — 60. 

^^ Freilich solle die Katifikation vom Volke ausgehen, aber nicht 
die Majorit&t der Unionsbevölkerung oder der Staaten entscheiden, son- 

Brie, I>«r Bundesstaat. I. 7 
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theils föderal, theils national der Ursprung der regelmässi- 
gen Organe der Union; national, nicht föderal die regel- 
mässige Art ihrer Wirksamkeit; föderal, nicht national die 
Beschränkung der Unionsgewalt auf bestimmte, in der Ver- 
fassung genannte Gegenstände; nicht ganz national und 
nicht ganz föderal der für Verfassungsänderungen vorge- 
schriebene Weg ^^. In ihrer Sphäre, meinte Madison, seien 
die Einzelstaaten ebenso unabhängig von der Centralgewalt, 
wie diese in ihrer eigenen Sphäre von jenen ^^ ; nichtsdesto- 
weniger erkannte er an, dass ausnahmsweise die Befugnisse 
der Unionsgewalt gegen die Einzelstaaten als solche sich 
richteten 20 j und erklärte sogar, ebenso wie Hamilton ^S 
die Bestimmung, dass die Verfassung und die verfassungs- 
mässigen Gesetze und Verträge das höchste Gesetz des 
Landes bildeten, für selbstverständlich in jedem Staaten- 
vereine 22. 

Wie der Föderalist in Nordamerika von den Anhängern 



dem jeder einzelne Staat werde nur durch das Votum seiner, von dem 
Volke zu diesem Zweck besonders gewählten, Vertretung gebunden 
(S. 213—214 der Ausg. von 1826). 

iB Der Schluss der Auseinandersetzung (S. 216) lautet: „The pro- 
posed Constitution, therefore, even when tested by the rules laid 
down by its antagonists, is, in strictness, neither a national 
nora federal Constitution; but a composition ofboth. In 
its foundation it is federal, not national; in the sources 
from which the ordinary powers of the government are 
drawn, it is partly federal, and partly national; in the 
Operation of these powers, it is national, not federal; in 
the extent of them again, it is federal, not national; and 
finally, in the authoritative mode of introducing amend- 
ments, it is neither whoUy federal, nor whoUy national.^ 

19 L. c. S. 215. 

^ Ebendaselbst: „In several cases, and particularly in the trial of 
controversies to which states may be parties, they must be viewed and 
proceeded against in their collective and political capacities only." 

^1 No. 33 (S. 175). Der mehr unitarisch gesinnte Hamilton hielt 
selbst eine allgemeine Unterordnung der Einzelstaaten unter die Bun- 
desgewalt für verträglich mit dem Wesen einet Conföderation (S. 49). 

22 No. 44 (S. 255—56). 
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einer kräftigen Bundesgewalt ^^ überhaupt als „ein politi- 
sches Evangelium" verehrt wurde 2*, so schlössen sich auch 
die späteren ausgezeichneten Bearbeiter des Bundesrechts, 
namentlich Kent und Story 2^, fast in allen Hauptpunkten 
seiner Auffassung an^« und wiederholten oft wörtlich seine 
Ausführungen ^^. Insbesondere betonten Kent und Story 
gleichmässig als das principale Unterscheidungsmerkmal der 
Union gegenüber der vorangegangenen Confbderation , dass 
die Anordnungen der Unionsgewalt direkt die einzelnen Bür- 
ger verpflichteten und von den Unionsbehörden selbständig 
durchgeführt würden 2»; auf der andern Seite erkannten sie 
an, dass nur ein bestimmter Kreis von Befugnissen der 
Union übertragen sei, und zwar nur zum Theil ausschliess- 
lich, zum Theil dagegen concurrirend mit den Einzelstaa- 
ten 2^; sie machten die Unterordnung der Einzelstaaten unter 
die Suprematie der Unionsverfassung und der innerhalb ihrer 



23 Der Partei der „Föderalisten" (über die wechselnde Bedeutung 
dieser Bezeichnung s. Curtis 1. c, Bd. 2, S. 497 in der Note). 

2* R. V. Mohl, Gesch. u. Lit. der Staatsw. I, S. 549. 

^ James Kent, Commentaries on American Law, Vol. I (New 
York 1826), S. 189—418 (in der 10. Aufl., Boston 1860, S. 212—501), 
und Joseph Story, Commentaries on the Constitution of the United 
States, 3 Vols. , Boston 1833 (3. Aufl. in 2 Bänden Boston 1858). — 
Ebenso Timothy Walker in der zweiten Abtheilung seiner ,Jntro- 
duction to American Law^ (1. Ausg. Cincinnati 1837, 5. Ausg. Boston 
1869), dessen Darstellung aber von TocqueviUe auch in den spä- 
teren Ausgaben der ,^6mocratie en Am6rique'^ nicht benutzt ist. 

26 Nur die Ansicht, dass die Unionsverfassung auf einem Vertrag 
der Einzelstaaten beruhe (vgl. Anm. 17 und unten § 12, III, 2), wurde 
von Story (Commentaries, Book III, Ch. III, bes. §§ 361—366) be- 
kämpft, mit Berufung auf den Wortlaut des Eingangs der Verfassungs- 
urkunde. 

27 Vgl. das begeisterte Lob des Federalist bei Kent, 10. Aufl., 
S. 261 in der Note, und Story 's Vorrede zur ersten Auflage seines 
Werks. 

28 Kent (1. Aufl.), S. 199—203, S. 222-23; Story, §§ 248—54, 
293—94, 355—56, 948. — Dieses Moment hebt auch Wheaton 1. c. 
S, 86 hervor. 

29 Kent 1. c. S. 207, 293, 363 ff.; Story §§ 374, 435 ff., 510, 
909 ff., 1408. 

7* 
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yerfassungsmässigen Sphäre handelnden Unionsorgane leb- 
haft geltend ^^ aber auch die wesentliche Theilnahme der 
Einzelstaaten an dem Bundesorganismns , namentlich an der 
Bnndesgesetzgebung ^K Aus drücklich bezeichnete 
Story den Bau der Gesammtverfassung als 9,theils 
föderal, theils national"32. 

2. Tocqueville dagegen definirte die Union als 
„eine unvollständige nationale Kegierung"^^; er 
fand in ihr die Verwirklichung eines völlig neuen 
Staatsgedankens: die Verschmelzung mehrerer 
Völker zu einem Volke in Bezug auf gewisse ge- 
meinsame Interessen, während dieselben für 
alle übrigen Interesse^ von einander getrennt 
blieben*^^. 



30Kentl. c. 8. 236, 293—94, 368—70, 398—402, 415; Story 
§§ 354, 375 ff., 437 ff., 1406 ff., und bes. §§ 1836 — 42. — Bei 
Wheaton 1. c. S. 86 (vgl. mit S. 68—69) tritt die Unterwerfung der 
Einzelstaaten unter die Bundesregierung noch mehr in den Vorder- 
grund. 

3t Kent 1. c. S. 210—11, 261; Story §§ 511, 560, 693 ff. 

32 Story § ()98: „The very structure of the general gov'emment 
contemplated one parüy federal, parüy national." 

33 „Eyidemment ce n'est plus lä un gouvernement federal, c'est un 
gouvernement national incomplet.^' ^^^ Alexis de Tocqueville, De la 
d^moeratie en Am^rique, I, S. 245. Ich citire nach der ersten Aus- 
gabe, Paris 1835; die späteren Auflagen enthalten keine materiellen 
Abweichungen.) — Eine ganz correcte und erschöpfende Bezeichnung 
für die neue Staatsform vermisste T. selbst; da die Deutsche Sprache 
und Literatur ihm damals noch vöUig fremd waren, so kannte er 
überhaupt nicht das Wort „Bundesstaat"; man muss jedoch auch be- 
zweifeln, ob er dasselbe als den zutreffenden Ausdruck für seine 
Theorie unbedingt hätte gelten lassen. 

3* L. c. I, S. 244 — 45: . . . „On d^couvre ensuite une forme de 
8oci6t6 dans laquelle plusieurs peuples se fondent r^ellement en un 
Beul quant h certains int^^ts communs, et restent separ^s et seulement 
conf^d^r^s pour tous les autres", vgl. mit S. 222 : ,Ji'Union est dans 
cette Position singuli&re, qu'elle ne forme un peuple que relativement k 
certains objets; pour tous les autres eile n'est rien." Die 
Worte „et seulement conf6d6r^s" an der erstem Stelle haben in T. 's 
Erörterungen keinen Halt und daher auch kaum einen bestimmten Sinn. 



«... ^»^ . W 

• •♦»•• 

• » 4 * 



Nordamerikanisclie BundesTerfassung. 101 

Als das wesentlich neue, schöpferische Princip der 
Union, wodurch dieselbe sich von sämmtlichen früheren Con- 
föderationen , insbesondere auch von der 1781 geschlossenen 
Nordamerikanischen Gonföderation, zu ihrem immensen Vor- 
theil unterscheide, betrachtete er, im Anschluss an die von 
ihm eifrig benützten Amerikanischen Autoritäten 3^, die un* 
mittelbare Herrschaft über die einzelnen Bür- 
g; e r : während in allen anderen Staatenvereinen der Bundes- 
regierung die Einzelstaaten als Unterthanen gegenüberge- 
standen hätten, woraus nothwendigerweise Ohnmacht oder 
Unterdrückung hervorgegangen sei'*, habe die Union sich 
gegenüber Individuen , auf welche sie unmittelbar einwirke ; 
sie entlehne ihre Kraft nicht, sondern schöpfe sie aus sich 
selber; sie habe ihre eigene Verwaltung, ihre ei- 
genen Gerichte, ihre eigene Armee, wie die Re- 
gierung eines einfachen Staates^^ Die essen- 
tielle Verschiedenheit der Union von einem ein- 
fachen Staate, ihre Verwandtschaft mit einer 
Gonföderation schien ihm dagegen in der Beschränkt- 
heit ihres Wirkungskreises zu liegen: die Gompetenz 
der Unionsgewalt umfasse nur wenige bestimmte Gegen- 
stände, während den Einzelstaaten alle der Union nicht be- 
sonders zugewiesenen Angelegenheiten verblieben ^8. — 
Wenn Tocqueville auch in diesem Punkte auf die Dok- 
trin der hervorragendsten Amerikanischen Schriftsteller sich 
stützen durfte, so gab er doch demselben eine viel stärkere 



^ Vgl. namentlich das Lob des ^ederalist^ in der Note zu Bd. I, 
S. 167; neben demselben sind Kent und Story in T. *s Werke viel- 
fach citirt. 

M Ohnmacht, wenn die Bundesgewalt auf ihre eigenen Kräfte an- 
gewiesen geblieben sei; Unterdrückung, wenn das mächtigste Bundes- 
glied die Ausübung der Bundesgewalt in die Hand genommen habe. 

37 I, S. 240 — 4G: „Ce qui distingue la Constitution f^d^rale des 
]^tats-Unis d'Am^rique de toutes les autres constitutions f^d^rales." 

» I, S. 165 ff., 240—41; II, S. 362 ff. Nicht durch den Umfang 
ihrer Befugnisse, sondern durch die Art der Ausübung derselben 
unterscheide sich die Union insbesondere von der vorangegangenen 
€onf5deration der Nordamerikanischen Staaten : II, S. 241 — 42. 
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Ausprägung und eine viel weiterreichende Bedeutung. Sein 
Augenmerk war schon damals auf die Frage der Centralisa- 
tion und Decentralisation und auf deren engen Zusammen- 
hang mit dem Princip und der beherrschenden Tendenz der 
Demokratie 39 in hohem Masse gerichtet ^ö. In den Nordame- 
rikanischen Einrichtungen sah er überhaupt den heilsamen 
Grundsatz verkörpert , dass jeder Einzelne und jeder Theü 
der Nation die ihn allein betreffenden Angelegenheiten am 
besten selbst besorge**; dieser Grundsatz schien ihm auch 
zunächst massgebend gewesen zu sein för die Competenzab- 
gränzung zwischen der Union und den Einzelstaaten: die 
letzteren sollten sich selbst regieren in allem, was nur zu 
ihrer inneren Wohlfahrt gehöre, die Union dagegen nur der 
ganzen Nation gemeinsame Interessen wahrnehmen *2, j)a 
aber, argumentirte er weiter, nicht die Gründung eines Ein- 
heitsstaates mit zweckmässiger Provinzialorganisation , son- 
dern nur die zweckmässige Gestaltung einer Association von 
Staaten die zu lösende Aufgabe gebildet habe, so seien der 
Union auch von den gemeinsamen Angelegenheiten nur die- 
jenigen überwiesen worden, welche, wie namentlich die Be- 
ziehungen zum Auslande, einer einheitlichen Leitung durch- 
aus bedürften ^^ ; als eine natürliche Folge dieser Auffassung 
ergab sich der Satz, dass die Zuständigkeit der Union 



^ Als logisch und praktisch nothwendige Consequenz des Frincips 
der Volkssouveränität erschien ihm die Selbstregierung überhaupt, wäh- 
rend er andererseits bei den Nationen, deren socialer Zustand demo- 
kratisch sei, eine sehr starke natürliche Tendenz zu einer absoluten 
Centralisation begründet fand. 

^ Besonders in dem Abschnitt „Des effets politiques de la decen- 
tralisation administrative aux Etats-Unis" (I, S. 117 — 138) treten die 
Grundgedanken des späteren berühmten Werkes „L'ancien regime et la 
r^Yolution" schon ganz deutlich hervor. 

*i I, S. 76 ff., S. 108. 

*2 I, S. 165, 167 ff. 

*3 Die „objets exclusivement nationaux", aber nicht auch 
diejenigen Gegenstände von allgemeinem Interesse, welche gleichwohl 
nicht nothwendigerweise von der Centralgewalt besorgt werden müssen 
(II, S. 358—362, vgl. I, S. 166 u. 168). 
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die Ansnahme, die der Einzelstaaten dagegen die 
Regel bilde ^*. — Auf dieses Verhältniss wandte dann 
Tocqueville den ihm geläufigen Begriff einer Theilung 
der Gewalten an ^^: in den Vereinigten Staaten, erklärte 
er, sei die Souveränität nicht, wie in Frankreich, eine 
einheitliche, sondern getheilt zwischen der Union 
und den Einzelstaaten in der Art, dass der er- 
stem nur eine beschränkte und exceptionelle 
Souveränität zukomme^^ Sofern aber eine reale Thei- 
lung der Gewalten nach den verschiedenen Objekten der 
Staatsthätigkeit bestand und andererseits die Unionsgewalt 
innerhalb ihres beschränkten Wirkungskreises ebenso wohl 
„eine nationale Regierung" war wie die Regierung eines ein- 
fachen Staates, blieb consequenter Weise für das eigent- 
lich föderale Element kein Raum: die gleiche Ver- 
tretung der Einzelstaaten im Senate hielt daher Toque- 
ville, wenngleich er ihre praktische Zweckmässigkeit, ja 
Nothwendigkeit , nicht verkannte, für theoretisch unberech- 
tigt, für eine Abweichung von den Regeln der Logik *7; die, 
allerdings sehr eigenthttmlich geordnete, Berücksichtigung 
der Einzelstaaten bei der Wahl des Präsidenten erschien 
ihm geradezu als Bizarrerie^*. Aus dem Princip der Thei- 
lung der Gewalten folgte ebenso naturgemäss der Satz, dass 
die Einzelstaaten von der Centralgewalt unab- 
hängig, namentlich in ihrer eigenen Sphäre einer Leitung 
oder ControUe von Seiten der letzteren nicht unterworfen 
seien ^^; die entgegengesetzten einzelnen Bestimmungen der 



« I, S. 66—67, S. 166, 262—63. 

*5 Vgl. bes. I, S. 260: ,iLe principe sur lequel reposent toutes les 
conf^d^rations est le fractionnement de la souverainete" und S. 165 in 
der Ueberschrift : „Division des pouvoirs entre la souverainet6 f6d6rale, 
et Celle des !^tats.'' An anderen Stellen gebraucht T. die Ausdrücke 
;,partage des pouvoirs'' oder „partage des droits de la souverainet^''. 

4« I, S. 181. 

*- I, S. 171—175. 

« I, S. 200, N. 1. — Vgl. auch die Ausführung T.'s in N. 1 zu 
I, 221. 

« 1, S. 168, S. 223. 
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Unionsyerfassttiig stellten sich demnacli als besonders zu 
rechtfertigende Anomalieen dar *<^. Gelegentliche, .wohl von 
dem Stadium der Amerikanischen Staatsrechtsliteratnr beein- 
flusste, Aeusserungen Tocqueville's weisen allerdings 
auf die Annahme einer weitergehenden Unterordnung der 
Einzelstaaten hin^^, auch sonst sind seine Erörterongen aber 
die Union nicht ganz frei von Unbestimmtheiten und Schwan- 
kungen^^. als der Kern seiner L^ehre tritt aber 
durchaus hervor die Idee zweier selbständig ne- 
ben einander stehenden, sachlich geschiedenen 
Souveränitäten^. 



80 I, S. 168—69, S. 223—25. Ebenso erschien ihm daher die Be- 
fugniss des obersten Bundesgerichts , alle Competenzstreitigkeiten zwi- 
schen der Union und den Einzelstaaten zu entscheiden, als ein schwe- 
rer, wenngleich unvermeidlicher Eingriff in die Souveränität der letzteren 
(I, S. 21 5 ff.). Den allgemeinen Satz der Unionsverfassung aber 
(Art. VI, § 2) , dass sie und die ihr gemässen Gesetze und Verträge das 
höchste Landesgesetz bilden und für die Richter in allen Einzelstaaten 
verbindlich sein sollen ohne Rücksicht auf etwaige widersprechende Be- 
stimmungen der Verfassung oder der Gesetze eines Einzelstaates, er* 
wähnt T. gar nicht. 

81 So leitet er die Auseinandersetzung über die Bundesverfassung 
ein mit den Worten (I, S. 161:): ^jTai consider6, jusqu' ä pr^nt, 

chaque Etat comme formant un tout complet Mais tous ces 

l^tats que j'ai envisag^s comme ind6pendans sont pourtant forc^s 
d'ob6ir, en certains cas, ä une autorit6 sup^rieure, qui est 
Celle de l'Union.'' Vgl. auch I, S. 242: ,Jies !^tat8 am^ricains qui 
s'unirent en 1789 ont non seulement consenti ä ce que le gouverne- 
ment f6d6ral leur dictät des lois, mais encore k ce qu'il ftt 
ex6cuter lui-m6me ses lois.^ 

82 So lässt er z. B. der Union bald alle, bald nur einige ge- 
meinsame Interessen zugewiesen sein (I, S. 165 ,,tous ses besoins g6n6- 
raux", I, S. 223 „tous les int6rdts g6n6raux de FUnion^' und dagegen 
I, S. 166 „quelques grands besoins g6n6raux^, S. 168 „certains int6r6ts 
g6n6raux^' vgl. oben N. 43). Ein Beispiel von der Unbestimmtheit, an 
welcher seine Ausdrucksweise in den Erörterungen über die Union zu- 
weilen leidet, geben auch die oben N. 34 in f. besprochenen VForte. 

83 I, S. 66 : ,;0n y voit deux gouvemements completement s6par6s 
et presque ind^pehdans." S. 257 : „Ce Systeme met n^cessairement en 
pr6sence deux souverainet^s.^ — Reibungen und Collisionen hält T. 
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§ 10. 

3. Waitz' Theorie. 



Wir haben die Elemente kennen gelernt, aus denen 
Waitz' Theorie aber das Wesen des Bundesstaates er- 
wachsen ist. Eine gedrängte Analyse seiner Abhandlung ^ 
wird zeigen, wie er dieselben, ohne neue Gedanken von prin- 
cipieller Bedeutung hinzuzufUgen , zu einem folgerichtigen 
Systeme verarbeitet hat. Einzehie Abweichungen von den 
strengen Consequenzen seiner Grundauffassung konnte er 
freilich um so weniger vermeiden, je mehr diese mit dem 
wahren Wesen des Staates überhaupt im Widerspruche sich 
befindet ^. 

I. Waitz bahnt sich den Weg zur Begriffsbestim- 
mung des Bundesstaates, indem er vorerst die nach 
seiner Ansicht sowohl von demselben als unter sich wesent- 
lich verschiedenen Begriffe des Staatenbundes und des 
Staatenreiches beleuchtet ^. In diesen beiden zusammen- 
gesetzten Staatsformen findet er freilich, ebenso wie im 
Bundesstaate, eine gewisse Theilung des Gebiets der Staats- 
thätigkeit; aber im Staatenbunde ist die Gesammtheit nicht 
Staat, im Staatenreiche sind es die Glieder nicht, während 
im Bundesstaate jeder Theil fUr sich wirklich Staat ist^. 
Der Staatenbund setzt — im Gegensatz zur blossen Allianz 
— eine wahre dauernde Gemeinschaft politischer Interessen 



jedoch auch hei der sorgfältigsten Scheidung der beiderseitigen Wir- 
kungssphären für unausbleiblich (I, S. 257 ff.). 

1 Die folgenden Citate beziehen sich auf den Wiederabdruck in 
den Ausführungen zur Politik, da die Kieler Monatsschrift nur wenigen 
Lesern zur Hand sein dürfte. Eine bemerkenswerthe Zusammenfas- 
Bong der Hauptsätze seiner Lehre hat Waitz selbst in den ,, Grund- 
zügen der Politik", S. 42—46, gegeben ; hie und da habe ich mich im 
Ausdruck oder in der Anordnung an dieselbe angeschlossen. 

2 S. Abth. n unserer Untersuchung, insbes. §§ 13 u. 15, 18 — 20. 
8 Politik S. 155—162 (S. 155—160 der Staatenbund, S. 160-162 

das Staatenreich). 
* ib. S. 164. 
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und staatlicher Thätigkeit voraus, aber es sind die Einzel- 
staaten selbst, welche die Verbindung ausmachen, auf deren 
Delegation die staatenbundliche Gewalt beruht; mit diesem 
Grundprincip stehen nicht im Widerspruch Beschlussfassung 
durch Stimmenmehrheit, Bestellung einer besondem ständi- 
gen Begierungsbehörde, nicht einmal eine durch Abordnung 
aus den Volksvertretungen der Einzelstaaten gebildete all- 
gemeine Versammlung. Wenn Waitz in dieser Auffassung 
des Staatenbundes von der seit längerer Zeit herrschenden 
Lehre sich nicht wesentlich entfernt, so schliesst sich seine 
Erörterung über das Staatenreich an die neue von Blun- 
tschli gegebene Darlegung^ sehr nahe an: das Deutsche 
Beich in seiner spätem Gestalt, welches auch ihm als das 
bezeichnende Beispiel des Staatenreiches gilt, sei allerdings 
eine Vereinigung verschiedener wenigstens staatenähnlicher 
Gewalten gewesen, aber immer habe sich der Begriff einer 
Uebertragung von dem Ganzen auf die Glieder und eine 
Unterordnung der letzteren unter die oberste Eeichsgewalt 
erhalten, und sei also der ursprüngliche Punkt der Einigung 
Ausgangs- und Mittelpunkt für die einzelnen Glieder geblie- 
ben. Speciell betont dann Waitz noch, — einer weitver- 
breiteten, aber irrigen Annahme in Betreff der Wirksamkeit 
der Reichsgewalt in den späteren Zeiten des Deutschen Rei- 
ches folgend — dass das Volk im Staatenreiche ebenso 
wenig wie im Staatenbunde eine unmittelbare Beziehung zu 
der „einheitlichen Staatsgewalt" habe. 

Gerade das unmittelbare Verhältniss des „Ge- 
sammtstaates" zum Volke betrachtet er nämlich, ganz 
in Uebereinstimmung mit Tocqueville's Charakteristik der 
Nordamerikanischen Union, als das dem Bundesstaat 
eigenthümliche Momente Wenn der Staat überhaupt 
als Organisation eines Volkes zur Erfüllung seiner höheren 
Lebensaufgaben erscheine^ so sei der Bundesstaat diejenige 
Form desselben, „wo ein Theil dieser allgemeinen Aufgaben 



5 S. oben § 8, IH, 2. 

6 Politik S. 162-163. 
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des Staatslebens gemeinsam von der ganzen Nation, ein an- 
derer Theil getrennt von den einzelnen Stämmen oder Ab- 
theilungen des Volkes zu erfüllen ist"'. D^r Gesammt- 
staat wie der Einzelstaat ruht auf der nationa- 
len Grundlage; das Gebiet der Staatsthätigkeit 
ist zwischen ihnen getheilt; innerhalb ihrer be- 
sonderen Sphäre sind beide gleichmässig sou- 
verän: diese Hauptsätze Tocqueville's sind von Waitz 
unverändert angenommen, jedoch in festem Zusammenhang 
mit einander gebracht s. Die völlige Selbständigkeit 
der Centralgewalt wie der Einzelstaatsgewalt ist 
ihm eine nothwendige Consequenz ihrer Eigen- 
schaft als Staatsgewalten^ diese aber ist für beide 
gleichmässig gegeben durch ihr unmittelbares Yerhältniss 
zum Volke; die Theilung der staatlichen Funktio- 
nen, die auch bei anderen zusammengesetzten Staatsformen 
stattfindet und im Einzelnen sehr verschieden beschaffen sein 
kann, hat nur insofern für den Bundesstaat eine specifische 
Bedeutung, als sie die unentbehrliche Voraussetzung 
für die Selbständigkeit beider Gewalten bildet^^^. 
Die näheren Ausführungen von Waitz beziehen sich daher 
vorzugsweise auf die Selbständigkeit des Gesammt- 
staates einerseits und der Einzelstaaten anderer- 
seits; die Theilung der staatlichen Funktionen ist weniger 
eingehend behandelt, immerhin aber erscheinen die Erör- 



7 S. 163. Vgl. S. 43: „Der Bundesstaat ist diejenige staatliche 
Bildung, wo ein Theil der staatlichen Aufgaben, des staatlichen Lebens 
gemeinsam ist, ein anderer den einzelnen Theilen als selbständigen 
Staaten zusteht. Es findet eine zwiefache Organisation des 
Volks zum Staate statt, theils in Gesammtheit, theils nach selb- 
ständigen Theilen.'* 

8 S. 162—167. 

« S. 165: ,JEs ist aber für jeden Staat ein erstes Erforderniss, 
dass er selbständig sei, unabhängig Ton jeder ihm selbst fremden 
Gewalt." 

»0 S. 164^165. 
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teningen über dieselbe als grundlegend für die Durchführung 
des Prineips der beiderseitigen Selbständigkeit ^^ 

n. Wenn Waitz nicht, wie Tocqueville, den be- 
schränkten und exceptionellen Charakter des Bereichs der 
Centralgewalt hervorhebt, sondern vielmehr nachdrück- 
lich verlangt, dass dem Gesammtstaat nicht minder als dem 
Einzelstaat ein bedeutendes Gebiet staatlicher Thätigkeit zu- 
gewiesen werde, weil sonst für die bundesstaatliche Ordnung 
überhaupt kein genügender Grund vorliege 12, — so weicht 
er doch in den Einzelheiten der Gompetenzabgränzung 
nur wenig von Tocqueville ab. Währender, hierin auch 
mit der gewöhnlichen Auffassung einig, die auswärtigen An- 
gelegenheiten insgesammt der Centralgewalt zur ausschliess- 
lichen Wahrnehmung übergeben will*^, sollen dagegen die 
inneren Verhältnisse im Allgemeinen den Einzelstaaten ver- 
bleiben. Eine Ausnahme von dem letzteren Grundsatz wird 
nur für die binnenländischen Handels- und Verkehrsverhält- 
nisse, namentlich wegen ihres engen Zusammenhanges mit 
dem sftiswärtigen Handel^ gefordert ; dagegen sollen die Sorge 
für das Becht, seine Fortbildung und Handhabung, sodann 
die eigentliche Verwaltung, ebenso die Beziehungen des 
Staats zur Kirche und zur Wissenschaft und das ganze Ge- 
biet des Unterrichts regelmässig den Einzelstaaten allein an- 
heimfallen 14. 



1^ In der Abhandlung sind sie der Ausführung über die Selb- 
ständigkeit beider Staatsgewalten eingeschaltet (Politik S. 185—189), in 
den „Grundzügen'' (S. 43-— 44) geheti sie derselben voraus. 

12 S. 186 vgl. mit S. 167. 

^3 „Nur Verträge von untergeordneter Bedeutung, und die mit den 
den Einzelstaaten überwiesenen Angelegenheiten in untrennbarer Ver- 
bindung stehen, können diesen überlassen bleiben'' S. 18.7. 

^* Für die formale Art der Wait zischen Auffassung sehr charak- 
teristisch ist der hinzugefügte Satz (S. 188) : „Mag sich auch für dieses 
und jenes wohl eine Gemeinsamkeit empfehlen , hier überwiegt das In- 
teresse, eine möglichst scharfe Sonderung der Competenzen eintreten 
zu lassen." 
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Die Gemeinsamkeit wichtiger Theile des Rechts, wie 
sie durch die Frankfurter Reichsverfassung bestimmt und in 
der That für die Deutsche Nation erforderlich sei, folgt nach 
Waitz' Ansicht keineswegs aus dem Wesen des Bundes- 
staats, sondern nur aus der in Deutschland vorhandenen 
Yolksthümlichen Einheit ^^. Wohl aber scheint ihm die im 
Begriff des Bundesstaats liegende Gemeinsamkeit eines er- 
heblichen Theils des Staatslebens für alle Bürger des Ge- 
sammtstaats Gleichstellung mit den Einheimischen in jedem 
Einzelstaate und ein gewisses Mass der Gleichheit in Be- 
ziehung auf allgemeine politische und freiheitliche Rechte 
zu erheischen ^^. Wenn für dieses Verlangen die Frankfur- 
ter Grundrechte nicht ohne Einfluss geblieben sind ^7, so ist 
dasselbe doch wesentlich hervorgegangen aus der natürlichen 
Erwägung, welcher auch Waitz sich nicht ganz ver- 
schliessen konnte, dass das staatliche Leben kein willkür- 
liches Aggregat von Berechtigungen und Verpflichtungen ist 
und also auch kein völliges Auseinanderreissen duldet ^^. 
Gegenüber der durchgreifenden SelbstÄudigkeit (Souveräni- 
tät) , welche sonst nach Waitz' Darlegung dem Gesammt- 
staat und den Einzelstaaten innerhalb ihres Sonderbereiches 
zukommen soll ^^, ist ^eilich diese Modifikation fttr eine sehr 
geringfügige zu erachten. 



^ S. 188, vgl. S. 44: „Gemeinsamkeit des Rechts ist 
nicht sowohl eine Forderung des Bundesstaats als der 
gemeinsamen Nationalität." 

16 S. 19^—205. Gleiche Staatsform für die Einzelstaaten unter 
sich und mit dem Gesammtstaat ist wünschenswerth, aber nicht unbe- 
dingt nothwendig: S. 205^206. 

n S. 189, S. 203—204. 

« S. 203. 

1^ S. 44 : „Beide , die Bundei^ewalt und die Gewalt der Einzel- 
staaten, müssen in ihrer Sphäre selbständig (souverän) sein." S. 166: 
„Nur da ist ein Bundesstaat vorhanden, wo die Souveräni- 
tät nicht dem einen und nicht dem andern, sondern beiden, dem 
Gesammtstaat (der Centralgewalt) und dem Einzelstaat (der 
Einzelstaatsgewalt), jedem innerhalb seiner Sphäre, zusteht. 
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m. Eine relative Selbständigkeit der Einzelstaaten 
gegenüber der Centralgewalt war auch von den früher in 
Dentschland aufgestellten bnndesstaatlichen Theorieen fast 
dnrchans anerkannt worden ^^, und so durfte Waitz nament- 
lich die Sätze, dass die Regierung der Einzelstaaten weder 
von der Centralgewalt bestellt werden noch die Mittel ihrer 
Existenz von dieser erhalten solle, als im Ganzen unbe- 
zweifelt voraussetzen 21. Den Nachweis, däss und wie jede 
Unterordnung der Einzelstaaten unter den Ge- 
sammtstaat zu vermeiden sei, verwob er aber auf das 
Engste mit den Auseinandersetzungen über die Selbstän- 
digkeit der Centralgewalt22. Diese soll nach seiner 
Auffassung in drei Beziehungen gleichmässig hervortreten: 
der Gesammtstaat soll von den Einzelstaaten 
unabhängig sein in der Art seiner Wirksamkeit^^, 
in den Mitteln zur Erfüllung seiner Aufgaben^*, 
endlich in seiner Organisation^^. 

1. Für alle ihr überwiesenen Angelegenheiten soll die 
gemeinsame Staatsgewalt stets unmittelbar mit dem Volke, 
niemals mit den Einzelstaaten verkehren ; denn sie ist inner- 
halb ihrer Sphäre für die Nation ganz dasselbe, was der 
einfache Staat für den ganzen Umfang der Staatsthätigkeit 
ist. Sie soll deshalb nicht allein das Gesetz mit un- 
mittelbar verpflichtender Kraft geben, sondern 
es auch selbst ausführen^«. Würde die Centralgewalt 
beschränkt auf den Erlass von Gesetzen und allgemeinen 



. . . . Nur der Umfang, nicht der Inhalt der Souveränität ist be- 
schränkt, und jener für die eine Staatsgewalt so gut wie für die 
andere". 

^ Am weitesten in Beschränkung derselben waren wohl Behr 
(oben § 5 II, 2, b) und F. von Gagern (§ 7, II, 1) gegangen. 

21 PoUtik S. 167—168. 

22 S. 168—185, 189—199. 

23 S. 168—173. 

24 S. 189^199. 
20 8. 173-185. 

20 S. 168: „Sie giebt das Gesetz, es hat Geltung und es wird au»- 
geführt durch sie und keinen andern." 
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Anordnungen 7 deren Durchführung sie den Einzelstaaten 
überlassen müsste, so wäre ihre Thätigkeit gelähmt und 
würde andererseits der Einzelstaat in das unwürdige und 
gefährliche Verhältniss einer Unterbehörde versetzt ; von einer 
Selbständigkeit beider Theile könnte dann nicht die Rede 
sein^'^. In dieser Hinsicht hält Waitz, gegenüber den 
„Irrwegen" der Frankfurter Verfassung und den noch viel 
weitergehenden der Dreikönigsverfassung, Amerika's Beispiel 
in der Beleuchtung von Tocqueville für durchaus ent- 
scheidend; daneben erfreut er sich der Uebereinstimmung 
mit ßadowitz^s. 

2. Nicht minder wesentlich aber und im Grunde selbst- 
verständlich erscheint ihm; dass die Centralgewalt die 
Mittel zur wirklichen Erfüllung ihrer Aufgaben 
„für sich habe", nicht von den Einzelstaaten empfange 2». 
Da die Einzelstaaten nicht mit der Ausführung der gesammt- 
staatlichen Angelegenheiten beauftragt werden sollen, so kön- 
nen ihre Beamten wenigstens nicht als solche auf diesem 
Gebiet verwendet werden; vielmehr muss die Centralgewalt 
selbst die erforderlichen Aemter besetzen und zu deren In- 
habern in einem unmittelbaren und persönlichen Verhältniss 
stehen ; auch eine Uebertragung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten auf dieselben Personen, welche von den Einzelstaaten 
fftr ihre Zwecke verwendet werden, empfiehlt sich nicht, da 
eine solche zwiefache Stellung leicht zu Conflicten Anlass 
giebt^^. In Bezug auf das Heerwesen sieht jedoch auch 
Waitz die Undurchführbarkeit einer so strengen Scheidung 



27 S. 169—170. 

38 S. 170 — 172. Hingegen macht er es Welcker und ,^nderen" 
zum Vorwurf, dass sie aus der Behauptung, der Bundesstaat müsse als 
ein unmittelbarer Verein mit und unter allen Bürgern betrachtet wer- 
den, nicht die Folgerungen gezogen hätten, „welche sich daraus erge- 
ben''; er übersieht, dass Welcker und dessen Gesinnungsgenossen 
dem Bundesstaat zugleich den Charakter eines Vereins von Staa- 
ten zugeschrieben hatten. 

29 S. 189 vgl. mit S. 44. 

30 S. 189—192. 
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ein: der Gesammtstaat , welcher die Nation gegenüber den 
fremden Staaten zu vertreten hat, bedarf „für die Handha- 
bung des wichtigsten der ihm übertragenen Rechte^ der 
freien Verfügung über die Wehrkraft des Volkes; aber an- 
dererseits können die Einzelstaaten für die innere Ordnung 
und Sicherheit eine Heeresmacht nicht entbehren, während 
doch die Aufstellung einer doppelten Heeresmacht ohne die 
grössten Nachtheile nicht möglich wäre; es ist mithin ein 
ZusammentreJSfen der beiden Staatsgewalten und eine Aus- 
einandersetzung derselben „in ihrem Recht und ihrer Thä- 
tigkeit" auf diesem Gebiet unvermeidlich ^i. Wenn für diese 
Erwägungen und für die von Waitz vorgeschlagene nähere 
Kegulirung des Verhältnisses die Berathungen und Beschlüsse 
\ des Frankfurter Parlaments unverkennbar massgebend ge- 
wesen sind 3^, so geht Waitz dagegen in seinen Forderun- 
gen hinsichtlich der finanziellen Selbständigkeit der 
Centralgewalt^^ bedeutend über die Frankfiirter Beiehs- 
verfassung hinaus: hier bestimmten ihn die üblen Erfahrun- 
gen des alten Deutschen Reichs und die Entrüstung über 
die gänzlich unpraktischen Bestimmungen des Berliner Ent- 
wurfs zur schärfsten Geltendmachung seines Princips. Die 
Institution der Matrikularbeiträge, auf welche nach der Drei- 
königsverfassung die Centralgewalt für ihre regelmässigen 
pekuniären Bedürfiiisse ausschliesslich angewiesen sein 
sollte ^^, erklärt Waitz als wider die Natur des Bundes- 



31 S. 192 — 195. Die Seemacht jedoch ist immer ganz dem Ge- 
sammtstaat zu überweisen, da sie ihre Bedeutung nur in der Vertre- 
tung des Staats nach ausseh hat (S. 195). 

^ Schon der Yefassungsausschuss , noch mehr das Plenum der 
Nationalversammlung hatten sich bemüssig^ gesehen, die Centralisation 
des Heerwesens, welche in den! Siebzehnerentwurf vollständig, in dem 
Entwurf der Vorcommission des Yerfassungsausschusses mit sehr ge- 
ringen Beschränkungen durchgeführt war, bedeutend zu Gunsten der 
Einzelstaaten zu ermässigen (Droysen, Verhandlungen des Verfas- 
sungsausschusses, S. 89ff. ; Haym, Die deutsche Nationalversamm- 
lung, II, S. 82 ff.). 

33 S. 195—199. 

3* Vgl. oben f 7, III, 3. 



Staates — d» eben nicht dne Veremigimg der Staaten^ son- 
dern eine Oi^ganiaalion des Volkes sei — nnd will diesdbe 
deshalb anch nielit snpplementariseh, wie in der Schwrizm- 
sehen Bondesver&ssmg, mlassen: die Einzelstaaten dürfen 
nicht einmal die Eihebnng dar Bnndeseinkllnfte haben : durch 
Anweisung des Gesammtstaates auf die indirektai, der Ein- 
zelstaat^i auf die direkten Steuern soll selbst jede Concur- 
renz von yom herein ausgeschlossen werden. In der töN 
ligen finanziellen Unabhängigkeit der Central- 
gewalt siehtWaitz den, nächst der Organisation, 
entscheidendsten Punkt fftr die Durchführung des 
Bundesstaats^. 

IV. Drei Organe muss nadi Waitz' Ansidit jeder 
geordnete Staat und folglidi auch in einer bundesstaatlichen 
Verfassung der Gesammtstaat besitzen eine Regierung, 
eine Volksvertretung und Gerichte^. Der leitende 
Grundsatz fftr die Bildung derselben ist durchaus die 
Selbständigkeit der Centralgewalt gegenttber 
den Einzelstaaten. 

1 . Wie jeder Staat am wenigsten eine selbsttndige Re- 
gierung entbehren kann, so ist es ^vielleicht die oberste Be- 
dingung, jedenfalls das deutlichste Merkmal einer 
wahren bundesstaatlichen Verfassung, dass 
Oberhaupt oder Regierung^^ in keiner Weise in 
Abhängigkeit von den Einzelstaaten stehen^. 
Deshalb ist jede Delegation durch diese ausgeschlossen ; ein 
durch die Einzelstaaten bestelltes Collegium von Bevollmäch- 
tigten, wie es den Staatenbund charakterisirt, genügt allein, 
„um jeden Gedanken an einen Bundesstaat auszuschliessen^'^. 



» S. 199. 

» S. 173. Vgl. den vierten Abschnitt der GrundBüge (S. 47—78) 
„Von den Organen des Staats'*. Waitz nimmt allerdings eine Coordi- 
ninrng dieser Organe an, verlangt aber ein Zusammenwirken derselben 
und ist insofern ein Gegner der Theorie von der Theilung der Ge- 
walten (S. 19 u. S. 173, 8. jedoch auch S. 211). 

^ Begriffsbestimmung von Oberhaupt und Regierung: Politik S. 47. 

» S. 173—174. 
BtI«, D«r BnndMstMt. I. * g 
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Eine Wahl der Gesammtregierung durch die Gesammtver- 
tretung und eine Zusammensetzung derselben aus mehreren 
Mitgliedern widerspricht jedoch, wie Waitz mit Recht her- 
vorhebt, auch seiner Grundanschauung vom Bundesstaate 
keineswegs, da ein solches Direktorium den Einzelstaaten 
gegenüber völlige Selbständigkeit haben kann 3^. 

2. Die Mitwirkung, welche dem Volke überhaupt am 
Leben des Staates eingeräumt wird, muss dasselbe auch im 
Bundesstaat für die Gesammtangelegenheiten behaupten; ja 
das Bestehen einer Volksvertretung mit eingreifender 
Wirksamkeit ist hier um so mehr ein natürliches Erforder- 
niss, als der Bundesstaat ein regeres Bewusstsein der Nation 
von ihren Aufgaben voraussetzt und eine reichere Entfal- 
tung des Volkslebens zu realisiren bestimmt ist*^. Diese 
allgemeine Versammlung darf aber nicht aus den ständi- 
schen oder repräsentativen Versammlungen der Einzelstaaten 
hervorgehen; denn eben das Volk in seinem unmit- 
telbaren Verhältniss zum Gesammtstaat soll durch 
dieselbe vertreten werden ^^ Allerdings findet sich 
in sämmtlichen Bundesstaaten neben dem Volkshause ein 
Staatenhaus^ welches die Interessen der Einzelstaaten 
vertreten soll, und auch von der Theorie wird gewöhnlich 
eine solche Einrichtung als ein durchaus nothwendiger Be- 
standfheil der Organisation des Bundesstaates betrachtete^. 
Mit dieser Thatsache sucht sich Waitz in ähnlicher Weise, 



^ S. 175 , mit besonderer Bücksicht auf die Schweizerische Bun- 
desverfassung von 1848. 

*o S. 176—177. Sehr treffend hebt W. hervor, dass eine absolut- 
monarchische Ordnung im Bundesstaat (für die Einzelstaaten und den 
Gesammtstaat) nicht durchaus undenkbar wäre, aber dass eine solche 
doppelte Herrschaft ohne tieferen Grund und ohne Dauer sein würde. 

*i S. 177 — 178. Auch als WahlcoUegien , etwa wie die Gemeinde- 
räthe für die Volksvertretung in manchen einfachen Staaten, sollen die 
Landesversammlungen nicht fungiren; denn der Einzelstaat ist auch 
nicht in dem Sinne, wie die Gemeinde als Glied des Staates erscheint, 
„Glied oder gar Unterabtheilung des Staatskörpers, den wir Bundesstaat 
nennen^. 

♦2 S. 179. 
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wie Tocqueville speciell mit der Einrichtung des Nord- 
amerikanischen Senats, durch Zweckmässigkeitserwägungen 
abzufindend^. Die Einzelstaaten, führt er aus, haben frei- 
lich als solche keinen Antheil an der Thätigkeit des Ge- 
sammtstaats; was ihnen angehört, soll diesem fremd bleiben, 
und umgekehrt**. Aber nicht allein wird die scharfe Schei- 
dung der Competenz beider niemals vollständig gelingen, 
sondern vor Allem wird jedenfalls der Gang der dem Ge- 
sammtstaat überwiesenen allgemeineren und wichtigeren An- 
gelegenheiten eine bedeutende Rückwirkung auf die Ver- 
hältnisse der Einzelstaaten ausüben; daraus erwächst für 
letztere das Bedürfnis^ und das Becht^ ihre Interessen bei 
dem gemeinsamen Mittelpunkt zur Geltung zu bringen; dies 
geschieht für die gemeinschaftliche Legislation am besten in 
einer Versammlung, welche einen Theil des gesetzgebenden 
Körpers bildet; flir die eigentlichen Regierungshandlungen 
hingegen ist, damit die Selbständigkeit und Kraft der 
Bundesregierung nicht beeinträchtigt werde, höchstens eine 
Berathung mit Repräsentanten der Einzelregierungen indi- 
cirt*^. Im Grunde sollen Staatenhaus und Reichs- 
rath nach Waitz' Auffassung „weniger Organ als 
Correctiv des Gesammtstaats" sein*^. 

3. Dass das Gericht des Gesammtstaats „ohne Zu- 



^ S. 179 — 182. Im Einzelnen gehen seine Erwägungen tiefer als 
diejenigen Tocqueville 's. 

M Dass W. nichtsdestoweniger den Ausdruck „Bundesstaat'' 
beibehält und besonders treffend findet (S. 173), ist schwer begreiflich. 
Indem er denselben nur für den Gesammtstaat und die Einzelstaaten 
zusammen gebrauchen will, scheint er die „Vereinigung'', die gegen- 
seitige Ergänzung dieser beiden ^^Hälften", welche freilich durchaus 
kein Zusammenwirken sein soll, als „Bund" zu betrachten (S. 163 bis 
164) ; anderswo dagegen redet er von einem „Bund des Volkes, der 
selber für den Umfang, der ihm gegeben, Staat ist" (S. 172 — 173). 

^ Die dem Amerikanischen Senat zustehende Mitwirkung bei wich- 
tigen Kegierungsakten scheint ihm grossentheils mit der republikani- 
schen Staatsordnung zusanunenzuhängen. Sein Vorschlag greift auf die 
Frankfurter Beichsverfassung erster Lesung zurück. 

^ Ausdrücklich sagt er dies in Betreff des Reichsraths S. 182. 

8* 
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sammenhang^ mit den Gerichten der Einzelstaaten bleiben 
mtiese, i8t AlrWaitz selbstverständlich. An der Besetzung 
desselben könnte den Einzelstaaten nach seiner Meinung 
eine Theilnahme nur dann eingeräumt werden, wenn es als 
schiedsrichterliche Behörde zwischen den Einzelstaatsgewal- 
ten und der Centralgewalt anzusehen wäre; W. ist aber 
vielmehr geneigt, dasselbe^ nach dem Vorgang der Nord- 
amerikanischen Union, als allein der Sphäre des Gesammt- 
staats angehörig zu betrachten*'. 

V. Die Erörterungen von Waitz, so weit wir sie 
bisher verfolgt haben, wiewohl vielfach durch geschichtliche 
Erscheinungen bestimmt, haben doch im Allgemeinen einen 
principiellen Charakter und lassen auch die besondere Ver- 
fossungsform der Einzelstaaten wie des Gesammtstaats mög- 
lichst bei Seite. Begreiflicherweise hat sich aber der Autor 
am Schlüsse seiner Abhandlung*^ gedrungen gefühlt, die 
hochwichtige Frage nach der Möglichkeit und Ausführbar- 
keit eines „monarchischen Bundesstaats^ mit beson- 
derer Bücksicht auf die Deutschen Verhältnisse näher 
in das Auge zu fassen. Die Beantwortung dieser Frage 
wirft ein vorzüglich helles Licht sowohl auf die praktische 
Tendenz seiner Arbeit, als auf seine Grundanschauung über 
das Wesen des Bundesstaats. 

Er findet, dass der Begriff des Bundesstaate» 
und derjenige des „Eönigthums^ an sich nicht im 
Widerspruch stehen: das Eönigthum im vollen Sinne 
des Wortes fordere nur, dass der Herrscher, welcher an der 
Spitze des Staates stehe, ein selbständiges Becht besitze 
und keinem höheren Herrn untergeordnet sei *^, aber keines- 



« S; 182—185. In den „Grundzügen" (S. 44) heisst es nurr 
„Auch die Bildung eines Bundesgerichts wird wenigstens nicht von den. 
Einzelstaaten als solchen allein erfolgen dürfen.^' 

« S. 209-218. 

*^ „Am wenigsten kann ein rechter König als Vasall des Kaiser» 
oder Papstes gedacht werden'^ S. 210 — 211. Kurz definirt er das Kö* 
nigthum in den ,, Grundzügen '^ (S. 38) als „Herrschaft eine» 
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wegs die Y^eimgiiiig mUer slullichai Gewalt und Tk&tig* 
keit in Ein^ Hasd; die im Bundesstaat stattfindende Um»- 
long der staatiiehen Befngniase nadi ihnai Tersehiedeneii 
Gebieten nnd die dadnich hffibeigeffihite Beeduinkang des 
Einzelstaats nnd säiies Königs in Beeng anf den Umfing 
ihres Rechts seien daher mit dem Kdnigdinm wohl Yonon- 
bar, während eine Unterordnung der Einielstaaten 
nnd ihrer Regenten nnter den Gesammtstaat nnd 
dessen Oberhanpt nicht bedingt, Tiehnehr grnnds&ti- 
lieh aasgeschlossen sei^. Allerdings die DorchftLh- 
nmg nnd vor Allem die erste Einfthmng eines Bandesstaats 
anf monarchischer Grandlage biete sehr bedeatende Schwie- 
rigkeiten : die Hauptsache sei die BesteUnng einer Regie- 
rangy eines Oberhauptes ftr den Gesammtstaat, nnd eine 
wahrhafte Gleichartigkeit der Verfassung, wie sie allein den 
Anforderungen eines monarchischen Bundesstaats genttge, 
k5nne nur erreicht werden, wenn der erblichen Herrschaft 
in den Einzelstaalen ein gleiches Erbk5nigthum in dem Ge- 
sammtstaat entsprechet^; aber wer solle in diese Stellung 
eintreten? Wo ein grosser Einzelstaat anderen kleineren 
gegenüberstehe, er5ffiie sich freilich von selbst der Ausweg, 
die Gewalt des Bundeshauptes mit der des Oberhauptes in 
diesem Staat zu verbinden; darin liege, sofern für den be- 
treffenden Staat und seine Angehörigen kein rechtKcher 
Vorzug statuirt werde, kein Widerspruch mit dem Wesen 



Einzelnen selbständig aus eigenem Becht'^ König ist ihm 
^o =s souveränes Staatsoberhaupt. 

^ S. 213 heisst es geradezu : „Ueberall ist der Gesammtstaat selbst 
nur ein Staat wie die Einzelstaaten, freilich nicht räumlich^ aber dem 
Begriff und Becht nach diesen nebengeordnet.^' 

^1 Auch der König an der Spitze des Gesammtstaats hat dann „ein 
dem Umfang nach getheiltes Eecht^, aber die Stellung ist jedenfalls 
^erhaben und berechtigt genug» um eine wahrhaft königliche zu heissen'S 
und die Realität seiner Gewalt wird durch die yöUige Selbständigkeit 
der Mittel gesichert (S. 215). ^ lieber eine frühere Ansicht von 
TV'aitz, dass die erbmonarchische Spitze mit dem Begnff des Bundies- 
Staats in offenbarem Gegensatz stehe s. Haym, Die deutsche National- 
versammlung U, S. 236 (oben § 8 N. 43). 
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des Bundesstaats, aber leicht werde dadurch eine Ueber- 
flihrung in andere Verhältnisse bewirkt ^^^ Jedenfalls sei 
die Form des monarchischen Bundesstaats die dem Geist 
und der Geschichte der Deutschen Nation gemässe; denn 
sie enthalte „eine Vermittelung und Vereinigung derjenigen 
Principien, welche das politische Leben Deutschlands von 
Anbeginn her beherrschen, des Königthums und der Volks- 
freiheit, der Einheit der Nation und der Mannigfaltigkeit 
ihrer Glieder" s^. 



§ 11. 

4. Die Anhänger von Waitz. — Verwandte und abweichende 

Auffassungen. 

I. Sehr schwierig ist es, die mannichfachen Aeusse- 
rungen und Erörterungen über Begriiaf und Wesen des Bun- 
desstaats, welche seit dem ersten Erscheinen der Abhandlung 
von Waitz in der Deutschen und ausserdeutschen Literatur 
hervorgetreten sind, übersichtlich zu ordnen und nach ihrer 
dogmengeschichtlichen Bedeutung zu würdigen. 

In Deutschland hat freilich Waitz' Theorie, 
nachdem sie durch den Wiederabdruck in den Ausführungen 
zur Politik in weiteren Kreisen bekannt geworden war^, 
ein massgebendes Ansehen gewonnen^: eine Reihe 
der hervorragendsten Rechts- und Staatsgelehrten haben sich 
ihr unbedingt oder mit einzelnen, meist geringen Vorbe- 



52 S. 216—17, vgl. S. 208—9 u. S. 45. 

53 S. 218. 

^ Bis dahin (1862) scheint sie nur verhältnissmässig wenig beachtet 
worden zu sein. 

2 Vgl. G. Meyer, Grundzüge des Norddeutschen Bundesrechts, 
S. 5 N. 1 [Derselbe, Staatsrechtliche Erörterungen über die Deutsche 
Reichsverfassung, S. 12 N. 1). Zu weit aber geht M. Seydel (Zeit- 
schrift für die gesammte Staatswissenschaft, Bd. 28, S. 199), wenn er 
behauptet, Waitz' Erörterung sei „massgebend geworden für alle 
Nachfolger''; offenbar ist dieser Kritiker der herrschenden Lehre auch 
in der neuesten Literatur über den Bundesstaat sehr wenig bewandert. 



und abweichende Auffassungen. 1I9 

halten angeschlossen ; noch stärker wird ihre vorherrschende 
Geltang bewiesen durch die Thatsache, dass bei den Ver- 
suchen einer wissenschaftlichen Gonstrnktion der seit 1866 
neugeschaffenen bundesstaatlichen Ordnung fast durchgängig 
entweder die von Waitz aufgestellten Sätze zur Grundlage 
genommen wurden oder wenigstens eine mehr oder minder 
polemische Auseinandersetzung mit denselben fbr nöthig galt. 
Daneben jedoch finden wir in den Staats wissenschaftlichen 
Schriften Deutscher Autoren während der beiden letzten 
Jahrzehnte, namentlich vor Auflösung des Deutschen Bun- 
des, nicht wenige theils mit Waitz' Ansicht nahe ver- 
wandte, theils von derselben in bedeutenderem Maasse ab- 
weichende Auffassungen des Bundesstaats, welche durch 
dieselbe in keiner Weise beeinflusst zu sein scheinen: jene 
Verwandtschaft erklärt sich vielmehr durch die gleiche Ein- 
wirkung der in den Jahren 1848 — 50 gemachten Erfah- 
rungen bei gleicher politischer Grundanschauung, wogegen 
die weiter abweichenden Ansichten, welche vornehmlich von 
conservativen Deutschen Staatsrechtslehren! aufgestellt wur- 
den, theoretisch meist an die früher unter den Bearbeitern 
des positiven Deutschen Staatsrechts herrschende Doktrin 
anknüpften und praktisch die Schwierigkeit oder Unausflihr- 
barkeit eines Deutschen Bundesstaats darthun sollten. 

Ausserhalb Deutschlands wandten neben den 
Schweizern, welche mehr und mehr ihre 1848 gegrün- 
dete bundesstaatliche Verfassung wissenschaftlich zu be- 
greifen suchten, namentlich die E n g 1 ä n d e r im Hinblick 
auf Nordamerika und die Schweiz dem Begriff und den Er- 
fordernissen des Bundesstaats ihre Auftnerksamkeit zu^: 



3 In Frankreich hat meines Wissens nur ein Artikel des 
Block' sehen Dictionnaire de la Politique ( Art. „ Conf6d6ration" 
von E. Cauchy) auf den in Deutschland hergebrachten Unter- 
schied von Staatenbund und Bundesstaat Bezug genommen. — Dass 
neuerdings die Italiener im Anschluss an die Deutsche Ter- 
minologie von „stato federativo'^ und ,, confederazione degli stati'^ 
sprechen, erwähnt Holtzendorff, Encyclopädie der Rechtswissen- 
schaft Bd. 1 S. 639 N. 1. (2. Aufl. S. 791 Anm. 1). — In Nord- 
amerika sind allgemeine bundesstaatliche Theorieen nicht hervorge- 
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während aber Waitz' Theorie nur von einem namhaften 
Schweizerischen Gelehrten berttcksichtigt und, wenngleich 
selbBt von diesem nicht ohne Einschränkung, angenommen 
wurde, schlössen sich mehrere der fremden Schriftsteller an 
Tocqueville an und gelangten so zu verwandten, jedoch 
nicht sehr präeis formulirten, Auffassungen; auch weit von 
Tocqueville's und Waitz' Doktrin sich entfernende 
Meinungen sind als Nachklang früherer Theorieen oder als 
Resultat eigenen politischen Nachdenkens von Schweizeri- 
schen Fublicisten, allerdings ohne eingehende Begründung, 
aufgestellt worden. 

Eine tiefergreifende Bedeutung für die Entwickelung 
der Lehre vom Bundesstaate wird voraussichtlich nur den 
Modifikationen und Bestreitungen der Waitzi- 
sehen Theorie zukommen, welche in Deutschland 
durch die Verfassung des Norddeutschen Bundes 
und des neuen Deutschen Reiches hervorgerufen 
oder angeregt sind; diesen werden wir daher eine be- 
sondere Erörterung in einem folgenden Abschnitte (F.) wid- 
men, während wir hier zunächst die Darlegungen der 
Anhänger von Waitz, die von ihm unabhängigen 
aber verwandten und die principiell abweichea- 
den Auffassungen, so weit sie nicht wesentlich 
durch die bundesstaatliche Neugestaltung Deutsch- 
lands bestimmt worden sind, kurz nach einander 
skizziren. 

II. Unter denjenigen Deutschen Fublicisten,^ 
welche die von Waitz gegebene Charakteristik 
des Bundesstaats vollständig oder mit einzelnen Abän- 
derungen angenommen haben, sind insbesondere Her- 
man'n Schulze, C. F. v. Gerber, H. Ahrens, R. v. 



treten; auch haben die neueren wissenschaftlichen Erörterungen der 
Amerikanischen Schriftsteller über die Union den Gedanken des Fe- 
deralist, Kent's und Story*s keine wesentliche Bereicherung hin- 
zugefügt; über die principielle Bekämpfung der letzteren durch Cal- 
houn 8. den folgenden §en, III, 2. 
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Mohl, H. y. Treitschke hervorzuheben, also zahlreiche 
Namen ersten Banges ^ ; ihnen ist als principieller An- 
hänger der Wait zischen Auffassung hinzuzufügen der Schwel* 
aer Büttimann, einer der besten Kenner des Sohweizeri- 
sehen und Nordamerikanischen Bundesstaatsrechts. 

1. Ganz unbedingt hat H. Schulze in seiner Einlei- 
tung in das Deutsehe Staatsrecht die von Wait z entwickelte 
Begriffsbestinunung des Bundesstaats adoptirt, ja die Haupt- 
sätze der Waitzisehen Ausführung meist mit den näm- 
liehen Worten wiederholt^. Das grösste Gewicht legte er 
auf den nach seiner Ueberzeugung von Waitz erbrachten 
Beweis, dass im Bundesstaate die Einzelstaaten nicht Unter- 
tbanen der Centralgewalt seien, sondern dem Gesammtstaat 
und dem Einzelstaat glelchmässig die Souveränität, jedem 
innerhalb seiner Sphäre, zustehe ^. Auch der Polemik gegen 
die Auffassung des ehemaligen Deutschen Reiches als eines 
Bundesstaates stimmte er durchaus bei; nur glaubte er 
nicht, dass dieser ^aus den Fugen gegangene Feudalstaat^, 
den man wohl als Staatenstaat oder Staatenreich bezeichnen 
könne, als Typus einer generellen Form der Staaten Verbin- 
dung anzusehen sei^. — Wie tiefgewurzelt seine Ueberzeu- 
gung von der Richtigkeit der Wait zischen Theorie in allen 
wesentlichen Punkten war, lässt sich am unzweideutigsten 
daraus entnehmen, dass selbst die neugegründete Verfassung 
des Norddeutschen Bundes, deren bundesstaatlichen und 
doch von dem „SchulbegriflT" abweichenden Charakter er 



*H. A. Zachariä hat ungefähr gleichzeitig mit Waitz eine 
«ehr ähnliche Theorie entwickelt — s. unten III, 1. 

9 H. Schulze, System des Deutschen Staatsrechts. Erste Ab- 
theilung, Einleitung in das Deutsche Staatsrecht, Leipzig 1865, S. 197 ff., 
bes. S. 205—208 (§ 64). Selbstständiger und an werthvoUen Bemer- 
kungen reich sind seine Erörterungen über einfache und zusammen- 
gesetzte Staaten im Allgemeinen (§61) und über Personal- und Real- 
union (§ 62). 

6 S. 206—207. 

7 § 65 (S. 209— -210) : „Der sogenannte Staatenstaat und das Staa- 
tenreich^. 
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nicht verkannte, ihn zu keiner Modifikation der früher 
aasgesprochenen theoretischen Ansicht zu bestimmen ver- 
mochte ®. 

2. In der ersten Auflage seiner ^Grundzüge eines 
Systems des Deutschen Staatsrechts^ hatte Gerber nur 
mit wenigen Worten den Bundesstaat, im Gegensatz zum 
Staatenbund, den er als ein blos völkerrechtliches Verhält- 
niss mit Yertragsorganen auffasste, bezeichnet als ^eine 
zwar auf einen gewissen Kreis beschränkte, innerhalb des- 
selben aber wirkliche Staatsgewalt mit unmittelbarer Beherr- 
schung des Volks" ®. Durch die Errichtung des Norddeutschen 
Bundesstaats veranlasst, in der zweiten (1869 erschienenen) Auf- 
lage des Lehrbuchs näher auf die Begriffe „Staatenbund" und 
„Bundesstaat" einzugehen i^, verwies er nunmehr hinsichtlich 
derselben im Allgemeinen auf „die bekannten Ausführungen 
von Waitz" 11; im Einzelnen hob er auch jetzt als für den 
Bundesstaat charakteristische Merkmale namentlich hervor 
einerseits eine der Bundesgewalt zustehende wirkliche Staats- 
herrschaft und „ein in dieser politisch geeinigtes Volk", 
andererseits die Beschränkung derselben auf positiv bestimmte 
einzelne Theile des Staatslebens ; die Gentralgewalt sei eine 
souveräne, aber „fragmentarische" Staatsge- 
w alt 12, während den Partikularstaaten die übrigen Hoheits- 
rechte verblieben als eine ebenso selbständige, „im Ganzen 
vollständig getrennte" Sphäre der Wirksamkeit i^. In der 



® „Die Krisis des Deutschen Staatsrechts im Jahre 1866". (Nach- 
trag zur Einleitung in das Deutsche Staatsrecht), Leipzig 1867, 
S. 65 ff. 

^C. F. V. Gerber, Grundzüge eines Systems des Deutschen 
Staatsrechts, Leipzig 1865, S. 24, bes. N. 3. 

JO Beilage IV (S. 237—250) : ,JDer Norddeutsche Bund«. 

» S. 238 N. 1. 

^ Der Ausdruck erinnert sehr an Tocqueville's ,;gouTemement 
national incomplet" (s. oben § 9 N. 33). — Eine Staatsgewalt, welche 
etwa blos zur Erledigung von Zollangelegenheiten bestimmt wäre, hielt 
jedoch Gerber für undenkbar (S. 250). 

« S. 239-40, S. 244. 
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Handhabung dieser mit Waitz' Lehre durchaus überein- 
stimmenden Grundsätze entfernte sich Gerber allerdings 
einigermassen von seinem Vorbild, da er in denselben über- 
haupt nur „wenige entscheidende Motive" für die weitere 
Ausführung fand^*; so glaubte er insbesondere für die Or- 
ganisation der Bundesgewalt eine „ausschliessliche abstracte 
Norm" nicht annehmen zu dürfen i^. 

3. Auch H. Ahrens, wohl der bedeutendste jetzt 
lebende Naturrechtslehrer, hat den in der neuesten Auflage 
seines rechtsphilosophischen Systems gegebenen Erörterungen 
über den Bundesstaat ^® die Darlegung von W a i t z zu Grunde 
gelegt" und nur eine durch seine Gesammtauffassung der 
menschlichen Lebenskreise und vor Allem des Staates gebo- 
tene Correktur vorgenommen. Als den wesentlichen Unter- 
schied zwischen Staatenbund und Bundesstaat betrachtet er, 
in Uebereinstimmung mit Waitz, dass der erstere nur 
eine Vereinigung nach Seite der Staatsgewalten bilde, der 
letztere dagegen eine nationale Vereinigung, bei welcher 
das Volk eine unmittelbare Betheiligung an der Ausübung 
der Staatsgewalt erhalte ^^. Dass Souveränität sowohl dem 
Bundesstaate als den Einzelstaaten, jedem innerhalb seines 
Wirkungskreises, zukomme, erkennt er gleichfalls an, und 



1* S. 238 a. E. 

1^ S. 241. Massgebend «für diese Weite der Auffassung waren die 
gerade im Funkt der Organisation besonders erheblichen Abweichungen 
der Norddeutschen Bundesverfassung von den bisher als j^Normaltypen'^ 
des Bundesstaats geltenden Unionsverfassungen Nordamerika's und der 
Schweiz (s. § 12 II 4). 

^® H. Ahrens, Naturrecht oder Philosophie des Hechts und des 
Staates, 6. Aufl., Wien 1870 u. 71, Bd. 2, S. 338—346 (§ 112). Der 
entsprechende Abschnitt in der 1868 erschienenen, gleichfalls als 6. Auf- 
lage bezeichneten französischen Bearbeitung des Werks (Bd. 2 S. 372 
bis 378) giebt dieselben Grundgedanken, aber in etwas anderer Aus- 
führung, und lässt namentlich die Abhängigkeit von Waitz weniger 
hervortreten. 

" Naturrecht S. 338 N. 1, S. 342. 

1« L. c. S. 342. 
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den Wirkungskreis beider Theile bestimmt er im Ganzen 
ebenso wie Waitz^^. Wenn er aber auch die selbstän- 
dige, von den Einzelstaaten unabhängige Organisation d^ 
Bundesgewalt als fUr den Bundesstaat durchaus notbwendig 
hervorhebt^ so giebt er doch dieser Selbständigkeit in 
einer wichtigen Beziehung nicht die von Waitz ihr zuge- 
schriebene Tragweite ^<^ : ihm erscheint es vielmehr als eine 
Grundbedingung eines wahren Bundesstaates, dass die Ein- 
zelstaaten durch Theilnahme an der Ausübung der Bundes- 
gewalt in weiterem Umfange wieder gewinnen, was sie für 
ihre beschränkte Sphäre aufgegeben haben^ und dass auf 
diese Weise der Einzelstaat „in die Fülle seiner staatlichen 
Aufgabe und Tüchtigkeit wieder eingesetzt wird" 21. jjur 
durch diese zugleich an die wirkliche Gestaltung der Bun- 
desstaaten unmittelbar sich anschliessende Betonung des 
föderativen Princips konnte die Waitzische Doktrin 
von der Theilung der Aufgaben des Staatslebens im Bundes- 
staate einigermassen in Harmonie gebracht werden mit 
Ahrens' Grundlehren von der Stufenfolge der vollstän- 
digen, das Leben nach allen wesentlicheil Seiten erfassenden 



10 S. 342 — 43. Doch rechnet Ahrens auch Gemeinsamkeit der 
Civil- und Criminalgesetzgebung und des Processrechts zu den ^bun- 
desstaatlichen Zwecken". 

90 Wohl aber fordert er für die Bundesgewalt Selbständigkeit 
nicht allein hinsichtlich des Bestandes, sondern auch hinsichtlich der 
Mittel und der Ausübung (durch besondere Beamte) : S 343. 

21 S. 343—44. — Cours de droit naturel 11, S. 375: „Mais ce qu'il 
Importe encore de remarquer, c'est que chaque ]^tat r6cupöre ce qu'il 
a perdu par sa participation efficace k la gestion des affaires commune», 
de Sorte que chaque ^tat-membre reste aussi une individualit^ politi- 
que compl^te, et que les droits du tout sont aussi les droits de chaque 
membre qui prend part ä leur exercice. Par cette raison, on ne peut 
pas attribuer, comme le veulent quelques auteurs, aus ^tats particuUers 
une mi-80uverainet6, parce que la souverainet^ ne se laisse pas diviser 
d'une maniäre quantitative , et' parce que chaque £tat est souverain 
dans 6on domaine et qu'il prend part ä l'ezercice de la souverainet^ 
du tout." 
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Persönlichkeitskreisen 22 und von der föderativen Entstehung 
und Organisirung der Staaten überhaupt ^3. 

4. Seit seiner Jugendarbeit über das Bundesstaatsrecht 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika *< bis zur Grün- 
dung des neuen Deutschen Beiches hatte der Altmeister der 
Staatswissenschaften, Robert von Mohl, der Theorie des 
Bundesstaates nur eine sehr geringe Beachtung zugewendet. 
Seine in den letzten Jahrzehnten veröffentlichten umfassenden 
Werke, insbesondere auch die Encyklopädie der Staats Wis- 
senschaften in der ersten Auflage, enthielten nur wenige 
zerstreute Bemerkungen über diese Form der Staatenver- 
einigung^ö.- aus denselben ging nur so viel hervor, dass er 
einerseits ganz entschieden festhielt an der früher herr- 
schenden Auffassung von der staatsrechtlichen Unterordnung 
der Einzelstaaten unter die bundesstaatliche Centralgewalt, 
andererseits dagegen „eine scharfe Scheidung", eine „durch- 
greifende Theilung" der beiderseitigen Aufgaben, Rechte 
und Machtmittel, so wie ftir die Gesammtgewalt einen eigenen 
Inhaber und eine regelmässige Organisation der untergeord- 
neten Behörden als nothwendig erachtete. — In der zweiten 
Auflage seiner Encyklopädie hat aber Mohl nunmehr dem 
Wesen und den Erfordernissen des Bundesstaates eine aus- 
führlichere zusammenhängende Erörterung gewidmet^^, welche 
sich der Hauptsache nach an die als „vorzüglich" geprie- 
sene Darstellung von Waitz^^ anschliesst, wenngleich sie 



« Naturrecht Bd. 1 S. 265—66, Bd. 2 S. 221—22. 

28 Naturrecht Bd. 2 S. 272—73, S. 339—40. 

« S. oben § 9 N. 7. 

» Geschichte und Literatur der Staatswissenschaften , Bd. 1 (Erl. 
1855) S. 511—13, 515—17, 560; Encyklopädie der Staat8iri«Benschaften 
(Tübingen 1859), S. 36—38, 110, 696—97. 

* Encyklopädie der Staatswissenschaften , zweite umgearbeitete 
Auflage, Tüb. 1872, §49 (S. 366—76): ,J)er Bundesstaat«. Damit 
sind zu verbinden die Auseinandersetzungen über Staatenyerbindungen 
im Allgemeinen {§ 8) , über die völkerrechtliche Persönlichkeit (§ 58) 
und über den Staatenbund (§ 70). 

27 § 49 N. 2 (S. 374) — Als eine JEauptschrift über den Bundes- 
staat* {„Staatenbund" ist Druckfehler) bezeichnet Mohl die Wait zische 
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im Einzelnen mannichfache Differenzen zeigt , die sieh znm 
Theil aus einer Nachwirkung der früheren, in einem wesent- 
lichen Moment abweichenden, Auffassung, tiberwiegend aber 
aus dem Hinblick auf die neue Deutsche Reichsverfassung 
erklären. In der Theilung der Souveränität zwi- 
schen der bundesstaatlichen Centralgewalt und den Gewalten 
der Gliederstaaten, in dem Nebeneinanderbestehen zweier 
wirklichen, von einander unabhängigen Staatsgewalten sieht 
jetzt auch Mo hl das eigentliche Wesen des Bundesstaates ^^ ; 
daneben lässt er freilich die Wirksamkeit der Cen- 
tralgewalt (innerhalb ihrer verfassungsmässigen Zustän- 
digkeit) auch über die Gliederstaaten sich erstrecken^», 
und beschränkt er die Centralgewalt nicht auf ein aus- 
schliessendes und unmittelbares Handeln, sondern findet 
eine Concurrenz derselben mit den Einzelstaaten und 
eine Beaufsichtigung gewisser diesen überlassenen Thä- 
tigkeiten statthaft ^o; auch ist ihm das Recht der Bundes- 
gewalt, die Gränzen ihrer Zuständigkeit je nach 
dem Bedtirfniss zu erweitern, «ine grundsätzliche 



Abhandlung in seinem neuesten Werk über das Reichsstaatsrecht 
S. 28 N. 1. 

28 S. 367: „Die Zuständigkeit dieser Staatsgewalt (der bunde^ 
staatlichen Centralgewalt) (ist aber wesentlich und nothwendig eine 
beschränkte und umfasst nicht die gesammte Aufgabe eines Rechts- 
staates, denn ein bedeutender Theil dieser Zwecke verbleibt den ein- 
zelnen Bundesgliedem in selbstständigem Rechte. Es sind also zweierlei 
leitende und befehlende Gewalten neben einander: die über das ganze 
Bundesgebiet sich erstreckende Centralgewalt, und die örtlichen Ge- 
walten der yerschiedenen Gliederstaaten je in ihrem besonderen Gebiete. 
Beide sind in ihrem yerfassungsmässigen Wirkungskreise unabhängig 
von einander, und beide haben, als wirkliche Staatsgewalten, ihre 
eigenen Organe und ihre selbstständige Thätigkeit. Es besteht für 
die Gliedstaaten keine beschränkte sondern eine ge- 
theilte SouTeränetät^ 

® S. 367; vgl. S. 43: „Die Gliederstaaten verlieren also einen 
entsprechenden Theil ihrer Souveränetät und es besteht neben der 
Staatsgewalt jedes Einzelstaates auch noch die höhere Bundes- 
8taat8gewalt^^ 

30 S. 368 u. 370. 



und abweichende Auffassungen. 127 

Nothwendigkeit ^^ Hingegen stimmt er mit Waitz darin 
wiederum principieli überein, dass ihmdieBetheilignng 
der Gliederstaaten an der Bundesregierung nur 
als eine Frage der Klugheit und Billigkeit erscheint ^^^ _ 
Eine Wiederholung und höchst lehrreiche Anwendung dieser 
Sätze hat M o h 1 in seinem jüngst erschienenen Werke über 
das neue Deutsche Reichsstaatsrecht gegeben ^3. 

5. Indem unmittelbar vor der Krisis der Deutschen 
Geschicke, in der „Stunde der Verwirrung" H. v. Treitschke 
mit kühnem Sinn es unternahm, die Berechtigung jenes Ide- 
ales zu prüfen, welches für die grosse Mehrzahl der Deut- 
schen Patrioten den Mittelpunkt aller politischen Wünsche 
bildete 3*, legte er naturgemäss seiner kritischen Untersu- 
chung, ob „der Plan, die Deutschen Monarchien zu einem 
Bundesstaate zu vereinigen, möglich und eines grossen Stre- 
bens werth" sei^^, die ausgebildetste und gerade in den 
Kreisen der Anhänger eines Deutschen Bundesstaats mit 
grösstem Beifall aufgenommene Theorie dieser Staatsform 
zu Grunde. Sein entschiedener Widerwille gegen eine in 
der Beschlussfassung und in der Ausführung ihrer Beschlüsse 
von den Einzelstaaten abhängige Centralgewalt so wie seine 
Ueberzeugung von der Verwerflichkeit der im Deutschen 
Bunde bestehenden „Mediatisirung der Nation" ^^ mussten 
ihn zudem mit den wissenschaftlichen Grundgedanken der 



31 s. 367-68, 374—75 (Note 3). 

32 S. 372 u. 373 nebst Note 2 u. Note 8. 

33 Das Deutsche Reichsstaatsrecht. Rechtliche und politische Er- 
örterungen yon Robert von Mohl, Tübingen 1873, bes. S^. 26—37 
(Vgl. den folgenden §en, II 1 — 4). 

3^ Treitschke's Essay „Bundesstaat und Einheitsstaat" erschien 
zuerst in den ,^stori8chen und politischen Aufsätzen", Leipzig 1865, 
S. 444 — 595. Die vierte Auflage der Histor. u. polit. Aufsätze, nach 
welcher ich citire, giebt denselben (Bd. 2 S. 77 — 241) in wörtlichem 
Wiederabdruck aus der zweiten Auflage vom Herbst 1865. 

3& Mit diesen Worten bezeichnet er selbst den Gegenstand seiner 
Abhandlung (S. 80). 

30 Vgl. namentlich die einschneidende Kritik des Deutschen Bundes 
S. 96 ff. 
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Abhandlung von Waitz befreunden 5', und so sehr wurde 
er von deren tiefem Erüste ergriffen, dass er meinen konnte, 
der alte Streit der Schule über die Begriffe Staatenbund und 
Bundesstaat sei durch dieselbe abgeschlossen ^^. Die prak- 
tische Undurchführbarkeit der von Waitz auf- 
gestellten Sätze gegenüber den in Deutschland 
gegebenen Verhältnissen erkannte er wohl^»; aber in 
seiner politischen, vorzugsweise auf die neuere Oeschichte 
Deutschlands und Italiens basirten Anschauung lag es, das» 
ihn diese Erkenntniss nicht zu einer Berichtigung der Theorie 
veranlasste, sondern ihm nur Argumente bot gegen den 
Plan der Herstellung eines Deutschen Bundes- 
staats^^. Immerhin enthalten seine Ausführungen, insbe- 
sondere dass die Monarchen der Einzelstaaten nicht freiwillig: 
„ohne Entschädigung^ die nach ihrer Ansicht wichtigsteil 
Hoheitsrechte abtreten werden**, ferner dass wo vielseitige 
Staatsthätigkeit erforderlich und eine nationale Einheit vorhan- 
den ist, die Gentralgewalt mehr und mehr politische Funktionen 
an sich nehmen und damit dem Einheitsstaat sich nähern 
muss*^, flir die richtige Würdigung sowohl des Wesens als 
der natürlichen Grundlagen des Bundesstaats erhebliche Ge- 
sichtspunkte. 

6. In einer, 1862 veröffentlichten, bemerkenswerÜheli 



^ Die „unanfechtbaren Schlusssätze'' derselben hat er kurz zusam- 
mengefasst S. 113—14. 

38 S. 113. 

99 S. 114: ,,Diese Sätze sind theoretisch unanfechtbar . . . Aber 
mit diesen klar gestellten Schulbegritfen ist wenig gethan. Unerledigt 
bleiben die beiden verhängnissvollen , von Waitz nur leicht berührten 
Fragen: ist ein Bundesstaat als dauernder Zustand mit den gegebenen 
Machtverhältnissen und Yerfassungsfortnen der deutschen Staaten ver- 
träglich? sodann: sind wir nach dem Gange unserer Geschichte zu der 
Erwartung berechtigt, dass eine föderative Staatsform den natürlichen 
Abschluss der deutschen Einheitskämpfe bilden werde?'' 

^ Vgl. namentlich das S. 233 — 34 gegebene K^sum^ seiner Be- 
trachtungen. 

« S. 135 ff. 

« S. 145 ff., bes. S. 149. 



und abweichende Auffassungen. 129 

Abhandlung „lieber die der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft für Bealisirung des Bandesrechts sn Gebote stehenden 
Organe nnd Zwangsmittel'^ ^^ hatte sich Rttttimann enge 
angeschlossen an Tocqneville's Auffassung der Nord- 
amerikanischen Union ^^; doch gab er schon damals zu, 
dass die 1>eiden Gewalten im Bandesstaate — die Central- 
gewalt and die Einzelstaatsgewalten — nar „bis zu einem 
gewissen Grade^ von einander anabhängig seien, and zeigte 
aasf)ihrlich, dass speciell in der Schweiz aus Rücksichten 
der Wohlfeilheit, Einfachheit and Bequemlichkeit die Ban- 
desgewalt viel unvollkommener als in Nordamerika organi- 
sirt sei und sich häufig für Verfolgung ihrer Zwecke der 
kantonalen Anstalten bedienen müsse, ohne dass dieses Ver- 
fahren bisher schlechte Früchte getragen habe^^. — In 
seiner, ftinf Jahre später erschienenen, systematischen Ver- 
' gleichung des Nordamerikanischen und des Schweizerischen 
Bandesstaatsrechts 4^ hat Rüttimann fär die Begriffsbe- 
stimmung des Bundesstaats ^7 neben Tocqueville insbe- 
sondere die AusfUhrungen von Waitz benutzt und ist da- 
durch zu einer noch schärfern Formulirung des 
Princips der Theilung der Gewalten geführt worden. 
„Die staatliche Aufgabe und die zur Lösung derselben erfor- 
derliche Gewalt",* lehrte er jetzt *^, „wird zwischen dem 



^ Programm der eidgendssischen polytechnischen Schule für das 
Schuljahr 1862—63. 

*• A. a. O. §§ 1 u. 2. 

«5 § 2, Tgl. mit i 3 in f. und § 16. — Wie sehr aber Rütti- 
mann trotz dieser Zugeständnisse erfüllt war von. dem Gedanken der 
grundsätzlichen Trennung zwischen der Bundesgewalt und den Einzel- 
staatsgewdlten , zeigt namentlich die Bemerkung (§ 2), in der Schweiz 
werde ^geduldetF, dass die Männer, welche- in dem grossen Bathe oder 
in der Regierung ihres Kantons einen überwiegenden Einfluss ausüben, 
auch in der Bundesversammlung sitzen können. 

^ Das nordamerikanische Bundesstaatsrecht yerglichen mit den poli- 
tischen Einrichtungen der Schweiz. Von Professor Rüttimann. Erster 
Theil, Zürich 1867. 

« L. c. §§ 54 u. 55. 

« S. 49. 
Brie, Der Bundesstaat. I. 9 
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Oesammtstaate und zwischen den Einzeletaaten getheilt. 
Jeder Theil bewegt sich in der ihm zugewiesenen Sphäre 
mit der gleichen Freiheit, wie wenn der andere Theil gar 
nicht vorhanden wäre. Darin zeigt sich gerade die Eigen- 
thttmlichkeit der Einrichtung, dass die Einzelstaaten dem 
Gesammtstaate nicht unter-, sondern nebengeordnet sind, so 
dass ihnen ebenso gut wie dem Gesammtstaate Souveränetät 
zugeschrieben wird". Auf der andern Seite befestigte ihn 
jedoch das sorgfältige Studium der Bundeseinrichtungen Nord- 
amerika's und der Schweiz in der Ueberzeugung , dass der 
Grundsatz der beiderseitigen Unabhängigkeit 
„nicht absolut'^ verstanden werden dürfe, sondern eine 
gewisse Suprematie des Ganzen über die Theile, 
wenn auch „ohne förmliches Unterthanenverhältniss", unver- 
meidlich sei 4^ ; diese Suprematie fand er in zahlreichen Be- 
stimmungen der Schweizerischen Bundesverfassung ausge- 
prägt^^, etwas weniger stark in der Nordamerikanischen 
Unionsverfassung ^^ ; nur leise berührte er , dass durch das 
Zweikammer-System den Kantonen (Einzelstaaten) wiederum 
„ein gewisser Einfluss" auf die Bundesangelegenheiten ein- 
geräumt sei 52, — Den Widerspruch der von Tocqueville 



« Ibidem u. S. 56—58 (§§ 61 u. 62). 

^ S. 57 sind nicht weniger als 7 ^Punkte^ aufgezählt, in denen 
die Souveränität der Kantone durch die „Oberhoheit'' des 
Bundes „gebeugt'' werde. Bemerkenswerth sind namentlich Punkt 
6 u. 7 : (6. „Wenn die Hoheitsrechte des Bundes mit denjenigen der Kan- 
tone kollidiren, gehen die erstem den letztern vor." — 7: „Die Bun- 
desgesetzgebung kann mit Zustimmung der Mehrheit der Schweizer- 
bürger und der Mehrheit der Kantone die Zentralisation ausdehnen. '0 

51 S. 57—58. 

^2 S. 56 a. E. — Unter den Erfordernissen des Gesammtstaats 
(S. 49) , beziehungsweise den „die Union konstituirenden Faktoren" 
(S. 51 ff.) wird aber ein Antheil der Gliederstaaten an der Bundesge- 
walt nicht angeführt, und in der speciellen Darstellung des Bundes- 
organismus wird das Zweikammersystem nur deshalb als dem Wesen 
des Bundesstaats besonders entsprechend anerkannt, weil es ein Mittel 
biete, die Interessen und Ansprüche der grösseren und der kleineren 
Kantone in billiger Weise auszugleichen (§§ 105—109, bes. S. 116 
und 118). 
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entworfenen, von Waitz ausgebildeten Theorie mit den 
praktischen Bedürfnissen des Bundesstaats und mit den wirk- 
liehen Einrichtungen der Nordamerikanischen Union und noch 
mehr der jetzigen Schweizerischen Eidgenossenschaft hat 
Rtittimann empfunden, aber zur Lösung dieses Wider- 
spruchs, vermuthlich weil die allgemeinen theoretischen Fragen 
ihm femer lagen, keinen durchgreifenden Versuch unter- 
nommen. 

in. Der Lehre von Waitz verwandte, aber 
durch dieselbe, so weit wir zu erkennen vermögen, 
nicht beeinflusste Ansichten über den Bundes- 
staat sind sowohl in Deutschland als ausserhalb Deutsch- 
lands während der beiden letzten Jahrzehnte von bedeu- 
tenden Männern aufgestellt worden. Theilung der 
Staatsaufgaben und der Souveränitätsrechte 
zwischen der bundesstaatlichen Centralgewalt 
und den Einzelstaatsgewalten, directe Verbin- 
dung der ersteren mit den einzelnen Bürgern 
und — freilich nicht gapz gleichmässig aufgefasste — Selb- 
ständigkeit derselben gegenüber den Einzel- 
staaten sind die Hauptpunkte, ii) denen diese 
Theorieen unter sich und mit Waitz principiell 
übereinstimmen. Dagegen nehmen sie eine ver- 
schiedene Stellung ein zu der Frage, ob eine 
Unterordnung der Einzelstaaten unter die Bun- 
desstaatsgewalt stattfinde: die liberalen Deutschen 
Staatsrechtslehrer, welche besonders durch die Eindrücke 
der Bewegungsjahre von der früher herrschenden Lehre 
hinweggeführt wurden, hielten doch in dieser Beziehung, 
durch Gefühl oder Erkenntniss des Richtigen geleitet , an 
derselben fest; auch bei dem Schweizer Es eher machte 
sich dei; Einfluss der altem Deutschen Lehre und der wirk- 
lichen Bundesstaatsverfassungen in gleicher Richtung, frei- 
lich sehr unbestimmt, geltend; die hervorragendsten Eng- 
lischen Schriftsteller aber, welche dem Wesen des Bundes- 
staates ihre Aufrnerksamkeit widmeten, wurden namentlich 
durch Tocqueville's Autorität zur gegentheiligen An- 

9* 
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nähme bestimmt, ohne dieselbe jedoch genauer zu begründen 
oder auszuführen. 

1. Vor der Deutschen Bewegung des Jahres 1848 hatte 
H. A. Zachariä in der Unterwerfung der Se- 
gierungsgewalten der Einzelstaaten unter eine 
oberste Staatsgewalt das eigentlich charakteristische 
Merkmal des Bundesstaates im Gegensatz zum Staatenbunde 
gesehen ^^. Durch die Deutschen Bundesreformversuche und 
seine active Theilnahme an denselben als einer der sieb- 
zehn Vertrauensmänner und als Mitglied der Deutschen 
Nationalyersammlung wurde dann aber der berühmte Göt- 
tinger Staatsrechtslehrer zu einer näheren Beschäftigung mit 
dem Wesen des Bundesstaats geführt^*; die erweiterte und 
modificirte theoretische Auffassung, welche er auf diesem 
Wege gewann, legte er, ungefähr gleichzeitig mit dem Er- 
scheinen der Abhandlung von Waitz**, in der zweiten 
Auflage des Deutschen Staats- und Bundesrechts *^ nieder, 
und auch in seinen späteren Publikationen ist er derselben 
treu geblieben *7. Der Begriff des Bundesstaates, welchen 



^3 H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht, 1. Aufl., 
Abth. t (Göttingen 1841) § 21. Derselbe Gesichtspunkt tritt auch 
noch sehr stark hervor in der zu Anfang des Jahres 184S erschienenen 
Schrift Zachariä' s: Die Schweizerische Eidgenossenschaft, der Son- 
derbund und die Bundesrevision (bes. S. 30—32, vgl. mit-S. 18 — 20 
und S. 150-152). 

5* Vgl. Zachariä's eigene Erklärung in der Vorrede (S. V) zum 
ersten Bande der zweiten Auflage seines Deutschen Staats- und Bun- 
desrechts. 1 

® Die Vorrede ist datirt vom April 1853. 

56 A. a. 0. §§ 25 ff., bes. § 27. 

57 Die dritte Auflage des Lehrbuchs (Bd. 1 , Göttingen 1865, 
§ 25 ff.) wiederholt wörtlich die Ausführungen der zweiten, und die- 
selben kehren auch fast unverändert wieder in der 1869 veröffentlichten 
Brochüre: Die Verfassungs-Aenderung nach Artikel 78 der Norddeut- 
schen Bundesverfassung (bes. S. 20 ff.). Nochmals hat Zivch. in den 
Gott. gel. Anzeigen v. 1872 (S. 179) seine feste Ueberzeugung ausge- 
sprochen, dass die von ihm imd Waitz im J. 1853 aufgestellten Kri- 
terien des Bundesstaats im Gegensatz zum Staatenbund die allein durch- 
schlagenden seien. 
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Zachariä von Staatenstaat nicht unterscheidet^^, trägt 
nach seiner Ansicht zwei wesentliche Merkmale, ein sub- 
jektives und ein objektives in sich*^: das subjek- 
tive Moment, welches der Bundesstaat mit dem Staate 
gemein hat, ist eine in ihrer Sphäre selbständige (souve- 
räne) Centralgewalt, welcher eine wahre Staatsherrschaft, 
auch ttber die Gliederstaaten ^^ zukommt; in objektiver 
Hinsicht dagegen beruht der Bundesstaat ebenso wie der 
Staatenbund auf einer ,, Absonderung^ der gemeinsamen 
oder Bundes - Angelegenheiten von den Sonderangelegen- 
heiten der Einzelstaaten, und zwar mit der wesentlichen 
Massgabe, dass die Selbständigkeit oder Unabhängigkeit 
der Einzelstaaten in Betreff aller zur Sphäre der Staatsge- 
walt gehörigen Gegenstände in so weit fortdauert, als sie 
nicht im Interesse der Gesammtheit (ausdrücklich) ^^ der 
Bundesstaatsgewalt ttbervaesen sind^^. Die Selbständigkeit 
der Centralgewalt soll sich aber einerseits darin zeigen, 
dass der Gesammtwille nicht erst durch eine Gomposition 
der Einzelwillen der Gliederstaaten gebildet wird ^^, anderer- 
seits in der eigenen und unmittelbaren Verfügung über die 
n^higen Machtmittel^^; hingegen fordert Zachariä, dass 
durch den Organismus der Bundesgewalt selbst neben der 



^ Deutsches Staats- und Bundesrecht (2. u. 3. Aufl.), § 25 II, 
§ 26 n. — Das Deutsche Reich vor 1806 gehört daher nach seiner 
Auffassung zu derselben ^Classe^' von „Staats -Unionen^ wie die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und die Schweiz seit 1848 
(§ 26 N. 2). 

59 D. St.- und B.-recht § 27 I; Die Yerfassungs-Aenderung nach 
Art. 78, S. 19, S. 20—21. 

60 Dies Verhältniss wird in der angef . Brochüre S. 23 besonders 
herrorgehoben, war aber auch im Lehrbuch (§ 25 n und § 26 II) hin- 
reichend angedeutet. 

01 Das Wort ^ausdrücklich'' fehlt im Lehrbuch. 

^ Die Präsumtion soll daher, wie im Staatenbunde, so auch im 
Bundesstaate, für die Selbständigkeit der Einzelstaaten sprechen. 

^ In dieser Beziehung wird namentlich Unabhängigkeit von 
Instruktionen der Einzelstaaten für die Bundesorgane gefordert 
(D. St.- u. B.-R. § 27 N. 1 ; Die Yerfassungs-Aenderung S. 18 N. 2). 

M D. St u. B.-R. § 27 I A und n B in f. 
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Einheit und Kraft des Ganzen auch die Freiheit der Glie- 
derstaaten verbürgt werde, und hält deshalb bei Annahme 
des Repräsentativsystems eine Vertretung der Einzel- 
staaten als solcher durch ein Staatenhaus neben 
einer allgemeinen Yolksrepräsentation für eine durch die 
Natur des Bundesstaats geforderte Einrichtung^^. 
Vorzugsweise soll jedoch die Selbständigkeit der Einzel- 
staaten gesichert werden durch eine feste, positive Be- 
stimmung der Rechtssphäre der Bundes-Staats- 
gewalt^*: in dieser Hinsicht ist Zachariä schon vor der 
im Norddeutschen Bunde über die Befugniss zur Gompetenz- 
erweiterung entstandenen Controverse ^^ weit entschiedener 
als Waitz zu Gunsten der Partikularsouveränität einge- 
treten ß^. 

2. Pözl, der in einem bemerkenswerthen Artikel des 
Staatswörterbuchs ^^ den Bundesstaat namentlich im Gegen- 
satz zum Staatenbunde zu charakterisiren versucht hat, be- 
trachtet die Unterordnung der Einzelstaaten unter die Bundes- 
regierung als ein für den Bundesstaat wesentliches Moment '^^; 
Staatenstaat und Bundesstaat gelten ihm als gleichbedeu- 
tend "^^j und, wohl im Hinblick auf das alte Deutsche Reich, 
erklärt er es sogar für möglich, dass die Hoheitsrechte der 



« D. St.- u. B.-R. § 27 n A. 

« Ib. § 27 II B ; Die Verfassungs-Aenderung S. 20 ff. 

ö7 S. unten § 12 II, 2. 

^ Vgl. namentlich die Polemik gegen § 63 der Frankfurter Reichs- 
yerfassung in Note 3 zu § 27 des Lehrbuchs. Immerhin scheint Zach, 
damals Einstimmigkeit der Gliederstaaten zu einer Erweiterung 
der Rechtssphäre des Bundes nicht für begrifflich nothwendig gehalten' 
zu haben. 

<» Staatswörterbuch von Bluntschli und Brater, Bd. 2 (1857), 
S. 284—293, Artikel: Bundesstaat, Staatenbund. 

T^ A. a. O. n, 1 (S. 285) : „Der Staatenbund setzt unabhängige 
(souyeräne) Staaten als Mitglieder voraus .... Im Bundesstaate be- 
haupten zwar die einzelnen Theüe wenigstens in ihren inneren Ange- 
legenheiten eine besondere, staatliche Existenz ; allein sie sind 

einer über der Gesammtheit stehenden Auktorität — der Bundes- oder 
Centralregierung — untergeordnet.'' 

'i n initio. 
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Einzelstaaten von der Centralgewalt abgeleitet seien ^2. Wäh- 
rend er hierin auf dem Boden der älteren Lehre yerharrt, 
hat er andere wichtige Punkte hinzugefügt, welche mit 
Waitz' Theorie ttbereinstimmen ''^ : die Centralregierung im 
Bundesstaate soll wahre Souveränitätsrechte selbständig haben, 
und* diese sind von eigenen/ der Gesammtheit angehörenden 
Organen auszuüben ''^ ; wenn in dem Umfang des Wirkungs- 
kreises der Bundesstaat nicht nothwendig vom Staatenbund 
sich unterscheidet, so doch hinsichtlich der Art der Wirk- 
samkeit^ indem die Centralgewalt des Bundesstaates in den 
auswärtigen Angelegenheiten eine ausschliessliche Compe- 
tenz hat ^5 und im Innern die Unterthanen direkt ver- 
bindet*^^; damit bringt Fözl in Zusammenhang die dem 
Bundesstaat zukommende eigene Militär- und Finanzgewalt ^^. 
Die beigefligten historischen Belege und Literaturangaben ''^ 
zeigen, dass diese Sätze an Bluntschli's und H. A. Za- 
ch ariä's Ausführungen sich anlehnen, aber doch vornehm- 
lich in selbständiger Weise aus den Bundesstaatsverfassungen 
Nordamerika's und der Schweiz und aus den Verhand- 
lungen und Beschlüssen der Deutschen Nationalversammlung 
abstrahirt sind. 



72 n, 2 (Vgl. Waitz Poütik S. 162 N. 1). 

"^ Dass Pözl, ebenso wie Zachariä, nur in „Einigem'^ von 
seiner Theorie abweiche, hebt auch Waitz selbst (Politik S. 155) 
hervor. 

74 A. a. 0. n, 2. 

75 II, 3 (S. 285—86) . 

76 n, 4, b (S. 286). 

77 Dass dem Bundesstaat die Militärgewalt zustehe und dass er 
kraft derselben eine eigene Bundesarmee haben könne, resp. müsse, 
während im Staatenbunde das Bundesheer nur aus Contingenten der 
Einzelstaaten sich bilde, folgert Pözl (II, 3) aus der exclusiven völ- 
kerrechtlichen Competenz des bundesstaatlichen Centralorgans ; dagegen 
die Finanzgewalt, resp. das Besteuerungsrecht, des Bundesstaats ist 
nach seiner Ansicht (U, 4, a) eine Folge des unmittelbaren Verhält- 
nisses, in welchem die bundesstaatliche Centralgewalt zu den Unter- 
thanen der Einzelstaaten steht. 

78 S. die Citate 11 in f. (S. 287) und die historisch-poUtischen Er- 
örterungen sub ni u. IV (S. 287—293). 
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3. Den eben besprochenen Deutschen Pnblicisten steht 
nahe in seiner Anfhssnng des Bundesstaats der Schweizer 
H. Escher^*; doch ist es schwer, anis seinen weitschwei- 
figen Erörterungen feste Grondzttge seiner Ansicht zu ent* 
nehmen. Hauptsächlich hat er seine Theorie aus der Be* 
trachtung der Nordamerikanischen und der Schweizerischen 
Bundesyerfassung geschöpft ^ ; daneben hat die ältere Deutsche 
Doktrin auf ihn eingewirkt, während die seit 1848 in 
Deutschland neuentstandene Lehre ihm gänzlich fremd ge- 
blieben zu sein scheint ^i ; unverkennbar ist endlich der Ein- 
fluss Tocqueville's^^. Während Escher auf der einen 
Seite ganz entschieden behauptet, dass im Bundesstaate die 
Bundesgewalt die hödiste Staatsgewalt sein müsse ^9, ja 
dass die Präsumtion für ihre Competenz spreche ^^, nimmt 
er doch andererseits eine Theilung der SoureränUät zwi- 
schen der Bundesgewalt und den Einzelstaatsgewalten an^^. 



^ Heinrich Escher, Handbuch der praktischen Politik, (2 Bde., 
Leipzig 1864), Zehntes Buch (Bd. 2, S. 481t-553): Von den Conföde- 
rationen. 

»> S. namentlich Buch 10, § 7 (S. 50S— 526) : Die Bundesyerfas- 
sung der Vereinigten Staaten und Yergleichung mit der schweizeri- 
schen, auch Buch 9: Von den Kepubliken, (bes. §§ 12 u. 22). 

s^ YielÜEUsh bezieht er sich in der Erörterung über die Confödera- 
tionen auf ! die erste Auflage yon H. A. Zachariä's Deutschem 
Staats- und Bundesrecht und auf Welcker's Einleitung zu den 
«Wichtigen Urkunden"; dagegen yon der seit 1848 erschienenen Deut- 
schen Literatur citirt er neben Mohl's Werken fast nur reaktionäre 
und grossdeutsche politische Tagesschriften yon Buss, Frantz, 
Giehne u. s. w. Er selbst war freilich auch der Ansicht, dass Ent- 
Wickelung des Staatenbundes das einzig angemessene Ziel für 
Deutschland sei (S. 533). 

^ Die „Dimocratie en Am^rique'* wird freilich in dem yon den 
Conföderationen handelnden Abschnitt nirgends, aber sonst häufig und 
mit grosser Anerkennung in Escher's Werk angeführt. 

» S. 486—489. Aus ihrer Eigenschaft als höchste Staatsge- 
walt wird aber im lüfesentlichen nur gefolgert, dass sie, besiehunga- 
weise die Bundesjustiz , über ihre Competenz selbst entscheiden müsse 
(S, 487). 

M S. 484, 487. 

» S. 484. 
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Vermöge ihrer Eigenscbaft als Staatsgewalt soll die bandes- 
staatliche Gentralgewalt in unmittelbarer Beziehung zu den 
einzelnen Menschen stehen und namentlich unmittelbar auf 
die gesammte Bevölkerung, nicht auf die einzelnen Staaten, 
basirt sein^^; diesen wird jedoch ein Organ zugestanden, 
um die ihnen garantirte Becbtssphäre gegenüber dem Natio- 
nalrathe, welcher im Namen der Nation die Souveränität 
ausübt, zu bewahren ^^. Um eine wirkliche Gewalt zu sein, 
soll endlich die Bundesgewalt die nothwendigen äusseren 
(finanzielle und militärische) Mittel selbst besitzen und zur 
Vollziehung ihrer Anordnungen die geeigneten Unterbe- 
hörden und Beamten ernennen ^^. 

4. In seinen Erörterungen über Repräsentatiyyerfas- 
sung hat John Stuart Mi 11 auch den repräsentativen 
Bundesverfassungen einen Abschnitt gewidmet ^d. Da aber 
dieses Thema dem Ideenkreise des ausgezeichneten Eng- 
lischen Philosophen und Politikers an und für sich femer 
lag und derselbe zudem mit der Deutschen staatswissen- 
schaftlichen Literatur nicht vertraut war, so hat er sich im 
Wesentlichen darauf beschränkt, die Gedanken des ^Fede- 
ralist" undTocqueville's zu wiederholen «^ Er unter- 
scheidet zwei verschiedene Arten, einen föderalen Verband 
zu organisiren: eine mangelhafte und unwirksame, wo die 
Bundesorgane nur die Regierungen repräsentiren und durch 



^ S. 489—493 (Buch 10, § 2) : „Das Verhftltnifts. des Bundesstaates 
zu den Einzelnßn'^. 

87 S. 490. Die weitergehende Befugniss und Bedeutung des Nord- 
amerikanischen Senats weiss Escher nur durch Analogie der Land- 
stände in einer Monarchie und durch Hinweisung auf seine dem 
Repr&sentantenhauie gegenüber „vergleichsweise mehr aristokratische 
Wahlart und Zusammensetsung^ zu rechtfertigen (8. 491 , vgl. 8. 514). 

m s. 487—89, etwas abweichend 8. 524^26. 

^ ConsidAxations on B^presentative Government by John Stuart 
Mill, London 1861. — Chapter XVII (8.298—312): Of federal repre- 
sentative govemments. 

«> 8. 302: „The JFederalist" . . . is even now the most instructive 
treatise we poasess on federal govemment''. Eine ausdrückliche Beru- 
fung auf Tocqueville findet sich 8. 304. 
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ihre Handlungen nur die Regierungen verpflichten, und eine 
Yollkonimenere, welche darin besteht, dass die Gesetze und 
Befehle der Bundesgewalt direkt flir die einzelnen Bürger 
verbindlich sind^^. In der vollkommeneren Bundes- 
art ®^ ist es nothwendig, die Gränzen der Bundesautorität 
und der Einzelstaatsgewalten genau verfassungsmässig fest- 
zustellen und durch die Entscheidungen eines unabhängigen 
Gerichtshofs aufrechtzuerhalten^^. Die Gompetenz des Bundes 
muss nothwendigerweise alle auswärtigen Angelegenheiten 
umfassen ®* ; über welche sonstige Gegenstände sie sich aus- 
dehnen soll, hängt von den Wünschen des Volkes (resp. 
der Einzelstaaten) ab ^^. Neben der nach der Bevölkerungs- 
zahl gebildeten Bepräsentatiwersammlung ist ein zweites 
CoUegium (Haus) erforderlich, in welches jeder Staat eine 
gleiche Zahl von Vertretern entsendet: dadurch soll ein 
ungebührlicher Einfluss der mächtigeren Staaten verhindert 
und den Staatenregierungen eine Garantie der ihnen ver- 
bliebenen Rechte gegeben werden ^^. Für Monarchieen ist 
nach Miirs Ansicht die vollkonmienere Föderatiwerfassung 
ungeeignet ; hier ist ein ähnlicher Erfolg nur durch Gemein- 
samkeit des Herrschers zu erreichen ^'^. 



91 S. 300—302. 

^ Diese umschreibende Bezeichnung des Bundesstaats („the more 
perfect mode of federation" S. 303) enthalt wohl einen bewussten An- 
klang an den Eingang der Nordamerikanischen Unionsverfassung (;;We, 
the people of the United States, in order to form a more perfect 
Union • . . ."). 

93 S. 303—306. 

M S. 306, Tgl. S. 29S über die allgemeine Aufgabe der Födera- 
tionen (^ortions of mankind who are not fitted, or not disposed, to 
live under the same internal govemment, may often with advantage be 
federally united, as to their relations with foreigners : both to prevent 
wars among themselves, and for the sake of more effectual protection 
against the aggression of powerful States. '^. 

95 S. 306—307. 

M S. 307— 308, 

^ S. 302 — 303. — Ueber die Vorbedingungen der Föderationen im 
Allgemeinen verbreitet sich Mi 11 S. 298—300: eine Föderation er- 
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5. In seiner trefflichen, leider unvollendeten, „History 
of Federal Gouvemment" ®s will Free man nicht sowohl 
die abstrakte Natur der Staatenföderationen überhaupt und 
ihrer verschiedenen Arten philosophisch oder juristisch er- 
örtern, als vielmehr deren thatsächliche Gestaltung und 
Wirksamkeit durch die verschiedenen Zeiten und bei den 
verschiedenen Völkern verfolgen^*. Trotzdem konnte er 
nicht völlig absehen von einer Begriffsbestimmung und 
von der Zeichnung eines Ideals der ^föderalen 
Eegierung*"; noch mehr musste er sich gedrungen fühlen, 
die allgemeinen Voraussetzungen und Wirkungen 
einer solchen seinen Lesern zum Bewusstsein zubringen. 
Autoritäten für diese einleitenden Betrachtungen ^^^ waren ihm 
namentlich die Nordamerikanischen Schriftsteller (vor allen 
der „Federalist" undWheaton), femer Tocqueville 
und MilU^^; indessen die eigenthümliche Aufgabe, welche 
er sich gestellt hatte, der Hinblick auf die altgriechi- 
schen Bünde, denen er zunächst eine ausführliche ge- 
schichtliche Darstellung widmete ^^2^ endlich der Vergleich 



scheint ihm nur dann als räthlich, wenn zwischen den Bevölkerungen 
genügende gegenseitige Sympathie besteht, wenn die einzelnen Staaten 
zur Selbstvertheidigung nicht hinreichend stark sind, wenn keine zu 
grosse Ungleichheit der Macht zwischen den Gliederstaaten vorhan- 
den ist. 

^ History of Federal Government, from tiie foundation of the 
Achaian league to the disruption of the United States. By Edward 
A. Freeman. — Volume I. General introduction — History of the 
Greek Federations. London and Cambridge 1863. 

w S. 1 : „Object of the workH. 

^^ Das erste Capitel (S. 1—8) enthält eine „General introduction", 
das zweite (S. 9 — 122) giebt ausführlichere „Characteristics of Federal 
Government as compared with other political Systems'^. 

101 Vgl. besonders die Citate in den Anmerkungen auf S. 10—12. 
Die mehrfach dort angeführte Schrift von Professor Bern ard (Lectures 
on American War, Oxford 1861) war mir nicht zugänglich; dieselbe 
scheint in den Hauptargumenten mit dem „Federalist'' und Toc- 
queville übereinzustimmen. 

io> Einen nicht unerheblichen Einfluss auf Freeman's Theorie 
hat namentlich der Achäische Bund geübt, welchem er sein Interesse 
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des Englischen Staatswesens mit den Bnndesyerhältnissen 
führten ihn zn mannichfachen selbständigeren Gesichtspunkten. 
Als „Föderation" glaubte er fllr seinen Zweck jede Ver- 
einigung bezeichnen zu dürfen, welche inniger sei als die 
Allianz mehrerer Staaten, in welcher aber die Glieder einen 
grösseren Grad von Unabhängigkeit bewahrten als die freien 
Municipalitäten innerhalb eines einheitlichen Staates ^^^, Jede 
Föderation in diesem Sinne erschien ihm als ein Gompro- 
miss zwischen dem System der kleinen Staaten, welches im 
classischen Alterthum vorgeherrscht hatte, und dem moder- 
nen System der Grossstaaten ^^^ ; ihre wesentliche Bestim- 
mung sei, die nur in Kleinstaaten erreichbare Höhe poli- 
tischer Freiheit und Bildung aller Bürger möglichst zu 
verbinden mit der nur durch einen grossen Staat gewährten 
Sicherheit gegen äussere Angriffe ^^^ Als Ideal einer 
föderativen Ordnung bezeichnete er daher aus- 
schliessliche Souveränität des Bundes in allen 
auswärtigen Angelegenheiten, ausschliessliche 
Souveränität der Glieder in allen inneren Ange- 
legenheiten; ein föderales Gemeinwesen in seiner voll- 
konmienen Form bildet nach seiner Ansicht einen Staat in 
den Beziehungen zu anderen Mächten, aber besteht aus 
vielen Staaten für die innere Regierung *ö«. Die gewöhnliche 



und seine Bewunderung in hohem Masse zuwendet. (So trägt auch 
sein Werk als Motto den Ausspruch des ^ederalist": „Could the 
interior structure and regulär Operation of the Achaian League be 
ascertained, it is probable that more Ught might be thrown by it on 
the science of Federal Government, than by any of the Hke experi- 
ments with which we are acquainted.") 
108 S. 2—3. 

104 S. 2, 16 ff., 89 ff., 100 ff. 

105 S. 89, 102—108. Aehnlich Tocqueville Bd. 1, S. 255: 
„LTnion est libre et heureuse comme une petite nation, glorieuse et 
forte comme une grande.'^ 

106 S. 3^, 9—10. Die Uebereinstimmung der Achäischen St&dte 
in den inneren Einrichtungen (Folybius U, 37, vgl. oben § 2 N. 6) 
erklärt er für das Resultat freiwilliger, allerdings durch die Einheit in 
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Unterscheidung zweier Classen von föderativen Gemein- 
wesen, je nachdem die Centralgewalt mit den Einzelstaats- 
gewalten allein in Connex stehe oder anmittelbar die ein- 
zelnen Bürger erfasse ^^^, schien ihm, neben dem Princip 
völliger Theilung der Souveränität i^, geringere Wichtigkeit 
zu besitzen, weil es sich hier nur um einen verschie- 
denen Weg zur Erreichung desselben Zieles 
handle und weil historisch nicht immer, insbesondere auch 
nicht für den ausgebildetsten Griechischen Bund, die Be- 
folgung der einen oder andern Methode genttgend nach- 
weisbar sei ^®^. Auf die Frage, ob und inwieweit die Ein- 
zelstaaten bei der Bildung des Gesammtwillens zu betheiligen 
seien, geht Fr^eeman nicht näher ein; doch ist klar, dass 
er eine solche Theilnahme nicht als ein wesentliches Erfor- 
demiss einer Föderation betrachtet ^^o. denn nach seiner 
Ausfährung sind die Glieder einer Föderation im Allge- 
meinen nur dadurch von freien Munieipalitäten unterschie- 
den, dass ihre Befugnisse auf eigenem Bechte, nicht auf 
Delegation von Seiten der Gesammtheit, beruhen und folg- 
lich auch von der Gesammtgewalt nicht entzogen 



sämmtlichen auswärtigen Angelegenheiten stark beeinflusster , Assimi- 
lation (S. 257—259). 

^ Die Ausdrücke ,,System of Confederated States^^ und „Gomposite 
State" für diese beiden Arten bezeichnet er als bei den Völkerrechts- 
lehrem üblich; er fand dieselben wohl bei Wheaton. Auch das 
Deutsche Wort „Bundesstaat^^ ist ihm bekannt (S. 259 N. 3). 

108 Vgl. namentlich auch S. 4: „This complete division of 
sovereignty we may look upon as essential to the absolute perfection 
of the Federal ideal" und S. 15: „The sovereignty is, in fact, divided; 
the Government of the Federation and tha Qoremment of the State 
have a co- Ordinate authority, each equally claiming allegiance 
within its own ränge." 

109 ß. 10—15. 

110 Dass die Aeh&ische Bundesyersammlung nach Städten , nicht 
nach Köpfen, abstimmte, erklärt er (S. 270 ff.) für eine nothwendige 
Folge des Mangels eines RepräsentatiTsystems : in einer anmittelbaren 
Volksyersammlung sei dies dar einzige Weg, die Bürger der entfernter 
liegenden Städte vor ungebührlicher Ueberstimmung durch die näher 
wohnenden zu schützen. 
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oder gemindert werden können^^^ Ungeachtet seiner 
lebhaften Vorliebe fllr den Föderalismus ^ ^2 erkennt Free- 
man mit Tocqueville und Mill an, dass derselbe, als 
ein Compromiss zwischen zwei entgegengesetzten Systemen 
und eben deshalb sehr künstliches Gebilde, nur unter beson- 
deren Umständen zur Verwirklichung sich eignet 1^^: eine 
gewisse Gemeinschaft, aber nicht Identität der Interessen, 
Gefühle und Gewohnheiten bildet die natürliche Grundlage 
jeder föderalen Verfassung ^i*; zur vollendeten Gestalt 
kann diese nur bei hochentwickelter politischer Bildung 
emporwachsen ^^^. 

XV. Während so bei den Deutschen und ausserdeut- 
schen Theoretikern die Lehre von der ^heilung der 
Gewalten im Bundesstaate, allerdings in etwas ver- 
schiedener Fassung und Ausprägung, weitgreifende Gel- 
tung erlangte, gewann dieselbe doch zu keiner Zeit 
wissenschaftliche Alleinherrschaft: auch bevor die 
neuen Erscheinungen des Norddeutschen Bundes und des 
wiederbegründeten Deutschen Reiches Bedenken und Zweifel 
gegen deren Richtigkeit weckten, wurden in Deutschland fort- 



1" S. 76 — 78: „Difference between Municipal and Federal rights", 
Tgl. auch S. 13 N. 4 a. E. — Mill dagegen (On Bepres. Qoyemment 
S. 312) hält es für statthaft, auch in einem einfachen Staate die Auf- 
hebung lokaler Besonderheiten verfassungsmässig von der Zustimmung 
der Betheiligten abhängig zu machen. 

^12 Dieselbe spricht sich besonders warm aus in der Lobpreisung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft S. 119—21. 

"3 S. 90—91, 108—110 (vgl. auch S. 235—36: „An earlier esta- 
blishment of Federalism in Greece not desirable.'*)* 

"* S. 109—110. 

^*s S. 3 : : „It is hardly possible that Federal Government can 
attain its perfect form except in a highly refined age, and among a 
people whose political education has already stretched over many gene- 
rations^ (vgl. S. 89). Der Achäische Bund, die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika unter ihrer jetzigen Verfassung, die Schweizerische 
Eidgenossenschaft in ihrer gegenwärtigen Gestaltung können nach 
Freeman's Ansicht (S. 5) für vollkommene föderative Gemein wesea 
gelten. 
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daaemd ans dem Kreise der Staatsrechts- und Naturrechts- 
lehrer entgegengesetzte oder wenigstens stark 
abweichende Meinungen laut, und ebenso hielten sich 
einzelne Schweizerische Publicisten, welche das Wesen des 
Bundesstaates erörterten, der durch Tocqueville und 
Waitz entwickelten Anschauung femer oder traten gar in 
bewussten Gegensatz zu derselben. 

1. Von den bekannteren Bearbeitern des Deutschen 
Staatsrechts sind insbesondere Zöpfl, Mejer und Eal- 
tenbörn der früher unter den Deutschen Staats- 
rechtslehrern herrschenden Theorie im Wesent- 
lichen treu geblieben, nur dass sie nunmehr gleichfalls 
die unmittelbare Verpflichtung der Unterthanen der Einzel- 
staaten durch die Gesetze der Centralgewalt als zum Begriff 
des Bundesstaats gehörig hervorhoben. Zu eigenthttm- 
lieberen Auffassungen gelangten auf verschiedenen 
Wegen Held, Vollgraff und Trendelenburg. 

a. In seiner ausführlichen Beschreibung des Bundes- 
staats hat ZöpfU^^ freilich einige Momente speciell den 
neueren bundesstaatlichen Verfassungen, namentlich der 
Frankfurter Reichs Verfassung von 1849, entnommen ^i^, und 
nähert sich dadurch in etwas grösserem Masse der Lehre 
von Waitz; aber er hält nicht allein, wie Zachariä und 
P ö z 1 , fest an der Unterordnung der Einzelstaaten unter die 
Centralgewalt ^^^, sondern stellt in erste Linie den wichtigen 



118 H. Zöpfl, Grundsätze des gemeinen Deutschen Staatsrechts, 
5. Auflage (1863), Bd. 1 §§ 63 u. 64 (S. 118—125): „Staatenbund und 
Bundesstaat (Staatenstaat) '^ — Der Unterschied zwischen Staatenbund 
und Bundesstaat zeigt sich nach seiner Ansicht „vorzugsweise" in zwölf 
Beziehungen (§ 64). 

i" S. besonders § 64 Nr. VII und VIII über die Militär- und 
Finanzgewalt, resp. das Besteuerungsrecht des Gesammtstaats. 

118 Nr. II. Nach Nr. V kann im Staatenstaate (welchen Z. mit 
dem Bundesstaat, abgesehen von der Entstehung, völlig identificirt) „die 
den Einzelstaaten zukommende Begierungsgewalt auch wohl .... als 
Ausfluss der Centralgewalt, ja sogar als eine widerrufliche 
Concession derselben erscheinen'' (Note 8 verweis't auf das Staatsrecht 
und Lehenrecht des alten Deutschen Reichs). 
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Satz, dam diew »ämmtliche Staatszweeke wie die 
Staatsgewalt im Einheiti^staate TeriMge*-^^: wr 
eiaer T^eÜDoi^ der Anfgahcm und Reeide des älnia ist bei 
ilun kerne Bede, .iiii n iw itw wird jedoeh aach fia Seflb- 
gübidigkeit der OtgaaiMtioa des GeaBaoHistaaia wmr als 
Bi5^ieh berlllirt^^: der HaqiBBelie nach «fcBeswa sek 
seine An&tellmigai eben duiAias aa das alle Dealseke 
Seieh aa^^^. — Mejer^ befeoat aoA aficker, da» fie 



gewalt als einer eigentiiehen Obrigkeit auleiifui'fem aoen ^^ : 
wenigsieas in dem aas einaa Einkatastaale ^^wiekeü^ 
BondeSBtaale Hart er eine Prasamtim ftLr die Ma^ der 
Centralgewalt besiriwn^^; daeffgen eriuant er fis ^Ib- 
rtgndigkeit^ der Einsdstaatai ^ den meht snr ceniralen 
Sphäre gekSrigen Pnakten^ an^. — Kaltenborn. Ter- 
mdge seiner ansgeptigten Abneigong g^cn £e in Dents^- 
land yerbreiteten bandeflslaatfi^ai BefimnplSne ^^ eridirte, 
im Bandesstaale wode die Sonveiiaüät do EiHelslaaten 
im Wesenffichcn gebrochen, mAr and mekr za blosse 



11* TXt. I (Hote 2 nemit als Bastei wiedemm: die Boicfaagewait 
im alten Pentachcn Beiche). — Dagegei far die politiadie Bereckti- 
gang der Eimdataaten im Bondeaataate oder Staatanstaate eikeimt Z. 
keine allgemeine Tennndnmg an (Nr. m, besonders Note 7]. 

» Nr. XI n. Xn. 

tti Vgl. oben Anm. 118 u. 119. 

» Otto M ejer, Einkitang in das Devtsebe Staatsreebt, Rostock 
i%^\, f 4 (8, 5—9). 

^^ %, 1, Widentand der Einielstaaten gegen £e Centralgewalt 
würde daber niebt Tertragsbnicb, sondern „Emp^Srang^ sein: S. 8. — 
Vgl. aueh }f 18 a. 19 über die Reiehastaatsgewalt im ebemaligen 
Dentseben Reiebe, 

w I 4 N. 7. 

1^8. 7. Die Untertbanen der verbundenen Staaten sind dem 
IVillen der Centralgewalt im Bundesstaat unmittelbar unterwiafen, aber 
doob nur, ^ysoweit deren Competenz reicbt": S. 8. 

** Vgl. insbes. die oben § 8 N. 3 citirte cbarakteiistiacbe Aeus- 
sening. 
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Provincialselbständigkeit reducirt ^^"^ ; auf die Organisation der 
Centralgewalt and auf die Beschaffung der Mittel fUr die- 
selbe ging er ebenso wenig wie Mejer ein. 

b. Noch bestimmter und principieller als Kalten- 
born machte Held in seinem System des Deutschen Ver- 
fassungsrechts ^^^ geltend , dass im Bundesstaat die 
Souveränität ausschliesslich der Centralgewalt 
zustehe und dass folglich derselbe strenge genommen 
gar keine Staatenverbindung, sondern ein Staat sei^ 
dessen einzelne Theile einen gewissen Grad politischer Selb- 
ständigkeit hätten, aber niemals selbst Staaten sein könn- 
ten, da ein Staat im Staate undenkbar sei^^o^ ^Je 
er aber schon damals auf das Schwankende und Fliessende 
in den Begriffen und geschichtlichen Formen der Staaten- 
verbindungen hinwies ^^^, so behauptete er später in seinen 
„Grundzügen des allgemeinen Staatsrechts^, dass juristisch 
kein Föderatiwerhältniss, welches über eine blosse Allianz 
hinausgehe, genau bestimmt werden könne ^^i. nichtsdesto- 
weniger definirte er jetzt die Bundesstaaten als Bepubliken 
auf Grund einer Theilung der Souveränitätsrechte ^^2^ xinä 
stellte zudem den Satz auf, dass jede Staaten Verbindung 
Bundesstaat sei, sobald und soweit in den allgemeinen 
Angelegenheiten das Majoritätsprincip zur Anerkennung 



^Carl von Kaltenborn, Einleitung in das constitutionelle 
Verfassungsrecht, Leipzig 1863, S. 159. — Die Bundesstaatsgewalt ist 
nach diesem Schriftsteller (a. a. O. sub 2) „wesentlich ein wahres Ana- 
logon der Staatsgewalt, wenn diese nicht schon selbst''. 

1^ Joseph Held, System des Verfassungsrechts der monarchi- 
schen Staaten Deutschlands mit besonderer Kücksicht auf den Consti- 
tutionalismus, Bd. 1 (Würzburg 1856), S. 392—395. 

129 S. 395, vgl. auch S. 475. 

130 S. 393—94. 

^1 Joseph Yon HeH, Grundzüge des Allgemeinen Staatsrechts 
oder Institutionen des öffentlichen Rechts, Leipzig 186S, § 259 a. £. 
(S. 447—448). 

132 A. a. O. S. 447. 
Brie, Der Bandesstaat. I. 10 



t 
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komme ^^3. — Dagegen in der unlängst veröffentlichten 
Kritik der neuen ReichsverfasBung ist Held durchaus auf 
seinen früheren Standpunkt zurückgegangen und hat dem- 
selben die schärfste Ausprägung zu geben gesucht ^3*. 

c. Eine gewisse Verwandtschaft theils mit der frü- 
heren, theils mit der späteren Auffassung Held's zeigt die 
Theorie, welche Vollgraff in einer besondem Abhand- 
lung über Staatenvereine *35 mit der ihm eigenen Origi- 
nalität und Paradoxie des Denkens und Ausdrucks ent- 
wickelte. Den Ausgangspunkt seiner Betrachtungen bilden 
die Sätze: der innere Grund fllr völkerrechtliche Vereine 
sei immer der nämliche, eine von aussen drohende Gefahr 
oder ein dringendes Schutzbedürfniss ; nur der Grad und 
die Dauer dieses Moments seien verschieden und mithin 
entscheidend für die Schlaffheit oder Straffheit des Bun- 
des ^^ß. Die .weitere Ausführung dieses Grundgedankens 
aber wurde beherrscht durch seine, den bundesstaatlichen 
Bestrebungen der Deutschen Liberalen entgegengesetzte, 
politische üeberzeugung : die ganze bisherige Unklarheit 
der Begriffe schien ihm auf einer Verwechselung von 
Bundesstaat und Einheitsstaat, namentlich mit 
Rücksicht auf den Deutschen Bund, zu beruhen; man be- 
schönige die ungegründeten Anklagen und Vorwürfe gegen 
den Deutschen Bund, indem man denselben fälschlich einen 
Staatenbund nenne und angeblich statt dessen einen B\m- 



133 S. 463 Note 1. „Der weilarid Deutsche Bund" war nach diesem 
Massstab „eine unentschiedene Zwitterbildung"; „soweit Stimmenein- 
helligkeit entscheiden sollte, mochte er Staatenbund, ausserdem Bim- 
desstaat genannt werden." 

134 S. den folgenden §, III, 2. 

135 Disputatio C. F. Vollgraffii De confoederationibus sine et 
cum imperio, Marburgi 1859. — Die Abhandlung selbst ist Deutsch 
geschrieben und trägt daher auch den zweiten Titel : „Wodurch unter- 
scheiden sich Staaten-Bund, Bundes-Staat imd Einheits-Staat von ein- 
ander, und was sind sonach der teutsche Bund, die nordamerikanische 
Union und die neue schweizerische Eidgenossenschaft". 

13« Einleitung (S. 3—4), vgl. mit § 6. 
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desstaat fordere, während man einen Einheitsstaat meine i^^. 
In Wahrheit sei jedes dauernde Kriegsbilndniss 
mit Untersagung aller Selbsthtilfe im Innern und 
einer Organisation ein Bundesstaat^^Sj davon aber 
sei wesentlich verschieden der einheitliche Gross- 
Staat, welcher auch Hebung und Förderung der Kultur- 
und anderer Lebenszwecke zur Kräftigung des Volkes und 
Staates erstrebe und dafür einer vollständigen staatlichen 
Organisation bedürfe ^^9^ ^^s hier, z. B. in der Nordameri- 
kanischen Union und in der spöttisch noch sogenannten 
Schweizerischen Eidgenossenschaft, den sich vereinigenden 
Staaten verbleibe, sei nichts anderes als was in jedem 
nicht nach der Französischen Schablone centralisirten Ein- 
heitsstaate den Landschaften und Städten als Selbstverwal- 
tung vorbehalten sein könne ^*^; Staaten seien die Mit- 
glieder nicht mehr, wenngleich das öflfentliche Recht 
des so entstandenen Einheitsstaates völkerrechtlicher Natur 
sei ^^K 

d. Die massvolle Ansicht über Staatenbund und Bun- 
desstaat, welche Trendelenburg in seinem Naturrecht ^ ^2 



»37 S. insbes. §§ 11 u. 22. 

138 §§ 4^ 6, 9. — Der Staatenbund hingegen ist zwar „ein aus- 
drücklich abgeschlossenes Kriegs-Bündniss gegen eine bekannte per- 
manente Gefahres aber „ohne im Uebrigen die verbündeten Einzel- 
Staaten in Ausübung ihrer Staats - Gewalt irgend zu behindern" (§ 6), 
daher auch, wie das Staaten - System, ohne Organisation (höchstens 
Aufstellung eines Oberfeldherrn im Kriege: § 8). Von diesem Stand- 
punkte erschien dann der Deutsche Bund als „ein reiner und correcter 
Bundes-Staat" (§ 21). 

139 §§ 5, 6, 10. 

140 jj 27 .(„Die nordamerikanische Union**) und 28 (,J)ie schwei- 
zerische Eidgenossenschaft*'). Nur dem Scheine nach seien die Unions- 
verfassung und die schweizerische Verfassimg v. 12. Sept. 1848 Bun- 
desverfassungen, der Sache nach, „in Beziehung auf Zweck und Mittel*', 
Verfassungen eines Einheitsstaates, einer einheitlichen Eepublik. 

141 § 5. 

1*2 Adolph Trendelenburg, Naturrecht auf dem Grunde der 
Ethik, zweite ausgeführtere Auflage, Leipzig 1868, § 226 (S. 584—87). 

10* 
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darlegte, scheint er sich in selbständiger Weise besonders 
aus der Geschichte und Verfassung der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika und aus den Deutschen Erfahrungen ge- 
bildet zu haben; für die theoretische Formulirung derselben 
aber waren seine rechtsphilosophischen Grundan- 
schauungen bestimmend. Gemäss seiner allgemeinen 
Lehre, dass in jeder ethischen Gemeinschaft eine doppelte 
Tendenz , die der Verstärkung der Theile und die der 
Gliederung des Ganzen, obwalte i*^, fasste er den Unter- 
schied zwischen Staatenbund und Bundesstaat dahin, dass 
jener aus eigentlich unabhängigen oder unabhängig ge- 
dachten Theilen bestehe, welche „das höhere Ganze" als 
eine Macht über ihren Willen nur in bedingten Richtungen 
anerkennen, während der Bundesstaat aus Theilen, 
welche nur im Ganzen Bestand haben, in strengerer 
Einheit gebildet sei^^*; als' Innern Grund des Unter- 
schiedes aber bezeichnete er nach seiner teleologischen Be- 
trachtungsweise ^^^ den verschiedenen Zweck der 

beiden Verbindungen, da der Staatenbund nur 
Abwehr eines fremden Eingriffes, der Bundes- 
staat dagegen auch gemeinsame innere Ent- 
wickelung erstrebe i*^. Ein gewisser Anklang an die 



Die Abweichungen von der ersten, 1860 erschienenen, Auflage sind in 
diesem Paragraphen gering. 

i« A. a. O. §§ 36 und 40. 

144 s. 584—85. 

1^ Dass nur die organische s. teleologische Weltanschauung Grund- 
lage der Ethik und somit auch des Naturrechts sein könne ^ hat T. 
a. a. O. § 18, unter Verweisung auf seine umfassenderen logischen 
und metaphysischen Untersuchungen, hingestellt. Anwendungen des 
teleologischen Princips auf die Begriffe des Rechts und der Gesell- 
schaften, bez. juristischen Personen geben §§ 45 — 47 u. 111. 

14« S. 585 : „Der Staatenbund lässt die souveränen Staaten be- 
stehen und kehrt nur das Ganze gegen den äussern und innem Feind 
militärisch und polizeilich ; das Motiv seines Daseins ist die Verneinung 
eines fremden Eingriffes, aber nicht die Bejahung einer gemeinsamen 
Gesetzgebung und gemeinsamen Verwaltung, oder einer gemeinsamen 
Entwickelung durch beide. ^ 
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Theorie von Tocqueville und Waitz spricht ^sich nur 
darin aus, dass für die gemeinsame Entwickelung im Bun- 
desstaat nicht allein gemeinsame Gesetzgebung, sondern 
auch gemeinsame Verwaltung vorausgesetzt wird ^^^ , und 
dass den Gesetzen des Centrums in den Theilen, die sich 
selbst regieren, sichere Geltung verschafft werden soll durch 
die Verantwortlichmachung nicht nur der Staaten, sondern 
auch der Einzelnen i*®. Ueber die Organisation der Staa- 
tenvereine und speciell des Bundesstaats hat Trendelen- 
burg sich nicht näher erklärt; nur betont er die Noth- 
wendigkeit, die ungleiche Machtstellung der Theile bei der 
Gliederung des Ganzen in angemessenem Verhältniss zu 
berttcksichtigen ^*^. 

2. Von den neueren SchVeizeri sehen Staatsge- 
lehrten haben, wie wir sahen ^*o, Rüttimann und Escher, 
welche neben den gegenwärtigen Schweizerischen Bundes- 
einrichtungen und im Vergleich mit denselben ganz vorzugs- 
weise die Nordamerikanische Unionsverfassung berücksich- 
tigten, sich in der Auffassung des Bundesstaats überwiegend 
der Doktrin Tocqueville's, beziehungsweise ihrer Wei- 
terbildung durch Waitz, angeschlossen. Dagegen Blumer 
in seiilem auf trefflicher historischer Grundlage ruhenden 
Handbuch des Schweizerischen Bundesstaatsrechts ^^^ hat wohl 
einzelne massgebende Gesichtspunkte Tocqueville's sich 
angeeignet, aber mit diesen , die von dem Schweizerischen 
Publicisten Snell aufgestellte, wesentlich aus den Schwei- 
zerischen Verfassungskämpfen erwachsene, Theorie des Bun- 
desstaates ^^2 zu verbinden gesucht, ohne freilich auf diesem 

*•'' S. die vorige Note. 

*« S. 585 a. E. 

^ Es gut „di^ gierige Machterweiterung zu einer besonnenen Glie- 
derung überzuführen^; unmöglich ist „die Unterordnung überlegener 
Theile unter die Mehrheit der schwächeren^ (S. 586). 

«» Oben n, 6 und HI, 3. 

^1 Hier kommt besonders in Betracht die Erörterung über Cha- 
rakter und Zweck des Bundes (Bd. 1, S. 141 — 146). 

^ Die Hauptsätze derselben habe ich oben § 7 HI (S. 69—70) 
hervorgehoben. 



150 §11-4. Die Anhänger von Waitz. — Verwandte 

Wege zu einer einheitlichen Construktion zu gelangen *^3* 
Als den wichtigsten und hauptsächlichsten Unterschied zwi- 
schen Staatenbund und Bundesstaat betrachtet er, im Ein- 
klang mit Tocqueville, die Machtstellung, welche 
den Bundesbehörden gegenüber den einzelnen 
Staatsbürgern eingeräumt sei; im Staatenbunde hätten 
die Bürger nur den Behörden des Einzelstaates zu gehor- 
chen, die Bundesbehörden sich nur an die Kegierungen der 
Einzelstaaten zu halten; dagegen im Bundesstaate habe der 
Bürger den Gesetzen und Beschlüssen der Bundesbehörden 
ebensowohl wie denjenigen der Staatsbehörden nachzuleben, 
und es beständen verfassungsmässige Organe, welche den 
Bundesvorschriften Nachachtung zu verschaffen hätten ^^^. 
Auch darin stimmt Blumer mit Tocqueville überein, 
dass er eine Souveränität des Bundes neben der 
Souveränität der Einzelstaaten annimmt, und zwar 
nur als Ausnahme, während die Kantonalsouveräni- 
tät die Begel bilde; hiefÜr beruft er sich namentlich auf 
Art. 3 der Schweizerischen Bundesverfassung ^^^. Aber ande- 
rerseits hat ihn die Vergleichung des Art. 2 der Bundes- 
verfassung von 1848 mit dem Eingang des Bundesvertrags 
von 1815 überzeugt, dass Snell mit Recht einen weitgrei- 
fenden Unterschied zwischen Staatenbund und Bundesstaat 



153 Blum er (1. c. S. 142) betrachtet den Unterschied zwischen 
Staatenbund und Bundesstaat überhaupt als einen fliessenden und will 
auf eine weitläufige Erörterung jener Begriffe nicht eingehen, wenn- 
gleich er überzeugt ist , dass die Schweiz durch die Bundesverfassung 
von 1848 ebenso entschieden ein Bundesstaat geworden sei, wie sie vor 
1798 ein blosser Staatenbund gewesen, und dass sie gegenwärtig, 
neben der Nordamerikanischen Union, die wissenschaftliche Idee eines 
Bundesstaates wohl am reinsten repräsentire. Ein anderer Bearbeiter 
des gegenwärtigen Schweizerischen Bundesstaatsrechts hat sogar yon 
der Unterscheidung zwiiyhen Staatenbund und Bundesstaat gänzlich 
abgesehen, weil dieselbe zu sehr Sache der Abstraktion sei und für 
das positive Recht kein Resultat ergäbe (Simon Kaiser, Schweize- 
risches Staatsrecht, Drittes Buch, St. Gallen 1860, S. 17). 

154 s. 142. 

155 s. 145—146. 
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in der verschiedenen Ausdehnung des Bundeszwecks 
gesehen habe : der Staatenbund sei beschränkt auf die äusse- 
ren Staatszwecke, während der Bundesstaat auch wichtige 
Zweige des innem Staatslebens In seinen Bereich ziehe ^^ß. 
Endlich ist er mit Snell einverstanden darüber, dass der 
Staatenbund auf einem Vertrage der Gliederstaa- 
ten unter einander beruhe, der Bundesstaat dagegen auf 
einer Verfassung, welche von der gesammten Nation 
in ihrer Mehrheit angenommen sei; nur hält er, im Hin- 
blick auf die Entstehung und den Eingang so wie auf die 
Revisionsartikel der Schweizerischen Bundesverfassung von 
1848, ein Zusammenwirken der Mehrheit der Kantone und 
der Mehrheit des Gesammtvolkes für indicirt. Eine princi- 
pielle Ausschliessung der Kantone von der Leitung der Bun- 
desangelegenheiten liegt ihm durchaus fem ^^^ j ebensowenig 
verlangt er eine völlige sachliche Scheidung des Wirkungs- 
kreises der Gesammtheit und desjenigen der Kantone ^^^; 
dagegen statuirt er eine Unterordnung der Glieder unter 
das Ganze ^5^. 

\Vie aus unserer Darlegung erhellt, kann Blum er trotz 



156 S. 143—144. 

15T Dies zeigen seine einleitenden Betrachtungen über die Bun- 
desversammlung und seine Erörterungen über den Ständerath 
(Bd. 2, S. 1—7 und S. 15—19). Er missbilligt freilich, dass die Bun- 
desverfassung die Bestimmung über Wahlart und Amtsdauer der Stande- 
rathsmitglieder völlig den einzelnen Kantonen überlassen, den Stände- 
rath allzu sehr als Nachfolger der alten Tagsatzung behandelt habe ; aber 
er findet es doch zweckmässig, diurch andere Einrichtungen dafür zu 
sorgen, dass die Mitglieder des Ständeraths ihren Vollmachtgebern 
gegenüber keine allzu freie Stellung einnehmen, und erachtet es der 
Bestimmung des Ständeraths für vorzugsweise entsprechend, „wenn sich 
in ihm diejenigen Kenntnisse und Erfahrungen vorfinden, welche nur 
durch die Theilnahme an einer kantonalen Verwaltung erworben werden 
können« (L. c. S. IS). 

1^ Insbesondere hebt er hervor, dass selbst die Militärhoheit 
den Kantonen durch den Bund nicht völlig entzogen, wenn auch aller- 
dings in sehr hohem Masse geschmälert worden sei (Bd. 1, S. 146). 

^ Bd. 1, S. 146. Demgemäss bezeichnet er auch die Kantone als 
„halbsouveräne Oliederstaaten« (ib. S. 147). 
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seiner Annäheningen an Tocqueville nicht als Anhänger 
der Lehre von der Theilung der Gewalten im Bundesstaate 
gelten. Unlängst ist aber sogar in den Kämpfen um Revi- 
sion der Schweizerischen Bundesverfassung ein hervorragender 
Staatsmann als schneidiger Gegner der herrschen- 
den Lehre aufgetreten. Für die Bundesrevisionsbe- 
strebungen, welche besonders seit dem Jahre 1870 sich 
so lebhaft in der Schweiz geltend gemacht und eine so tief- 
greifende Bedeutung erlangt haben, sind im Ganzen zwar 
nur praktische Gesichtspunkte bestimmend gewesen ^^^ ; doch 
hat die vorwiegend unitarische Bichtung, in welcher die- 
selben sich bewegten, einen dem Fortschritt geneigten, mit 
dieser Bichtung dagegen nicht einverstandenen Staatsmann 
zu einer Begründung seines abweichenden politischen Stand- 
punkts aus dem Wesen des Bundesstaats veranlasst. Dubs^^^ 
wünscht eine Kräftigung der Bundesgewalt, aber nicht in 
dem Sinne der Umbildung des Bundesstaats in den Ein- 
heitsstaat durch Abtödtung der Kraft und Selbständigkeit 
der Kantone, sondern im Sinne der naturgemässen 
Ausbildung des Bundesstaates, so dass Bund und 
Kantone sich gleichmässig fortentwickeln ^^2. Dieses Ziel 
ist, wie er richtig erkannt hat, zu erreichen nur durch ein 
Zusammenwirken von Bund und Kantonen^®*. Soll 
aber ein solches stattfinden, dann ist die Annahme, dass im 
Bundesstaate Gentralgewalt und Einzelstaatsgewalten völlig 
getrennte Zuständigkeitssphären haben müssen, unhaltbar. 
Mit grossem Nachdruck polemisirt daher Dubs 



160 Ursprung und Verlauf der Reyisionsbewegung bis zum Frühjahr 
1871 sind kurz dargestellt in der Einleitung zu dem „Protokoll über 
die Verhandlungen der im Juli 1^70 mit Vorberathung der Keyision 
der Bundesverfassung v. 12. Sept. 1848 beauftragten Kommission des 
schweizerischen Nationalraths'^ (Bern 1871). 

161 Zur Verständigung über die Bundesrevision, Zürich 
1871 (anonym erschienen). 

i6i2 s. namentlich das Vorwort (S. 3 — 8) und das Schlusswort 
(S. 109—115). 

163 S. 7. S. 112—13. 
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gegen die frühere „Mode zu behaupten, dass der 
Bundesstaat und der Einzelnstaat zur Verhütung 
von Kollisionen auf ganz getrennte Gebiete an- 
gewiesen werden sollten"; entrüstet ruft er aus: „Die 
beiden Souveränetäten hätten also zwar Wohnung im glei- 
chen Hause, aber in abgesonderten Zimmern mit scharf ge- 
schiedenen Feuermauem bis zum Giebel!" ^®^ In dieser 
Doktrin, hebt er mit überraschendem Scharfblick hervor, 
spuke noch der alte Geist des Staatenbundes, 
der Vereinigung zu ganz beschränkten Zwecken; der Bun- 
desstaat sei ein anderes Wesen, er umfasse die Bun- 
desglieder voll und ganz; er bilde zusammen mit 
ihnen eine höhere organische Einheit ^^^ Im 
Gegensatz zur „alten" Doktrin will Dubs aus diesem Prin- 
cip sogar den umgekehrten Satz ableiten, dass der Bund in 
allen Gebieten des Staatswesens berechtigt werden solle, 
ohne aber die Kantone aus irgendeinem wesentlichen Ge- 
biet, welches sie bis jetzt beherrscht hätten, verdrängen zu 
dürfen 16«. Als dringendes praktisches Bedürfniss erscheint 
ihm' insbesondere, dass der Bund autorisirt werde, 
im Innern überall unterstützend mitzuwirken, wo 
es gelte, Interessen von allgemeiner Bedeutung, 
fbr deren Befriedigung die Kantonalkraft nicht ausreiche, 
zu fördern oder schädliche Einwirkungen abzu- 
halten^«^; für die praktische Ungefährlichkeit und 
hohe Erspriesslichkeit dieses Systems beruft er sich 
insbesondere auf die überaus günstigen Erfolge, welche 
Art. 21 der Schweizerischen Bundesverfassung über die 



1« S. 32, vgl. auch S. 112—13. — Auffallend ist, dass Dubs die 
Theorie von der sachlichen Trennung der beiden Souveränitäten als 
eine bereits überwundene zu betrachten scheint. 

166 S. 112. 
186 S. 112. 

167 g. 33 — 39^ vgl. S. 113. — In den auswärtigen Beziehungen 
soll dagegen auch nach Dubs' Ansicht der Bundesstaat „als Einheits- 
staat handeln^', daher den Elantonen das Vertragsrecht und Correspon- 
denzrecht entzogen werden (S. 9—10). 
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Errichtung von öffentlichen Werken mit Unterstützung des 
Bundes während der letzten 20 Jahre bewirkt habe^^^. 
Dagegen die grösste Gefahr für den Fortbestand 
des Bundesstaates sieht er in der gänzlichen Cen- 
tralisation des Militärwesens i^^; dem militärischen 
Einheitsstaat folge nothwendigerweise der politische Ein- 
heitsstaat; wolle die Schweiz ein Bundesstaat bleiben und 
wollten die Kantone ihre „Souveränetät" bewahren, so 
könnten letztere zu keiner Zeit darauf verzichten, ihr kanto- 
nales Militärwesen zu erhalten ; das Natürliche sei auch hier 
das Zusammenwirken von Bund und Kantonen; bei Aner- 
kennung dieses Grundsatzes könne dem Bunde ein kräftiges 
Oberaufsichtsrecht gewährt werden i'^. Neben de^ Erhal- 
tung der „schützenden Waffe" gilt ihm als zweites un- 
umgängliches Erforderniss für die Fortdauer des 
Bundesstaats das Votum der Kantone in allen 
Fragen, welche an die höchste Instanz der Sou- 
veränität selbst gebracht werden^'^; mit dem Be- 
schluss des Ständeraths könne man sich bei souveränen 
Entscheidungen nicht begnügen, weil dessen Mitglieder nicht 
von Instruktionen abhängen und also den kantonalen Willen 
nicht sicher zum Ausdruck bringen ^'2, — Nicht neben 
einander, sondern mit einander und in einander sollen 
Bund und Kantone bestehen; die alten Gegensätze der 
Nationalität und Kantonalität sollen sich nicht zerstören, 
sondern in der höhern Einheit des Zusammenwirkens sich 



^^ S. 32 u. S. 113. Insbesondere glaubt er, nach den Erfah- 
rungen auf Grund des Art. 21 annehmen zu dürfen, dass die gemein- 
same Aktion des Bundes und der Kantone auf dem gleichen Gebiete 
keine Confusion in den CompetenzverhSltnissen herbeiführen verde, 
sondern dass gewissermassen „natürliche Gr&nzen^ entstehen würden. 

iw S. 22—25. 

170 S. 30. Die nähere Abgränzung soll hier durch Gesetz erfolgen 
(S. 22). 

171 S. 102, vgl. S. 111. 

172 S. 100—102. 
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versöhnen ^^^ : das sind die leitenden Ideen der Schrift 
vonDubs, welchen dieselbe freilich gemäss ihrer praktisch 
politischen Tendenz keine zusammenhängende wissenschaft- 
liche Begründung und nur eine fragmentarische Ausführung 
gegeben hat. 

§ 12. 

F. Nene Yeränderangeii der Lehre mit Rücksicht auf 
den Norddentschen Bund nnd das gegenwärtige Deutsche 

Beich. 

I. Wie die bisherigen Umgestaltungen der Deutschen 
Gesammtverfassung seit dem Westphälischen Frieden wesent- 
lich bestimmend gewesen waren für die Entstehung und 
Entwickelung der Lehre vom Bundesstaate, so musste ganz 
besonders die im Jahre 1866 begonnene, seit dem Anfang 
des Jahres 1871 zum Abschluss gelangte grossartige natio- 
nale Neubildung einen massgebenden Einfluss auf die bun- 
desstaatliche Theorie ausüben. In der That ist unverkenn- 
bar während der letzten Jahre gerade durch die neue 
Deutsche Gesammtordnung in den theoretischen An- 
sichten über den Bundesstaat ein neuer ümwandlungspro- 
cess hervorgerufen worden, welcher freilich noch nicht zu 
einem festen positiven Ergebniss geführt hat, sondern noch 
den Charakter eines Gährungsprocesses trägt, ja nach man- 
chen Symptomen als Auflösungsprocess betrachtet werden 
könnte. 

Von vom herein befand sich die Theorie gegenüber 
dem neuen Gemeinwesen in schwieriger Stellung. Nicht, 
wie in den Jahren 1848 und 1849, waren die Gelehrten 
vorzugsweise berufen worden, den neuen Verfassungsbau zu 
errichten; nicht waren, wie damals, die Grundlinien den 
Aufstellungen der Wissenschaft entnommen. Praktische Staats- 
männer vielmehr hatten den Plan entworfen und wesentlich 



173 s. 112 u. 113. 
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unverändert zur Geltung gebracht, und sie hatten in dieser 
Thätigkeit nur von klaren praktischen Bedürfiiissen sich be- 
stimmen lassen ^ ; man darf wohl sogar annehmen, dass der 
leitende Staatsmann, aus dessen Geiste Stil und Eintheilung 
des neuen Gebäudes hervorgegangen sind, eine gewisse 
Freude darin gefunden hat, abzuweichen von allen herge- 
brachten theoretischen Schablonen und von allen Forde- 
rungen einer abstrakten Doktrin 2. Dennoch hat die Wis- 
senschaft alsbald die Frage sich vorlegen müssen nach der 
rechtlichen Natur der neuen, so tief in das Leben eingrei- 
fenden, politischen Schöpfang^. In der Antwort trat eine 



^ In diesem Sinne erklärte die Thronrede bei Eröffnung des s. g. 
constituirenden Norddeutschen Reichstags, die verbündeten Regie- 
rungen hätten sich verständigt „über eine Anzahl bestimmter and be- 
gränzter, aber praktisch bedeutsamer Einrichtungen, welche ebenso im 
Bereiche der unmittelbaren Möglichkeit wie des zweifellosen Bedürf- 
nisses liegen." (Bezold, Materialien zur Deutschen Reichsverfassung 
Bd. 1 S. 72). Die Anträge von H. A. Zachariä, welche bezweckten, 
die Principien „der (wie H. v. Sybel ironisch sagte) in Göttingen 
ausgebildeten Theorie" vom Bundesstaate in der Norddeutschen Bundes- 
verfassung zum Ausdruck zu bringen, wurden auch von der Majorität 
des Reichstags mit Gleichgültigkeit oder sogar mit Abneigung aufge- 
nommen und fielen daher völlig zu Boden. 

^ Vgl. die Aeusserung R. v. Mohl's, Das deutsche Reichsstaats- 
recht, S. 5: „Endlich darf nicht ausser Augen gesetzt werden, dass 
der gewaltige Staatsmann, von dessen Willen und Kraft so Vieles 
schliesslich abhing, nichts weniger als ein schulgerechter Theoretiker 
sondern ein Mann der That und ein scharfsinnigster Beobachter des je 
zunächst Möglichen und Nothwendigen ist, und dass Manches positiv 
und negativ nach seiner Persönlichkeit zugeschnitten wurde, was einem 
weniger kräftigen und anerkannten Nachfolger nicht recht passen 
mag." Mit Recht hebt aber Mo hl andererseits hervor, dass auch diese 
Schöpfung dem Einfluss der allgemeinen geistigen Atmosphäre, in wel- 
cher sie entstand, sich nicht entziehen konnte, und dass sie weitver- 
breiteten Anschauungen und Forderungen Rechnung tragen musste, 
um Sympathieen im ganzen Volke zu gewinnen. , 

3 Ueber die Bedeutung der Frage nach dem rechtlichen Grundge- 
danken einer staatlichen Gestaltung und insbesondere auch des neuen 
Deutschen Reiches finden sich treffliche Bemerkungen bei Mo hl a. a. 
O., S. 1—7, 27—28. 
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grässere principielle üebereinstimmung der Meinungen her- 
vor, als man angesicht der bedeutenden Schwierigkeiten 
des Problems zunächst hätte erwarten sollen. Mit verhält- 
nissmässig wenigen Ausnahmen bekundeten die zahlreichen 
Vertreter der Deutschen Staatsrechtswissenschaft, welche 
das juristische Wesen des Norddeutschen Bun- 
des zu erfassen und zu bezeichnen suchten, übereinstim- 
mend die Ansicht, dass derselbe den Grundcharakter 
eines Bundesstaates habe^ und noch allgemeiner ist 
diese Ansicht für das durch Erweiterung des Norddeutschen 
Bundes mit vorzugsweise föderativer Modifikation seiner Ver- 
fassung neubegründete Deutsche Beich durchge- 
drungen^. Der natürliche Wunsch, das langersehnte Ideal 



* Eine ziemlich vollständige Aufzählung derjenigen Schriftsteller, 
welche den Norddeutschen Bund, beziehungsweise das Deutsche Keich 
für einen Bundesstaat erklärt haben, giebt G. Meyer in seinen 
„Staatsrechtlichen Erörterungen über die Deutsche Reichsverfassung^' 
S. 81 N. 2. Hinzuzufügen sind insbesondere: B oh lau (Competenz- 
Competenz?, S. 42 — 43), H. A. Zachariä (Die Verfassungs-Aende- 
rung nach Artikel 78, S. 17 — 20, jedoch mit einigen Vorbehalten) und 
Adolph Wagner ( in v. Holtzendorff's Jahrbuch des Deutschen 
Reichs, Bd. 1, S. 581 — 83); ferner aus neuester Zeit Westerkamp 
(lieber die Reichsverfassung, passim, z. B. S. 24, 31, 97, 155, 165 flf.)> 
R. y. Mo hl (Encyklopädie der Staatswissenschaften, 2. Aufl., in den 
Anmerkungen zu § 49, und Deutsches Reichsstaatsrecht, bes. S. 26 bis 
37) und y. Holtzendorff (Encyklopädie der Rechtswissenschaft, 
Bd. 1, 2. Aufl., S. 806), welcher letzte Rechtslehrer früher (Encyklop. 
d. R. , 1. Aufl. Bd. 1, S. 648) den Norddeutschen Bund als eine 
durchaus eigenthümliche , yon allen bisherigen theoretischen Aufstel- 
lungen abweichende Staatsgestaltung bezeichnet hatte. — Für einen 
blossen Staatenbund haben nur yereinzelte Stimmen den Norddeut- 
schen Bund unmittelbar nach seiner Entstehung erklärt: so Hierse- 
me nzel (Die Verfassung des Norddeutschen Bundes, Bd. 1, S. 34 
Anm. 1) und v. Treitschke (Preussische Jahrbücher, Bd. Ij9, S. 723). 
Zuweilen ist auch während der Zeit des Norddeutschen Bundes die 
Ansicht heryorgetreten , dass die neue Gesammtverfassung gar keinen 
einheitlichen Grundcharakter trage, sondern eine Mischung yer- 
8 chi edenartiger Formen enthalte: so fand der Verfasser der in- 
teressanten Schrift „Die Competenz des Norddeutschen Bundes aus 
Artikel 78 der Bundesyerfassung'^ (Berlin 1870), der selbst Mitglied des 
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eines Deutschen Bundesstaats in der neuen Gestaltung ver- 
wirklicht zu finden, hat zu diesem Resultat wohl nicht 
wenig beigetragen 5 ; jedoch auch der starke Gegensatz der- 
selben gegenüber der beseitigten staatenbtindischen Ordnung 
und hinwieder die vielfache Uebereinstimmung mit den an- 
erkannt bundesstaatlichen Verfassungen Nordamerika's und 
der Schweiz so wie mit den früher für Deutschland aufge- 
stellten Bundesstaatsprojekten waren geeignet, auf den rich- 
tigen Weg zu führen. Andererseits freilich zeigte die neue 
Bundesverfassung nicht nur mannichfache erhebliche Diflfe- 
renzen gegenüber diesen bundesstaatlichen Ordnungen, son- 
dern enthielt noch viel weitergehende augenfällige Abwei- 
chungen von der herrschenden Lehre über Begriff und 
Erfordernisse des Bundesstaats , wie sie namentlich aus 
einer einseitigen Auffassung und Construktion der Nord- 
amerikanischen Bundeseinrichtungen unter Mithülfe einer in 
Deutschland durch das Misslingen der Bewegung von 1848 
hervorgerufenen politischen Strömung sich gebildet hatte ^. 
Für die grosse Mehrzahl der Deutschen Publicisten, welche 
die Theorie von der Theilung der Gewalten im Bundes- 



constituirenden Beichstags gewesen war, in dem neuen Gemeinwesen 
einheitsstaatliche und bundesstaatliche Eigenschaften neben einander 
(1. c. S. 119, vgl. auch S. 16—17 und S. 81); während Bluntschli 
(Allgemeines Staatsrecht, 4. Aufl.', Bd. 1/S. 246 und Modernes Völ- 
kerrecht, Art. 70) in demselben Merkmale der drei verschiedenen 
Grundformen, des Staatenbundes, des Bundesstaates und des Staaten- 
reiches, jedoch mit überwiegender Tendenz zum Staatenreiche, ver- 
einigt sah. — Gegenwärtig darf die Ueberzeugung, dass das 
neue Deutsche Beich seinem Grundcharakter nach ein 
Bundesstaat ist, als sententia communis aller Der- 
jenigen betrachtet werden, welche überhaupt den Bun- 
desstaatsbegriff festhalten. Die jüngst in die Oeflfentlichkeit 
getretenen abweichenden Auffassungen v. Held's und Seydel's be- 
ruhen eben auf principieller Verwerfung dieses Begriffs (s. unten III). 

5 Auf den Einfluss dieses Moments hat schon die Schrift ,J)ie 
Competenz des Norddeutschen Bundes aus Art. 78", S. 17 besonders 
hingewiesen. 

6 S. oben §§ 8—10. 
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Staate in der von Waitz gegebenen Ausprägung oder in 
verwandter Fassung ihren Betrachtungen zu Grunde legte 
und doch das neue Gemeinwesen unter den Begriff des 
Bundesstaats einreihen wollte, gab es nur zwei Möglich- 
keiten, jene Abweichungen des neuen Bundes- 
staats von den theoretischen Sätzen wissenschaft- 
lich sich zurechtzulegen : entweder mussten sie dieselben flir 
begriffswidrige , wenn auch den juristischen Grundtypus 
nicht aufhebende , Singularitäten erklären ; oder sie 
mussten aus denselben Veranlassung nehmen, die Theorie 
selbst zu modificiren. Beide Wege wurden beschritten, 
von den verschiedenen Schriftstellern allerdings in sehr ver- 
schiedenem Masse. Zum Theil begnügte man sich damit, 
theoretisch anstössige Bestimmungen der vorliegenden Ord- 
nung auf Grund der als feststehend angenommenen, respek- 
tive neu bekräftigten Doktrin als irreguläre, principwidrige 
zu bezeichnen 7. In Betreff mehrerer wichtiger Punkte aber 
führte der Widerspruch zwischen den neuen Satzungen und 
den Consequenzen der herrschenden Lehre tiberwiegend da- 
hin, die letzteren als unhaltbar aufzugeben oder mindestens 
eine weitere, auch der neuen Erscheinung entsprechende 
Fassung an die Stelle der bisherigen zu setzen: bald war 
es die Erkenntniss oder Empfindung des naturgemässen Ver- 
hältnisses, bald die Nachwirkung älterer, immer in theil- 
weiser Geltung gebliebener Auffassung, in gewissem Um- 



7 Beispiele s. unten II, 2—4 , insbes. Note 31 (vgl. auch 33) , 58 
XL. 59, 72 u. 73. — Mit grosser Entschiedenheit hat R. v, Mohl 
diesen Standpunkt auch gegenüber dem fortdauernden Gesandtschafts- 
recht der Deutschen Einzelstaaten geltend gemacht (Encykl. d. Staatsw. 
§ 49 N. 4, § 58 N. 1 u. 2; Deutsches Reichsstaatsrecht, S. 306—7), 
über welches die meisten Bearbeiter des neuen Deutschen Staatsrechts 
leicht hinweggegangen sind (vgl. z. B. G. M&yer, Norddeutsches 
Bundesrecht, S. 52, und Staatsrecht!. Erörter. S. 33; v. Rönne, Das 
Verfassungs-Recht des D. Reiches S. 58—59; Westerkamp, Ueber 
d. Reichsverfassung S. 49 — 51. Auch die Bedenken Thudichum's, 
Verfassungsrecht des Nordd. Bundes S. 246—48, sind vorwiegend poli- 
tischer Natur). 
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fange auch richtigere Einsicht in die Bestimmungen der 
fremden Bundesstaatsrechte, wodurch das Abgehen von der 
Wait zischen Lehre entschieden wurde. Bei einzelnen Schrift- 
stellern haben diese Modifikationen der herrschenden Theorie 
eine solche Ausdehnung und Bedeutung erlangt, dass da- 
durch der Begriff des Bundesstaates beinahe sich 
verflüchtigt hat. Endlich hat sogar der Inhalt der neuen 
Deutschen Gesammtverfassung Anlass und Material geboten 
für Versuche, mit der Lehre von der Theilung der 
Souveränität im Bundesstaate den Bundesstaats- 
begriff überhaupt principiell zu bekämpfen und 
zu verwerfen. 

n. Vier einzelne Fragen sind es i insbesondere, 
hinsichtlich welcher eine von der Wait zischen Theorie 
mehr oder weniger abweichende Auffassung in den Schriften 
über das neue Deutsche Gesammtstaatsrecht und auf Grund 
desselben sich geltend gemacht hat: die Unterordnung der 
Partikularstaaten unter die Centralgewalt innerhalb der Zu- 
ständigkeitssphäre der letzteren; die Beftigniss der Central- 
gewalt, selbst den Kreis ihrer Competenz zu erweitem; die 
Unabhängigkeit der Centralgewalt von den Einzelstaaten in 
Bezug auf Ausftihrung und äussere Mittel ; endlich die Be- 
theiligung der Einzelstaaten an der Bildung des Gesammt- 
willens. Sowohl das Postulat der Selbständigkeit der Ein- 
zelstaaten als dasjenige der Selbständigkeit des Gesammt- 
staats wurde demnach in den ^wesentlichen Beziehungen 
Gegenstand der Controverse. 

1. Mit grösster Entschiedenheit hatte Waitz jegliche 
Unterordnung der Einzelstaaten unter die Cen- 
tralgewalt als dem Begriff des Bundesstaats durchaus 
widersprechend verworfen, die völKge Nebenordnung der 
beiden Gewalten verfochten ^. Andererseits aber hatten nicht 
nur diejenigen Deutschen Staatsrechtslehrer, welche über- 
haupt der früheren reichsrechtlichen Doktrin der Hauptsache 



s S. oben § 10, bes. Anm. 9 und 19. 
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nach treu blieben ® , sondern auch solche , welche der 
Wait zischen Auffassung näher standen, eine Unterordnung 
der Einzelstaaten unter die Gesammtstaatsgewalt als zum 
Wesen des Bundesstaats gehörig festgehalten ^ö. Jq d^r 
Norddeutschen Bundesverfassung , beziehungsweise gegen- 
wärtigen Deutschen Reichsverfassung ist nun eine Supre- 
matie der Centralgewalt über die Gliederstaaten unverkenn- 
bar ausgesprochen namentlich durch die Bestimmung (Art. 2) , 
dass die Bundes- (Reichs-) Gesetze den Landesgesetzen vor- 
gehen ; durch die Statuirung einer Beaufsichtigung von Seiten 
des Bundes (Reiches) für alle der Gesetzgebung desselben 
unterliegenden Gegenstände (Art. 4) ; durch die Zulassung 
einer Exekution gegen Bundesglieder, welche ihre verfas- 
sungsmässigen Bundespflichten nicht erfüllen (Art. 19) ^^ 
Für die Bearbeiter des neuen Deutschen Verfassungsrechts 
war somit zwiefache Veranlassung gegeben, den auf die 
neue Gesammtordnung anzuwendenden Bundesstaatsbegriff 
dergestalt zu wenden, dass eine Subordination der Einzel- 
staaten unter die Centralgewalt darin enthalten war. In 
der That haben sie fast sämmtlich^^ mit grösserer oder 
geringerer Bestimmtheit anerkannt, dass die Centralgewalt 
innerhalb ihrer Zuständigkeit nicht allein den einzelnen Bür- 
gern, sondern auch den Einzelstaaten, wenigstens in gewissen 
Beziehungen, zu gebieten habe^^. Dass man mit dieser 



9 § 11, IV, 1. 

10 S. namentlich in Betreff "PözI'b und H. A. Zachariä's oben 
§ 11, III, 1 u. 2. 

11 Von Bedeutung in dieser Hinsicht sind auch die Artikel 76 und 
77 der B. V. ; femer die Bestimmungen über das Finanzwesen und 
das Kriegswesen des Beiches (s. unten 3). 

^ Eine Ausnahme bildet namentlich Gerber [Orundzüge des 
Deutschen Staatsrechts, 2. Aufl., S. 240). 

13 S. z. B. T. Martitz, Betrachtungen über die Verfassung des 
Nordd. Bundes, S. 2 vgl. mit S. 53 — 54 und S. 64; Thudichum 
a. a. O. S. 53; H. A. Zachariä a. a. O. S. 19, 21, 23; v. Bonne, 
Das Verfassungsrecht des Deutschen Beichs , S. 30 — 32 , bes. S. 30 
N. 2; V. Holtzendorff a. a. O., 2. Aufl. S. 792—93 (insbes. S. 792 

Brie, Der ' BnndesatMi. I. 11 
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Annahme in einen entschiedenen Gegensatz zu der Theorie 
von Waitz trete, scheint man freilich nicht bemerkt zu 
haben ^*; auch eine etwas nähere Begründung und Ausfüh- 
rung derselben finden wir nur bei zwei Schriftstellern, 
und zwar mit Hervorhebung sehr verschiedener Momente. 
<T. Meyer in seinem Norddeutschen Bundesrecht ^^ hat gel- 
tend gemacht, dass wenn die Bundesgewalt im Bundes- 
staate die einzelnen Bundesangehörigen direkt verpflichten 
könne, damit doch eine Verpflichtung der Einzelstaatsge- 
walten nach bestimmten Richtungen hin nicht ausgeschlossen 
sei; eine solche werde sogar, um die Zwecke des Bundes 
zu realisiren, „fast regelmässig** nothwendig sein; sowohl 
die Nordamerikanische als die Schweizerische als die Deutsche 
Beichsverfassung 1^ hätten den Staatsgewalten der Einzel- 
staaten die Verpflichtung auferlegt,' ihren Angehörigen ge- 
wisse Eechte zu gewähren, hätten eine bestimmte Verfas- 
sungsform für die Einzelstaaten vorgeschrieben, verlangten 
endlich von denselben Leistungen ftir das Bundesheer und 



a. £. : „Die Hauptsache bleibt: im Bundesstaat concurriren Bundes- 
und Landesgesetzgebung selbstverständlich unter Ausschliessung oder 
Unterordnung der letzteren in allen Bundessachen") ; ganz vornehm- 
lich aber G. Meyer und Mo hl an den sogleich näher anzuführenden 
Stellen. 

^4 Sehr charakteristisch in dieser Beziehung ist , dass die Schrift 
„Das Bundesstaatsrecht der Nordamerikanischen Union, der Schweiz 
und des Norddeutschen Bundes, zusammengestellt von einem Juristen^' 
(München 1868) , obgleich sie die Theorie von der Theilung der Ge- 
walten im Bundesstaate ganz in der Wait zischen Fassung wiederholt 
und insbesondere auch erklärt, dass die Einzelstaaten nicht Unter- 
thanen des Bundesstaats seien, doch die Definition voraussendet: „Es 
ist der Bundesstaat nicht ein durch einen völkerrechtlichen Verband 
gebildeter Staatenverein, sondern ein wirklicher Staat, indem über 
den Einzelstaaten ein Gesammtstaat steht." 

« S. 22—23. (Vgl. auch die Aufzählung der »Pflichten" der 
Norddeutschen Einzelstaaten gegenüber der Bundesgewalt ebendas. 
S. 116 — 17.) — In die kürzeren „Staatsrechtlichen Erörterungen" des- 
selben Autors ist diese Auseinandersetzung nicht übergegangen. 

^^ Damit ist wohl die von der Frankfurter Nationalversammlung 
beschlossene Beichsverfassung gemeint. 
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für die Bundesfinanzen i'. In bestimmtester Weise hat Mo hl 
betont, dass das Recht des Bandes, in seinem Kreise, das 
höhere, sein Wille der entscheidende, vorgehende sei, der 
Bund also insoweit die Souveränität anch über die Glieder- 
staaten habe ^8; über die Normen der neuen ßeichsverfas- 
sung hinausgehend, hat er den principiellen Satz aufge- 
stellt, dass die Oberhoheit des Reiches einzutreten habe, 
wenn die Handlung eines Einzelstaates mittelbar dem Wesen 
oder dem Wohle des Reiches schädlich wäre^®; dagegen 
hält er es für unvereinbar mit der Natur eines Bundes- 
staates, wenn die Reichsgewalt eine oberste Instanz für 
Gesetzgebung und Verwaltung der Einzelstaaten überhaupt 
bildete, da hiedurch die begriffsmässig nothwendige Thei- 
lung der Souveränität aufgehoben würde ^o. 

2. Die Frage, ob im Bundesstaate die Central- 
gewalt selbst den Kreis der ihr verfassungs- 
mässig zugewiesenen Funktionen zu erweitern 
befugt sei oder ob eine solche Erweiterung nur 
auf dem Wege vertragsmässiger Uebereinkunft 



17 Wenn Meyer (Nordd. Bundesr. S. 5; Staatsr. Erört. S. 5—6 
u. S. 10) sogar das Wesen eines Bundes darin findet, dass meh- 
rere politische Gemeinwesen zu einem grösseren Organismus zusam- 
mentreten und diesem eine gewisse Herrschaft über sich einräumen, 
so zeigt doch seine weitere Darlegung, dass er auch die gänzliche 
Entziehung gewisser Gebiete des staatlichen Lebens, welche unmit- 
telbar von der Gesammtheit selbst wahrgenommen werden sollen, als 
Unterordnung unter eine „Herrschaft" auffasst. 

18 Deutsches Beichsstaatsrecht S. 30, vgl. auch EncykL d. Staatsw. 
S. 367—68. 

• 19 D. Reichsstaatsr. S. 75—79, vgl. auch S. 174 ff. u. S. 196 ff. 
Speciell auf dem Gebiete des Gewerbes, Handels und Verkehrs unter- 
scheidet Mo hl in der Encykl. S. 370 Anstalten, in welchen die Bun- 
desgewalt ausschliesslich und unmittelbar zu handeln hat; solche, „bei 
welchen ihr nur ein Oberaufsichtsrecht zur Fernehaltung 
von unzuträglichen und zwecklosen Verschiedenheiten, 
Hindernissen oder stumpfen Zögerungen zukommt oder 
obliegt''; endlich solche, welche den Einzelstaaten füglich allein 
überlassen bleiben. 

20 D. Reichsstaatsr. S. 77. 

11* 
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der Einzelstaaten erfolgen könne, war, ungeachtet 
ihrer für die richtige Gonstruktion des Bundesstaats mass- 
gebenden Bedeutung 21, vor dem Jahre 1866 von der Deut- 
schen Wissenschaft nur selten berührt 22, niemals genauer 
untersucht worden. Nachdem aber ein Deutscher Bundes- 
staat mit verfassungsmässiger Competenzabgränzung in das 
Leben getreten war, hat sich bald die theoretische Betrach- 
tufag dieser Frage in hohem Masse zugewendetes. Die in 
der Norddeutschen Bundesverfassung gegebene Competenz- 
bestimmung entbehrte zum Theil der formellen Schärfe und 
Präcision, zum Theil genügte sie inhaltlich nicht dem mächtig 
in der Nation sich regenden^ aber auf noch starke partiku- 
laristische Widerstandskräfte stossenden Einheitsdrange: so 
wurde es in Betreff einer wichtigen neuen Institution zwei- 
felhaft und streitig, ob deren Begründung durch die verfas- 
sungsmässige Zuständigkeit der Bundesgewalt sich rechtfer- 
tige oder eine Verfassungsänderung enthalte 2^, während in 



21 S. darüber den dogmatischen Theil unserer Untersuchung, bes. 
§§ 19, 20, 27. 

22 S. namentlich die oben § 8 N. 68 u. § 11 N. 68 citirten Aeusse- 
rungen Stahl's und H. A. Zachariä's. 

^ Literaturnachweise bei Meyer, Staatsrechtl. Erört. S. 74 N. 2, 
S. 78 N. 1 , und y. Bonne, Yerfassungsrecht des D. Reiches 
S, 51 N. 5. 

^ Die Einsetzung des Bundesoberhandelsgerichts enthielt 
keine Competenzerweiterung (beziehungsweise Competenzüberschreitung), 
wenn man annehmen darf, dass die Bundesgewalt vermöge des Rechts 
der Gesetzgebung und Beaufsichtigung über einen Gegenstand auch 
befugt ist, sich selbst Gerichtsbarkeit auf dem betreffenden Gebiete 
beizidegen. Für diese Ansicht hat sich insbes. die Preussische 
Staatsregierung bei Berathung des bekannten Antrags des Grafen 
Lippe ausgesprochen, femer G, Beseler in den Preussischen Jahr- 
büchern Bd. 28 S. 191, und G. Meyer, Staatsrecht!. Erörter. 
S. 79 N. 1; von der entgegengesetzten Auffassung ging der 
L i p p e ' sehe Antrag aus, und derselben stimmten zu H. A. Zachariä 
a. a. O. S. 45; Thudichum, Verfassunggr. d. Nordd. B. S. 243; 
Baehr in den Preussischen Jahrbüchern Bd. 28 S. 79; (vgl. auch 
Seydel, Commentar zur Verfassungs-Urkunde für das Deutsche Reich 
S. 261). 
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anderer Beziehung eine unzweifelhafte, tief eingreifende 
Ausdehnung der Bundeszuständigkeit eifrig verlangt, doch 
auch von manchen Seiten beimpft wurde 2^. Von grösster 
praktischer Tragweite war nattirlich in dem Streite der 
Meinungen und Parteien die Rechtsfrage, ob die Bundes- 
organe selbst, wenn auch nur auf dem erschwerten Wege 
der Verfassungsänderung, der Gesammtheit neue Funktionen 
beilegen dürften, oder ob zu jeder Competenzerweiterung 
ein neuer Grundvertrag, also Einstimmigkeit der Regie- 
rungen und Zustimmung der Volksvertretungen sämmtücher 
Einzelstaaten, erfordert werde 2^; diese Frage aber musste 
um so mehr aus dem Wesen des Norddeutschen Bundes 
und des Bundesstaates überhaupt beantwortet werden, als 
die Norddeutsche Bundesverfassung keine ausdrückliche Ent- 
scheidung an die Hand gab und als in den Vorberathungen 
schon sehr entgegengesetzte Ansichten über diesen Punkt 
sich geltend gemacht hatten 2*^. 

Besonders diejenigen Schriftsteller, welche der Nord- 
deutschen Bundesgewalt das Recht der Competenzer- 
weiterung absprechen zu müssen glaubten, suchten 
dieser wenigstens durch den Wortlaut der Bundesverfassung 
schwer zu rechtfertigenden Ansicht ^s durch Berufung auf 



^ lieber die Verhandlungen und Beschlüsse, welche der von Mi- 
quet und Lasker in der Reichstags- Session des Jahres 1869 gestellte 
Antrag, die Competenz der Bundesgesetzgebung auf das ge- 
sammte bürgerliche Recht und die Gerichts - Organisa- 
tion auszudehnen, hervorrief, giebt v. Rönne a. a. 0. S. 47 Anm. 5 
näheren Nachweis. 

26 Die parlamentarischen Debatten, welche über diese „Principien- 
frage" aus Anlass des Antrags Miquel-Lasker, resp. des Antrags 
des Grafen Lippe stattfanden, hat v. Rönne a. a. 0. S. 55 Anm. 4, 
S. 56 Anm. 1 u. 2 resümirt. 

^ Die betreffenden Verhandlungen im konstituirenden Norddeut- 
schen Reichstage so wie die viel citirten Aeusserungen der Berichter- 
statter über die Bundesverfassung in den beiden Häusern des Freussi- 
schen Landtags s. bei H. A. Zachariä a. a. 0. S. 24 ff., S. 38 — 3d 
und V. Rönne a. a. O. S. 54—55. 

^ Da Art. 78 der Bundesverfassung ganz allgemein festsetzte, dass 
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die Natur des Bundesstaats eine sichere Unterlage zu 
geben. Bei Waitz fand sich zwar keine hiezu dienliche 
specielle Aeusserung; aber unleugbar lag es in der Con- 
sequenz des Waitzischen Systems und überhaupt 
der Lehre von der Theilung der Souveränität im 
Bundesstaate, dass der Centralgewalt kein Recht der 
Competenzerweiterung zustehen dürfe, da ein solches eine 
alle Gegenstände des Staatslebens principiell umfassende 
Gewalt des Gesammtstaats zur nothwendigen Voraussetzung 
hat und den Einzelstaaten nur eine durch das Ermessen der 
Centralgewalt bedingte Selbständigkeit und Zuständigkeit 
sogar auf den ihnen zunächst ausschliesslich vorbehaltenen 
Gebieten belässt. Mit dem Wesen des Bundesstaats, dedu- 
cirten in diesem Sinne G. Meyer^^, Böhlau^^^, H. A. Za- 
ch ariä^^ tibereinstimmend, wäre es unvereinbar, wenn 
Art. 78 der Bundesverfassung, wie die Gegner behaupteten, 
der Bundesgewalt die Befugniss zur Ausdehnung ihrer ver- 
fassungsmässigen Zuständigkeit eingeräumt hätte; denn nur 
der Einzelstaat habe unbeschränkte Gompetenz; dagegen 



Veränderungen der Verfassung „im Wege der Gesetzgebung*^ nur mit 
dem besondern Erforderniss einer Zweidrittel-Majorität im Bundesrathe, 
erfolgen sollten. 

2» Nordd. Bundesrecht S. 54 ff., bes. S. 56 ff. 
.30 In der anonym erschienenen Schrift „ Gompetenz - Competenz ? 
Erörterungen zu Artikel 78 der Verfassung des Norddeutschen Bun- 
des^, Leipzig 1869. Die juristische Hauptausführung findet sich 
S. 42—43. 

s^ In der mehrfach angeführten Schrift „Die Verfassungs - Aende- 
rung nach Artikel 78 der Norddeutschen Bundesverfassung*' (Braun- 
schweig 1869), bes. S. 20—24. — Seinen principiellen Standpunkt in 
dieser Frage scheint Zachariä auch später festgehalten zu haben, 
wenngleich er der Bundesgewalt, angesicht des Unfehlbarkeitsdogma, ein 
weitgehendes Recht der Nothwehr vindicirte, und zugab, dass Art. 78 
der Keichsverfassung in seiner jetzigen Formulirung auch alle Com- 
petenzerweiterungen des Bundes, nur mit Ausschluss der im Artikel 
selbst gemachten Ausnahme, umfasse (s. seine Schrift „Zur Frage von 
der Reichscompetenz gegenüber dem Unfehlbarkeits-Dogma", Braunschw. 

1871, bes. Sf 53 — 55, und seine Aeusserung in den Gott. Gel. Anz. v. 

1872, S. 184—185). 
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die Staatengemeinschaften hätten nur bestimmte ihnen über- 
wiesene Aufgaben nnd Funktionen und daher ihre Compe- 
tenzgränze, welche sie selbst, als Gemeinschaften, nicht 
erweitern könnten; sobald man der Bundesgewalt die Be- 
fugniss zuspräche, beliebig ihre Zuständigkeit und Thätig- 
keit auf jeden Gegenstand zu erstrecken, würde nicht mehr 
ein Bund, auch nicht ein Bundesstaat, sondern ein Ein- 
heitsstaat (höchstens mit einem dies) bestehen. 

Dem Gewicht dieser Argumente vermochte selbst ein 
eifiiger Verfechter der Competenz-Competenz des Norddeut- 
schen Bundes sich nicht zu entziehen ^2: er machte wohl 
das vernünftige Bedürfniss geltend, den Faktoren der Bun- 
desgewalt, die sich vorerst auf die präsenten grossen gemein- 
samen Interessen der Nation beschränke, die Befugniss 
beizulegen, nach Zeit und Umständen die ursprünglich ver- 
einbarte Rechtssphäre des Bundes und der Einzelstaaten zu 
verändern; aber er wagte nicht in Abrede zu stellen, dass 
eine solche Befugniss mit dem Schulbegriff des Bundes- 
staats unverträglich sei, und rechtfertigte deshalb ihr Vor- 
handensein im Norddeutschen Bunde durch den Hinweis auf 
die überhaupt in demselben vorliegende Mischung bundes- 
staatlicher und einheitsstaatlicher Momente 3^. 

Dagegen haben namentlich in der letzten Zeit mehrere 
Vertreter der seit den Versailler Verhandlungen 
und Verfassungsverträgen zur vorherrschenden Gel- 
tung gelangten Ansicht^^ dass das neue Deutsche Ge- 



^ „Die Competenz des Norddeutschen Bundes aus Artikel 78 der 
Bundesverfassung^ (vgl. oben N. 4). — Diese Schrift ist hauptsächlich 
gegen Bö hl au 's „Competenz - Competenz 1^ gerichtet; ein Nachtrag 
wendet sich gegen Zachariä. 

33 A. a. O. S. 80 ff. (bes. S. 89), S. 119 tf. 

3* Von Bedeutung in dieser Beziehung waren und sind namentlich : 
die Entstehungsgeschichte des Zusatzes zu Art. 4 der Bundesverfas- 
sung, wodurch die Bundescompetenz auf Presse und Vereinswesen aus- 
gedehnt wurde*; die jetzige Fassung des Art. 78, und die vorangegan- 
genen Verhandlungen über das von Bayern gegen Competenzerweiterungen 
geforderte Vetorecht (s. Meyer, Staatsrechtl. Erört.' S. 76—78 ; v. Rönne 
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meinwesen auf dem Wege der Verfassungsände- 
rung selbst seine Zuständigkeit erweitern könne, 
die Vereinbarkeit dieses Satzes mit dem Wesen 
des Bundesstaates behauptet oder sogar dessen Noth- 
wendigkeit aus dem Wesen des Bundesstaats zu 
begründen gesucht. So stellt von Könne zwar die all- 
gemeine Bichtigkeit der theoretischen Annahme, dass im 
Bundesstaate eine Erweiterung der Competenz nur durch 
einen neuen Bundesvertrag möglich sei , nicht in Frage ^s ; 
doch, behauptet er, widerspreche es dem Begriff des Bun- 
desstaats keineswegs, wenn, wie es in dem Norddeutschen 
Bunde, beziehungsweise dem neuen Deutschen Reiche, ge- 
schehen sei, ein Bundesorgan geschaffen werde, welchem 
für den Fall des Bedürfnisses einer Competenzerweiterung 
die Ermächtigung einer Vertretung des Willens der ein- 
zelnen Bundesglieder zustehen solle ^ß. — Aehnlich hat 
G. Meyer, mit theilweiser Aufgebung seines früheren 
Standpunkts, in seinen staatsrechtlichen Erörterungen über 
die Deutsche Beichsverfassung sich ausgesprochen ^"^ : er hält 
freilich fest an der Ueberzeugung, dass Staatenverbindungen 
immer nur eine beschränkte Competenz haben können ; aber 
er hat eingesehen, dass nach der Nordamerikanischen und 
der Schweizerischen Bundesverfassung und ebenso nach der 
neuen Deutschen Beichsverfassung Erweiterungen der Kechte 
der Bundesgewalt auf dem Wege der Verfassungsänderung 
statthaft sind 3®; dabei glaubt er allerdings den Unterschied 
zu finden, dass diese verfassungsgebende Gewalt in Nord- 



a. a. O. S, 56— 57; Thudichum in Holtzendorff s Jahrbuch S. 47 
Anm. 3; Seydel, Commentar S. 263—65). 

35 A. a. O. S. 52—53. 

M S. 54. 

^ E» rand zu verbinden die Terschiedenen Aeusserungen auf S. 6 
bis 9, S. 74—76, S. 82. 

38 Die Beschränkimg durch die im Eingang der ReichsTerfassung 
Tertragsmässig sanktionirten Bundeszwecke hat, wie Meyer S. 69 — 70 
hervorhebt, nur eine theoretische Bedeutung, weil unter dieselben alle 
überhaupt denkbaren politischen Aufgaben fallen. 
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amerika und in der Schweiz nicht identisch mit der Bun- 
desgewalt, sondern vielmehr eine höhere, über der Bundes- 
gewalt wie über den Einzelstaaten stehende Gewalt sei 3^, 
wogegen im neuen Deutschen Beiche die Beichsgewalt selbst 
die Befugniss erhalten habe, auf dem Wege der Verfassungs- 
änderung ihre Competenz zu erweitern; in beiden Erschei- 
nungen sieht er jedoch nunmehr keine Abweichung 
von dem Begriffe des Bundesstaats^ insofern der 
Sitz der Souveränität überhaupt nur für jeden concreten 
politischen Organismus besonders sich bestimmen lasse ^^. — 
Weit klarer und entschiedener hat L. Auerbach*^ ausge- 
führt, dass eine bundesstaatliche Verfassung zwar nur den 
zeitigen Bedürfnissen gemäss eine gemeinsame Gesetzgebung 
und Verwaltung anordnen werde, dass aber, während im 
Staatenbund die Vereinigung nur zu einzelnen gemeinsamen 
Zwecken bestehe, im Bundesstaate die Bundesge- 
walt nach allen Richtungen hin als „die kompetenteste 
Behörde des ganzen Bundesgebiets^ anerkannt sein und 
demgemäss, kraft ihrer principiell alleinigen Souveränität, 
das Becht haben müsse, ihre eigenen Zuständig- 
keiten auf Kosten der Competenz der Einzel- 
staaten auszudehnen^^; indem a^er dieser Autor an- 



39 In der Schweiz werde diese verfassungsgebende Gewalt durch 
die Cantone und die Schweizerbürger, in Nordamerika durch den 
Congress bez. Yerfassungsconvent und die Einzelstaaten „vertreten" 
(S. 8). 

^ Im Deutschen Reiche erscheint dem Verfasser (S. S2) als die 
souveräne Gewalt die Gesammtheit der verbündeten Deutschen Eegie- 
Hingen, repräsentirt durch den Bundesrath, wogegen den Einzelstaaten 
— abgesehen von den specieUen Exemtionen — nicht einmal mehr 
eine beschränkte Souveränität zukomme. Unklar bleibt, wie diese 
unbeschränkte Souveränität der Deutschen Bundesgewalt mit der be- 
schränkten Competenz jedes Bundes theoretisch in Einklang gebracht 
werden soll. 

^^ Leopold Auerbach, Das neue Deutsche l^eich und seine 
Verfassung (Berlin 1871), S. 90—92. 

^ Wo die Anerkennung dieses Frincips fehle, da existire keine 
durchweg bundesstaatliche Hnigung, sondern zwei lückenhafte absolut 
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nimmt, dass hiedurch nicht nur principiell die Entwicke- 
lung zum Einheitsstaat für berechtigt erklärt werde, son- 
dern auch thatsächlich, wenn keine Störungen eintreten, 
die Bundescompetenz allmählich in einer Weise sich aus- 
dehnen werde, welche schliesslich zum Einheitsstaat führe, 
kommt er zu der Folgerung, den Bundesstaat überhaupt für 
ein blosses, durch eine Verfassung formulirtes Uebergangs- 
stadium zu erklären ^3, _ ß. yon Mo hl endlich bezeichnet 
es gegenüber „enger technischer Auslegung" und „ver- 
kappten Sondergelüsten" als eine durch die Erfahrung sank- 
tionirte grundsätzliche Nothwendigkeit, dass den 
Organen des Bundesstaates selbst das Becht zu- 
stehe, wenn auch unter erschwerenden Formen, die 
Gränzen ihrer Competenz auszudehnen^*, gerade 
der im Deutschen Eeiche anerkannte Grundsatz, dass Ver- 
fassungsänderungen durch Gesetz, nicht im Vertrags wege 
also mit freier Zustimmung eines jeden einzelnen Mit- 
gliedes, zu Stande kommen sollten, sei der unwiderlegliche 
Beweis einer staatlichen Einrichtung, weil in einem blossen 
Bundesverhältniss rechtlich undenkbares. Wenn aber auch 
in diesen Sätzen der berühmte Publicist mit Auerbach 



getrennte Staatsgewalten , welche den so geeinten Ländern keine 
dauernde Sicherheit bieten könnten (A. a. O. S. 91). 

*3 A. a. O. S. 90—91. Auf die „sehr erschwerenden Umstände", 
yon denen die Deutsche Beichsverfassung eine weitere Ausdehnung der 
aktuellen Zuständigkeit der Centralgewalt abhängig macht, weis't je- 
doch der Verfasser S. 92 hin. 

** Encykl. der Staatsw. S. 367 — 68 nebst der dazu gehörigen 
Anm. 3 (S. 374). — Einigermassen in Widerspruch zu dieser ganz 
bestimmten principiellen Forderung steht die Aeusserung im ,J)eut* 
sehen Eeichsstaatsrecht'^, S. 30 : „Wie weit sich diese oberste Bundes- 
gewalt sachlich erstreckt, ergiebt sich lediglich aus den Verabredungen 
bei der Gründung und, falls dieses als zulässig ausgespro- 
chen ist, aus späteren gesetzlich zu Stande gekommenen Beschlüs- 
sen" ; doch zeigen die in der folgenden Note anzuführenden Stellen des 
letzteren Werkes, dass von einer wirklichen Meinuugsänderung Mo hTs 
in Betreff dieser wichtigen Frage nicht die Bede sein kann. 

*5 D. Beichsstaatsrecht S. 3^ Note 1 und S. 61 N. 2. 
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völlig übereinstimmt, so stützt er doch dieselben keines- 
wegs auf die Annahme, dass die Centralgewalt piincipiell 
alleinige Souveränität habe, da er vielmehr fortdauernd 
Theilung der Souveränität als ein Essentiale des Bundes- 
staats betrachtet*®; auch zieht er aus denselben durchaus 
nicht die Consequenz, dass der Bundesstaat ein blosses ver- 
fassungsmässiges Uebergangsstadium bilde, sondern erklärt 
sogar Bestrebungen, den neuen Deutschen Bundesstaat sei 
es in einen Einheitsstaat sei es in einen Staatenbund zu 

verwandeln, angesicht des Eingangs der Eeichsverfassung 
für verfassungswidrig 47. 

3. Als unentbehrlich für die postulirte Unabhängigkeit 
des Gesammtstaats sowohl als der Einzelstaaten hatte Waitz 
hingestellt, dass die Gesetze der Centralgewalt nicht 
nur unmittelbar für die einzelnen Bürger verpflichtend sein, 
sondern auch ihre Ausführung durch die Central- 
gewalt allein erhalten müssten. und dass letztere 
die zur Erfüllung der Gesammtaufgaben erforderlichen 
Mittel gleichfalls selbständig besitzen müsse, 
nicht von den Einzelstaaten dieselben empfangen dürfe; 
lediglich in Betreff des Heerwesens hatte er Modifika- 
tionen des Princips zugegeben*^ Die Norddeutsche 
Bundesverfassung hingegen und ihr folgend die neue 
Deutsche Eeichsverfassung hat zwar die unmittelbar 
verbindliche Kraft der Bundes- (Reichs-) Gesetze scharf und 
bestimmt ausgesprochen*^, aber in Bezug auf die Ausfüh- 
rung dieser Gesetze so wie hinsichtlich der für die Thätig- 
keit der Centralgewalt erforderlichen äusseren Mittel ein 
gemischtes System zur Geltung gebracht. Der Cen- 
tralgewalt ist im Allgemeinen als Correlat der Gesetzgebung 



*^ S. unten Anm. 110. 

^7 Diese Folgerung wird abgeleitet aus der Bestimmung, dass „der 
als Deutsches Beich geschlossene Bund'^ ein ewiger sein soll (Das 
Reichsstaatsrecht S. 46 — 47). 

« S. oben § 10, IH, 1 u. 2. 

« Art. 2. 
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nur ein Recht der Oberaufsicht beigelegt ^ö; in manchen 
Beziehungen hat sie unmittelbare Eegierungs- und Verwal- 
tungsbefugnisse erhaltenes in sehr geringem Umfange, trotz 
ausgedehnter Zuständigkeit auf dem Gebiet der Justizge- 
setzgebung, eigene Gerichtsbarkeit ^^ . ausdrücklich ist den 
Einzelstaaten insbesondere die Erhebung und Verwaltung 
der Zölle nnd gemeinsamen Verbrauchssteuern, ebenso ein 
Antheil an der Post- und Telegraphenverwaltung vorbehal- 
ten ^^^ Während femer die Kriegsmarine völlig der Ge- 
sammtheit angehörten, besteht für das Landheer im Gegen- 
theil das Contingentsystem , wenn auch mit durchgreifender 
Wahrung einheitlicher Organisation und unbedingtem Ver- 
fügungsrecht der Centralgewalt ee ; endlich sind direkte finan- 
zielle Einnahmequellen der Centralgewalt eröffnet, aber da- 
neben zur Ergänzung Matrikularbeiträge der Einzelstaaten 
beibehalten ^ß. 

Die Theorie wurde durch den Complex dieser Bestim- 
mungen naturgemäss veranlasst, sich von Neuem die Frage 
vorzulegen, ob es in Wahrheit zum Wesen des Bundesstaats 
gehöre, dass die Centralgewalt innerhalb des gesammten 
ümfangs .ihrer gesetzgeberischen Zuständigkeit und Wirk- 
samkeit das Becht eigener Vollziehungsthätigkeit 
habe und übe, und dass sie auch in Bezug auf die Mittel 



50 Nordd. B. V. u. D. K. V. Art. 4 Abs. 1, Art. 17 ; R. V. Art. 7 
Nr. 3. — Die Eeichsverfassung hat jedoch dem Bundesrath auch 
grundsätzlich die Befugniss gegeben, die zur Ausführung der Reichs- 
gesetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften und Ein- 
richtungen zu beschliessen : R. V. Art. 7 Nr. 2. 

51 S. die Zusammenstellung bei y. Rönne, S. 49. 

52 V. Rönne, S. 49—51; vgl auch Westerkamp, S. 176—178. 

53 Art. 36 Abs. 1 ; Art. 50, Abs. 4 u. 5. 
5* Art. 53. 

55 Abschnitt XI u. Art. 4 Nr. 14 der Nordd. B. V. und der D. 
R. V. — Vgl. V. Rönne, S. 64 — 85, welcher aber die Fortdauer des 
Contingentsystems nicht genügend hervorhebt. Dagegen giebt Mohl, 
D. Reichsstaatsr. S. 179 — 182 eine kurze und treffende Charakteristik 
des Reichskriegswesens. 

56 Art. 70, vgl. mit Art. 4 Nr. 2. 



ihrer Thltirkeif tw>b d^ea Eiazektaaten einzlieh mn- 
abhängig sei»'. Ke AnwMiteii leigen eine gnusse Ver- 
schiedenheit nnd thei^wöse dne rryisse Unsicherheit: in 
der Erkenntnis^, dass eben die Yerbindong nnd Äas£:1ei- 
chnng der ent^e£cngesefzten Prindpien dem Doppelwesen 
des Bondesslaats c»£f'>r!n sei. scheint Niemand gelangt in 
sein. Auf der einen Seite rertritt Westerkamp. mit 
Bemfhng anf das Amerikanisehe Vorbild, entsdiieden den 
Grundsatz, dass in einem wohloiganisirten Bundesstaat die 
Tollziehende, n^pektire riehteriiehe Gewalt ^der Gesammt- 
heit gleiche Ansdehnnng mit der gesetzgebenden haben 
mfisse^^: ebenso rawirft er die Matriknlarbeitiage nicht 
nur wegrai ihrer Unbilligkeit, sondern namentlich weil sie 
das Beich ron den Staaten abhängig machten, während 
jede Begiemng die Mittel ihrer Selbsterhaltnng in sich selbst 
haben müsse ^^ Anf der andern Seite bezeichnete von 
Holtzendorff das Vorhandensein eines eigenen Bondesbe- 
amtenthnms, ebenso die Gestaltung der Finanzverfassang und 



^^ Diese beiden eng mit einander zusammenhängenden Fragen 
wurden meist insofern mit einander confundirt> als man nicht gehörig 
unterscbied die Ausführung von Anordnungen der Centralgewalt durch 
die Organe der Einzelstaaten als solche und die Verwendung von Ein- 
zelstaatsbeamten im Dienste der Centralgewalt (vgl. oben S. 111). 

» Ueber die Reichsyerfiissung S. 161—167, S. 178—183. — Für 
das Princip, dass die Centralgewalt selbst ihre Gesetze vollziehen solle, 
macht W. insbesondere geltend, dass die Einzelstaaten,* vermöge des 
natürlichen Strebens nach Unabhängigkeit, nur ungern und widerwillig 
den Gesetzen und Anordnungen eines über ihnen stehenden Staats- 
wesens gehorchen werden, und dass es andererseits ihrer unwürdig sei, 
wie Agenten die Aufträge eines Vollmachtgebers zu vollziehen. Die 
Forderung, dass wenigstens in letzter Instanz vom Eetche einzu- 
setzende Gerichte Kecht sprechen sollen in allen Fällen, wo es sich 
handelt um Anwendung der Keichsverfassung oder eines Keichsge- 
setzes, begründet W. hauptsächlich durch Hinweisung auf die Nach- 
theile und Gefahren verschiedener Auslegung. 

^ A. a. O. S. 68 u. S. 72. Dagegen findet er die bestehende 
Ordnung des Reichskriegswesens im Ganzen zweckmässig und, wie die 
ähnliche Nordamerikanische Einrichtung bezeuge, mit dem Wesen des 
Bundesstaates wohl verträglich (S. 167 Anm.). 
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Heeresverfassung als unwesentlich für den Begriff des Bun- 
desstaats, als blosse Zweckmässigkeitsfragen ^^ ; neuerdings 
will er die in diesen Beziehungen thatsächlich regelmässig 
hervortretenden Unterschiede zwischen Staatenbund und Bun- 
desstaat wenigstens nicht als Grundmerkmale gelten las- 
sen «^ G. Meyer erklärt eigene Beamte, eigenes Heer, 
eigenes Besteuerungsrecht der Centralgewalt freilich für Kri- 
terien des Bundesstaats, da im Staatenbunde die Bundesge- 
walt eine unmittelbare Verwaltung nicht haben könne und 
die Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben von den Staatsge- 
walten der Einzelstaaten empfangen werde ; aber eine grund- 
sätzliche Nothwendigkeit, im Bundesstaate die Cen- 
tralgewalt in diesen Beziehungen von den Einzelstaaten 
abzulösen, erkennt er nicht an, sondern nur eine^ besonders 
auf dem Gebiet des Heerwesens sehr beschränkte, Mög- 
lichkeit^^, jj, y_ Mo hl hält im Ganzen den Standpunkt 
von Waitz fest*^; doch stellt er der principiell für richtig 
erklärten Forderung, dass in der Thätigkeitssphäre des 
Beiches die Gesetze durch Beichsbeamte, nicht aber durch 
die Beamten der Einzelstaaten, ausgeführt werden sollen, 
organisatorische Zweckmässigkeitsrücksichten entgegen ^^ ; 
und mindestens als möglich bezeichnet er, dass ein Bundes- 
staat die erforderlichen Geldmittel sämmtlich von den Ein- 



60 Encyklopädie d. Rechtsw., Bd. 1, 1. Aufl., S. 640. 

ei Encyklopädie d. Rechtsw., Bd. 1, 2. Aufl., S. 792 (hinsichtlich 
der finanziellen ^Unabhängigkeit der Centralgewalt von den Einzel- 
staaten noch entschiedener S. 807). 

62 Nordd. Bundesrecht S. 19-— 22; Staatsrecht!. Erört. S. 19—20. 

63 S. bes. Encyklop. der Staatsw. S. 370 u. 372. 

6* D. Reichsstaatsrecht S. 223 N. 1. — Auch die Forderung, dass 
die Centralgewalt ,4n allen Theilen der Rechtspflege, für welche sie 
Gesetze giebt, auch eigene, nur ihr gehörige, eine aufrichtige und 
gleichmässige Anwendung sichernde Gerichte^ bestelle (Encykl. d. 
Staatsw. S. 370], hat Mohl in seinem neuesten Werk ermässigt, in- 
dem er jetzt nur gleiche Organisation der Landesgerichte verlangt und, 
zur Sicherung der Einheit in der Anwendung der Reichsgesetze, ein 
höchstes Reichsgericht, welches aber sogar blosse Auslegungsbehörde 
sein könne. (D. Reichsstaatsr. S. 196 — 198). 
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zelstaaten beödbe. wcbb e$ as^ä dem Wesen eines selb- 
ständigen Staates .Gzisddeden mdir- ectspieehe. seine 
Ausgaben durch nsmiseicore. Tvn ihm selbst erhobene an- 
nahmen sieher zu. steilen^*': hia^egen trägt er den von 



Waitz wider eine gäazüi-he Ab!<>snng des Heerwesens Ton 
den Einzelslaaten erh*:*benen Bedenken keine Rechnung^. 

4. Sehr grosse Sehwieri^dten hat die neue Dentsche 
Gesammtrerfiissung dnith ihre Bestimmimgoi Ober die Or- 
ganisation der Centralgewalt nnd namentlieh Qber 
den Bnndesrath der bandesstaatlichen Theorie bereitet. 
Nach der Lehre ron Waitz. welcher schon die Nord- 
amerikanische nnd die Schweizerische Bnndesoiganisation 
nnr mOhsam sich zurechtgelegt halte, sollten die Ein- 
zelstaaten grundsätzlich ausgeschlossen sein von 
jeder Betheiligung an der Leitung der Gesammt- 
angelegenheiten; lediglich zum Schutz ihrer Sonderin- 
teressen sollte ihnen eine Vertretung bei dem gemeinsamen 
Mittelpunkt zugestanden werden; als sehlechihin unverein- 
bar mit der Idee des Bundesstaats war jede Delegation der 
Bundesregierung durch die Einzelstaaten zurückgewiesen^. 
Die Norddeutsche Bundesyerfassung dagegen und 
die Deutsche Beichsyerfassung yon 1871 haben 
nicht allein dem Oberhaupte des mäditigsten Gliederstaats 
wichtige Funktionen der Bandesgewalt dauernd Übertra- 
gen^®; sondern sie haben — und zwar die neue Beichsyer- 
fassung noch stärker als die Verfassung des Norddeutschen 



® Encyklop. S. 371. 

^ Die Zusammensetzung des Bundesheeres aus Contingenten 
der Einzelstaaten wird entschieden missbilligt in der Encyklop. S. 369, 
und demgemäss der Wunsch ausgesprochen und begründet, (D. Reichs- 
staatsrecht S. 327 ff.}» dasB das Deutsche Heer ganz abgelös't von 
jeder Territorialverbindung nur dem Reiche angehören . ausschliesslich 
in allen Beziehungen dem Kaiser untergeordnet sein möge. 

67 8. oben § 10, IV, 1 u. 2. 

w Eine solche Verbindung hatte Waitz nicht absolut verworfen 
(oben § 10, V) obgleich sie mit seiner Grundauffassung' des Bundes- 
staats schwer in Einklang zu bringen war. 
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Bundes ^^ — ein aus Bevollmächtigten sämmtlicher Einzel- 
staaten zusammengesetztes CoUegium, dessen Mitglieder staa- 
tenweise nach Instruktionen stimmen, als oberstes Willens- 
organ der Gesammtheit hingestellt 7<^ , und insbesondere 
demselben neben einem wesentlichen Antheil an der Bun- 
desgesetzgebung eine Beihe von Regierungsbefugnissen bei- 
gelegt. Diese Gestaltung des Bundesraths zeigt auch 
gegenüber den verwandten Institutionen des Nordamerikani- 
schen Senats und des Schweizerischen Ständeraths so wie 
gegenüber dem Staatenhause der früheren Deutschen Bun- 
desreformprojekte '^^ sehr hervorstechende Eigenthümlich- 
keiten, während für die Stellung der Krone Preussen 
im Bundesorganismus wenigstens die fremden Bundes- 
staatsverfassungen gar kein Analogen bieten: selbst wenn 
man sich also entschloss, im Punkte der Bundesorganisation 
abzugehen von der Waitzischen Theorie, war eine neue, 
auch zur wissenschaftlichen Erklärung der neuen Erschei- 
nungen genügende Fassung der Lehre keinesfalls leicht zu 
gewinnen. 

Nur wenige Schriftsteller jedoch haben den naheliegen- 
den Weg eingeschlagen, die auffallenden Neubildungen 
schlechthin als anomale Abweichungen von den be- 
griffsmässigen Erfordernissen des Bundesstaats zu charak- 
terisiren: so Hermann Schulze die organische Verbin- 
dung „des wesentlichsten Theils" der Bundesgewalt mit der 



^ Die Modifikationen, durch welche diese „Stärkung des födera- 
tiven Charakters der Verfassung'^ bewirkt wurde, sind gut zusammen- 
gestellt von Auerbach, Das neue Deutsche Beich, S. 63 — 69. 

70 Die nähere Rechtfertigung dieser Ansicht über die Stellung des 
Bundesraths s. im dogmatischen Theil, §§ 28 u. 29. 

"^^ lieber die Forderung Stahl' s, dass das Deutsche Oberhaus 
nicht blosses Staatenhaus sein dürfe, sondern Fürstenhaus sein 
müsse, und über den entsprechenden, im Einzelnen schon vielfach der 
jetzigen Gestaltung sich nähernden Antrag, welchen der jetzige Reichs- 
kanzler y. Bismarck-Schönhausenim Erfurter Parlament stellte, 
s. die interessanten Notizen bei y. Martitz, Betrachtungen über 
d. Verf. d. Nordd. B., S. 50—51. 
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Staatsgewalt des mlchtigsten Einzelstaals ^ ; H. A. Zacha- 
riä sowohl die praponderirende Stelhmg der Krone Preussen 
als die Abhängigkeit der Bondesraflismitglieder von dem 
Willen der Einzektaatsregiemngen'^. Mehrere Bearbeiter 
des Norddentsehen Bnndesreehts, beziehnngsweise des gegen- 
wärtigen Dentsdien Beichsstaatsrechts, haben dagegen den 
Ausweg ergriffen, die Formation der Bnndesorgane 
ftlr begrifflich gleichgfiltig, das Wesen des Bundes- 
staats nicht berflhrend zn erklären: so, wenn auch mit 
etwas yerschiedenen Wendungen, Ton Marti tz'^, Ger- 
ber^* und 6. Meyer'«. Insbesondere hat Meyer polemisch 
gegen Waitz auszufahren gesucht, dass der massgebende 
Unterschied zwischen Staatenbund und Bundesstaat durch- 
aus nicht in der Art der Organisation liege, welche gänz- 
lich unabhängig sei von der Form der Wirksamkeit der 
Bundesgewalt; zwar werde es nicht leicht vorkommen, *dass 
eine Bundesgewalt unmittelbar aus dem Volke hervorgehe 
und doch (in ihrer Wirksamkeit) nur Beziehung zu den 
Staatsgewalten der Einzelstaaten habe; aber sehr wohl 
denkbar sei, dass eine Bundesgewalt, die ihren Ursprung 
in den Staatsgewalten der Einzelstaaten, vielleicht nur in 
diesen, finde, in direkte Beziehung zu den Staatsange- 



72 Die Krisis des Deutschen Staatsrechts, S. 67—68. 

■^ Die Verfassung«- Aenderung u. s. w., S. 18—19. — In der Or- 
ganisation des Bundesraths sieht Zachariä ein Verbleiben auf der Linie 
des Staatenbundes, in der Stellung der Krone Preussen die st&rkste 
Hinneigung zum Einheitsstaat. 

''^ Y. Martitz a. a. O. S. 1 erklärt, die Formation der Organe 
der Bundesgewalt und die Betheilig^ng einer Volksvertretung daran 
seien ganz ohne Belang für die Frage, ob eine Föderation rechtlich als 
Staatenbund oder als Bundesstaat aufzufassen sei. In Betreff der Be- 
theiligung einer Volksvertretung stimmen hiemit nicht die von dem* 
selben Autor, S. 69—71, über das Bundesparlament gegebenen allge« 
meinen Erörterungen. 

"^ Grundzüge des Deutschen Staatsrechts, 2. Aufl. S. 241 : für die 
äussere (?) Bundesorganisation gebe das Princip des Bundesstaats über» 
haupt keine ausschliessliche abstrakte Norm. 

76 Nordd. Bundesr. S. 12 ff. ; Staatsrechtl. Erört. S. 15 ff. 

Brie, Der Bnndeiitaat. I. 12 
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hörigen trete, und eine solche Form würde ein Bundesstaat 
sein; die Selbständigkeit des Gesammtstaats , auf wetehe 
Waitz das entscheidende Gewicht lege, yerlange nur, dass 
die Gentralgewalt aus dem betreffenden Gemeinwesen selbst 
hervorgehe, dies sei aber der Fall bei ihrer Bildung durch 
die Staatsgewalten der Einzelstaaten, welche als Theile 
und Glieder des Bundesstaats aufgefasst werden mttssten^^. 
— Mit diesem negativen Kesultat, dass aus dem Wesen 
des Bundesstaats eine bestimmte Art der Organisation nicht 
abzuleiten sei, hat sich indessen weder Martitz noch 
Gerber noch G. Meyer zufrieden gegeben, sondern sie 
haben sämmtlich wenigstens für die eigenthUmliche 
Zusammensetzung und Stellung des Bundesraths 
eine allgemeinere Begründung gesucht 7^: Die beiden erste- 
ren finden dieselbe in dem monarchischen Element 
des Deutschen Bundesstaats. Ein aus Monarchieen beste- 
hender Bandesstaat, hat Martitz geltend gemacht, könne 
nur dann fflr die Dau^ begründet werden, wenn die Begie- 
rungen der Einzelstaaten eine entscheidende Stimme bei 
Verwaltung der Bundesangelegenheiten erhalten, und die 
Norddeutsche Bundesyerfiassung habe gerade durch die For- 
mation des Bundesraths das Problem gelös't, die Begiemngs- 
gewalt der Souveräne der Einzelstaaten zu einer fortdauern- 
den Thätigkeit in gemeinsamem, nationalem Interesse zu 
verwenden.'® Uebereinstimmend hat Gerber hervorgehoben. 



"^ Die Staatsrecht!. Erört. S. 16—17 betonen, gemäss der neueren 
Ansicht Meyer*« (s. unten HI) noch besonders, dass die Selbständig- 
keit des Gesammtorganismus gar nicht als begriffsmässig nothwendiges 
Requisit anzusehen sei. 

^ Die Bundespräsidialrechte Preussens betrachtet Ger- 
ber (S. 241) nur als eine in den realen Machtverhältnissen begründete 
Eigenthümlichkeit ; ▼. Martitz (S. 47 ff.) und Meyer (Nordd. 
Bundesr. S. 66 ff.) haben ausserdem hervorgehoben die Unmöglichkeit, 
eine Reihe von Angelegenheiten der CollegialbeBchHessung des Bun- 
desraths zu unterwerfen , und die Nothwendi^eit , die Leitung der- 
selben vielmehr einem einzigen Bundesgliede zu überweisen. 

79 A. a. O. S. 44—47. - 
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den da sick < 11 f 1 hk w^ «ie im DnasrUjuftl. eine M <Ar- 
sdd j JiliCfj iMi fi fi ««»marekiseker Stmafe» ta dieser 
StaataeoMintkift mth Tcrtndle: ia der Eiaikktaag des 
Baadonatk Jiepc ckcii die Aaearteana^ der <ngeaea poK- 
tiadiea Bedeaiaa^ dci KoaaiekeaiecktSL wdckca ta «Ib- 
sfiadiger Miiwiikaa g aa^ aaf doa «Toa dem IVnaia der 
Fiiatrlrt a ai ea graffcie d ra ea^ Bodea der Reicksaagd^ea- 
beitea beiafea seia Hlsee. weaa » aickt iaaeikalb der 
Spkire seiaer eiaaelslaatliehea Bovcktigaag kaM ahstertmi 
soUe^. Gerker'a Aipunoifea kat ei^ aaek voa R$aae 
angesdikeBai^^ Bei Meyer findet sid eiae etwas wei- 
tergekeade Aaerkeanang des füderativea Pria- 
cips^. Denelke wds^ danwf kin. dass eiae giaxlieke 
Aossckliessang der Eiaaelstaatea Toa der Büdaag der Baa- 
desgewalt, wie sie darek das Weseo des Baadesslaats nidit 
gefordert werde, so aaek ia den mdsten Fmien praktiscb 
mebt dnrdifUirbar and in keineai Boadesstaate wirUieb 
dorekgeftdirt sei; nock viel w<»iiger ak in Republiken 
könne dne soldie AassekKessang bei Hoaarebieen statt- 
finden; w^m man aber flberkanpt Vertreter der Eipiel- 
Staaten als Faktoren der Bandesgewalt salasse, könne aaeb 
einer Instminmg dieser „Gesandten" Ton Seiten ihrer Man- 
danten nidits ün Wege stehen. 



» A. a. O. S. 242—43. 

81 Verf. -Recht des D. Reiches, S. 32. — v. Rönne fUgt hintu, 
schon die yerfassongsmässigen Pflichten des Bundesraths gäben die 
Gewähr, dass derselbe nicht mehr, wie der vormalige Bundestag, eine 
bloss Tölkerrechtlich- diplomatische Vertretung darstellen, sondern sich 
zu einer lebensvollen praktischen Institution, su einem Minister-Gonseil 
eminenter Art, gestalten werde. — Die allgemeine Frage der Organi- 
sation eines Bundesstaats hat dieser Schriftsteller nur so weit berührt, 
als er in der einheitlichen Volksvertretung durch den Reichstag und in 
der einheitlichen Vertretung nach Aussen durch den Kaiser den bun- 
desstaatlichen Charakter des neuen Reiches ausgeprägt findet. 

82 Nordd. Bundesr. S. 18—19; Staatsrechtl. Erört. S. 17-19. 

12* 
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Zu einer noch stärkern Betonung des von Waits 
in der Organisation des Bundesstaats grundsätzlich negirten 
föderativen Elements haben sich Auerbach und 
Westerkamp bewogen gefühlt. Selbständigkeit der Cen-^ 
tralgewalt scheint freilich Auerbach als nothwendig flir 
den Bundesstaat und als zulässig sogar für den Staaten- 
bund zu bezeichnen; aber damit ist wohl lediglich eine 
corporatiye Organisation gemeint ; denn nicht nur eine Theil- 
nähme der Einzelregierungen an dem Bundesorganismus, 
sondern auch eine Vertretung derselben durch instruirte 
Bevollmächtigte steht nach seiner Ansicht mit dieser Selb- 
ständigkeit nicht im Widerspruch s^. Vielmehr behauptet er 
auf das Entschiedenste^^, dass in einer Staatenvereinigung 
jede Einzelregierung das Becht haben müsse, bei der Bun- 
desleitung mitzuwirken in allen den Richtungen, welche in 
„die innere Verwaltung" der Gliederstaaten eingreifen ^^ ; 
und die Schöpfung des Bundesraths erklärt er fUr wahrhaft 
genial und durchaus nicht abnorm, weil die Gomplikation 
der Befugnisse dieses Rathes völlig den thatsächlichen Be- 
fugnissen seiner Mitglieder, der Einzelfttrsten, entspreche s«. 
— Westerkamp hat aus der mit Vorliebe von ihm ange- 
stellten Vergleichung der Einrichtungen des Deutschen Rei- 
ches und derjenigen der Nordamerikanischen Union ^^ die 
einfachen Schlüsse gezogen, dass Ibs dem Wesen des Bun- 
desstaats durchaus entspreche, den zu ihm gehörenden 
Staaten eine gesonderte Vertretung in einer der gesetz- 
gebenden Körperschaften zu geben, und dieselbe Körper- 
schaft auch an der Verwaltung des Bundesstaats Antheil 



88 Das neue D. Reich, S. 9'1— 92, bes. die Anm. zu S. 91. 
M A. a. O. S. 21—23. 

® Das heisst wohl so viel wie: überhaupt bei allen inneren Ange- 
legenheiten. 

« S. 23, vgl. mit S. 5. 

87 Ueber Zweck und Werth dieser Vergleichung spricht sich bes. 
die Einleitung seines Werkes und die Schlussbetrachtung auf S. 257 
bis 58 aus. 
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n kaaoL'^. Dn nttrcüeOea Gnnd fiesw Bediei- 
ligng der £nBid«tia&a am d«r LeUBAtr der firiiMitiB 
gek^calwiteB ftmiet er aDenÜK» A«r in dem wipiiiTtft 
McoMBt. da» »wst die Gefüur bestelle, der Bud irade 
allwihBfk die Befe^nisse der Suatea atei>riHn»k benekuigsSH 
weise die Bmdcsrervütxnie eine Biehmn^ ^e§!eft die Selb- 
gtiiidiefceft md rttabhängigkeit dßr EiBiektuitea nekneft ^: 
wäluaid Anerbaeh die^Ibe tibenrie^^id als einen nntir- 
lieben AnsSn^ der Bmdesdgoisdiaft d& Bnndeastnats n 
betmchten aebeint^ md damit. eboKSo wie in seiner Anf- 
fftssong der Compelenz der bnndesslaadidien Central^ewah. 
wieder der äheien. vor 1S4S boisebenden Theorie sidi 
nähot. 

Dagegen hat B. t. M ohl anch in dtf Frage der Orga- 
nisation des Bondesstaals den Stan^[Hinkl Ton Waita mög- 
lichst festgehalten: immeihin aber ist das Prineip der 
Selbsfilndigkeit 'der Bondesr^ierang nicht genan in dem 
Waitzisdien Sinne Ton ihm an%efiiast nnd die Darehfttb- 
rang desselben wenigstens ftr den ans Honarohieen znsam- 
mengesetztm Bundesstaat an%egeben. Enei^ch betont 
er^^, g^enftber missrerstandenen Aensserongen tou Mar- 
titz nnd Mejer*^. dass die Centndgewalt des Bandes- 



^ Ueber die Beichsyerfassung S. 97 u. 155. — Hingegen die Ab- 
hängigkeit der BundesrathsbeTollmächtigten Ton den Einielregierungen 
weiss er nur durch die gegenwärtigen öffentlichen Verhältnisse Deutsch* 
lands zu rechtfertigen (S. 98 — ^99}. 

« S. 97 Tgl. mit 155. 

M Er hält es für nothwendig in einer Staatenvereinigung und folg- 
lich auch im Bundesstaate, dass jede Einielregierung durch ihren 
Willen zur Herstellung eines wahren Gesammtwilleus bei- 
trage (A. a. O. S. 22). 

9i Encyklop. der Staatew. S. 367 u. 374 (§ 49 Anm. 2). 

^- Mo hl hat offenbar übersehen die Ausführung von Meyer, 
Staatsrecht!. Erörter. S. 43 — 44, in welcher dieser Schriftsteller mit 
Recht hervorhebt, dass, wenn er und Martiti als Subjekt der 
Beichsgewalt die Gesammtheit der verbündeten Regierungen bezeichnet 
hätten, Gerber und Rönne dagegen den Bund (das Reich) selbst als 
eine selbständige ideale Persönlichkeit des öffentlichen Rechts für da« 
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Staats der Ausdruck einer eigenen moralischen Persönlich- 
keit sei, keineswegs aus der Gesammtheit der Gliederstaaten 
bestehe; doch giebt er zu, dass die Regierungen, be- 
ziehungsweise die Stilndeversanunlungen der einzelnen Bun- 
desglieder das Recht haben mögen, bei bestimmten Hand- 
lungen der Bundesgewalt mitzuwirken, und dass in einer 
Bundesmonarchie den Fürsten der Gliederstaaten ein An- 
theil an der Bundesregierung in der Form eines Bundes- 
rathes „oder dergleichen^ aus Klugheit und Billigkeit zu 
Theil werden müsse ^^. In seinem Deutschen Reichsstaats- 
recht hat er insbesondere noch näher dargelegt ^^: aus dem 
Wesen des Bundesstaats folge nur die Nothwendigkeit irgend 
einer Anstalt, welche geeignet sei zu yerhindem, dass die 
Richtung zur absoluten Einheit die Uebermacht erlange und 
so eine Absorption der Einzelstaaten erfolge; dazu könne 
im Allgemeinen auch eine aus Vertretern sämmtUcher Glie- 
derstaaten bestehende Abtheilung der Volksvertretung ge- 
nügen, neben welcher die Gentralregierung selbslÄndig und 
ungemischt in ihrem Kreise walte, oder auch ein zur Ent- 
scheidung über Klagen wegen verfassungswidriger Gesetz- 
gebung berufener Gerichtshof; die Gestaltung des Deutschen 
Bundesraths, namentlich die Vereinigung einer Theilnahme 
an der Reichsregierung mit der „Wahrung des föderativen 
Elements^ ^^ in einer von Instruktionen der Einzelstaaten 
abhängigen Behörde möge jedoch nothwendig gewesen sein 



Subjekt der Reichsgewalt erklärten, hierin doch keine tiefgehende Dif- 
ferenz liege; denn man müsse in jedem Gemeinwesen das abstrakte 
Subjekt und den conkreten Träger der Gewalt unterscheiden; das ab* 
strakte Subjekt der Reichsgewalt sei das Reich oder der Bund, der 
Träger derselben die Gesammtheit der verbündeten Monarchen und 
Senate. 

98 Encyklop. d. Staatsw. S. 374 (in der Anm. 2) u. S. 372. 

^ S. die vielfach interessante Abhandlung (III) über den Bun- 
desrath, S. 228 ff., bes. S. 246—47, 272—73. 

w Darunter versteht aber Mo hl nur Schutz der Rechte der Ein* 
zelstaaten gegen etwaige Uebergriffe der Centralgewalt. 
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fttr einen ans Monarchieen bestehenden BnndeB- 
Staat mit einem Monarchen an der Spitze^. 

n. Wir haben nachgewiesen, wie die einzelnen Haupt- 
sätze der Ton Waitz ausgeprägten und zur Herrschaft ge- 
brachten Lehre unter dem Einfluss der neuen Deutschen 
Gesammtverfassnng in Frage gestellt, mehr oder weniger 
umgebildet oder völlig aufgegeben worden sind. Wie sehr 
aber durch, die Summe der yerschiedenen Einzel- 
Veränderungen die Lehre zersetzt und ihrer Auf- 
lösung nahe gebracht ist, zeigen besonders die Erörte- 
rungen eines staatsrechtlichen Schriftstellers, welcher sich 
eingehender mit der herrschenden Doktrin auseinanderge- 
setzt hat, ohne doch deren principielle Begründung direkt 
anzugreifen. G. Meyer nimmt an, dass im Staatenbunde 
sowohl als im Bundesstaate die Bundesgewalt eine Herr- 
schaft ttber die Gliederstaaten austtbe; er hält es wenig- 
stens ftlr keine wesentlichen Erfordernisse des Bundesstaats, 
dass die Bundesgewalt ihre Gesetze selbst ausftlhre (nicht 
die Vollziehung den Einzelstaatsgewalten überlasse) , und 
dass sie von den einzelnen Staatsangehörigen (nicht von 
den Einzelstaaten] die Mittel ihrer Thätigkeit empfange; 
auch ist nach seiner Ansicht die Orgamsation der Bundes- 
gewalt ftlr den Charakter eines Bundes als Staatenbund 



^ Auffallend ist, dass Mo hl, obgleich er die Verschiedenheit der 
Stellung des Bundesraths von derjenigen eines Faktors der Volksver« 
tretung in einem einheitlichen constitutionellen Staate sehr wohl erkannt 
und . hervorgehoben hat (D. Keichsstaatsrecht S. 228 — 232)/ dennoch 
mit grösster Entschiedenheit behauptet, das neue Deutsche Keich sei 
eine constitutionelle Monarchie [S. 40—45), und andererseits wiederum 
die Frage nach dem Subjekt der Reichsgewalt einfach dahin beant- 
wortet (S. 49 — 50) , dass die Verfassung drei Träger der Eeichsgewalt 
— Kaiser, Bundesrath und Reichstag — bestimme. Der Widerspruch, 
welcher zwischen Mohl's theoretischer Grundüberzeugung von der 
Nothwendigkeit einer „selbständigen" Centralregierung im Bundes- 
staate und der wirklichen Organisation des neuen Deutschen Bundes- 
staats besteht , giebt wohl den Schlüssel zur Erklärung dieser Wider- 
sprüche. 
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oder Bandesstaat ganz gleichgültig^^. Somit bleibt ihm 
kein festes und durchgreifendes Unterscheidangsmerkmal 
zwischen den beiden Bundesformen übrig, als dass im 
Bundesstaate die Bundesgesetze unmittelbar durch ihre von 
Bundeswegen erfolgende Publikation Gesetzeskraft erhalten, 
während im Staatenbunde die verbindliche Einführung der^ 
selben durch die Staatsgewalten der Einzelstaaten erfolge ^^ : 
gegen welche Auffassung MohP^ schon eingewendet hat, 
dass dieser Unterschied, selbst wenn seine allgemeine that- 
sächliche Richtigkeit zugegeben werden könnte i^®, jeden- 
falls ein rein äusserlicher und nur logische Folge eines 
tieferliegenden rechtlichen Grundgedanken]^ sei. Gegenüber 
dem (einfachen) Staate hielt Meyer in seinem Norddeut- 
schen Bundesrecht noch die beschränkte Gompetenz der 
Centralgewalt als Charakteristikum des Bundesstaates wie 
jedes Bundes fest^®^; freilich glaubte er eben deshalb der 
centralen Organisation im Bundesstaate den Namen ^Staat^ 
verweigern zu müssen, weil zum Wesen des Staates die 



»7 S. oben ü, 1 , 3 u, 4, bes. die in den Noten 15 u. 17 , 62 , 76 
u. 82 citirten Stellen. 

« Nordd. Bundesr.. S. 11—12; Siaatsrechtl. Erört. S. 14. 

99 Encyklop. der Staatsw. § 49 Anm. 9 (S. 376) ; D. Reichsstaats- 
recht S. 29 Anm. 1. — Aehnlich äussert sich auch H. A. Zachariä 
in den Gott. Gel. Anz. v. 1872, S. 179—181. 

1^ Mohl bestreitet dieselbe (D. Reichsstaatsrecht 1. c), weil aus- 
nahmsweise auch im Staatenbunde unmittelbar für die Unterthanen 
verbindliche Anordnungen Terabredet werden könnten, und namentlich 
weil auch im Bundesstaat^ die Bundesgewalt keineswegs gehindert sei, 
eines ihrer Gesetze in erster Linie für die Gliederstaaten zu geben 
und diesen die Einfügung in das Landesrecht aufzutragen, wie es die 
Deutschen Reichsgesetze vielfach (?) thäten. Mit dieser Ausführung 
ist sogar dasjenige Merkmal des Bundesstaates, welches von der 
neueren Theorie fast allgemein angenommen war (s. bes. § 11, II — IV), 
preisgegeben. 

*9i Oben Anm. 29. — Dieser Ansicht zufolge betrachtete er da- 
mals, in Uebereinstimmung mit Bluntschli und Waitz, das frühere 
Deutsche Reich als einen vom Bundesstaat verschiedenen „Staaten- 
staat", weil es „Präsumtion der Competenz" gehabt habe (Nordd, 
Bundesr. S. 25-27). 
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selbständige Bestimmung der Sphäre seiner Thätigkeit ge- 
h5re^®^. In seinen späteren Erörterungen aber hat sieh 
aueh dieses Moment yerflttchtigt: und indem er nunmehr 
annimmt, dass die Einzelstaaten im Bundesstaate mög- 
lieherwet&^e gar nieht souverän seien, insofern ihnen eine 
höhere Gewalt die ihnen verbliebenen Rechte entziehen 
könne, und dass überhaupt nur fär jeden eoncreten politi- 
schen Gesammtorganismus besonders der Sitz der Souve- 
ränität sich feststellen lasse ^^^, ist er zu dem prekären 
Besultat gekommen, den Begriff des Staates als eines 
souveränen Gemeinwesens überhaupt nicht mehr als Grund- 
lage der politischen Wissenschaft gelten lassen zu wollen 
und demselben den unbestimmten, ganz unklar gefassten 
Begriff des politischen Gemeinwesens zu substi- 
tuiren ^^^. 

Ein anderer Schriftsteller, welcher das Bedürfniss, der 
zunächst auf bestimmte Gegenstände beschränkten Central- 
gewalt des Bundesstaats das Recht der Oompetenzerweite- 
rung einzuräumen, entschieden vei*ficht, ist, indem er alle 
anderen Unterscheidungsmerkmale zwischen Bundesstaat und 
Staatenbund leugnet, dazu gelangt, nur in der Beschaffen- 
heit der Selbständigkeitsbeschränkung der Einzelstaaten eine 
Verschiedenheit zwischen diesen beiden Gestaltungen zu 
finden: bei dem Staatenbunde sei dieselbe eine rein quan- 
titative, bei dem Bundesstaate eine quantitativ-qua- 
litative^^^. Da er aber als wesentlich bezeichnendes Mo- 
ment des Bundesstaats gegenüber dem Einheitsstaat auch 
nur die vorläufige verfassungsmässige Beschränkung des 
Wirkungskreises der Centralgewalt anerkennt ^o^, so ist es 



1« Nordd. Bundesr. S. 24. 

1« Oben Anm. 37—40. 

«>* Staatsrecht!. Erört. S. 2—10. — Dass der Begriff des politi- 
schen Gemeinwesens, wie Meyer ihn entwickelt, „zur Lösung prin- 
cipieller Fragen in der That ungeeignet ist", hat bereits H. A. Za- 
chariä in den Oött. Gel. Anz. S. 171—72 bemerkt. 

*<» Auerbach, Das neue Deutsche Reich, 8. 91 — 92. 

i<^ L. c. S. 91. Ungeachtet seiner bemerkenswerthen Auseinander- 
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vttUig begreiflich, dass er , zumal unter Mitwirkung seiner 
Mstoriseh-politisclien Ueberzeugung in Betreff der naturge- 
mässen Bildung eines grösseren nationalen Staatswesens 
überhaupt und der gegenwärtigen Bedürfhisse der Deut* 
sehen Nation insbesondere^^^, den Bundesstaat als ein blosses, 
ver&ssungsmässig formulirtes Uebergangsstadium zwischen 
Staatenbund und Einheitsstaat betrachtet ^^^. Er selbst aber 
bildet durch diese Auffassung einen Uebergang.zu den- 
jenigen Publicisten, welche im Hinblick auf die 
neue Deutsche Gesammtverfassung die Lehre von der 
Theilung der Gewalten im Bundesstaate princi- 
piell bekämpft und mit dieser Theorie auch den 
Bundesstaatsbegriff verworfen haben. 

in. Dass gegen die Lehre, welche Theilung der 
Souveränität zwischen Gesammtstaat und Einzelstaaten 
als den Grundgedanken des Bundesstaats au&tellt, pirin- 
cipielle Angriffe sich erheben würden, war an sich 
sehr wahrscheinlich schon deshalb, weil dieselbe in deut- 
lichem Widerspruch steht zu der, gegenwärtig in 
Deutschland von der herrschenden Staatslehre und selbst 
von den eigenen Anhängern jener Theorie so stark hervor- 
gehobenen begriffsmässigen Einheit des Staats- 
lebens und der Staatsgewalt'^^. Die Erkenntniss 



Betzungen über die Nothwendigkeit einer föderativen Organisation des 
Bundesstaates (oben Anm. 84^*86 u. 90) scheint er dieses Moment 
doch durchaus nur für ein sekundäres zu erachten. 

^^ L. c. S. 90: „Der naturgemässe Ausgangspunkt eines grosseren 
Einheitsstaates ist die Vereinigung mehrerer selbständiger Staatsveseu 
zu einzelnen gemeinsamen Zwecken, der s. g. Staatenbund .... Staa- 
tenbund und Einheitsstaat, diese beiden Formationen sind die natur- 
gemässen Enden eines regelmässig sich bildenden grösseren Staats- 
wesens. " Dass das praktische Ziel der gegenwärtigen Deutschen 
Einheitsbestrebungen noch nicht der Einheitsstaat sein dürfe, sucht A. 
namentlich in der Einleitung seiner Schrift darzulegen. 

108 s. 90—91 (vgl. oben Anm. 43). 

109 Vgl. die Belege, welche Seydel im ersten Abschnitt seiner 
sogleich näher zu besprechenden Abhandlung über den Bundesstaats- 
begriff (Zeitschr. f. d. ges. Staatswissenschaft, Bd. 28, S. 185 — 195) 
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konnte nicht ausbleiben, dass dne solche Anf&ssang des 
Bundesstaats ihrem innem Kern nach nur eine nene An- 
wendnng eines ftst allseitig aufgegebenen und tHr wissen- 
schaftlich überwanden geltenden Principes 6ei^^<>. Dain 
war die neue Dentsche Gesammtyer&ssong yorzttglich ge- 
eignet, nicht allein gegen die dnzelnen Ansflttsse jener 
Theorie, sondern anch gegen ihre principielle Richtigkeit 
Bedenken nnd Zweifel hervorznnifen, weil hier unverkenn- 
bar die mannichfadisten sachlichen nnd persönlichen Za- 
sammenhänge zwischen der Gesammtstaatsgewalt nnd den 
Einzelstaatsgewalten gegeben sind. Dass aber diese An- 
griffe, so weit sie bis jetzt heryorgetreten sind, zn- 
gleich gegen den Bnndesstaatsbegriff sich ge- 
richtet haben nnd somit die mühsame Errungenschaft 
jahriiundertelanger Arbeit der Deutschen Wissenschaft als 
einen Irrthum wieder beseitigen wollen, erklärt sich doch 



zusammengestellt hat. Den hier angeführten Vertretern der Ein- 
heit und Untheilharkeit der Staatsgewalt (Bluntschli^ Gerber, 
Holtzendorff, Zöpfl, Heffter) sind insbesondere hinzuzufügen: 
H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl., § 19; 
H. Schulze, Einleitung in das Deut8che.Staat8recht, S. 162 u. 181 — 184 ; 
R. Y. Mohl, Encyklop. der Staatswissenschaften, 2. Aufl., S. 118 
bis 119. Etwas zurückhaltender hat sich Waitz, wohl gerade mit 
Rücksicht auf seine Lehre vom Bundesstaat, ausgedrückt (s. oben § 10 
N. 36). 

^^0 Geschichtliche Nachweisungen über die gewöhnlich, wenn auch 
nicht mit vollem Recht, auf Montesquieu zurückgeführte, lange Zeit 
herrschende Ansicht, dass das constitutionelle Staatsrecht auf 
einer Theilung der Gewalten beruhe, und über deren allmähliche 
Besiegung giebt R. v. Mohl in seiner Geschichte u. Liter, der Staatsw., 
I, S. 271 bis 285 (s. auch seine Encykl. d. Staatsw., 2. Aufl., § 16 Anm. 4). — 
Mohl selbst hat wohl bemerkt, dass seine Theorie des Bundesstaates 
dem von ihm gegenüber der Montesquieu 'sehen Lehre energisch 
yerfochtenen Standpunkt direkt widerstreite; er hat sich zu helfen ge- 
sucht durch die einfache Behauptung, dass die Ordnung des Bun- 
desstaates eben eine Ausnahme von dem Frincip der Ein- 
heit und Untheilharkeit der Staatsgewalt bilde (Encyklop. 
d. Staatsw. S. 118—119; vgl. auch Mohl's Deutsches Reichsstaats- 
recht, S. 37 Anm. 1). 
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snrh groasenllieils ans der Beschaffenheit der neuen 
Dentsehen BeiehsTerfasang, wenngleieh manfJie an- 
dere Momente staifc beigetragen haben m diesem Besoltit. 
Es bg in der That nahe, mit der hensdienden nnd den 
Betraehtnngen tiber das nene Denlaehe GesammfestaalsEedit 
aUenneist zn Gmnde gelegten Theorie fiber den Bundes- 
staat den BnndesstaatdMSgiiff selbst zn identifidrmi. nament- 
Heb da man dessen Entstehnngs- nnd Stere EntwidLebingS' 
geseUdde &st gar nicht rndtf kannte. Der eine G^ner 
hatte zudem b(»eits firtiher gegen die theoretisdie MSglidi- 
keit rines bnndesstutlidien Gremeinwesens Zwdfisl geäus- 
sert, nnd wurde zn deren emaiter nnd Terstirkter Geltend- 
madiong angesicht d^ nenoi Beiebsrerfiissmig dnidi seine 
politiscbe Tendenz angetrieben: dem andevNi boten die 
schazfiinnigen Erortemngen eines Kordamerikanisehen Staats- 
mannes fiber das Wesen der dortigen Union nieht allein zur 
Bekämpfung der heirscbenden Lehre tmu Bandesstaat un- 
mittelbar renrendbare Waffen, sond^n auch wenigstens 
einrai scheinbaren ErsatE f&r den rerworfi^ien Begriff. Beide 
endfidi sind tou grosser subjektiTer WiUkfir namentlieh in 
der Ausl^^img nnd Benutzung der bestehenden Bnndes- 
staatsrerfiissangen nieht freizusprechen. Aber wie die neue 
Deutsehe BeichsrerfiKSsnug den nächsten Änlass gab zum 
HoTortreten dieser bondesstudbrfeindlichen EiQrteningen. so 
gewährte sie durdi ihre Besondeihdten, Unklariidten und 
Unfertiglceitai manmdifiidien Anhalt, das neue Deutsdie 
Gremeinwesen sei es f&r einen unrollkommenen Einheits- 
staat, sei es ftr einen blossen Staatenbund zu eiklären und 
so gerade an dem praktisch nächstliegenden Bei^iel die 
Tcnneintiiche Unbraudibarkdt und Yeikehrtheit des Bundes- 
staatsbegriffis daizuflnm. 

1. Schon in seinem ersten grosseren Werke hatte, wie 
wir sahen*", Joseph Held nicht nur einen „bestandigen 
Fluss^ in den StaateuTeibindungen behauptet^ sondern na- 
mentlich gegen den Begriff des BnndesstaatB den Einwand 



"« Oben f 11, IV. 1, b. 
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erhoben, dass, wenn die GentnUgewalt eine Staategewalt 
sei, die einzelnen Theile nicht Staaten sein könnten. Wenn 
er später zwar den ersteren Gesichtepunkt aofrechterhielt, 
aber doch den Begriff des Bundesstaate als auf einer Thei* 
Inng der Sonveräniülterechte beruhend anerkannte ^^^, so hat 
er dagegen neuerdings in seiner staaterechtlichen E^ritik der 
Deutschen Reichsverfassung ^^^ den früheren Standpunkt mit 
gr(>sster Energie und mit specieller Bekämpfung der 
Theorie der Souveränitätstheilung geltend gemacht. 
Er geht aus von der Annahme, dass das neue Deuteche 
Reich, wenn auch durch Vertrag entstanden, doch ein Ver- 
fassungsbttndniss. eine staaterechtliche Einheit sei^^^. Seine 
weitere Deduktion beruht auf den Sätzen: Natur- und 
Vernunftpostulat jedes staatlichen Wesens ist 
die Souveränität, Natur- und Vernunftpostulat 
d^r Souveränität Einheit und Untheilbarkeit 
nach Inhalt und Zuständigkeit ^^^; als wesentliche 
Consequenz der staatlichen Eigenschaft eines Gemeinwesens 
erscheint ihm, „dass es sieh auf alle Seiten des mensch- 
lichen und gesellschaftlichen Lebens, soweit sie durch äus- 
sere Handlungen in das staatliche Bereich eintreten, bezie- 
hungsweise nicht der freien Individualbestimmung überlassen 
sind, erstrecke, und dass die betreffende staatliche Compe- 
tenz innerhalb desselben Gebiete in der Eigenschaft eines 
.Vesentlichen Souveränitätsrechts nur einem Staate 
und diesem ganz zustehen mttsse^^^^. Daraus folgt: wenn 



"2 § 11 Anm. 132. 

ii3 Die Verfassung des Deutschen Reiches vom staatsrechtlichen 
Standpunkt aus betrachtet. Ein Beitrag zu deren Kritik von Joseph 
y. Held. Leidig 1872. 

n* L. c. S. 1—13, 

"ß S. 19. (Vgl. S. 23 — 24: ,,Wir wollen nicht die bekannten 
Gründe gegen die Theilung der Souveränität hier wiederholen 
und beschränken uns darauf zu behaupten, dass eine Theilung der 
Souveränität nach Inhalt und Innehabung eine absolute Unmög- 
lichkeit sei ... . Die Einheit des Subjects verlangt absolut die To- 
talität der dasselbe bedingenden wesentlichen Rechte.") . 

»6 S. 48. 



190 § 12. F. Neue y^&nderungen der Lehre mit Rücksicht auf den 

das Deutsche Reich wirklich ein staatliches Wesen ist and 
bleiben soU^ so kann demselben, für die Dauer wenigstens, 
kein wesentliches Hoheitsrecht und keine in demselben lie- 
gende Competenz, der Souveränität nach, entzogen wer- 
den*". Freilich erkennt H. an — und hier setzt seine 
Kritik der Beichsverfassung ein — , dass die gegen- 
wärtige Beichsverfassung kein abgeschlossenes Werk, 
sondern vorherrschend den Verhältnissen ihrer Begründung 
und den für diese maassgebenden Persönlichkeiten ange- 
passt sei**^. Das Beich, ftthrt er aus, ist staatlich unfertig 
und namentlich das Verhältniss zu seinen Gliedern nicht 
hinreichend geklärt; denn es besitzt insbesondere kein ein- 
ziges wesentliches Hoheitsrecht vollständig und ausschliess- 
lich, und einzelne dieser Bechte fehlen ihm ganz; auch 
vermischen die einzelnen Beichseinrichtungen die verschie- 
denartigsten, oft mit einander coUidirenden Oompetenzen, 
und viele wichtige Verhältnisse sind nur provisorisch ge- 
ordnet ^*^. 

Diese Unfertigkeit hat aber das Deutsche Beich nach 
Held's Auffassung mit allen föderativen Bildungen 
gemeinsam. Jede wirkliche Staatsbildung gilt ihm als- Frucht 
von Uebergangszuständen zwischen Einigung und Enteini- 
gung; solche Uebergangszustände, macht er immer 
von Neuem geltend ^^o^ können juristisch nicht ge- 
nau definirt werden; die Einrichtungen und Gesetzt 
während derselben sind in einem beständigen Flusse, tragen 



i" S. 25. 

118 S. 20 ff., S. 209. 

*19 Mit diesen Worten formulirt H. selbst (S. 214>) ein „Haupt- 
resultat'^ seiner Untersuchung. Die Mangelhaftigkeit der Reichsverfas- 
Bung ^Yom Standpunkte der materiellen Hoheitsrechte'', resp. „vom 
Standpunkte der Formen und Organe für Ausübung der Hoheitsrechte^ 
sucht der zweite Abschnitt seiner Schrift sub II u. III (S. 53 — 82, 
S. 82 — 181) nöher darzuthun; für die Theorie des Bundesstaates sind 
diese, theilweise recht scharfsinnigen, Erörterungen insofern unfrucht- 
bar, als sie durchaus vom Frincip des Einheitsstaates ausgehen. 

120 Bes. S. 28—30, 186—188, 202. 
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mehr als sonst den Stempel massgebender Persönlichkeiten 
an sich, mttssen daher lediglich ans sich selbst erkannt 
werden. Gemeinsam haben alle diese einer genauen staats- 
rechtlichen Bestimmung sich entziehenden sogenannten 
Staatenyerbindnngen nur, dass sie entweder mit der 
Yollen staatlichen Einigung, d. h. dem Einheitsstaate, oder 
mit einer vollständigen Enteinigang, d. h. mit einer wahren 
Staatenmehrheit, enden mttssen ^2^. Die Gründe, welche 
gegen diese Alternative angeführt werden könnten, erklärt 
Held, seiner Anschaanng über Souveränität und Staatsge- 
walt genülss, für die Produkte von Täuschungen, wie zahl- 
reiche theoretische Begriffe man auch erfunden, literarisch 
aussta£firt und selbst in die Gesetze aufgenommen habe, 
um die Wahrheit zu verhüllen. Zu diesen täuschenden 
Begriffen werden natürlich insbesondere auch Födera- 
lismus, Bundesstaat und Staatenbund gerechnet. 
Alle solche Formen sind eben nach Held^s Meinung nichts 
Fertiges oder Bestimmtes, „woraus mit Sicherheit etwas 
Anderes abzuleiten wäre, als eben solche Unfertigkeit und 
Unbestimmtheit, welche einer weitem Entwickelung be- 
darf*i22. _ So erscheint ihm denn auch ein Stehen- 
bleiben auf dem Standpunkte der Beichsverfas- 
sung als durchaus unmöglich; ein Abschluss iu der 
staatsrechtlichen Entwickelung Deutschlands kann erst dann 
angenommen werden, wenn der Staat entweder im Reiche 
oder in seinen Gliedern ausschliesslich und vollständig zur 
Ausbildung gelangt ist, wenn entweder die Deutschen Staaten 
zwar nicht eine gewisse politische Selbständigkeit, wohl 
aber die staatliche Eigenschaft verlieren, oder andererseits 
die neubegründete staatsrechtliche Einheit Deutschlands unter- 



«1 S. 30, 186—187. 

^ S. 187—188. — Seltoam ist aber die Aufzählung der zahl- 
reichen (sieben) Ghründe, vermöge deren das Deutsche Reich auch 
gegenüber allen anderen Reichen und Conföderationen der Vergangen- 
heit und Gegenwart etwas „durch und durch Neues und Eigenthüm- 
liches'« sein soll (S. 40—45). 



192 § ^^ ^- SFeoe Vexfindcrangm der Ldne ndt RfickBiefat auf den 

gäiV^. Die bisherige Entmckekuig fimd, wie Held h^- 
vorhabt, in «cster^ Bichtinig atatt^^, in wekhor die Wümehe 

und Hoffiumgen diese» Bebiiästellean» mdi dnitsliaiiff be- 

wegeaL^^s, 

%. Der zweite, ^eich&lL» d^n EÖrngmeh Ba^^exn 
angehörige, Kritiker de» Bundes&taat»begriff»i2ß 

aeheint zn dieia^ Kritik nicht sowohl dnrch eine dgrae fb--> 
tige 94aa<a»rechdiebe Theorie und politisehe IJebenGßiigimg 
vexanlaast worden za aein , sondern vielmehr TOTzng»- 
weise dnreh die Wahmefaxaniig, das» des* bii^er angenom- 
mesiB Bondesi^sfcatsbegriff sieh naeh den versehied^istai 
Seiten fär die von ihm beabschtigte Erkläning d@r neuen 
DeatHehen Gesammtveriaamiig si» unliranchbar erweise ^^. 



123 a. 209—211 („HauptBeauitatr 3 und 7^, ygL mit 3. l&a 

12* S. 210 in f. 

125 Yiir diesen politischen Standpxmkt beaond»» charakteristische 
Aeum^nngen finden seh S. 193 und 9. 196 {», 183 : ^Yon den Ftak- 
tikem w«den die en^o, die particulffciBtiBehsi, feanisr die anstaatlich 
oder die imdeutteh gewnnftn , nicht ohne Bitterkeit erkasnm , daesy 
bei der von tu» auf^BSteOten enag' ningiiBhen AKtMrimUve for die 2ii- 
kiin& DeucschUetids und a<äne^ Yölkar, luxfleze Wünsche und HbfP- 
nungen nicht fiOr die yiederheratenung einer jetset nur um ao klag- 
lichten SfcaatemnehTfreit , sondeni far die Tollendang einer 
«ta^rken und freien »taatlicben Einkeit and.'^ 1^. 1^: Da» 
ponäye Eesultat der kTitäuchen üntgranchnngm de» Tezfinws» lioat 
sich suMunmeniSEUHHKL in don Satae: „SolL Bentaehland nicht wiedcar 
eine Staatenmehriieit hofiumgsiosesfisr Art oder die Beaite andcsear 
Staaten werden, so nmss es aich m einer yollendeten monarchi- 
sehen staatlichen Einheit mit den Institatianen de» freietn 
Beehttortaates und mmst wahrimft se ügu^er u i i Hmt a f deaesttaliairtHi Vor^ 
waltong acBriuIden." 

1» Der BoadesstaatfAffgrrff Eine staidaBEeehtücha üntaxancfanng 
▼on Max 9e;del, Doktor der Bechte xbl Hfiffcfren (in d«c ZsitBchti^t 
für die gwainntfr Sitaaätifwimaacks£t Bd. 2d, Jahrgang 1»72, S^. I^ 
bis 236} . Die Exgekniase £aer üntgsnebnng hat clor Antor iMacwe3>- 
thet in seinem „Commentar zur TerfasanngKÜrknaib äx da» DeotBidie 
B^hf*r Wüxabaeg IS73; in ein» dem Cammeiiter wi a uagaaeh iektmi 
Emleitosg «nd « deshalb korz nTsaiamfiifffi— 1> 

^ Sejdel selbst in der eben ang^ohrtsn Emlaitrang» S. IX— XL, 
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Für den Ausfall seiner erneuten Prüfung des Begriffs und 
ebenso für seinen Versuch einer positiven Construktion der 
bisher von der Deutschen Wissenschaft als Bundesstaaten 
betrachteten Gebilde wurde aber in verhängnissvoller Weise 
bestimmend die Bekanntschaft mit den Ausführungen des 
wissenschaftlichen Begründers der Nordamerikanischen Staa- 
tenrechtstheorie. Max Seydel hat im Wesentlichen 
nur die Gedanken Calhoun's nach Deutschland 
tibertragen und auf die Deutsche Reichsverfas- 
sung angewendet. Da die in Deutschland herrschende 
Lehre über den Bundesstaat in letzter Instanz zurückgeht 
auf die, freilich besonders durch Tocqueville erheblich 
umgestalteten, Ideen des Nordamerikanischen „Federa- 
li st " *28^ go Y^ar die Versuchung naheliegend, gegen dieselbe 
die scharfsinnigen und beredten Argumente in das Feld zu 
führen, mit welchen in Nordamerika eine entgegengesetzte 
Auffassung der Union von einem hervorragenden Denker 
und Staatsmann verfochten worden war. Ueber die argen 
Sophismen und die schweren, zumal durcli den grossen 
Nordamerikanischen Bürgerkrieg klargelegten , politischen 
Gefahren der Calhoun 'sehen Lehre setzte sich jugend- 
licher Eifer leicht hinweg. 

Nach ihrem praktischen Ziel wird die Theorie Cal- 
houn's mit Recht als Nullif'ikations-Th^orie bezeich- 
net ^2^. In dem grossen Kampf für Sklaverei und gegen 



bezeichnet dieses Motiv als das für seinen kritischen Versuch mass 
gebende. 

^ S. insbesondere oben § 8. 

129 Die geschichtliche Entstehung und Ausbildung der 
Nullifikationslehre ist ausführlich dargelegt in dem so eben 
erschienenen Werke: „Verfassung und Demokratie der Vereinigten 
Staaten von Amerika. Von Dr. H. v. Holst. Erster Theil, Staaten- 
souveränetät und Sklaverei", Düsseldorf 1873. — Kritische Ana- 
lysen der Theorie Calhoun's haben gegeben R. v. Mohl in der 
Geschichte und Literatur der Staats Wissenschaften, Bd. 1, S. 568 — 573, 
und Büttimann, Das nordamerikanische Bundesstaatsrecht, Th. 1, 

Brie, Der Bundesstaat. I. 13 
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Schutzzölle, in welchem die Südstaaten schliesslich erlegen 
sind, strebte Galhonn, die Bechte und Interessen der 
letzteren gegen die nordstaatliche Majorität zu sichern, in- 
dem er jedem Einzelstaate ein wirksames Veto gegenüber 
angeblichen Uebergriffen der ünionsgewalt so wie die even- 
tuelle Befugniss, aus der Union auszutreten, vindicirte^^®. 
Diese „Staatenrechte" suchte er nicht nur in einer 
Reihe von glänzenden Beden und Staatsschriften sondern 
auch in einer zusammenhängenden wissenschaft- 
lichen Darlegung*3i zu begründen aus der rechtli- 
chen Natur der Union. Die Unionsverfassung, behaup- 
tete er, habe keine nationale Begierung geschaffen, 
auch nicht, wie insbesondere der Federalist annehme, eine 
theilweise nationale und theilweise föderale, sondern eine 



S. 62—72. — Verhältnissmässig unbedeutend ist der Artikel „Cal- 
houn« im Staatswörterbuch, Bd. 2, S. 315 — 19 (von Ed. Rei- 
mann). 

190 Ein Recht der Einzelstaaten, durch die Unionsverfassung nicht 
autorisirte Akte der Unionsregierung wirkungslos zu machen , wurde 
zuerst in den bekannten „Kentucky-Beschlüssen'' von 1798 und 
1 799 ausdrücklich in Anspruch genommen ; dass die Secession natur- 
gemässe Consequenz der Nullifikation sei, wurde schon damals von 
den Anti-Föderalisten erkannt, wenn auch noch nicht öffentlich ausge- 
sprochen (V. Holst a. a. O. S. 120 ff., S. 133 ff.). 

*3i A discourse on the Constitution and Government of the United 
States (in den Works of Calhoun, Vol. I, New York 1863, S. 109 
bis 406). Die Abhandlung, wahrscheinlich in den Jahren 1848 — 49 
ausgearbeitet, ist erst nach Calhoun's fode veröffentlicht worden; 
wenn sie auch die letzte Feile von Seiten des Verfassers nicht erhalten 
hat, so giebt sie doch der in den politischen Kämpfen von demselben 
vertretenen Auffassung der Union den vollsten und durchdachtesten 
Ausdruck. Eine noch tiefere wissenschaftliche Begründung hat Cal- 
houn seiner Lehre über das Wesen der Union zu geben sich bestrebt 
durch eine Untersuchung über den Staat im Allgemeinen (,^A dis- 
quisition on Government", in den Works, Vol. I, S. 1 — 107; vgl. 
R. V. Mohl a. a. O. S. 568 — 70); die Haupttendenz derselben ist 
nachzuweisen, dass jedes besondere Interesse, jeder Theil der Gemein- 
schaft ein Veto haben müsse gegenüber den anderen Interessen, resp. 
Theilen. 
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rein föderale"*. Zur Rechtfertigang dieser Auffassung 
berief er sich auf zahlreiche einzelne Vorgänge bei der 
Entstehung der Union, auf Aeusserungen der Haupturheber 
der Union, auf den Wortlaut der einzelnen Bestimmungen 
der Unionsverfassung ; vor Allem aber machte er zwei all- 
gemeinere, in engen Zusammenhang mit einander gebrachte, 
Momente geltend: die vertragsmässige Entstehung 
der Union und die Untheilbarkeit der Souveräni- 
tät. Die Union beruhe, führte er aus, selbst nach dem 
Eingeständniss des Federalist, auf Vertrag der souveränen 
Einzelstaaten; die Einzelstaaten hätten aber durchaus nicht 
beabsichtigt, ihre Souveränität aufzugeben, wie dies nöthig 
gewesen wäre, wenn ein nationales Gemeinwesen hätte 
errichtet werden sollen ^-^^. Es könne jedoch auch nicht 
neben der fortdauernden Souveränität der Einzelstaaten eine 
Souveränität der Union bestehen; denn die Souveräni- 
tät sei ihrem Begriff nach ein untheilbares Gan- 
zes; sie theilen, heisse sie zerstören*^. In Wahr- 
heit hätten die Einzelstaaten nichts Anderes gewollt und 
vollbracht als die Gonstituirung einer gemeinsamen 
Regierung für die Ausübung gewisser Hoheits- 
rechte, welche besser gemeinsam, als von den verschie- 
denen Staaten gesondert, ausgeübt würden; sie hätten der 
Union keine Rechte übertragen, sondern nur die 
Ausübung von Rechten delegirt; sie hätten keine 



132 L. c. S. 112 ff., 140 ff., 150 ff. 

133 S. 119—131, 150—51. — Die aus dem Wortlaut des Eingangs 
der Unionsverfassung gegen deren vertragsmässige Entstehung abge- 
leiteten Einwände sucht Calh. S. 132 — 137 zu widerlegen. 

134 S. 146': „There is no difficulty in understanding how powers, 
appertaining to sovereignty, may be divided; and the exerciseof 
one portion delegated to one set of agents, and another portion to 
another : or how sovereignty may be vested in one man , or in few, or 
in many. But how sovereignty itself — the supreme power can be divi- 
ded, — how the people of the several states can be partly sovereign, 
and partly not sovereign — .partly supreme, and partly not supreme, it is 
impossible to conceive. Sovereignty is an entire thing; — to 
divide is, — to destroy it." 

13* 
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Verfassung über sich errichtet, sondern nur ein Vertrags-» 
verhältniss zwischen sich begründet und eine Ver- 
fassung über den einzelnen Bürgern^^s, Cal- 
houn hat) wie schon aus dem letztangeführten Satz 
hervorgeht, nicht verkannt und nicht geleugnet, dass die 
Union verschieden sei von einer gewöhnlichen und 
namentlich auch von der vorangegangenen Nordamerikani- 
schen Oonföderation; er hat vielmehr zugegeben, dass 
die Union eine wirkliche Regierung habe, welche 
nicht von den Regierungen der Einzelstaaten abhänge, und 
welche direkt auf die einzelnen Bürger ein- 
wirkende, ^ber die Einheit der Souveränität fand er da- 
durch gewahrt, dass die constituirende Gewalt den 
Einzelstaaten, wenn auch in modificirter Form, vor- 
behalten sei^^^, und dass die Faktoren der gemein- 
samen Regierung, ebenso wie die Partikularregierungen, 
fortdauernd von den Einzel völkern (theils direkt, theils 
indirekt) bestellt würden i^^. Gerade aus dieser Gemein- 
samkeit des Ursprungs zog er die weitere Folgerung, dass 



«85 S. 129—131, 142—149, 197-199, u. bes. S. 276-77. 
i^ Die wesentlichen Unterschiede zwischen einer »confederacy^ 
und einem „federal government^ entwickelt Calh. S. 162—168. 

«7 S. 138—140, 156—158. An und für sich, behauptet C, würde 
die Zustimmung aller Einzelstaaten zu einer Veränderung des Verfas- 
sungsvertrages erforderlich sein; da aber das Erforderniss der Ein- 
stimmigkeit auch die nothwendigen Abänderungen beinahe unmöglich 
machen würde, so seien die Einzelstaaten übereingekommen, die Aus- 
übung der ihnen zustehenden constituirenden Gewalt dahin zu modi- 
ficiren, dass eine Dreiviertel-Majorität genügen solle. 

138 S. 137—138, 152—156. C. behauptet insbesondere, dass auch 
die Mitglieder des Repräsentantenhauses Vertreter der einzelnen Staa- 
ten, in welchen sie gewählt würden, seien; er beruft sich ferner dar- 
auf, dass der Präsident und der Vicepräsident gewählt würden von 
Wahlmännern, deren Ernennung nach ausdrücklicher Bestinmiung der 
Verfassung den Einzelstaaten zustehe. Das Volk der Vereinigten 
Staaten als Gesammtbeit hat nach C.'s Auffassung gar keinen Antheil 
an der Bildung der gemeinsamen Organe, ja im staatsrechtlichen Sinne 
giebt es gar keine solche Gesammtheit (S. 161—62). 
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die Regierung jedes Einzelstaates der Regie- 
rung der Union coordinirt, nicht subordinirt sei^39j 
aus dem Verhältniss von Schöpfer und Geschöpf, welches 
zwischen den souveränen Einzelvölkem und der Unions- 
regierung bestehe, leitete er die Sätze ab, dass jeder Ein- 
zelstaat über den Umfang der dieser übertragenen Rechte 
in erster Instanz selbst zu urtheilen habe, also nach 
seinem Ermessen verfassungswidrige Akte der 
Unionsbehörden für nichtig erklären könne, und 
dass ein so entstehender Streit von den vertragsmässig 
vereinigten Einzelvölkern zu entscheiden sei, 
wofür die Verfassung auf dem Wege der Verfassungs- 
änderung das geeignete Verfahren eröffnet habe^*®; end- 
lich konnte es von diesem Standpunkt der fortdauernden 
vollen und ausschliesslichen Souveränität der Einzelstaaten 
nicht zweifelhaft sein, dass jeder Einzelstaat das 
Recht habe, den mit den anderen Einzelstaaten abge- 
schlossenen Verfassungvertrag zu lösen nach den 
Grundsätzen des Völkerrechts^^^ 

Die Hauptgedanken und manche einzelne Ausführungen 
Calhoun's hatSeydel sich angeeignet und verwerthet, 
ohne doch den innem Zusammenhang der Gal ho un' sehen 
Lehre völlig zu erfassen i*^. 



«9 S. 166—168. 

1*0 S. 275 — 300. Bis zur erfolgten Gutheissung ihres Anspruchs 
sollte die Unionsregierung verpflichtet sein, von jeder Ausübung der 
bestrittenen Befugniss abzustehen. 

^*i Dieses Secessionsrecht formulirt näher Calh. S. 300 — 302. 

1*2 In seiner „Untersuchung'' über den Bundesstaatsbegriff hat er 
sich vorzugsweise an einzelne hervorstechende Aeusserungen aus Cal- 
houn's Reden gehalten, dagegen dessen Abhandlung über das Wesen 
der Union sehr oberflächlich benutzt. Nur so erklärt sich die Bemer- 
kung (l. c. Si 213 — 14), Calhoun so wenig wie sein parlamenta- 
rischer Gegner Webster habe an die Möglichkeit gedacht, dass die 
vertragschliessenden Staaten durch den Vertrag ihre Souveränität, d. h. 
ihr Dasein als Staaten, aufgeben, während doch in Calhoun' s Ab-» 
handlung diese Frage ausführlich erörtert ist (oben S, 195); nur so 
erklärt sich ferner die auffallende Erscheinung, dass S. damals auf die 
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Verhältnißsmässig leicht und glttcklich hat er die Auf- 
gabe gelös't, aaf Grand der herrschenden Staats- 
lehre die Unhaltbarkeit der herrschenden Lehre 
vom Bundesstaat darznthnn. Eine Reihe modemer 
Begriffsbestinunangen des Staates wird vorgeführt zum Be- 
weise für die allgemeine Anerkennung der Sätze, dass der 
Staat 4ie vollkommene Einigung und dass folglich die 
Staatsgewalt schlechthin die höchste Gewalt und als solche 
einig (ausschliesslich), untheilbar und unbegrenzbar sei^^^. 
Mit dieser begriffsmässigen ^Souveränität^ der Staatsgewalt 
steht aber, wieS. weiter ausfährt ^^^, der, insbesondere von 
Waitz zur abgeschlossenen Darstellung gebrachte, Bundes- 
staatsbegriff in unvereinbarem Widerspruch : derselbe theile 
die Staatsgewalt, indem er über den Gesammtstaat wie 
über die Gliederstaaten einen souveränen Willen herrschen 
lasse, also eine zweifache Staatshoheit in jedem Lande an- 
nehme; jede dieser beiden Staatsgewalten sei dann nur 
eine „fragmentarische Staatsgewalt^' ^^^, eine Summe von 
einzelnen Hoheitsrechten, während es in Wahrheit gerade 
der Inhalt der Souveränität sei, keinen bestimmten, sondern 
einen unbegrenzbaren Umfang zu haben. Mit Secht habe 
Galhoun folgende Sätze aufgestellt: die Souveränität thei- 
len, heisse sie vernichten ; ein Staat könne nicht blos relativ 
souverän sein; nur die Ausübung von Souveränitäts- 
rechten könne Verschiedenen übertragen werden*^«. ^ 

Diese Gedankenreihe Calhoun's erklärt vornehmlich, 
wie unser Deutscher Autor von dem negativen ErgebniBs 
der wissenschaftlichen Unmöglichkeit des bisherigen Bun- 
desstaatsbegriffs unmittelbar gelangt ist zu der positiven 



wichtige Unterscheidung Calhoun's zwischen „federal govemment" 
und „confederacy" gar keine Rücksicht genommen hat (unten S. 200). 

1^ Zeitschr. f. d. ges. Staatsw. Bd. 28, S. 185—195; vgl. den 
Conunentar zur Verf.-Urk. f. d. Deutsche Beich, Einleitung S. XI 

his xn. 

1** Zeitschr. 1. c. S. 195— 20S; Commentar, Einl. S. Xu— XIV. 
1^ Ausdruck Gerher's, s. ohen § 11 Anm. 12. 
IM Zeitschr. S. 198. 
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Behauptung, dass alle Btaatlichen Gebilde, die 
man bisher als Bundesstaaten zn bezeichnen 
pflegte, entweder einfache Staaten oder Staa- 
tenbünde sein mttssten^^^ Unter einem Staaten- 
bunde versteht er nämlich nicht, wie manche neuere 
Deutsche Publicisten ^^^, ein wirkliches Gremeinwesen mit 
einer den einzelnen Staaten übergeordneten Bundesgewalt, 
sondern eine, von einer Allianz nur durch die Dauer ver- 
schiedene Staatengesellschaft, „die dauernde Ver- 
einigung von Staaten zum Zwecke der gemein- 
samen Ausübung einzelner Hoheitsrechte"^**. Dass 
nun aber die rechtliche Natur der bisher für Bun- 
desstaaten gehaltenenVereinigungen dieser De- 
finition des Staatenbundes entspreche, sucht er, 
im engen Anschluss an die Argumentationen Galhoun's, 
zu begründen insbesondere durch Berufung auf die ver- 
tragsmässige Entstehung der fraglichen Bun- 
desverhältnisse und durch den Nachweis, dass in 
Amerika, in der Schweiz und in Deutschland die Organe 
des Bundes nach der Art ihrer Bestellung nur gemein- 
same Organe der Einzelstaaten seien i*®. Bei dieser 



1*7 Zeitschr. S. 207—208, vgl. mit S. 195-197. — Wenn Seydel 
(Zeitschr. S. 207—208, vgl. mit S. 195—197) das Dilemma „einfacher 
Staat'' oder „Staatenbund'', welchem sich die Wissenschaft angesicht 
der staatlichen Neugestaltungen Nordamerika's , der Schweiz und 
Deutschlands durch den Zwitterbegriff „Bundesstaat" habe entziehen 
wollen, nach Beseitigung dieses Begriffs für unabweisbar erklärt, so 
setzt er eben voraus, dass mehrere Staaten sich zur dauernden gemein- 
samen Ausübung von Hoheitsrechten vereinigen können, und dass 
dies der Begriff des Staatenbundes sei (vgl. auch N. 149). 

1^ Deutlich und bestimmt insbes. Paul Pfizer (oben § 7 N. 41) 
und j5. Meyer, Nordd. Bundesrecht §§ 1 u. 2, 

1*« Commentar, Einl. S. XIV. — In der Abhandlung Seydel's 
über den Bundesstaatsbegriff findet sich eine Begriffsbestimmung des 
Staatenbundes nur ganz gelegentlich bei Erörterung des Verhältnisses 
von Bundesindigenat und Landesindigenat. (Zeitschr. S. 243.) 

«» Zeitschr. S. 208—242 („Die rechtliche Natur der Vereinigten 
Staaten, der Schweiz und des Deutschen Reichs"); Commentar S. 3 
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Beireirifekraag^, bei Wüedtgmmg wk safibugciier Bb- 
wände mid bei wdterer Ealwiekebn^ aooer Tkeoiie ist er 
rteMO wcs^ Tor des gciwaltsnHtes Iileffiiretaliottem als 
TOT den bede^lifksleB CooseqwiHcn nrftckgesekredcl<^^ 
hamtrinm jcdoeli riebt er ridi gaSAigt naugestobeu. dass 
die Attsdniekflweifle der SdiweiierisekeB BndBSwtAmmng 
rem 1S4% mid der gegeswärtigcB Devts^es Rric)»Ter&s- 
9uag dardi des .fabehe« Bandesstaalabegriff*^ ai^vfiidi 
beenflofl«! wofden sei^^-. 

Emgelieiidere Besehäfti^ni^ mit der Devtsclm Rrieks- 
rerbiaeang bat aber aaeb miseni Äati>r aeUwt za eiaer be- 
dentsameii Annäberang an den rerworfenen Be- 
griff gebniebt. Wäbrend er in d« grandlegenden Anfintz 
ttber den Bandessluisbegriff sogar die Calboan'sebe Un- 
tersebddnng ron „Confedersuj^ and ^Fedeial GoTomment^ 
ignorirt batte, statnirt er in der Einkitang nm Coounentar 
der Reidisrerfassnng zwei Arten des Staatenban- 
des, den Tölkerreebtlieben Band and den Staats- 
reebtlieben Bond, welcbe zwar niebt dem Wesen naeb, 
wobl aber in der äosseren Gestaltong rersebieden seien <^^ 



bM 14, 8. S4 — 96. Besonders Tenreithet er natürlich für seine Ansicht 
die Einrichtung des Deutschen Bnndesraths. 

^< So behauptet er, dass die Gesetse des Deutschen Reichs, obgleich 
sie ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung Yon R^chswegen 
eHialten, doch innerhalb jedes Einzelstaates nur als Landesgesetxe nirken 
^Zeitschrift S. 231 ; Commentar S. 9 u. 35, ; dass die Mitglieder des 
lieichstages, ungeachtet Art. 29 der R. V., Vertreter der BeTölkerung 
des Einzelstaates, in welc)|jem sie gewählt wurden, sden (Zeitschr. 
8, 239; Commentar 8. 138—142}; dass die Schulden des Norddeut- 
schen Bundes (trotz Art. 73 der Xordd. B. V.) nur Schulden der ein- 
zelnen Nordstaaten gewesen seien (Commentar S. IS — 22); dass die 
SouTeräne der Einzelstaaten sich der Gesammtheit gegenüber nur eines 
Vertragsbruches, aber nicht eines HochTerraths schuldig machen kön- 
nen, und dass durch Terfassungswidrige Handlungen Yon Seiten der 
Bundesgenossen der verletzte Staat von seinen Verpflichtungen frei 
werde (Zeitschr. S. 240—42; Commentar S. 25—27). 

«M Zeitschr- 8. 224, 234-35, 239. 

iixi Commentar, Einl. S. XIV — XVI (Tgl. auch den Commentar 
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Der Bund^ welcher zur gemeinsamen Ausübung staats- 
rechtlicher Hoheitsrechte geschlossen werde, finde seine 
Verwirklichung nur dann, wenn der Inhalt des Bundes Ver- 
trags zwischen den Staaten zugleich zum Gesetze in den 
Staaten gemacht werde ; zwischen einem solchen Bunde und 
den Staatsangehörigen finde nothwendigerweise fortdauernd 
eine unmittelbare Beziehung statt; auch seine „äussere 
Einrichtung" werde von der des völkerrechtlichen Staaten- 
bundes nothwendigerweise verschieden sein; insbesondere 
werde, wenn die verbündeten Staaten constitutionelle Mo- 
narchieen seien, bei dem völkerrechtlichen Bunde das ge- 
meinsame Organ der Bundesregierungen allein die Bundes- 
angelegenheiten wahrnehmen , bei dem staatsrechtlichen 
Bunde dagegen dem gemeinsamen Organ der Bundesregie- 
rungen eine gemeinsame Volksvertretung zur Seite stehen ^^^, 
In diesem Falle, meint S., könne man nicht unpassend von 
einem constitutionellen Staatenbunde sprechen, und 
ein solcher sei das Deutsche Beich. — Freilieh ist nach 
seiner Auffassung auch der staatsrechtliehe und constitutio- 
nelle Staatenbund nur ein Vertragsverhältniss souveräner 
Staaten i«. 

rV. Wir haben unsere dogmengeschichtliche Darstel- 
lung geführt bis in die unmittelbare Gegenwart. Der heu- 
tige Zustand der Lehre vom Bundesstaate er- 
scheint darnach als ein durchaus unbefriedigender, 
unhaltbarer. Die frühere, bis zum Jahre 1848 allmählich 



seihst S. 12 — 13 über die Unterschiede zwischen dem alten Deutschen 
Bunde und dem neuen Reiche). — Was soll man aher dazu sagen, 
dass derselbe SchriftsteUer in demselben Buche (S. 6) , gegen t. Rönne 
polemisirend , einen staatsrechtlichen Bund für ein undenkbares Ding 
erklart? 

1^ S. erklärt es sogar für ToUkommen vereinbar mit dem Begriff 
des Staatenbundes, wenn die Mitglieder des Bundesparlamentes als 
Vertreter „der Bevölkerungen sämmtlicher Bundesstaaten^ erscheinen, 
obgleich er den Mitgliedern des Deutschen Reichstags diese SteUung 
nicht zugestehen wiU (oben N. 151). 

^ s. besonders Commentar S. 12—13, 25^27. 



202 § 12. F. Neue Veränderungen der Lehre mit RückBicht auf den 

von der Deutschen Wissenschaft ausgebildete Theorie ist, 
wenngleich nicht widerlegt, doch beinahe völlig vergessen; 
ein einfaches Zurückgehen auf dieselbe wird aber schon aus- 
geschlossen durch die Wahrnehmung, dass sie zahlreiche 
wichtige, seither in den Vordergrund getretene Fragen — 
wie die Art der Betheiligung der Gliederstaaten an der 
Gentralgewalt, die verfassungsmässige Begränzung und Ver- 
änderung der gesammtstaatlichen Gompetenz, die eigene 
Verwaltung und Rechtsprechung und die Bezugsquelle der 
Mittel der Gentralgewalt, endlich den Einfluss der Ent- 
stehungsart des Bundesstaats auf dessen juristische Natur 
und Gestaltung — gar nicht aufgeworfen oder nur flüchtig 
berührt hat. Die neue Lehre, welcher durch Waitz eine 
einheitliche und umfassende Ausprägung zu Theil geworden 
war, hat, kaum zur Herrschaft gelangt, ihren inneren Zu- 
sammenhang und Halt verloren durch zahlreiche tiefgrei- 
fende, aber noch zumeist unsichere und controverse Ab- 
schwächungen und Modifikationen; ja bereits kommt die 
Erkenntniss zum Durchbruch, dass sie überhaupt auf fehler- 
hafter, mit dem Wesen des Staats unvereinbarer Grundlage 
beruht. Mit dieser Theorie wankt der Begriff des 
Bundesstaates selbst: ähnlich wie im siebzehnten 
Jahrhundert erhebt sich von Neuem der auf die Natur des 
Staats und der Staatsgewalt gegründete Widerspruch gegen 
die Möglichkeit eines eine Mehrzahl von Staaten in sich 
enthaltenden Staates, eines Zusammenbestehens von Ge- 
sammtstaat und Partikularstaaten. Und doch ist anderer- 
seits allgemein lebendig die Einsicht oder wenigstens die 
Empfindung, dass zur wissenschaftlichen Erklärung hoch- 
wichtiger geschichtlicher und namentlich in der Jetztzeit 
uns entgegentretender Erscheinungen des Völkerlebens der 
Begriff des Bundesstaates, oder überhaupt ein von dem völ- 
kerrechtlichen Staatenbunde wie von dem einfachen Staate 
verschiedener und mit beiden wiederum verwandter Begriff, 
nicht entbehrt werden kann. 

Aus einem solchen Zustand der Unsicherheit 
und des Unbehagens zu befreien vermag nur 
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eine eingehende Revision der Lehre vom Bun- 
desstaate, welche mit gleicher Sorgfalt die all- 
gemeinen durch das Wesen des Staates gegebenen 
Principien wie die verschiedenen, bisher zur 
Bildung des Bundesstaatsbegriffs verwendeten 
oder zur allseitigen Richtigstellung dieses Be- 
griffs verwendbaren realen Gestaltungen be- 
rlleksichtigt. Der Lösung dieser Aufgabe ist der zweite 
Theil unserer Arbeit gewidmet. 



